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Es ist mehr als selbstverständlich, dass für 
den Bau von Schulgebäuden Regeln gel-
ten müssen, die einen gewissen Standard 
festlegen. Sie werden unter verschiedenen 
Begrifflichkeiten geführt, wobei im allge-
meinen Sprachgebrauch gern die Bezeich-
nung „Schulbaurichtlinie“ benutzt wird. 
Da Bildungspolitik in der Bundesrepublik 
Sache der einzelnen Länder ist, gibt es 
bei ihnen auch eine unterschiedlich große 
Anzahl von Richtlinien, Leitfäden und Emp-
fehlungen. Darüber hinaus haben einzelne 
Städte unterhalb der Richtlinienebene wie-
derum eigene Vorstellungen entwickelt, die 
den Planungen für Schule zugrunde gelegt 
werden sollen.
 
Wer sich Gedanken darüber macht, wie 
Bildung zu verbessern wäre, muss sich 
zwangsläufig auch mit den Gebäuden und 
Räumen beschäftigen, in denen Bildungs-
prozesse stattfinden. Architektur spiegelt 
ja nicht nur die Beschaffenheit der Gesell-
schaft wider, die sie errichtet, sie lässt im 
Falle der Schulbauten und ihrer Planungs-
vorgaben auch erkennen, welchen Stellen-
wert das Thema Bildung und Erziehung in 
den einzelnen Bundesländern hat. Es ist 
deshalb eine naheliegende Aufgabe, die 
einzelnen Bestimmungen in Ländern und 
Gemeinden im Vergleich zu betrachten 
und gegeneinander abzuwägen.
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 Die Unterschiede, die wir herausgefunden 
haben, sind viel größer, als wir zunächst 
vermutet hatten. Das betrifft zum einen 
die Größenangaben, die für Räume oder 
für Flächenangaben in Bezug zur Schü-
lerzahl festgelegt werden, ebenso wie die 
grundsätzliche Art der Vorgaben. Während 
in Baden Württemberg ausschließlich die 
Flächen für Klassenzimmer und andere 
Räume dezidiert vorgegeben werden, ha-
ben Städte wie beispielsweise Herford 
oder Köln eine Auslegung für Größenan-
gaben getroffen, die sich auf die Schüler 
beziehen. So können etwa in Köln Grup-
penräume realisiert werden, die im Raum-
programm der südwestdeutschen Richt-
linie gar nicht auftauchen. Ein zweites 
Beispiel: In Bremen finden wir Aussagen 
zum Schulstandort und zum Umgang mit 
Klassenräumen im Bestand. In anderen 
Bundesländern werden dazu gar keine An-
gaben gemacht, obwohl der Sanierungs-
stau von Schulbauten der Republik – und 
nicht nur deren technische Instandsetzung, 
sondern auch deren Ertüchtigung zu Ganz-
tagsschulen – eines der größten Probleme 
darstellt, die es in den kommenden Jahren 
zu lösen gilt.
 
Der Blick über die Grenzen, in die Schweiz 
oder nach Bozen, war uns wichtig. Überra-
schend ist dort nicht nur die Offenheit der 

Vorwort
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Regeln, sondern auch die Einbeziehung 
der Frage, auf welchem Weg gute Baukul-
tur erreicht werden kann. Dass dagegen 
in den Verordnungen der Bundesrepublik 
die gestalterische Qualität überhaupt kei-
ne Rolle spielt, ist höchst bemerkenswert, 
zumal der Begriff des „dritten Pädagogen, 
mit dem die Architektur des Schulbaus ge-
meint ist, inzwischen Allgemeingut in Päd-
agogik und Architektur geworden. 
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Einleitung

Einleitung
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I Forschungsanlass

Schulen, Schulformen und Schularchitektur sind gegen-
wärtig Teil einer intensiven öffentlichen Debatte. Sie wird 
künftig noch sehr viel mehr Raum einnehmen angesichts 
der wachsenden Einsicht, dass Bildung die Basis einer 
zukunftsfähigen Gesellschaft ist und daher die Verbesse-
rung des Bildungswesens zu den großen gesellschaftli-
chen Aufgaben zählt.

In der pädagogischen Forschung ist derzeit viel von der 
Notwendigkeit einer neuen Wissens- und Kompetenzkul-
tur die Rede. Individualisierung und innere Differenzierung 
des Unterrichtsgeschehens, ein aktives und interaktives 
Lernen mit allen Sinnen, Stärkung der Teamfähigkeit sind 
Schlüsselbegriffe der gegenwärtigen Schulentwicklung. 
Dies wird die Schulen und mit ihnen die Schulgebäude, 
wie wir sie bislang kennen, grundlegend verändern: Sie 
werden sich für neue Lern- und Unterrichtskulturen öffnen 
und die dafür erforderlichen räumlichen Arrangements 
bereitstellen müssen. 

Hinzu kommt, dass sich gegenwärtig viele Schulgebäude 
in einem beklagenswert schlechten Zustand befinden: 
Allein für die Instandhaltung der vorhandenen Gebäude 
sind nach Schätzungen des Deutschen Instituts für Ur-
banistik bundesweit bis zum Jahr 2020 hohe zweistellige 
Milliardenbeträge erforderlich. Gleichzeitig wachsen die 
Anforderungen: Schule wird mehr und mehr zum Ganz-
tagsbetrieb, und die Gebäude müssen mit Blick auf die 
kommunalen Haushalte möglichst effizient genutzt und 
bewirtschaftet werden und daher immer häufiger geeig-
net sein, schulische und nicht-schulische Funktionen zu 
bündeln. Besonders wichtig sind in unserem Zusammen-
hang die veränderten pädagogischen Anforderungen an 
das Raumangebot: Pädagogen klagen darüber, dass in 
Schulen, die nach Standards und Richtlinien von „gestern“ 
errichtet wurden, ein zeitgemäßes Unterrichten und Ler-
nen (für „morgen“) nur schwer möglich ist.
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Mit dem Investitionsprogramm „Zukunft Bildung und Be-
treuung“ (IZBB) von 2003 – 2009 und den kommunalen 
Investitionen im Rahmen des Konjunkturpakets II von 
2009 hat die Schulbautätigkeit in Deutschland spürbar 
zugenommen. In fast allen der mehr als 10.000 deut-
schen Kommunen werden gegenwärtig Schulen saniert, 
umgebaut oder erweitert. Auch wenn der Ausbau des 
Ganztagsangebots und die gebäudeenergetischen Sanie-
rungsmaßnahmen bislang im Vordergrund stehen, findet 
gleichzeitig doch auch ein intensiver Diskurs darüber 
statt, wie die gestiegenen Schulbauaktivitäten mit einer 
weit reichenden Verbesserung der Lernbedingungen ver-
knüpft werden könnten. Dieser Diskurs wirft Fragen nach 
den dafür notwendigen Qualitäten auf – hinsichtlich der 
räumlichen Konzeption von zeitgemäßer Schularchitektur, 
aber auch mit Blick auf die Qualität der dafür notwendi-
gen Entwicklungsverfahren und -prozesse.

Qualitative Standards werden häufig als Leit- oder Richt-
linien formuliert, in der Pädagogik ebenso wie in der 
Architektur. Betrachtet man geltende Richtlinien für den 
Schulbau, stellt man fest, dass sie häufig eher Grenzen 
als Qualitätsmerkmale beschreiben: Insbesondere in der 
Schulbauförderung werden sie in der Regel nicht als Min-
deststandards, sondern als zulässige Maxima interpre-
tiert. Musterraumprogramme, so es sie gibt, werden auf 
diese Weise schnell zu einem engen Korsett, obwohl sie 
eigentlich die Vielfalt möglicher räumlicher Konzeptionen 
aufzeigen sollen. 

Nicht weniger wichtig ist ein weiterer Aspekt: Vielen 
Schulbaurichtlinien liegen traditionelle schulpädagogi-
sche Konzepte zu Grunde (z.B. die nach Klassen- und 
Fachräumen gegliederte Schule im Halbtagsbetrieb), oder 
sie beschränken sich auf die bauaufsichtlichen Aspekte 
von Schulbauten. In beiden Fällen geben sie keine befrie-
digenden Antworten auf die Frage, nach welchen Kriterien 
Schulen zukunftsfähig gestaltet werden sollten. 
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Mit den in einigen Bundesländern beschlossenen Schul-
reformen zur Verlängerung der Grundschulzeit bzw. zur 
Einführung von so genannten Gemeinschafts- bzw. Regi-
onalschulen oder auch von Quartiersbildungszentren ist 
ein weiterer Anlass geschaffen, Kriterien und Qualitäts-
merkmale für zeitgemäße Schulgebäude zu entwickeln. 
Denn diese bildungspolitischen Strukturreformen führen 
notwendigerweise zu veränderten pädagogischen Kon-
zepten, für die wiederum in den Schulgebäuden die erfor-
derlichen Lernumgebungen geschaffen werden müssen. 
Angesichts der chronischen Haushaltsprobleme müssten 
sich die Kommunen verpflichtet sehen, derartige Inves-
titionen in Bildungseinrichtungen an zukunftstauglichen 
Standards auszurichten; denn bei veralteten Standards 
im Schulbau sind Fehlinvestitionen geradezu vorprogram-
miert. 

Vor diesem Hintergrund ist die Entwicklung eines zeit-
gemäßen Referenzsystems für qualitativ hochwertigen 
Schulbau ein wichtiger und zugleich dringlicher Schritt zur 
Verbesserung der Bildungsinfrastruktur in Deutschland. 
Dazu soll auf Initiative der beiden Montag Stiftungen „Ur-
bane Räume“ und „Jugend und Gesellschaft“ und mit der 
Unterstützung des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung (BMBF) und des Bunds Deutscher Architek-
ten (BDA) ein mehrstufiger Entwicklungsprozess gestar-
tet werden, der ein inspirierendes, praxistaugliches und 
vornehmlich auf Selbstverpflichtung setzendes „Regel-
werk“ zum Ziel hat, das den Akteuren aus Schule, Politik, 
Planung, Verwaltung und Zivilgesellschaft bei Neu- und 
Umbaumaßnahmen von Schulen verlässlich Orientierung 
geben kann. 

II Forschungsfragen

Die vorliegende Studie bildet in diesem Entwicklungspro-
zess den ersten Baustein und wurde mit Mitteln des Bun-
desministeriums für Bildung und Forschung gefördert.
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Ein vergleichender Überblick von aktuell gültigen Schul-
bauverordnungen, der die wesentlichen Inhalte und Ziele 
identifiziert, einander gegenüberstellt und Übereinstim-
mungen und Abweichungen qualifiziert diskutiert, soll 
Antworten geben auf Fragen wie:

—  Mit welchen Quantitäten operieren die Vorschrif-
ten und Empfehlungen und wie werden sie  
gegebenenfalls begründet?

—  Spiegelt sich der grundlegende Wandel im päda-
gogischen Verständnis von Schule und Unterricht 
in den Richtlinien wider?

—  Wie werden neue Anforderungen an Ganztags-
schulen und Inklusion integriert?

—  Wie und in welchem Umfang werden architekto-
nische und städtebauliche Qualitäten von Schul-
bauten eingefordert?

—  Inwieweit wird dem Umgang mit Bestandsgebäu-
den in den Richtlinien Rechnung getragen?

—  Wo und wie sind die Richtlinien an die Finanzie-
rung bzw. Landesförderung von Schulbauten  
geknüpft?

—  Inwieweit existieren Regeln und Richtlinien für 
Verfahren und Prozesse im Schulbau?

—  Wie stellt sich das Verhältnis zu anderen Normen 
und Vorschriften dar, die für den Bau von Schulen 
von Bedeutung sind?

III Untersuchte Richtlinien

Für die Vergleichsstudie wurden Schulbaurichtlinien 
und Empfehlungen von 10 deutschen Bundesländern, 
deutschsprachigen Ländern und Städten ausgewählt, die 
eine gewisse Bandbreite abbilden und damit repräsenta-
tiv für Regelungen zum Schulbau in der Bundesrepublik 
Deutschland stehen bzw. Vergleiche mit dem deutsch-
sprachigen Ausland ermöglichen. Außerdem wurden auch 
solche Schulbauvorschriften ausgewählt, die neue An-
sätze im Schulbau und seine Verfahren berücksichtigen 
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sowie die verschiedene Zuständigkeitsebenen abbilden. 
Deshalb werden auch neuere kommunale Leitlinien wie 
die von Köln und Herford untersucht, die in den letzten 
Jahre entstanden sind. 

Für die klassischen deutschen Schulbaurichtlinien stehen 
die der Bundesländer Nordrhein-Westfalen, Sachsen, Bre-
men und Baden-Württemberg, die unterschiedliche Rege-
lungstiefen und Regelungsarten liefern.

Des Weiteren werden Richtlinien aus dem deutschspra-
chigen Ausland (Zürich, Österreich, Südtirol) analysiert, 
die in den letzten Jahren umfassend und substanziell 
überarbeitet worden sind.

Um schließlich auch noch länderübergreifende Regelun-
gen zu erfassen, werden die Vorgaben der Kultusminis-
terkonferenz für deutsche Auslandsschulen, die durch die 
Bauministerkonferenz (ARGEBAU) entwickelten Muster-
schulbaurichtlinien und die „Arbeitshilfen zum Schulbau“ 
der Zentralstelle für Normungsfragen und Wirtschaft-
lichkeit im Bildungswesen (ZNWB), in den Vergleich mit-
einbezogen. Da aber die Musterschulbaurichtlinien der 
Bauministerkonferenz ARGEBAU die Schulbaurichtlinien 
von Nordrhein-Westfalen vollständig übernommen haben, 
kann von deren separater Untersuchung abgesehen wer-
den.
 
Die untersuchten „Arbeitshilfen zum Schulbau“ beinhalten 
eine Zusammenstellung der gültigen Normen, der tech-
nischen Richtlinien sowie der Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften zum Bau und zur Ausstattung von Schulen. 
Sie geben ferner einen Überblick über alle schulbaurele-
vanten Regelungen der einzelnen Bundesländer und ent-
halten allgemeine Schulbauempfehlungen. Letztere sind 
allerdings nur als „Entwurf“ formuliert, weil die Tätigkeit 
der ZNWB, die ursprünglich die Aufgaben der 1985 auf-
gelösten Schulbauinstitute übernommen hatte, zwischen-
zeitlich eingestellt wurde.
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IV Methodik

Bei der Suche nach einem geeigneten Bezugsrahmen 
für den Richtlinienvergleich ergab sich die Alternative, 
entweder schematisch die verschiedenen Räume abzu-
fragen und die Zahlen gleichsam blind nebeneinander 
zu stellen oder aber einen qualitativen Ansatz zu wählen. 
Die Entscheidung fiel zugunsten der zweiten Lösung aus. 
Zum einen, weil die Raumbezeichnungen und Raumzu-
ordnungen in den verschiedenen Ländern zum Teil erheb-
lich voneinander abweichen; zum anderen, weil der bloße 
Zahlenvergleich keine sinnvollen Aussagen zulässt, denn 
die Entscheidung für eine bestimmte Flächendefinition 
steht immer im Kontext des Gesamtkonzepts einer Schu-
le (oder sollte doch zumindest so verortet sein).

Als qualitativen Bezugsrahmen für unsere Analysefelder 
haben wir die von einer interdisziplinären Arbeitsgruppe 
der Montag Stiftung entwickelten „10 Thesen für einen 
zukunftsfähigen Schulbau“ gewählt. (Die Thesen erschei-
nen unter dem Titel „Schulen planen und bauen“ im  
Dezember 2011).

Die Vorstellungen vom Lernen und von wirksamen Unter-
richtsarrangements an deutschen Schulen befinden sich 
gegenwärtig in einem grundlegenden Wandel. Die Thesen 
der Montag Stiftung gehen darum aus von einem Bild von 
Schule, wie es sich nach dem gegenwärtigen Stand der 
Schulentwicklungsdebatte mit aller gebotenen Vorsicht in 
die Zukunft „projizieren“ lässt. Dieser Vorgriff ist notwen-
dig, wenn Schulen gebaut (oder umgebaut) werden sol-
len, die auch noch für die nächste Generation geeignete 
Räumlichkeiten bieten. Die Thesen definieren gleichsam 
die „Weichen“, welche die Pädagogen stellen müssen, 
bevor der Zug der Architekten im Planungsprozess seine 
Fahrt aufnehmen kann. Und sie erlauben es, Einzelent-
scheidungen zu bestimmten Räumen in ein begründetes 
Gesamtbild von Schule und Schulentwicklung zu stellen. 
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Auf diese Weise ist es möglich, sich mit den folgenden Ana-
lysefeldern dem Ziel dieses Richtlinienvergleichs – die Be-
gründung für die Neuformulierung von Schulbaurichtlinien 
– anzunähern:

Analysefeld 1:  Vielfältige Lern- und Erfahrungsräume
Analysefeld 2.  Unterschiedliche Lern- und Lehrformen
Analysefeld 3:  Ganztagsschule
Analysefeld 4:  Zeitgemäße technische Ausstattung
Analysefeld 5:  Inklusive Schule
Analysefeld 6:   Architektonische und städtebauliche  

Qualität
Analysefeld 7:  Gesunde Lernumgebung
Analysefeld 8:  Demokratische Schule
Analysefeld 9:  Schule und Nachhaltigkeit
Analysefeld 10:  Offene Schule
Analysefeld 11:  Umgang mit Bestandsgebäuden
Analysefeld 12:  Schulbaufinanzierung und -förderung
Analysefeld 13:  Planungsverfahren und Beteiligte
Analysefeld 14:  Flächenangaben
Analysefeld 15:   Schnittstellen zu weiteren Vorschriften

Die ersten 10 der 14 Analysefelder beziehen sich auf die 
oben erwähnten Thesen für einen zukünftigen Schulbau 
und erlauben es die Richtlinien nach den in den Thesen 
formulierten Anforderungen zu untersuchen. Die Analyse-
felder 11–13 umfassen die Untersuchung der Richtlinien 
auf Inhalte, die sich aufgrund aktueller Forderungen an den 
Schulbau ergeben. Im Analysefeld 14 werden die in den 
Musterraumprogrammen vorgegebenen Flächenangaben 
miteinander verglichen. Im abschließenden Kapitel der vor-
liegenden Studie, im Analysefeld 15, werden anhand der 
Situation in Baden-Württemberg die Schnittstellen mit an-
deren Normen und Vorschriften, die im Schulbau eine Rolle 
spielen, exemplarisch dargestellt.

Die Analysefelder werden jeweils mit einer Kurzfassung 
der jeweiligen These zu den Anforderungen seitens der 
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Pädagogik eingeführt. Im Anschluss daran folgen, nach 
Bundesländern geordnet, die Aussagen der untersuchten 
Richtlinien zu diesen Anforderungen. 

Die Tabellen auf der jeweils ersten Seite der Kapitel ge-
ben einen grafischen Überblick, ob die wesentlichen The-
men und Anforderungen des betreffenden Analysefeldes 
in den Richtlinien berücksichtigt sind.

Die anschließende „Zettelgrafik“ bietet eine Bewertung 
der Richtlinien der einzelnen Bundesländer bzw. Städte: 
Welches Gewicht wird dem Thema in der jeweiligen Richt-
linie beigemessen? Diese Bewertung der Erfassung und 
Umsetzung der im Analysefeld formulierten Themen und 
Anforderungen ist eine subjektive Einschätzung durch 
die Autoren. Die Bewertung lässt sich aus der Anzahl der 
gelben Punkte und einer Gewichtung der Themen in den 
Übersichtstabellen ableiten, die an der fett gedruckten 
Darstellung der Themen ablesbar ist. 

Im Anschluss an das Fazit werden die Bewertungen der 
einzelnen Richtlinien, bezogen auf die Analysefelder, ei-
nander gegenüber gestellt. Diese Darstellung ermöglicht 
einen pauschalen Überblick, inwiefern die ausgewählten 
Richtlinien dem Bild von Schule entsprechen, wie es sich 
nach dem gegenwärtigen Stand der Schulentwicklungs-
debatte in die Zukunft „projizieren“ lässt.
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Übersicht  
der einzelnen  
Richtlinien

Übersicht
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Allgemein

Arbeitshilfen zum Schulbau

Stand: Juli 2008
herausgegeben von: ZNWB (Zen-
tralstelle für Normungsfragen und 
Wirtschaftlichkeit im Bildungswesen)

Anmerkung: 
Die ZNWB wurde 1985 als Fort-
führung des Schulbauinstituts der 
Länder im Bereich Normung und 
Wirtschaftlichkeit von Bildungsein-
richtungen als überregionaler Dienst 
der Kultusministerkonferenz gegrün-
det. Ein Teilbereich der ZNWB, außer 
die Zusammenarbeit mit der DGUV 
(Deutsche Gesetzlichen Unfallversi-
cherung), wurde aufgelöst.

Muster-Schulbau-Richtlinie; Muster-
Richtlinien über bauaufsichtliche 
Anforderungen an Schulen (MSchul-
bauR)

Stand: 10. Juli 1998
herausgegeben von: ARGEBAU,
Fachkommission Bauaufsicht

Anmerkung: 
überarbeitet  April 2009 (1. Januar 
2010 in Kraft getreten)
Die MSchulbauR dient als Grundlage 
für die Schulbaurichtlinien der Län-
der. Der Vorgänger sind die „Bauauf-
sichtliche Richtlinien für Schulen“ 
((BASchulR 1976) Fassung Juni 
1976).

Baden-Württemberg

Allgemeine Schulbauempfehlungen 
des Landes Baden-Württemberg 
(ASE)

Stand: 8. Juli 1983 (GABI 1983, 
S.1270 ; K.u.U. 1983, S.617)

Schulbauförderungsrichtlinien; 
Richtlinien für die Gewährung von 
Zuschüssen zur Förderung des 
Schulhausbaus kommunaler  

Schulträger (SchBauFR)
Stand: 11. Februar 1999 (K.u.U. 1999, 
S.57; GABI 1999, S.254)

Anmerkung: 
überarbeitet  9. Januar 2002 
(K.u.U. S.89; GABI S.166)  3. Feb-
ruar 2006 (K.u.U. 5/2006, S.46)  
 28. November 2008 (K.u.U. 2009, 
S.33)
 
Rechtsgrundlage: 
  Drittes Gesetz über die Förderung 
des Schulhausbaus (SchbauFöG) 
vom 5. Dezember 1961 (GBI S.357)
  LVwVfG (Verwaltungsverfahrens-
gesetz für Baden-Württemberg)
Verwaltungsvorschriften
  LHO (Landeshaushaltsverord-
nung)

Bremen

Bremer Schulentwicklungsplan 2008

Stand: Oktober 2008
herausgegeben von: Senatorin für 
Bildung und Wissenschaft
 
Schulstandortplan 2010 – 2015 
(umfasst die öffentlichen Schulen 
der Stadtgemeinde Bremen)

Stand: 25. November 2009
herausgegeben von: Senatorin für 
Bildung und Wissenschaft
 
Empfehlung für die Gestaltung 
von Klassenräumen
 
Stand: 07.06.2010
herausgegeben von: Senatorin für 
Bildung und Wissenschaft 

Sachsen

Sächsische Schulbaurichtlinie; Richt-
linie des Sächsischen Staatsministe-
riums des Inneren über den Bau und 
Betrieb von Schulen (SächsSchul-
BauR)
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Stand: 18. März 2005 (SächsABI. 
SDr. S. ; S 59; 9. April)

Anmerkung: 
Anlage 7 zur VwV vom 18. März 2005

Förderrichtlinien Schulhausbau; 
Richtlinie des Sächsischen Staatsmi-
nisteriums für Kultus zur Förderung 
zur Gewährung von zweckgebun-
denen Zuwendungen für investive 
Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Schulhausbaus (FöriSHB)

Stand: 9. Januar 2008 (SächsABI. ; 
S.206)

Anmerkung:
In Ziffer VII Nummer 1 Buchstabe g) 
Satz 2 FöriSHB wird auf die „Schul-
bau- und Raumprogrammempfeh-
lungen für Schulen des Freistaats 
Sachsen“ verwiesen. 
Die Allgemeinen Schulbauempfeh-
lungen für den Freistaat Sachsen 
waren als Teil B, die Raumprogramm-
empfehlungen für Schulen des 
Freistaats Sachsen als Teil C, Ge-
genstand der Bekanntmachung des 
Sächsischen Staatsministeriums für 
Kultus „Regelungen für den Schul-
hausbau im Freistaat Sachsen“ vom 
15. Dezember 1993 (SächsABI. 1994, 
S.60). Diese sind am 31.12.2005 
außer Kraft getreten, die Förderricht-
linien Schulhausbau beziehen sich 
jedoch weiterhin darauf.

Förderrichtlinie IZBuB
Förderrichtlinie des Sächsischen 
Staatsministeriums für Kultus zur 
Gewährung von zweckgebundenen 
Zuwendungen im Rahmen des Inves-
titionsprogramms „Zukunft Bildung 
und Betreuung“ (Förderrichtlinie 
IZBuB - (Föri IZBuB)

Stand: 2. September 2003
herausgegeben von: Sächsisches 
Staatsministerium für Kultus

Nordrhein-Westfalen

Grundsätze für die Aufstellung von 
Raumprogrammen für allgemein 
bildende Schulen und Förderschulen 
(BASS 10-21 Nr.1)
 
Stand: 19.10.1995 (GABI. NW. I S. 
229)
herausgegeben von: Ministerium für 
Schule und Weiterbildung

Anmerkung:
überarbeitet  Runderlass vom 
27.11.2000 (ABI. NRW. 1 S. 340)
 Runderlass vom 04.10.2005 (ABI.
NRW. S.411)
Die Geltungsdauer war bis zum Ab-
lauf des 31. Dezember 2010 befristet.

Schulbaurichtlinien; Richtlinien über 
bauaufsichtliche Anforderungen an 
Schulen (SchulBauR) (BASS 10-21 
Nr.5)

Stand: 29.11.2000 (ABI. NRW. 1 2001 
S.5)
herausgegeben von: Ministerium für 
Städtebau und Wohnen, Kultur und 
Sport 

Anmerkung:
Die Schulbaurichtlinie ersetzt die 
alten „Bauaufsichtlichen Richtlinien 
von Schulen“ vom 19.06.1975. Sie 
entspricht der bundesweiten Muster-
Schulbau-Richtlinie.
Die Geltungsdauer war bis zum 31. 
Dezember 2005 festgesetzt und 
wurde durch den Runderlass vom 
15.11.2005 bis 31. Dezember 2010 
verlängert.

Ganztagesschulen in der Primarstufe 
und in der Sekundarstufe I / Neue 
erweiterte Ganztageshaupt- und 
Ganztagesförderschulen (BASS 12-
63 Nr.2)

Stand: 25.01.2006 (ABI.NRW. S. 39)
herausgegeben von: Ministerium für 
Schule und Weiterbildung

Übersicht
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Köln

Schulbauleitlinie der Stadt Köln

Stand: September 2009
herausgegeben von: Dezernat für 
Bildung, Jugend und sportintegrierte 
Jugendhilfe und Schulentwicklungs-
planung
 
Herford

Qualitätskriterien und -standards für 
die Raumgestaltung und -ausstat-
tung Offener Ganztagsschulen im 
Primarbereich
 
Stand: 01. Juli 2004
herausgegeben von: Stadt Herford

Qualitätskriterien und Standards für 
Schulräume der Sekundarstufe I

Stand: 18. Mai 2009
herausgegeben von: Stadt Herford, 
Dezernat 3, Abteilung Bildung

Kanton Zürich

Schulbaurichtlinien des Kantons 
Zürich

Stand: 16. März 2009
herausgegeben von: Baudirektion 
Kanton Zürich, Bildungsdirektion 
Kanton Zürich
 
Anmerkung:
Ist für Volksschule und Kindergärten 
gültig.

Rechtsgrundlage:
Ist gestützt auf § 12 der Finanzver-
ordnung zum Volksschulgesetz vom 
11. Juli 2007.

Bozen

Schulbaurichtlinien der Autonomen 
Provinz Bozen/Südtirol

Stand: 2010 (3. Auflage)

herausgegeben von: Hochbau und 
technischer Dienst
 
Anmerkung:
Am 21. Juli 1977 sind die Schulbau-
richtlinien zum ersten Mal erschie-
nen.
überarbeitet  15.09.2008 

Rechtsgrundlagen:
Die Rechtsvorschriften des Lan-
desgesetzes vom 21. Mai 2002, 
Nr.7 – Bestimmungen zur Förderung 
der Überwindung oder Beseitigung 
architektonischer Hindernisse, in 
geltender Fassung, gelten sowohl für 
die Aussen- als auch für die Innenge-
staltung. (Barrierefreiheit)

Österreich

ÖISS Richtlinien für den Schulbau

Stand: Dezember 2009
herausgegeben von: Österreichi-
sches Institut für Schul- und Sport-
stättenbau (ÖISS)

Anmerkung:
Die Richtlinien gelten für die Planung 
und den Bau von Bundesschulen. 
Sie werden durch Ausstattungsricht-
linien des Bundesministeriums für 
Unterricht, Kunst und Kultur und des 
Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit ergänzt 

Rechtsgrundlagen:
 jeweiligen Bauordnungen der 
Länder
 Bundesbedienstetengesetz
 Behindertengleichstellungsgesetz

Deutsche Auslandsschulen

Musterraumprogramm für Deutsche 
Auslandsschulen

Stand: Januar 2008
herausgegeben von: Auswärtiges 
Amt
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Darstellung 
der einzelnen  
Bildungssysteme

Übersicht
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Hauptschule

Baden-
Württemberg

Realschule, Werkrealschule, Gymnasium

Gymnasium, Berufsoberschule, Berufskolleg

Berufl iches Gymnasium, Berufskolleg

Primarstufe Sekundarstufe I Sekundarstufe II

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13

Nordrhein-
Westfalen

Realschule, Hauptschule, Gesamtschule

Berufskolleg, Gesamtschule

Gymnasium

Gymnasium

Primarstufe Sekundarstufe I Sekundarstufe II

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13

Österreich

Allgemeinbildende höhere Unterstufe, Hauptschule

Berufsbildende Schule

Allgemeinbildende höhere Oberstufe, Berufsbildende Schule, Berufsschule

Volksschule

Primarstufe Sekundar-
stufe II

Sekundarstufe II

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13

Sachsen

Mittelschule, Gymnasium

Gymnasium

Fachgymnasium

Berufsschule

Mittelschule mit hauptschulabschlussbezogenem Unterricht

Primarstufe Sekundarstufe I Sekundarstufe II

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13

Bremen
Gymnasiale Oberstufe, Oberschule, Werkschule, *tw. Oberschule

Oberschule, Gymnasium

Primarstufe Sekundarstufe I Sekundarstufe II

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13

*

Kanton 
Zürich

Primarstufe Sekundar-
stufe I

Sekundarstufe II

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13

Gymnasium, Fachmittelschule, Berufsfachschule

Berufsfachschule

Gymnasium, dreiteilige und gegliederte Sekundarschule

Autonome Provinz 
Bozen–Südtirol

Primarstufe Sekundar-
stufe I

Sekundarstufe II

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13

Mittelschule

Oberschule, Fachschule, Berufsschule

Grundschule
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Vielfältige Lern- und 
Erfahrungsräume

Analysefeld 1
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pädagogische Beschreibung
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Anforderungen

Nutzung der Verkehrsfl ächen

Integration des Außenraums in 
den Lern- und Erfahrungsraum
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Lernen benötigt unterschiedliche 
Perspektiven und aktive Zugänge: 
Vom Instruktionsraum zu vielfältig 
nutzbaren Flächen

Lernen ist ein aktiver und interaktiver, 
emotionaler und situierter Prozess. 
Dieser Prozess ist dann besonders 
effektiv, wenn inneres Begehren, 
Anerkennung durch andere, Selbst-
tätigkeit und Selbstbestimmung inei-
nander greifen. Dabei ist es wichtig, 
verschiedene Zugänge zum Lernen 
zu ermöglichen die der Vielfalt der 
unterschiedlichen Lerntypen ent-
sprechen.
Daraus folgt als Anforderung: Klas-
senzimmer sind ähnlich wie große 
Werkstätten oder Ateliers zu gestal-
ten, ergänzt durch Ausstellungsflä-
chen, Bühnen, Leseplätze, Orte für 
Experimente und Inspiration.

In den untersuchten Richtlinien der 
deutschen Bundesländer sind kaum 
Hinweise zur Gestaltung der Viel-
schichtigkeit und der räumlichen 
Anregung zu finden. Entsprechende 
Ansätze finden sich nur in Bremen, 
Köln und Herford sowie in Zürich, 
Bozen und in den österreichischen 
Richtlinien.

Bremen
Die „Empfehlung für die Gestaltung 
von Klassenräumen“ empfiehlt eine 
Ausstattung der Klassenzimmer 
mit einer Experimentierzone, ver-
schiedenen Sitzmöglichkeiten, einer 
Leseecke mit Büchern und einer 
Computerecke mit Internetzugang, 
falls die entsprechenden finanziellen 
Ressourcen vorhanden sind.

Köln
„Schule als Lern- und Lebensort 
braucht ein gestalterisches Umfeld, 
in dem Schülerinnen und Schüler, 
aber auch Lehrerinnen und Lehrer 
sich gerne aufhalten und abwechs-

lungsreiche Möglichkeiten haben, 
den Bildungsauftrag zu erfüllen“. 1

Als Konsequenz aus den oben ge-
nannten Anforderungen fordern die 
Kölner Schulbauleitlinien, dass Flure 
nicht nur als Verkehrsflächen im Sin-
ne von reinen Erschließungsflächen 
angelegt sind, sondern zum Beispiel 
die Anordnung von Lernnischen 
zulassen.

Des Weiteren wird in den Kölner 
Schulbauleitlinien beschrieben, dass 
die Bibliothek mit Leseecken ausge-
stattet werden soll. Die Gruppenräu-
me können als Werkstätten genutzt 
und gestaltet werden, die zur Ausbil-
dung von handwerklichen Fähigkei-
ten dienen. 

Herford
Die Herforder Qualitätskriterien zi-
tieren in der Einleitung einen Auszug 
aus der Münsteraner Erklärung des 
AdZ-Netzwerkes vom 22.03.09: „Wir 
brauchen Schulen als einladende 
Orte zur Bewährung und Erpro-
bung, als Raum zur Entdeckung von 
Möglichkeiten und Potenzialen, als 
Orte, an denen man Fehler machen 
darf. Wenn Schüler Sachen um ihrer 
selbst willen tun und sie deshalb gut 
machen, sind diese Orte Zukunfts-
werkstätten geworden.“

Sie fordern eine doppelte Funktion 
der Flure: als Fluchtwege und als 
(fest installierte) Ruhe-, Kommunika-
tions- und Arbeitszonen.

Da die Herforder Qualitätskriterien 
von der Ganztagsschule ausge-
hen, werden zusätzliche Räume für 
verschiedene Tätigkeiten wie toben, 
ruhen, entspannen, werken, musi-
zieren, selbstlernen, Theater spielen 
etc. gefordert.

Zürich
Die Züricher Schulbaurichtlinien 
erläutern die pädagogischen und 

1 Schulbauleitlinie  
 der Stadt Köln
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schulorganisatorischen Tendenzen 
und fordern Raumzonen mit unter-
schiedlicher Bestimmung (Lern-  
und Begegnungsorte).

Bozen
Auch die Schulbaurichtlinien der 
Provinz Bozen/Südtirol beschreiben 
die Gestaltung der Flure und for-
dern die mögliche Einrichtung von 
Arbeitsnischen und Arbeitsplätzen. 
Die Schulbibliothek soll als Informa-
tions-, Lese-, Lern-, Dokumentations-, 
Kultur- und Kommunikationszentrum 
dienen.

Österreich
Die Richtlinien des Österreichischen 
Instituts für Schul- und Sportstätten-
bau (ÖISS) gehen von der Integrati-
on der Freiflächen in den Lern- und 
Erfahrungsraum der Schüler und 
Schülerinnen aus und legen einen 
hohen Qualitätsanspruch für die 
Freianlagen fest. Bei deren Gestal-
tung sollen unter anderem folgende 
Prinzipien berücksichtigt werden: 
Bewegung, Erholung, Gender Main-
streaming, Kommunikation, Lernort, 
Mehrfachnutzung, Multifunktiona-
lität, Natur und Umwelt, Nutzerbe-
teiligung, Präsentation, Sicherheit, 
Veränderbarkeit. Diese Prinzipien 
werden dann in den Richtlinien durch 
konkrete Planungshinweise – wie z. 
B. die Schaffung von ausreichenden 
Sitzmöglichkeiten – ausformuliert.

Analysefeld 1
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Baden-Württemberg Bremen Sachsen Nordrhein-Westfalen

Köln

Zürich Bozen

Österreich

Deutsche Auslandsschulen

Herford

Vielfältige Lern- und Erfahrungsräume
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Analysefeld 1

BW –  
Schulbauempfehlung

BW –  
Schulbauförderung Bremen

Sachsen –  
Schulbaurichtlinie

Sachsen –  
Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich

Deutsche  
Auslandsschulen

allgemein Um dieser Palette neuer 
Anforderungen genügen 
zu können, brauchen 
Schulen Zeit und Raum; 
Schule als Lern- und 
Lebensort braucht ein 
gestalterisches Umfeld, 
in dem Schüler sowie 
Lehrer sich gerne aufhal-
ten und abwechslungs-
reiche Möglichkeiten 
haben, den Bildungsauf-
trag zu erfüllen

„Wir brauchen Schulen 
als einladende Orte 
zur Bewährung und 
Erprobung, als Raum zur 
Entdeckung von Mög-
lichkeiten und Potenzi-
alen, als Orte, an denen 
man Fehler machen darf. 
Wenn Schüler Sachen 
um ihrer selbst willen 
tun und sie deshalb gut 
machen, sind diese Orte 
Zukunftswerkstätten ge-
worden.“ (adz-netzwerk, 
Auszug Münsteraner 
Erklärung vom 22.03.09)

Kinder bzw. Jugendliche 
und Erwachsene 
benötigen Raumzonen 
mit unterschiedlichen 
Bestimmungen (Lern- 
und Begegnungsorte); 
Räume und Zimmer 
werden durch dieses 
vielseitige Arbeiten 
immer wieder verändert

Experimentalunterricht im 
Klassenverband steht im 
Vordergrund

Klassenraum Experimentierzone,  
verschiedenen  
Sitzmöglichkeiten, 
Leseecke mit Büchern 
und einer Computerecke 
mit Internetzugang falls 
finanzielle Ressourcen 
vorhanden

Der Raum als dritter 
Pädagoge; Inbetracht-
ziehung der Groß-
raumstudienplätze 
und Lerninseln nach 
nordeuropäischem Bei-
spiel in der räumlichen 
Umsetzung

Gemeinschafts-
bereiche

Lernwerkstätten bieten 
Basis um lebensprakti-
sche Grundfertigkeiten 
einüben zu können; 
Leseecken in Bibliothek 
zur Stärkung der 
Lesekompetenzen in 
Kleingruppen

Selbstlernzentrum mit 
Bibliothek/Mediothek; 
im Ganztagsbereich 
Räume für verschiede-
ne Tätigkeiten (toben, 
entspannen, Freizeit, 
werken, musizieren)

Raumzonen mit unter-
schiedlicher Bestim-
mung

Präsentationszonen 
in der multimedialen 
Schulbibliothek, dient 
als Lese-, Lern-, Doku-
mentations-, Kultur- und 
Kommunikatioszentrum

Flure Lernnischen in Fluren; 
Kommunikationsflächen 
mit Sitzgelegenheiten

Ruhe-, Kommunikations- 
und Arbeitszonen

Arbeitsnischen in Fluren

Außenbereich Schulfreiraum soll 
Darstellungs- und 
Ausstellungsraum sein; 
Möglichkeit zum Erleben 
von Prozessen in Natur 
und Umwelt;
Zur Wahrung des 
Qualitätsanspruches 
bei der Gestaltung von 
Schulfreiräumen sind 
folgende Prinzipien zu 
berücksichtigen:
Barrierefreiheit, 
Bewegung, Erholung, 
Gender Mainstream, 
Kommunikation, Lernort, 
Mehrfachnutzung, 
Multifunktionalität, Natur 
& Umwelt, Nutzerbe-
teiligung, Präsentation, 
Sicherheit, Veränder-
barkeit
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Außenbereich Schulfreiraum soll 
Darstellungs- und 
Ausstellungsraum sein; 
Möglichkeit zum Erleben 
von Prozessen in Natur 
und Umwelt;
Zur Wahrung des 
Qualitätsanspruches 
bei der Gestaltung von 
Schulfreiräumen sind 
folgende Prinzipien zu 
berücksichtigen:
Barrierefreiheit, 
Bewegung, Erholung, 
Gender Mainstream, 
Kommunikation, Lernort, 
Mehrfachnutzung, 
Multifunktionalität, Natur 
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teiligung, Präsentation, 
Sicherheit, Veränder-
barkeit
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Unterschiedliche 
Lern- und Lehrformen

Analysefeld 2
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Gelernt wird allein, zu zweit, in der 
Kleingruppe, mit dem ganzen Jahr-
gang, jahrgangsübergreifend und 
auch im Klassenverband: Vom en-
gen Klassenzimmer zum teiloffenen 
Cluster mit Sicht- und Geräuschzo-
nierungen.

Die hohe Variabilität des sozialen 
Arrangements und der Arbeitsfor-
men führt zu neuen Anforderungen 
an den Lern- und Lehrraum sowie auf 
die angrenzenden Bereiche. Diese 
Variabilität kann unterstützt werden, 
wenn – abhängig von der Anzahl 
der Parallelklassen – mehrere Un-
terrichtsräume zu einem „Cluster“ 
zusammengeschaltet werden, in dem 
die Verkehrsflächen multifunktional 
gestaltet und Kleingruppenräume, 
Lehrerstation und Lehrerarbeits-
plätze, Sanitäreinrichtung und Ab-
stellraum zugeordnet werden. Diese 
Anforderungen beziehen sich auf die 
Größe, Gliederung und Ausstattung 
dieser Räume.

Baden-Württemberg
In den Baden-Württembergischen 
Schulbauempfehlungen sind die 
„neuen“ Anforderungen nach mehr 
Fläche, das Einbeziehen der Ver-
kehrsflächen sowie das Zugrun-
delegen von unterschiedlichen 
Arbeitsformen im Klassenzimmer 
nicht berücksichtigt. Lediglich der 
Forderung nach leicht beweglichem 
und kombinierbarem Mobiliar wird 
nachgegangen. 

Zwar wird in der Größe des Klassen-
zimmers ein scheinbarer Spielraum 
eingeräumt, der jedoch als Maximum 
66 m² vorgibt, „je nach örtlichen 
Verhältnissen und Erfordernissen“1. 
Bei der Festlegung der Klassenzim-
mergröße auf 54 – 66 m² und einer 
Klassengröße von 28 (Primarstufe) 
bzw. 31 (Sekundarstufe) Schüler/in-
nen wird die notwendige Fläche nicht 
zugestanden.

Bremen
Der Bremer Schulentwicklungsplan 
bezieht sich mit seinen Merkmalen 
einer guten Schule u.a. auf die Kri-
terien des deutschen Schulpreises. 
Unter anderem wird dort festgehal-
ten, dass „im Zentrum der Lernkultur 
die Förderung der Selbstständigkeit 
und die Vermittlung entsprechender 
Fähigkeiten durch selbstgesteuerte 
Lernformen“2 steht. Auf der Basis 
dieses Schulentwicklungsplans wur-
den Empfehlungen für die Gestal-
tung von Klassenräumen entwickelt, 
die an die verschiedenen Unter-
richtsformen und Lernarrangements 
angepasst sind. 

Aufgrund der Tatsache, dass der frü-
her in Bremen gültige Flächenansatz 
von 1,9 m² je Schüler/in den Anfor-
derungen nach unterschiedlichen 
Lernformen und Unterrichtsorgani-
sationen sowie nach Berücksichti-
gung der räumlichen Anforderungen 
auch durch das Inklusionskonzept 
nicht gerecht wird, wurden in Bre-
men 2009 mit dem Schulstandort-
plan 2010-2015 schulformbezogene 
Raumzuschläge festgelegt. Dadurch 
entstanden Richtwerte, die sich 
zwischen 2,6 m² je Schüler/in in der 
Primarstufe und 2,0 m² je Schüler/in 
in der Sekundarstufe II bewegen.

Außerdem wird im Schulentwick-
lungsplan die Kooperation der Lehrer 
in Jahrgangs-, Klassenleitungs- und 
Fachteams festgelegt. Deren räum-
lichen Auswirkungen werden jedoch 
nicht beschrieben. Lediglich die 
Anzahl der Lehrerstützpunkte für die 
Sekundarschulen wird in den Be-
rechnungsgrundlagen für die Ermitt-
lung des Raumbedarfs geregelt.

Sachsen 
In Sachsen gelten die Schulbau-
richtlinien, die die bauaufsichtlichen 
Anforderungen beschreiben und auf 
der Basis der Musterschulbauricht-
linie erstellt worden sind. Aufgrund 
der Abschaffung der Schulbau-

1  Richtlinien für die 
Gewährung von 
Zuschüssen zur 
Förderung des Schul- 
hausbaus kommunaler 
Schulträger 
(SchBauFR, Anlage 1)

2    Bremer Schul- 
entwicklungsplan 
2008, S. 34
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empfehlungen sowie der Muster-
raumprogramme gibt es bezogen 
auf Flächenbedarfe keine gültigen 
Festlegungen mehr. Daher gibt es 
keinerlei Aussagen zur Größe und 
Gestaltung der Klassenräume bzw. 
der Unterrichtsflächen. Die Maßga-
ben in den Förderrichtlinien beziehen 
sich auf die nicht mehr geltenden 
Raumprogrammempfehlungen, die 
die Forderungen nach größeren 
Klassenräumen, Einbeziehung der 
Verkehrsflächen etc. nicht berück-
sichtigen.

Nordrhein-Westfalen 
In Nordrhein-Westfalen sind 1995 
die Grundsätze für die Aufstellung 
von Raumprogrammen angepasst 
worden. Sie nehmen aber noch keine 
Rücksicht auf die Flächenerforder-
nisse unterschiedlicher Lern- und 
Lehrformen. Differenzierungsräume 
(Gruppenräume) fehlen, und die 
Forderung nach multifunktiona-
ler Nutzung der Verkehrsflächen 
ist ebenfalls nicht Bestandteil der 
Grundsätze für die Aufstellung von 
Raumprogrammen.

Für den Lehrerbereich, die Verwal-
tungsräume sowie sonstige Flächen, 
die nicht für den Unterricht im wei-
teren Sinne bedeutsam sind, gibt es 
keine Vorgaben. Dies führt zu großer 
Freiheit in der Gestaltung dieser 
Räume durch den Schulträger.

Köln 
Wegen der Ausweitung von Ganz-
tagsschulen und angesichts neuer 
Vorgaben für den inklusiven Unter-
richt hat die Stadt Köln 2009 die Flä-
chenangaben an die Grundsätze für 
die Aufstellung von Raumprogram-
men für allgemein bildende Schulen 
und Förderschulen des Landes NRW 
(BASS 10-21 Nr. 1) angepasst und 
eine Schulbauleitlinie entwickelt. 

Bezogen auf die Forderung, dass 
Lernen in vielfältigen Formen und 

an vielfältigen Orten stattfinden 
soll, wird in der Schulbauleitlinie 
beschrieben, dass die Gruppenräu-
me, die im Musterraumprogramm 
von NRW nicht enthalten sind, als 
Erweiterungsflächen für die Arbeit in 
Kleingruppen, als Selbstlernorte und 
als Orte zur Einzelförderung die-
nen. Jeweils zwei Klassenzimmern 
ist ein Gruppenraum zugeordnet. 
Auch die Flure sind mit Lernnischen, 
Sitz- und Kommunikationsmöglich-
keiten auszustatten, damit auch 
diese Flächen zum selbstständigen 
Arbeiten genutzt werden können. Die 
Konsequenzen für die Akustik der 
Verkehrsflächen aufgrund der ver-
änderten Nutzung werden ebenfalls 
erwähnt. 

Die Flächenvorgaben für den Lehrer-
bereich, die sich aufgrund der stei-
genden Anzahl von Lehrkräften und 
der Zunahme der Ganztagsschulen 
erhöhen, sind in der Kölner Schul-
bauleitlinie angepasst worden. 
Die Angaben ermöglichen es, den 
Lehrerbereich auf verschiedene Räu-
me aufzuteilen. Ebenso wird darauf 
hingewiesen, dass durch die Ganz-
tagsschulen auch die Einrichtung 
von Arbeitsplätzen (Lehrerstationen) 
für das Lehrpersonal erforderlich 
wird. Allerdings werden keine Anga-
ben bezüglich des Flächenbedarfs 
für den einzelnen Lehrerarbeitsplatz 
gemacht, weder zur notwendigen 
Fläche noch zur Anzahl der vorzuhal-
tenden Arbeitsplätze. In die Gesamt-
fläche sind sie jedoch einbezogen. 
So sind beispielsweise einer 2-zü-
gigen Grundschule mit 8 Klassen 
88 m² Fläche für den Lehrerbereich 
vorzuhalten. Geht man von einem 
Flächenbedarf von 8–10 m² pro 
Arbeitsplatz aus, könnte man 10-11 
Arbeitsplätze auswiesen, allerdings 
ohne die Berücksichtigung von not-
wendigen Flächen für Besprechun-
gen und Pausen. 3

Herford 
Auch die Stadt Herford hat ihre 

3  Leitfaden zur Gestal-
tung von Bildschirm-
arbeitsplätzen (BGI 
650)

Analysefeld 2



37

eigenen Empfehlungen entwickelt. 
In den Qualitätskriterien für die 
Raumgestaltung und -ausstattung 
offener Ganztagsschulen im Primar-
bereich von 2004 und in denen für 
die Sekundarstufe I von 2009 sind 
die Forderungen nach Clusterbildung 
(4 Klassenräume mit Gruppenraum, 
Lehrpersonalbüro und Sanitär-
räume), nach einem vergrößerten 
Klassenraum (mind. 2,5 m² für die 
Primarstufe), nach vielfältigen Räu-
men für temporäre Nutzung wie 
Theatersaal, Selbstlernzentrum, 
Orte zum Musizieren, Werkraum, 
Toberaum, Ruhe- und Entspannungs-
räume enthalten. Auch die doppelte 
Funktion der Flure als Fluchtweg 
und als Ruhe-, Kommunikations- 
und Arbeitszone ist Bestandteil der 
Qualitätskriterienliste. Des Weiteren 
nehmen die Qualitätsstandards Be-
zug auf die Ausstattung der Lernräu-
me. Sie soll flexibel, ergonomisch 
angemessen und kommunikations-
fördernd sein und einen raschen und 
geräuscharmen Wechsel der Unter-
richts- und Sozialformen ermögli-
chen.

Zürich
Die Schulbaurichtlinien des Kantons 
Zürich fordern eine Fläche von 2,5 
m² pro Schüler/in bzw. eine Klassen-
raumgröße von 72 m². Ein variables 
Arrangement im Klassenzimmer ist 
anzustreben. Jedem Klassenzimmer 
ist ein Gruppenraum zugeordnet 
bzw. ein größerer Gruppenraum für 2 
Klassenzimmer, je nach Konzept.
Um eine vielfältige Lernumgebung zu 
schaffen, fordern die Züricher Richt-
linien weniger eine Spezifikation 
der Räume als eine Baustruktur, die 
Mehrfachnutzungen ermöglicht. Da 
in diesen Richtlinien die Unterrichts-
flächen wesentlich größer propor-
tioniert sind als in den deutschen 
Richtlinien, können verschiedene 
Lehr- und Lernformen auch ohne die 
zwingende Nutzung der Verkehrsflä-
chen realisiert werden. 
Im Vergleich zu den vorgenannten 

Richtlinien machen die Züricher 
Richtlinien Angaben über den Platz-
bedarf für Lehrerarbeitsplätze. Sie 
geben als Richtmaß unabhängig von 
der Schulform 6 m² pro Klassenzim-
mer vor.

Bozen
Die Bozener Richtlinien fordern 
ebenfalls, dass die Raumgestaltung 
und Einrichtung der Lehr- und Lern-
räume einen Unterricht mit zeitgemä-
ßen und flexiblen Lehr- und Lernfor-
men ermöglichen. Allerdings gehen 
sie davon aus, dass dafür in Grund-
schulen 2,7 m², in Mittel- und Ober-
schulen 2,4 m² Klassenzimmerfläche 
benötigt werden. Für Einzelarbeit und 
Kleingruppenarbeit werden zusätz-
lich Gruppenräume gefordert.

So wie die Kölner und Herforder 
Richtlinien schreiben auch die Boze-
ner Richtlinien eine Mehrfachnutzung 
der Flure und eine Ausstattung der 
Flure mit Arbeitsnischen vor.
Bei der Gestaltung des Lehrerbe-
reichs wird von der traditionellen 
Vorstellung des zentralen Lehrerzim-
mers ausgegangen. Dieser Raum 
soll als Aufenthalts-, Arbeits- und 
Konferenzraum genutzt werden und 
eine Nutzfläche von mindestens 
60m² aufweisen. Die multifunktio-
nale Nutzung des Lehrerzimmers ist 
allerdings zu überdenken, vor allem 
bei großen Schulen und bei Ganz-
tagsschulen. Immerhin wird darauf 
hingewiesen, dass für wenigstens ein 
Viertel der Lehrpersonen Einzelar-
beitsplätze einzurichten sind. 

Österreich
Auch die Richtlinien des Österrei-
chischen Instituts für Schul- und 
Sportstättenbau (ÖISS) zielen 
darauf ab, dass die Unterrichtsräume 
multifunktional (für Vortragssituati-
onen und Frontalunterricht ebenso 
wie für Gruppenarbeit) gestaltet und 
ausgestattet werden. Daher geben 
die Richtlinien Mindestabstände und 
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Köln

Durchgangsbreiten im Klassenzim-
mer vor und machen keinerlei Anga-
ben über die Klassenzimmergröße 
oder über die Fläche pro Schüler. 
Tischmaße und Tischabstände sowie 
Höchstmaße bezogen auf Sichtbe-
dingungen bestimmen Raumformen 
und Raumgrößen. Die Tischmaße 
differenzieren je nach Alter der Schü-
ler/innen. Flächen für Bewegung, 
Ablagen sowie Leseecken etc. wer-
den nicht berücksichtigt und können 
mit bis zu 30% des Flächenbedarfs 
angenommen werden. Wenn man die 
Mindestabstände, die Möglichkeit 
einer freien Gruppenaufstellung für 
30 Schüler und einen Mehrbedarf an 
Fläche (30%) für Abstellmöglichkei-
ten und Bewegung berücksichtigt, 
ergibt sich z. B. ein Klassenraum mit 
ca. 83 m² (2,75 m² / Schüler/in).

Bezogen auf innovative Organisa-
tionsformen der Unterrichtsräume 
zeigen sich die österreichischen 
Richtlinien offen. Über Gestaltung 
und Ausstattung des Lehrerbereichs 
werden keine Vorgaben gemacht, 
außer bezogen auf Garderoben- und 
Aufbewahrungssysteme, Toiletten 
und die elektrotechnische Ausstat-
tung.

Deutsche Auslandsschulen
Das Musterraumprogramm für 
Deutsche Auslandsschulen von 2008 
sieht 2,6 m² pro Primarschüler und 
2,4 m2 pro Sekundarstufenschüler 
für die Klassenzimmer vor. Zusätzlich 
wird für jeweils zwei Klassenzimmer 
ein Gruppenraum gefordert. Auf-
grund der Flächenangaben können 
Räume geplant werden, die unter-
schiedliche Lernarrangements für die 
angenommene Schüleranzahl von 25 
ermöglichen.

Allerdings gibt es zu den Flächen-
angaben keine weiteren Maßgaben 
oder Empfehlungen etwa zur Anord-
nung, Ausstattung und Gestaltung 
der Klassenzimmer sowie zu päda-
gogischen Zielvorstellungen.  

Auch der Einbezug von Verkehrs-
flächen oder die Clusterbildung von 
Klassenräumen und Lehrerstütz-
punkten wird nicht erwähnt. Für den 
Lehrerbereich sind 3 m² pro Lehrer 
vorgesehen. Das bedeutet: wenn 
jedem Lehrer ein Arbeitsplatz (Tisch 
1,6 m x 0,8 m + Bewegungsfläche 
von 1m Tiefe) zur Verfügung stünde, 
wäre damit der Flächenbedarf schon 
fast aufgebraucht. Der Leitfaden zur 
Gestaltung von Bildschirmarbeits-
plätzen (BGI 650), der bei der Pla-
nung von Arbeitsstätten heranzuzie-
hen ist und arbeitswissenschaftliche 
Erkenntnisse der Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 
umfasst, gibt eine Platzbedarf je 
Arbeitsplatz von 8 m² bis 10 m² ein-
schließlich allgemein üblicher Möb-
lierung und Verkehrsflächen an.

Bozen

Analysefeld 2
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Klassenzimmer Gestaltung Klassenräume, in denen selbstbe-
stimmte Unterrichtsformen praktiziert 
werden, signalisieren durch ihre 
Gestaltung, dass Unterschiedlichkei-
ten, Individuelles wie Gemeinsames, 
Schnelles wie Langsames akzeptiert 
werden

jedes Kind findet einen Lern-, Lebens-, Bewegungs- und 
Entfaltungsraum vor, der seine Persönlichkeitsent-
wicklung fördert; Lehr- und Lernumgebungen, in denen 
Wissen und Kompetenzen zunehmend mehr handlungs-
orientiert und selbstgesteuert erworben werden, leben 
von Begegnung und intensivem Austausch; die Differen-
zierungsräume/Gruppenräume dienen als Erweiterungs-
flächen für Arbeit in Kleingruppen, als Selbstlernorte zur 
Aufbereitung von Informationen oder bieten die Möglich-
keit zur individuellen (Einzel-)Förderung. Anordnung von 
Lernnischen in den Fluren zur Nutzung zum selbststän-
digen Arbeiten 
 

durch zunehmend selbstgesteuertes 
Lernen und Spielen sollen die Kinder 
zu selbstbewussten kooperations-
willigen und verantwortungsbereiten 
Persönlichkeiten heranreifen, die den 
Anforderungen unserer Gesellschaft 
gewachsen sind; jedes Kind findet 
einen Lern-, Lebens-, Bewegungs- 
und Entfaltungsraum vor, der seine 
Persönlichkeitsentwicklung und das 
selbstständige Lernen fördert; Lern-
räume sind in funktionaler Hinsicht so 
gestaltet, dass sie die soziale Begeg-
nung und Verständigung in Klein- und 
Großgruppen unterstützen 
 

der Lehrstoff wird nicht nur präsen-
tiert; vieles wird in Gruppen erarbeitet, 
selbst entdeckt, mit individuellen Auf-
gabenstellungen angegangen, durch 
Medienzugriff vertieft (Lernvielfalt); 
Räume werden durch dieses vielfälti-
ge Arbeiten immer wieder verändert; 
intensivere (verdichtete )und eine 
multifunktionale (mehrfache) Nutzung 
der Schulräume; die schulischen und 
wirtschaftlichen Anforderungen an 
Schulräume und -bauten erfordern 
weniger eine Spezifikation der Räume 
als eine Baustruktur, die sowohl im 
engeren Sinne schulisch flexible 
als auch eine, über das Schulische 
hinausgehende, Mehrfachnutzung 
erlaubt

Raumgestaltung und Einrichtung 
der Lehr- und Lernräume müssen 
zu einem angenehmen Arbeitsklima 
beitragen und den Unterricht mit 
zeitgemäßen und flexiblen Lehr- und 
Lernformen ermöglichen

im Mittelpunkt steht die Frage nach räumlichen 
Konzepten, die zukunftsweisende pädagogische 
Lehr- und Lernmethoden, individuelle Fördermodelle 
sowie Gruppenarbeit und Projektunterricht im Sinne 
des Raumes als dritter Pädagoge optimal unterstützen; 
diese Empfehlungen zielen darauf ab, die gängigen 
Unterrichtsräume multifunktional – für Votragssituati-
onen und Frontalunterricht ebenso wie für Gruppenar-
beit – zu gestalten und beinhalten daher Angaben zu 
Arbeitsplätzen, Durchgangsbreiten und Sichtbeziehun-
gen auf Projektionsflächen

die Lernräume und -geräte sind so zu planen und 
einzurichten, dass sie die Anwendung vielseitiger 
Lernverfahren und Arbeitsmethoden ermöglichen

Ausstattung Ausstattung / Möblie-
rung: gesundheitlichen 
und pädagogischen 
Erfordernissen entspre-
chend sitzgerechtes 
und bewegliches Ge-
stühl; soll kombinierbar 
sein

Verschiedene Unterrichtsphasen 
erfordern verschiedene Unterrichtsfor-
men und Lernarrangements und damit 
eine entsprechende Ausstattung des 
Klassenraums 
 
Mindestausstattung: 
• Regale 
• ein Fach für jeden Schüler 
• Arbeitsmaterialien für Schüler zum 
selbstständigen Lernen in einzelnen 
Fächern 
• Dokumentation von aktuellen Ar-
beitsergebnissen der Schüler aus dem 
Unterricht der Fächer und der Projekte 
• kleine bewegliche Tische, die zu 
einem größeren Konferenztisch zusam-
mengeschoben werden können 
Falls weitere finanzielle Ressourcen 
vorhanden sind: 
• eine Experimentierzone 
• verschiedene Sitzmöglichkeiten 
• Leseecke 
• Computerecke mit Internetzugang 

das Raummaß lässt alternative Sitzordnungen wie Kreis, 
Tischgruppen, PC-Ecken, Leseecken etc. zu, das mit dem 
pädagogischen Konzept der Schule in Einklang steht 
und ermöglicht optional die Aufstellung von Eigentums-
fächern

Räume sind so angeordnet und ausge-
stattet, dass sich dezentrale Reviere 
und Zonen bilden lassen; 
Lernräume sind mit flexiblen, ergono-
mischen und kommunikationsfördern-
den Möbel und Medien ausgestattet, 
die den raschen und geräuschar-
men Wechsel der Unterrichts- und 
Sozialformen erleichtern (von der 
Gruppenarbeit zum Stuhlkreis, zur 
frontalen Präsentation und zur Einzel- 
und Partnerarbeit) 

den Lehrpersonen wird bei der Gestal-
tung des Unterrichts ein großer Frei-
raum gewährt (von Frontalunterricht 
bis zu Werkstattunterricht) Lehrplan 
und Lehrerbildung betonen die Metho-
denvielfalt; vor diesem Hintergrund 
ist ein variables Arrangement des 
Lernraumes anzustreben, in dem gan-
ze bzw. halbe Klassen, verschiedene 
Gruppen, unterrichtet werden, Schüler 
in Leseecken, an PC-Arbeitsplätzen 
individuell lernen können

die Ausstattung der Lehr- und Lern- 
räume soll flexible handhabbar sein 
und unterschiedliche Lehr- und Lern-
formen ermöglichen

multifunktionale Unterrichtsräume

Größe Größe der Klassen-
zimmer nach örtlichen 
Verhältnissen und Er-
fordernissen zwischen 
54 – 66 m2

2,6 (Primarbereich) –2,0 m2/Schüler 
(Sek. 2) 
+ Gruppenraum

2,5 m2/Schüler + Gruppenraum /  
2 Klassenzimmer

72 72 + 64 64 + 
56 + 
48

Primarbereich: min. 2,5 m2/Schüler 
+ ein oder mehrere flexibel nutzbare 
Nebenräume; Sekundarbereich:  
min. 2,0 m2/Schüler + 1 oder mehrere 
flexibel nutzbare Nebenräume

72 m2

2,5 m2/Schüler
+ Gruppenraum

2,7 m2 (Primarbereich) –2,4 m2 
(ab Sek.1)/Schüler 
+ Gruppenraum

2, 75 m2/Schüler (ermessen aus den Maßen der 
Tischabstände und Tischgrößen)

Primarstufe: 2,6 m2/Schüler; 
Sekundarbereich: 2,4 m2/Schüler;
+ Lerngruppenraum; 

Flur Lernnischen in Fluren; Kommunikationsflächen mit 
Sitzgelegenheiten

Ruhe-, Kommunikations- und Arbeits-
zonen

Arbeitsnischen in Fluren

Lehrerbereich 1 Lehrerzimmer (für 
1– 4 zügige Grundschu-
le, für Hauptschule, 
Realschule, Gymnasi-
um, Föderschule) mit 
unterschiedlicher Größe 
je nach Zügigkeit

1–2 Räume /Standort (Grundschule) 
1 Raum /Jahrgang (Sekundarstufe) 
(Schulentwicklungsplan: Lehrerkoope-
ration durch Lehrerteams, Jahrgang-
teams, keine Angaben zu räumlichen 
Auswirkungen)

keine Angaben 
über Größe und 
Anzahl und Art 
der Arbeitsform 
der Lehrer

Flächenansätze ggf. 
auf mehrere Raum-
einheiten aufteilen; 
für Konferenzen soll 
ein regulärer Mehr-
zweckraum oder die 
Aula genutzt werden; 
Lehrerzimmer inkl. 
20% Ganztagslehr-
personal 

Lehrerstation

58 –144 
 
 
 

 
 
 
30 – 60

96 –305 
 
 
 

 
 
 
30 –90

Teamarbeitsräume der sozialen Ein-
heit von 4 Lernräumen zugeordnet + 
Versammlungsraum für Schulpersonal

Forderung nach Arbeistplätzen für 
Lehrpersonal in der Schule, Arbeits-
plätze 6 m2/ Klassenzimmer

Lehrerzimmer dient als Aufenthalts-
raum und als Arbeits- und Konferenz-
raum mit Garderobe, Waschgelegen-
heit, Kochnische oder kleiner Küche 
(mind. 60 m2)
 
Einzelarbeitsplätze für mind. 1/4 der 
Lehrpersonen

keine Angaben zur Gestaltung und Dimensionierung 
des Lehrerbereichs

3 m² / Lehrer  
(inkl.Silentium) im  
Lehrerzimmer mit Garderobe

Clusterbildung jede soziale Einheit verfügt über vier 
Lernräume sowie über einen oder 
mehrere  flexibel nutzbare Nebenräu-
me; den Lernräumen oder der sozialen 
Einheit sind eigene Toilettenräume 
zugeordnet; 
ein hinreichend ausgestatteter 
Personalarbeitsraum befindet sich im 
Bereich oder in der Nähe der sozialen 
Einheit

Die Empfehlungen sind jedoch nicht als Vorschreibung 
des Klassenraumprinzips als räumliche Schulorganisa-
tionsform zu verstehen. 
Das ÖISS und der AK Schulraum stehen innovativen 
Schulbaumodellen positiv gegenüber, so fern diese auf 
die Anforderungen, Bedürfnisse und Organisations-
formen der jeweiligen Schule abgestimmt und somit 
Erfolg versprechend sind

These 2
Tabelle
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Analysefeld 2



BW – 
Schulbauempfehlung

BW – 
Schulbauförderung Bremen

Sachsen – 
Schulbaurichtlinie

Sachsen – 
Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Klassenzimmer Gestaltung Klassenräume, in denen selbstbe-
stimmte Unterrichtsformen praktiziert 
werden, signalisieren durch ihre 
Gestaltung, dass Unterschiedlichkei-
ten, Individuelles wie Gemeinsames, 
Schnelles wie Langsames akzeptiert 
werden

jedes Kind findet einen Lern-, Lebens-, Bewegungs- und 
Entfaltungsraum vor, der seine Persönlichkeitsent-
wicklung fördert; Lehr- und Lernumgebungen, in denen 
Wissen und Kompetenzen zunehmend mehr handlungs-
orientiert und selbstgesteuert erworben werden, leben 
von Begegnung und intensivem Austausch; die Differen-
zierungsräume/Gruppenräume dienen als Erweiterungs-
flächen für Arbeit in Kleingruppen, als Selbstlernorte zur 
Aufbereitung von Informationen oder bieten die Möglich-
keit zur individuellen (Einzel-)Förderung. Anordnung von 
Lernnischen in den Fluren zur Nutzung zum selbststän-
digen Arbeiten 
 

durch zunehmend selbstgesteuertes 
Lernen und Spielen sollen die Kinder 
zu selbstbewussten kooperations-
willigen und verantwortungsbereiten 
Persönlichkeiten heranreifen, die den 
Anforderungen unserer Gesellschaft 
gewachsen sind; jedes Kind findet 
einen Lern-, Lebens-, Bewegungs- 
und Entfaltungsraum vor, der seine 
Persönlichkeitsentwicklung und das 
selbstständige Lernen fördert; Lern-
räume sind in funktionaler Hinsicht so 
gestaltet, dass sie die soziale Begeg-
nung und Verständigung in Klein- und 
Großgruppen unterstützen 
 

der Lehrstoff wird nicht nur präsen-
tiert; vieles wird in Gruppen erarbeitet, 
selbst entdeckt, mit individuellen Auf-
gabenstellungen angegangen, durch 
Medienzugriff vertieft (Lernvielfalt); 
Räume werden durch dieses vielfälti-
ge Arbeiten immer wieder verändert; 
intensivere (verdichtete )und eine 
multifunktionale (mehrfache) Nutzung 
der Schulräume; die schulischen und 
wirtschaftlichen Anforderungen an 
Schulräume und -bauten erfordern 
weniger eine Spezifikation der Räume 
als eine Baustruktur, die sowohl im 
engeren Sinne schulisch flexible 
als auch eine, über das Schulische 
hinausgehende, Mehrfachnutzung 
erlaubt

Raumgestaltung und Einrichtung 
der Lehr- und Lernräume müssen 
zu einem angenehmen Arbeitsklima 
beitragen und den Unterricht mit 
zeitgemäßen und flexiblen Lehr- und 
Lernformen ermöglichen

im Mittelpunkt steht die Frage nach räumlichen 
Konzepten, die zukunftsweisende pädagogische 
Lehr- und Lernmethoden, individuelle Fördermodelle 
sowie Gruppenarbeit und Projektunterricht im Sinne 
des Raumes als dritter Pädagoge optimal unterstützen; 
diese Empfehlungen zielen darauf ab, die gängigen 
Unterrichtsräume multifunktional – für Votragssituati-
onen und Frontalunterricht ebenso wie für Gruppenar-
beit – zu gestalten und beinhalten daher Angaben zu 
Arbeitsplätzen, Durchgangsbreiten und Sichtbeziehun-
gen auf Projektionsflächen

Ausstattung Ausstattung / Möblie-
rung: gesundheitlichen 
und pädagogischen 
Erfordernissen entspre-
chend sitzgerechtes 
und bewegliches Ge-
stühl; soll kombinierbar 
sein

Verschiedene Unterrichtsphasen 
erfordern verschiedene Unterrichtsfor-
men und Lernarrangements und damit 
eine entsprechende Ausstattung des 
Klassenraums 
 
Mindestausstattung: 
• Regale 
• ein Fach für jeden Schüler 
• Arbeitsmaterialien für Schüler zum 
selbstständigen Lernen in einzelnen 
Fächern 
• Dokumentation von aktuellen Ar-
beitsergebnissen der Schüler aus dem 
Unterricht der Fächer und der Projekte 
• kleine bewegliche Tische, die zu 
einem größeren Konferenztisch zusam-
mengeschoben werden können 
Falls weitere finanzielle Ressourcen 
vorhanden sind: 
• eine Experimentierzone 
• verschiedene Sitzmöglichkeiten 
• Leseecke 
• Computerecke mit Internetzugang 

das Raummaß lässt alternative Sitzordnungen wie Kreis, 
Tischgruppen, PC-Ecken, Leseecken etc. zu, das mit dem 
pädagogischen Konzept der Schule in Einklang steht 
und ermöglicht optional die Aufstellung von Eigentums-
fächern

Räume sind so angeordnet und ausge-
stattet, dass sich dezentrale Reviere 
und Zonen bilden lassen; 
Lernräume sind mit flexiblen, ergono-
mischen und kommunikationsfördern-
den Möbel und Medien ausgestattet, 
die den raschen und geräuschar-
men Wechsel der Unterrichts- und 
Sozialformen erleichtern (von der 
Gruppenarbeit zum Stuhlkreis, zur 
frontalen Präsentation und zur Einzel- 
und Partnerarbeit) 

den Lehrpersonen wird bei der Gestal-
tung des Unterrichts ein großer Frei-
raum gewährt (von Frontalunterricht 
bis zu Werkstattunterricht) Lehrplan 
und Lehrerbildung betonen die Metho-
denvielfalt; vor diesem Hintergrund 
ist ein variables Arrangement des 
Lernraumes anzustreben, in dem gan-
ze bzw. halbe Klassen, verschiedene 
Gruppen, unterrichtet werden, Schüler 
in Leseecken, an PC-Arbeitsplätzen 
individuell lernen können

die Ausstattung der Lehr- und Lern- 
räume soll flexible handhabbar sein 
und unterschiedliche Lehr- und Lern-
formen ermöglichen

multifunktionale Unterrichtsräume

Größe Größe der Klassen-
zimmer nach örtlichen 
Verhältnissen und Er-
fordernissen zwischen 
54 – 66 m2

2,6 (Primarbereich) –2,0 m2/Schüler 
(Sek. 2) 
+ Gruppenraum

2,5 m2/Schüler + Gruppenraum /  
2 Klassenzimmer

72 72 + 64 64 + 
56 + 
48

Primarbereich: min. 2,5 m2/Schüler 
+ ein oder mehrere flexibel nutzbare 
Nebenräume; Sekundarbereich:  
min. 2,0 m2/Schüler + 1 oder mehrere 
flexibel nutzbare Nebenräume

72 m2

2,5 m2/Schüler
+ Gruppenraum

2,7 m2 (Primarbereich) –2,4 m2 
(ab Sek.1)/Schüler 
+ Gruppenraum

2, 75 m2/Schüler (ermessen aus den Maßen der 
Tischabstände und Tischgrößen)

Primarstufe: 2,6 m2/Schüler; 
Sekundarbereich: 2,4 m2/Schüler;
+ Lerngruppenraum; 

Flur Lernnischen in Fluren; Kommunikationsflächen mit 
Sitzgelegenheiten

Ruhe-, Kommunikations- und Arbeits-
zonen

Arbeitsnischen in Fluren

Lehrerbereich 1 Lehrerzimmer (für 
1– 4 zügige Grundschu-
le, für Hauptschule, 
Realschule, Gymnasi-
um, Föderschule) mit 
unterschiedlicher Größe 
je nach Zügigkeit

1–2 Räume /Standort (Grundschule) 
1 Raum /Jahrgang (Sekundarstufe) 
(Schulentwicklungsplan: Lehrerkoope-
ration durch Lehrerteams, Jahrgang-
teams, keine Angaben zu räumlichen 
Auswirkungen)

keine Angaben 
über Größe und 
Anzahl und Art 
der Arbeitsform 
der Lehrer

Flächenansätze ggf. 
auf mehrere Raum-
einheiten aufteilen; 
für Konferenzen soll 
ein regulärer Mehr-
zweckraum oder die 
Aula genutzt werden; 
Lehrerzimmer inkl. 
20% Ganztagslehr-
personal 

Lehrerstation

58 –144 
 
 
 

 
 
 
30 – 60

96 –305 
 
 
 

 
 
 
30 –90

Teamarbeitsräume der sozialen Ein-
heit von 4 Lernräumen zugeordnet + 
Versammlungsraum für Schulpersonal

Forderung nach Arbeistplätzen für 
Lehrpersonal in der Schule, Arbeits-
plätze 6 m2/ Klassenzimmer

Lehrerzimmer dient als Aufenthalts-
raum und als Arbeits- und Konferenz-
raum mit Garderobe, Waschgelegen-
heit, Kochnische oder kleiner Küche 
(mind. 60 m2)
 
Einzelarbeitsplätze für mind. 1/4 der 
Lehrpersonen

keine Angaben zur Gestaltung und Dimensionierung 
des Lehrerbereichs

3 m² / Lehrer  
(inkl.Silentium) im  
Lehrerzimmer mit Garderobe

Clusterbildung jede soziale Einheit verfügt über vier 
Lernräume sowie über einen oder 
mehrere  flexibel nutzbare Nebenräu-
me; den Lernräumen oder der sozialen 
Einheit sind eigene Toilettenräume 
zugeordnet; 
ein hinreichend ausgestatteter 
Personalarbeitsraum befindet sich im 
Bereich oder in der Nähe der sozialen 
Einheit

Die Empfehlungen sind jedoch nicht als Vorschreibung 
des Klassenraumprinzips als räumliche Schulorganisa-
tionsform zu verstehen. 
Das ÖISS und der AK Schulraum stehen innovativen 
Schulbaumodellen positiv gegenüber, so fern diese auf 
die Anforderungen, Bedürfnisse und Organisations-
formen der jeweiligen Schule abgestimmt und somit 
Erfolg versprechend sind

These 2
Tabelle
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Unterschiedliche Lern- und Lehrformen



Ganztagsschule

Analysefeld 3
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Halbtagsschule

Ganztagsschule

Mensa

Räumlichkeiten
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Ganztagsschule heißt: lernen, bewe-
gen, spielen, toben, verweilen, reden, 
lesen, essen und vieles mehr – in 
einem gesunden Rhythmus: Von hal-
ligen, dunklen Fluren zu großzügigen 
Aktions- und Aufenthaltsbereichen

Die Ganztagsschule braucht ne-
ben Mensa und Bibliothek auch 
Verweilorte für stilles individuelles 

Arbeiten und Lernen, kommunikative 
Zonen im Innen- und Außenbereich, 
Sport- und Spielfelder, Grünfl ächen, 
Baumschatten, möglichst sogar Was-
serstellen, Nischen zum Nichtstun. 
Die große Schule ist in überschau-
bare Bereiche gegliedert.

Angemessene Lehrerarbeitsplätze 
sind vorgesehen.
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Baden-Württemberg 
Die Baden-Württembergischen 
Schulbauempfehlungen beruhen auf 
einem Halbtagsschulkonzept und 
machen daher keinerlei Angaben 
zum Ganztagsbereich bzw. zu einer 
Ganztagsschule.
In den Förderungsrichtlinien wird 
immerhin der zusätzliche, für eine 
Ganztagsschule notwendige Raum-
bedarf aufgeführt. Ganztagsschulen 
sollen über zusätzliche Räume für 
den Essens-, Betreuungs-, Frei-
zeit- und Lehrbereich verfügen. Ein 
pädagogisches Konzept und eine 
Mindestversorgung über einen 
bestimmten Zeitraum müssen garan-
tiert sein.

Bremen
Der Bremer Schulentwicklungs-
plan beruht auf dem Konzept der 
Ganztagsschule. Eine gute Schule 
bietet ganztägigen Unterricht an. 
Es werden jedoch keine Angaben 
zur räumlichen Umsetzung ge-
macht, wohl aber zum zusätzlichen 
Raumbedarf, der durch die Ganz-
tagsschule notwendig wird. Um den 
Raumbedarf festzustellen, gibt der 
Schulstandortplan Raumfaktoren an, 
die den zusätzlichen Raumbedarf 
für Ganztagsangebote, Zentren für 
unterstützende Pädagogik und Jahr-
gangsteamschulen bestimmt.
Der Schulentwicklungsplan emp-
fiehlt für die Mittagsessenversor-
gung, dass gemeinsame Mahlzeiten 
von Lehrenden und Schülern zur För-
derung ihrer sozialen Beziehungen 
möglich sein sollen. Das bedeutet 
für die räumliche Organisation, dass 
auch das Essen im Klassenverbund 
im Klassenzimmer anstelle des Baus 
einer Mensa möglich ist.

Sachsen
Die Sächsischen Schulbaurichtlini-
en und die Förderrichtlinien Schul-
hausbau enthalten keine Aussagen 
zu Ganztagsschule in Sachsen. 

Jedoch wird seit 2003 das Angebot 
der Ganztagsbetreuung an sächsi-
schen Schulen ausgebaut und eine 
eigene Förderrichtlinie (Förderricht-
linie IZBuB) die speziell auf den 
Ausbau von Ganztagsschulen und 
Ganztagsangeboten eingeht, wurde 
verfasst. 95 Prozent der allgemeinbil-
denden Schulen bieten ihren Schü-
lern bereits Ganztagesangebote an. 
70 Prozent der Schüler nutzen diese 
Angebote am Nachmittag. Damit ist 
Sachsen im Vergleich der deutschen 
Bundesländer an der Spitze ange-
siedelt. In der Förderrichtlinie sind 
jedoch keine konkreten Angaben zu 
Räumen oder baulichen Anforderun-
gen enthalten.

Nordrhein-Westfalen 
Das Land Nordrhein-Westfalen baut 
das Ganztagsangebot und die Ganz-
tagsschulen aus. 2010/11 nutzte 
jedes dritte Kind die Angebote einer 
Ganztagsschule. Der weitere Aus-
bau soll bedarfsgerecht fortgesetzt 
werden. Dementsprechend sind die 
baulichen Richtlinien angepasst wor-
den. Durch die ganztägige Nutzung 
einer Schule ergeben sich aus bau-
aufsichtlicher Sicht keine zusätzli-
chen Anforderungen, daher gibt es in 
den Schulbaurichtlinien auch keine 
gesonderten Angaben für die Ganz-
tagsschule. In den Grundlagen für 
die Aufstellung von Raumprogram-
men für allgemein bildende Schulen 
und Förderschulen ist der Ganztags-
schulbetrieb mit einer Fläche von 30 
m² pro Klasse vorgesehen. Für den 
Spielraum, den Musikraum und einen 
Aufenthaltsraum werden 1/3 m² je 
Schüler/in gefordert.
Ebenso wird die Größe eines Ess-
platzes mit 2/3 m² festgesetzt. Diese 
Angaben gelten für alle Schulformen 
mit Ausnahme der Förderschulen. 
Dort wird eine Fläche von 300 m² 
/1-zügig) und von 400 m² (2-zügig) 
gefordert. In dem Runderlass „Ganz-
tagsschulen in der Primarstufe und 
in der Sekundarstufe I/Neue erwei-
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terte Ganztagshaupt- und Ganztags-
förderschulen“ ist darüber hinaus 
erwähnt, dass die Fachunterrichts-
räume einer dem Ganztagskonzept 
entsprechenden zusätzlichen Aus-
stattung bedürfen. 

Köln
Im Unterschied zum Land Nordrhein-
Westfalen ist die räumliche Ausstat-
tung für den Ganztagsbetrieb in der 
Stadt Köln für alle Schulen vorgese-
hen. Auch sind die Flächen für den 
Ganztagsbereich im Durchschnitt hö-
her angesetzt als die der BASS. Für 
den Ganztagsbereich einer 4-zügi-
gen Grundschule sieht die BASS 480 
m² vor. Das Musterraumprogramm 
der Kölner Schulbauleitlinie sieht in 
der Summe 533 m² vor, wobei der 
Flächenansatz für den Speiseraum 
(80 m²) auch auf andere Funktions-
bereiche übertragen werden kann.

Herford
Die Qualitätskriterien basieren auf 
dem Konzept der Offenen Ganztags-
schulen. Dabei bildet jeder Ganz-
tagszug eine eigene soziale und 
räumliche Einheit. Die Abgrenzung 
zur übrigen Schule ist variabel zu 
gestalten. Die vorgegebene Fläche 
für eine Mensa kann auch auf die 
Lernräume verteilt werden, um eine 
Mittagsverpflegung im Klassenzim-
mer zu ermöglichen. 
Des Weiteren werden zusätzliche 
Räume für eine temporäre Nut-
zung wie Aula mit Bühne, Ort zum 
Musizieren, Werkraum, Sporthalle, 
Toberaum, Ruhe- und Entspan-
nungsräume aufgeführt. Auch stehen 
gesonderte Räume für klassenüber-
greifende Ganztagsangebote zur 
Verfügung. 

Zürich
Die Richtlinien gehen von dem Kon-
zept der Halbtagsschule aus.
Tagesstrukturen und Horte sind ge-
nerell nicht beitragsberechtigt. Auch 
eine Mensa ist in den Flächenvorga-

ben nicht berücksichtigt.

Bozen
Die Richtlinien sehen grundsätzlich 
die Planung einer Mensa vor, da die 
Schulen oft Wahlangebote an den 
Nachmittagen haben. Das Konzept 
der Ganztagsschule wurde Ende der 
90er Jahre wiedereingeführt. Jedoch 
ist der Bedarf bisher gering. Die 
Richtlinien fordern außer der Mensa 
keine weiteren spezifischen Räume 
und Flächen.

Österreich
Der Bedarf in Österreich an Ganz-
tagsschulen ist hoch, kann jedoch 
nicht durch das Angebot gedeckt 
werden. Daher plant das Land den 
Ausbau von Ganztagsschulen. Die 
Richtlinien berücksichtigen noch kei-
ne spezifischen Anforderungen aus 
dem Ganztagsangebot.

Deutsche Auslandsschulen
Das Musterraumprogramm für 
deutsche Auslandsschulen sieht 
den Ganztagsbereich vor. Der Ganz-
tagsbereich beinhaltet nur Flächen 
für die Essensversorgung und keine 
zusätzlichen Flächen für erweiterte 
Angebote. Allerdings wird darauf hin-
gewiesen, dass die Einrichtung einer 
Bibliothek/Mediathek im Ganztags-
schulbetrieb unverzichtbar ist. Der 
Speisesaal wird so wie in Nordrhein-
Westfalen mit 2/3 m² je Schüler/in 
bemessen.

Analysefeld 3
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Analysefeld 3

BW –  
Schulbauempfehlung

BW –  
Schulbauförderung Bremen

Sachsen –  
Schulbaurichtlinie

Sachsen –  
Förderrichtlinie / 
IZBuB NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich

Deutsche  
Auslandsschulen

allgemein Empfehlung bezieht sich 
auf Halbtagsschule

der Raumbedarf richtet 
sich nach dem päda-
gogischen Konzept der 
Schule, der Zahl der 
Schüler, die am Ganz-
tagsbetrieb teilnehmen 
und den örtlichen Ver-
hältnissen; förderfähig 
sind Ganztagsschulen 
dann, wenn sie über zu-
sätzliche Räume für den 
Essens-, Betreuungs-, 
Freizeit- und Lehrbereich 
verfügen; sie müssen 
über den vormittäglichen 
Unterricht hinaus an 
mindestens 3 Tagen die 
Woche ein ganztägiges 
Angebot bereitstellen 
mit min. 7 Zeitstunden; 
Betreuungsangebot 
muss von der Schullei-
tung organisiert werden 
und über ein pädagogi-
sches Konzept verfügen

Ausbau und Weiterent- 
wicklung der Ganztags-
schulen; Ganztagsbe-
trieb leistet einen Bei-
trag zur soziokulturellen 
Infrastruktur von Lern-, 
Kultur- und Freizeitan-
geboten; gute Schule = 
ganztägiger Unterricht;  
Arbeitsgemeinschaften 
und anderen Bildungsan-
geboten; sozialpäda-
gogische Betreuung 
und Förderung ist 
integraler Bestandteil 
der Ganztagsschule; 
1-2 Tage / Woche sollen 
frei von Pflichtveranstal-
tungen bleiben; keine 
Angaben zur räumlichen 
Umsetzung

in der Richtlinie 
nicht berücksichtigt

in Sachsen gibt es 
eine eigene Förder-
richtlinie welche 
explizit den Ausbau 
der Ganztagsschu-
len und -angebote 
fördert.
Darin werden inve-
sitive Maßnahmen 
die
- den Aufbau neuer 
Ganztagsschulen 
und Schulen mit 
integrierten Ganz-
tagsangeboten,
. die Weiterentwick-
lung bestehender 
Schulen zu Ganz-
tagsschulen,
. die Schaffung 
zusätzlicher Ganz-
tagsplätze
- und die qualitative 
Weiterentwicklung 
bestehender Ganz-
tagsschulen 
gefördert.

Ganztagsschule vorge-
sehen; sinnvoll rhyth-
misierte Verteilung von 
Lernzeiten; Schaffung 
zusätzlicher Lernzugän-
ge und Bildungsange-
bote, z.B. durch gestal-
terische, handwerkliche, 
experimentelle, musi-
sche und sportliche 
Arbeitsgemeinschaften 
im Zuge des Ganztags-
bereiches; 1 Nachmittag 
/ Woche unterrichtsfrei; 
30 m2 / Klasse für Sek. 1 
insgesamt für Ganztag

bezieht sich auf die 
Richtlinien von NRW, 
sieht jedoch ergänzen-
de Ganztagsangebote 
(nach Bedarf) vor; 
alle Schulen erhalten 
räumliche Ausstattung 
für Ganztagsbetrieb; es 
besteht kein Anspruch 
auf hundertprozentige 
Erfüllung der Umsetzung 
der Musterraumpro-
gramme; variableres 
Sportangebot  höhere 
Nutzungskapazität der 
Sporthallen

offene Ganztagsschu-
le vorgesehen; jeder 
Ganztagszug bildet eine 
eigene soziale und räum-
liche Einheit; variable 
Offenheit und Geschlos-
senheit gegenüber Rest 
der Schule; Personalar-
beitsraum für Team des 
Ganztagszuges

geht von Halbtagsschu-
le aus

keine Forderung nach 
speziellen Räumen und 
Flächen für ein Ganz-
tagsangebot

keinerlei Angaben zum 
Ganztag, außer Angaben 
zur elektrotechnischen 
Ausstattung in der 
Sammlung des Ganz-
tagsbereiches

sieht Ganztagsbetrieb vor

Clusterbildung Raumprogramm bleibt 
so offen, dass Klas-
senräume z.B. auch als 
Teampakete (Cluster) 
angeordnet werden 
können

Einheit mit Lernräume à 
min. 2,5 qm/ Schüler im 
Primarbereich und 2 qm/
Schüler im Sekundar-
bereich mit mehreren 
flexibel nutzbaren 
Nebenräumen; Perso-
nalarbeitsraum für Team 
des Ganztagszuges; 
Toilettenräume werden 
jeder Einheit zugeordnet

Anzahl der Fachräume mit 
Experimentalunterricht be-
rechnet sich aus notwendiger 
Stundenzahl einschl. AGs im 
Ganztagesbetrieb

essen es sollen gemeinsame 
Mahlzeiten zur Förde-
rung sozialer Beziehun-
gen zwischen Lehrenden 
und Schülern möglich 
sein; Räume für Mittag-
essenversorgung; Essen 
auch im Klassenzimmer 
möglich

an allen Tagen des 
Ganztagsbetriebs 
wird den teilneh-
menden Schülern 
ein Mittagessen 
angeboten

Küche; Speiseraum mit 
Essplätzen von 2/3 m2/
Schüler

Speiseraum oder 
Übertragung dieses Flä-
chenansatzes auf andere 
Funktionsbereiche: 240 
qm; Küche/Lager/Ver-
waltung: 130 m2

Mittagessen in Lernräu-
men oder kleinräumig 
gegliederten Speiseräu-
men; Küche nahe des 
Ganztagsbereiches; min. 
2/3 m2/Schüler (max. 
1,32 m2 im Sekundarbe-
reich) Flächenzuwachs 
im Klassenzimmer, wenn 
dort gegessen wird 
(Durchschnitt 1 m2)

Speisesaal mit 1,4 m2/
Schüler in 2 Turnussen

Speisesaal mit 2/3 m2 Essplatz 
/Schüler; Aufwärmküche nach 
Erfordernis; Spülküche nach 
Erfordernis

bewegen Schüleraufenthaltsräu-
me:  Spielraum, Musik-
raum, Aufenthaltsraum 
 1/3 m2 / Schüler

Spielraum, Musikraum, 
Aufenthaltsraum (GT-
Bereich)  4 x 72 qm

Sporthalle; Toberaum 
(soweit erforderlich)

ruhen und  
entspannen

Schüleraufenthaltsräu-
me: Räume für Entspan-
nung/Ruhe

Ruheraum (nach Bedarf); 
Bibliothek soll für den 
Ganztagsgebrauch auch 
Raum zur Entspannung 
bieten

spezielle Ruhe- und 
Entspannungsräume 
(soweit nicht woanders 
vorhanden)  stehen 
jeder sozialen Einheit 
zur Verfügung

fördern Arbeitsgemeinschaften 
und außerschulische 
Bildungsangebote; 
sozialpädagogische 
Betreuung; Förderung

zu den investiven 
Maßnahmen gehö-
ren insbesondere 
Neu-, Aus- und Um-
bauten, Renovie-
rungsmaßnahmen, 
Ausstattungsinves-
titionen. Neubauten 
sind jedoch nur 
zuwendungsfähig 
wenn sie wirtschaft-
licher als andere 
Maßnahmen, insbe-
sondere Generalsa-
nierungen sind.

BASS 12-63 Nr. 2 
Zur Förderung 
besonders fachlicher 
Schülerinteressen sollen 
Fachunterrichtsbereiche 
gegebenenfalls mit 
zusätzlicher Ausstattung 
und zusätzlichen Räu-
men mit einer dem Ganz-
tagskonzept entspre-
chenden Ausstattung 
zur Verfügung gestellt 
werden

Selbstlernzentrum 
mit Bibliothek und 
Mediothek; Ort zum 
Musizieren, Werkraum, 
Räume für ergänzendes 
klassenübergreifendes 
Ganztagsangebot stehen 
jeder sozialen Einheit 
zur Verfügung

Biblio-/ Mediothek für Ganz-
tagsschulbetrieb unverzichtbar

Lehrerbereich bei der Einführung von 
Ganztagsschulen wer-
den Lehrpersonen mehr 
gemeinsame Zeit an der 
Schule verbringen, hier-
zu bedarf es Plätzen, an 
denen die Lehrpersonen 
gemeinsam, aber auch 
allein bzw. in kleinen 
Teams in Ruhe arbeiten 
können



47

Ganztagsschule

BW –  
Schulbauempfehlung

BW –  
Schulbauförderung Bremen

Sachsen –  
Schulbaurichtlinie

Sachsen –  
Förderrichtlinie / 
IZBuB NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich

Deutsche  
Auslandsschulen

allgemein Empfehlung bezieht sich 
auf Halbtagsschule

der Raumbedarf richtet 
sich nach dem päda-
gogischen Konzept der 
Schule, der Zahl der 
Schüler, die am Ganz-
tagsbetrieb teilnehmen 
und den örtlichen Ver-
hältnissen; förderfähig 
sind Ganztagsschulen 
dann, wenn sie über zu-
sätzliche Räume für den 
Essens-, Betreuungs-, 
Freizeit- und Lehrbereich 
verfügen; sie müssen 
über den vormittäglichen 
Unterricht hinaus an 
mindestens 3 Tagen die 
Woche ein ganztägiges 
Angebot bereitstellen 
mit min. 7 Zeitstunden; 
Betreuungsangebot 
muss von der Schullei-
tung organisiert werden 
und über ein pädagogi-
sches Konzept verfügen

Ausbau und Weiterent- 
wicklung der Ganztags-
schulen; Ganztagsbe-
trieb leistet einen Bei-
trag zur soziokulturellen 
Infrastruktur von Lern-, 
Kultur- und Freizeitan-
geboten; gute Schule = 
ganztägiger Unterricht;  
Arbeitsgemeinschaften 
und anderen Bildungsan-
geboten; sozialpäda-
gogische Betreuung 
und Förderung ist 
integraler Bestandteil 
der Ganztagsschule; 
1-2 Tage / Woche sollen 
frei von Pflichtveranstal-
tungen bleiben; keine 
Angaben zur räumlichen 
Umsetzung

in der Richtlinie 
nicht berücksichtigt

in Sachsen gibt es 
eine eigene Förder-
richtlinie welche 
explizit den Ausbau 
der Ganztagsschu-
len und -angebote 
fördert.
Darin werden inve-
sitive Maßnahmen 
die
- den Aufbau neuer 
Ganztagsschulen 
und Schulen mit 
integrierten Ganz-
tagsangeboten,
. die Weiterentwick-
lung bestehender 
Schulen zu Ganz-
tagsschulen,
. die Schaffung 
zusätzlicher Ganz-
tagsplätze
- und die qualitative 
Weiterentwicklung 
bestehender Ganz-
tagsschulen 
gefördert.

Ganztagsschule vorge-
sehen; sinnvoll rhyth-
misierte Verteilung von 
Lernzeiten; Schaffung 
zusätzlicher Lernzugän-
ge und Bildungsange-
bote, z.B. durch gestal-
terische, handwerkliche, 
experimentelle, musi-
sche und sportliche 
Arbeitsgemeinschaften 
im Zuge des Ganztags-
bereiches; 1 Nachmittag 
/ Woche unterrichtsfrei; 
30 m2 / Klasse für Sek. 1 
insgesamt für Ganztag

bezieht sich auf die 
Richtlinien von NRW, 
sieht jedoch ergänzen-
de Ganztagsangebote 
(nach Bedarf) vor; 
alle Schulen erhalten 
räumliche Ausstattung 
für Ganztagsbetrieb; es 
besteht kein Anspruch 
auf hundertprozentige 
Erfüllung der Umsetzung 
der Musterraumpro-
gramme; variableres 
Sportangebot  höhere 
Nutzungskapazität der 
Sporthallen

offene Ganztagsschu-
le vorgesehen; jeder 
Ganztagszug bildet eine 
eigene soziale und räum-
liche Einheit; variable 
Offenheit und Geschlos-
senheit gegenüber Rest 
der Schule; Personalar-
beitsraum für Team des 
Ganztagszuges

geht von Halbtagsschu-
le aus

keine Forderung nach 
speziellen Räumen und 
Flächen für ein Ganz-
tagsangebot

keinerlei Angaben zum 
Ganztag, außer Angaben 
zur elektrotechnischen 
Ausstattung in der 
Sammlung des Ganz-
tagsbereiches

sieht Ganztagsbetrieb vor

Clusterbildung Raumprogramm bleibt 
so offen, dass Klas-
senräume z.B. auch als 
Teampakete (Cluster) 
angeordnet werden 
können

Einheit mit Lernräume à 
min. 2,5 qm/ Schüler im 
Primarbereich und 2 qm/
Schüler im Sekundar-
bereich mit mehreren 
flexibel nutzbaren 
Nebenräumen; Perso-
nalarbeitsraum für Team 
des Ganztagszuges; 
Toilettenräume werden 
jeder Einheit zugeordnet

Anzahl der Fachräume mit 
Experimentalunterricht be-
rechnet sich aus notwendiger 
Stundenzahl einschl. AGs im 
Ganztagesbetrieb

essen es sollen gemeinsame 
Mahlzeiten zur Förde-
rung sozialer Beziehun-
gen zwischen Lehrenden 
und Schülern möglich 
sein; Räume für Mittag-
essenversorgung; Essen 
auch im Klassenzimmer 
möglich

an allen Tagen des 
Ganztagsbetriebs 
wird den teilneh-
menden Schülern 
ein Mittagessen 
angeboten

Küche; Speiseraum mit 
Essplätzen von 2/3 m2/
Schüler

Speiseraum oder 
Übertragung dieses Flä-
chenansatzes auf andere 
Funktionsbereiche: 240 
qm; Küche/Lager/Ver-
waltung: 130 m2

Mittagessen in Lernräu-
men oder kleinräumig 
gegliederten Speiseräu-
men; Küche nahe des 
Ganztagsbereiches; min. 
2/3 m2/Schüler (max. 
1,32 m2 im Sekundarbe-
reich) Flächenzuwachs 
im Klassenzimmer, wenn 
dort gegessen wird 
(Durchschnitt 1 m2)

Speisesaal mit 1,4 m2/
Schüler in 2 Turnussen

Speisesaal mit 2/3 m2 Essplatz 
/Schüler; Aufwärmküche nach 
Erfordernis; Spülküche nach 
Erfordernis

bewegen Schüleraufenthaltsräu-
me:  Spielraum, Musik-
raum, Aufenthaltsraum 
 1/3 m2 / Schüler

Spielraum, Musikraum, 
Aufenthaltsraum (GT-
Bereich)  4 x 72 qm

Sporthalle; Toberaum 
(soweit erforderlich)

ruhen und  
entspannen

Schüleraufenthaltsräu-
me: Räume für Entspan-
nung/Ruhe

Ruheraum (nach Bedarf); 
Bibliothek soll für den 
Ganztagsgebrauch auch 
Raum zur Entspannung 
bieten

spezielle Ruhe- und 
Entspannungsräume 
(soweit nicht woanders 
vorhanden)  stehen 
jeder sozialen Einheit 
zur Verfügung

fördern Arbeitsgemeinschaften 
und außerschulische 
Bildungsangebote; 
sozialpädagogische 
Betreuung; Förderung

zu den investiven 
Maßnahmen gehö-
ren insbesondere 
Neu-, Aus- und Um-
bauten, Renovie-
rungsmaßnahmen, 
Ausstattungsinves-
titionen. Neubauten 
sind jedoch nur 
zuwendungsfähig 
wenn sie wirtschaft-
licher als andere 
Maßnahmen, insbe-
sondere Generalsa-
nierungen sind.

BASS 12-63 Nr. 2 
Zur Förderung 
besonders fachlicher 
Schülerinteressen sollen 
Fachunterrichtsbereiche 
gegebenenfalls mit 
zusätzlicher Ausstattung 
und zusätzlichen Räu-
men mit einer dem Ganz-
tagskonzept entspre-
chenden Ausstattung 
zur Verfügung gestellt 
werden

Selbstlernzentrum 
mit Bibliothek und 
Mediothek; Ort zum 
Musizieren, Werkraum, 
Räume für ergänzendes 
klassenübergreifendes 
Ganztagsangebot stehen 
jeder sozialen Einheit 
zur Verfügung

Biblio-/ Mediothek für Ganz-
tagsschulbetrieb unverzichtbar

Lehrerbereich bei der Einführung von 
Ganztagsschulen wer-
den Lehrpersonen mehr 
gemeinsame Zeit an der 
Schule verbringen, hier-
zu bedarf es Plätzen, an 
denen die Lehrpersonen 
gemeinsam, aber auch 
allein bzw. in kleinen 
Teams in Ruhe arbeiten 
können
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Zeitgemäße technische
Ausstattung

Analysefeld 4
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Vorhaltung für 
technische Ausstattung
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Schulbuch und Kreidetafel werden 
ergänzt durch Tablet-PC, Smartboard 
und andere neue Medien: Von tech-
nischen Komplettlösungen zu Leer-
rohren

Mit der Bereitstellung von Laptop-
wagen/Tablet-PCs werden spezielle 
Computerräume überflüssig. Die 
Nutzung von e-learning-Konzepten 
findet zunehmend in allen Fächern 
Anwendung, ebenso der Einsatz 
von Smartboards bzw. I-Pen-Tafeln. 
Darum sind alle Unterrichtsflächen 
und Arbeitsbereiche ausreichend mit 
WLAN-Punkten, deckengestützter 
Beamerhalterung, Projektionsfläche, 
Steckdosen sowie Leerrohren ausge-
stattet oder zumindest dafür vorbe-
reitet.

Baden-Württemberg
Die Grundausstattung des Unter-
richtsraums, der in den Baden-Würt-
tembergischen Schulbauempfehlun-
gen gefordert wird, entspricht einer 
herkömmlichen Klassenzimmeraus-
stattung ohne die Berücksichtigung 
von Computerbenutzung, Smart-
board etc. .
Lediglich eine Projektionsfläche und 
die Berücksichtigung von Audio-
Video-Geräten bei der Planung wird 
gefordert. Auch bei der Ausstattung 
der Fachräume wird nur von traditi-
onellen Medien wie Fernsehgeräten 
und Film- und Diaprojektoren ausge-
gangen.
Das Musterraumprogramm der 
Schulbauförderungsrichtlinie sieht 
ab der Sekundarstufe I noch einen 
separaten Computerraum in der Grö-
ße eines Standardklassenzimmers 
vor.

Bremen
Die Bremer Empfehlungen fordern, 
dass neue Entwicklungen bei der 
Planung integriert werden. Falls 
finanzielle Ressourcen zur Verfügung 
stehen, wird empfohlen, dass Klas-
senzimmer mit einer Computerecke 
mit Internetzugang auszustatten.

Sachsen
Die Allgemeinen Schulbauempfeh-
lungen und die Raumprogrammemp-
fehlungen für Schulen des Freistaa-
tes Sachsen sind Ende 2005 außer 
Kraft getreten. In der gültigen Schul-
baurichtlinie sowie in der Förder-
richtlinie werden keine Aussagen zur 
medientechnischen Ausstattung der 
Lernräume getroffen.

Nordrhein-Westfalen
Die Grundsätze für die Aufstellung 
von Raumprogrammen der BASS 
NRW beinhaltet keinen separaten 
Computerraum. Ab der Sekundarstu-
fe I wird eine Bibliothek/Mediathek 
sowie ein Raum für neue Technologi-
en/für ein Selbstlernzentrum gefor-
dert.

Köln
Die Kölner Schulbauleitlinie emp-
fiehlt die Planung einer Bibliothek 
als Selbstlernzentrum mit Computer-
plätzen und Internetanschluss. Der 
Klassenraum soll ebenfalls mit Com-
puterplätzen und Internetanschluss 
ausgestattet werden. Perspektivisch 
ist eine Ausstattung mit WLAN vorzu-
sehen.

Herford
Die Herforder Qualitätskriterien für 
die Sekundarstufe sehen vor, dass 
alle Lern- und Mehrzweckräume über 
Computerarbeitsplätzen verfügen. 
Auch für die Primarstufe wird eine 
Bibliothek und Mediothek gefordert.

Zürich
Eine Ausstattung der Klassenräume 
mit Computerarbeitsplätzen sieht 
auch die Züricher Schulbaurichtlinie 
vor. Ebenso enthalten die Flächen-
vorgaben eine Bibliothek/Mediothek 
für die Primarstufe und Sekundar-
stufe, deren Größe je nach Zügigkeit 
variiert (6 m² pro Klasse).
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Bozen
Die Bozener Richtlinien formulieren 
allgemein, dass die Einrichtung der 
Lehr- und Lernräume zeitgemäße 
und flexible Lehr- und Lernformen 
ermöglicht. Die Grundausstattung 
der normalen Klassenräume sieht 
jedoch eine Ausstattung mit Com-
puterarbeitsplätzen nicht explizit vor. 
Die Fachunterrichtsräume sollen so 
ausgestattet werden, dass zeitge-
mäße Technologien im Unterricht 
angewandt werden können. Die 
Richtlinien fordern im Bereich der 
Fachräume auch immer noch einen 
Informatikraum.

Österreich
Die Österreichischen Richtlinien be-
rücksichtigen nur im Kapitel „Elekt-
roinstallationen“ die Ausstattung von 
Klassenzimmern mit Computerar-
beitsplätzen. Die Richtlinien beinhal-
ten kein Musterraumprogramm oder 
auch nur eine Grundlage zur Erstel-
lung des Raumprogramms. Daher 
enthalten sie auch keine allgemeinen 
Angaben zur Bereitstellung von Son-
derunterrichtsräumen/Fachräumen. 
Die Beschreibung der Ausgestaltung 
der Klassenzimmer wird so offen ge-
halten, dass lediglich vermerkt wird, 
dass bei der Darstellung der unter-
schiedlichen Möblierungen des Klas-
senzimmers Aufbewahrungsmög-
lichkeiten, Leseecken und Fläche 
für Bewegung nicht berücksichtigt 
sind. Ebenso ist eine Ausstattung mit 
Computerarbeitsplätzen (fest oder 
mobil) nicht berücksichtig. 

Deutsche Auslandsschulen
Das Musterraumprogramm für Deut-
sche Auslandsschulen sieht eine 
Bibliothek/ Mediothek und einen 
Computerraum für alle Schulformen 
vor. In der Primarstufe wird der Com-
puterraum jeweils nur von der halben 
Klasse genutzt; er ist somit kleiner 
dimensioniert. Die Größe des Com-
puterraums für die Sekundarstufen I 
und II bemisst sich nach den Vorga-

ben von NRW. Über die Ausstattung 
der allgemeinen Unterrichtsräume 
werden keine Angaben gemacht.
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Baden-Württemberg

Bremen

Sachsen

Köln

Bozen

Österreich

Deutsche Auslandsschulen

Herford

Zeitgemäße technische Ausstattung
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Analysefeld 4

BW –  
Schulbauempfehlung

BW – 
 Schulbauförderung Bremen

Sachsen –  
Schulbaurichtlinie

Sachsen –  
Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich

Deutsche  
Auslandsschulen

allgemeines neue Entwicklungen bei 
der Planung berück-
sichtigen (Schulstand-
ortplan)

Ausstattung so, dass 
zeitgemäße Technologi-
en im Unterricht ange-
wandt werden können

Bibliothek 
 
Mediothek 
 
Selbstlernzen-
trum 
 
Raum für neue 
Technologien

 
 
Bibliothek / Mediothek 
(5.3.3)

Bibliothek/ 
 
Mediothek 
 
 
 
Raum für neue Techno-
logien mit Selbstlern-
zentrum 
 
(ab Sekundarstufe 1)

Bibliothek/ 
 
Mediothek/ 
 
Selbstlernzentrum mit 
Computerplätzen mit 
Internetanschluss

Primarbereich und 
Sekundarbereich:  
 
 
 
Selbstlernzentrum 
mit Bibliothek und 
Mediothek 
 
Sekundarbereich: Lern- 
und Mehrzweckräume 
mit PC- Arbeitsplätzen

Bilbiothek/ 
Mediothek ab Primarstu-
fe (6m2 pro Klasse)

multimediale Schul-
bibliothek inkl. PCs; 
Medienraum

Bibliothek /  
 
Mediothek 

Computer- und 
Informatikraum

ab Sekundarstufe 1 Informatikraum Informatik-/ Medienraum 
inkl. Medienanschlüssen

Informatik: Sonder-
unterrichtsraum mit 
EDV-Anschlüssen (nur 
im Kapitel „Elektroinstal-
lationen“)

Computerraum

Klassenraum 2 Wandtafeln, davon eine 
Magnettafel; Projekti-
onsfläche; Kork- oder 
Steckwand; Platz für den 
Betrieb von AV-Geräten

Wandtafel; falls 
finanzielle Ressourcen 
zur Verfügung stehen: 
Computerecke mit Inter-
netzugang

PC-Plätze mit Interne-
tanschluss; perspekti-
visch WLAN

PC-Arbeitsplätze Wandtafel; Projekti-
onsfläche, neigbar und 
schwenkbar; Pinnwand 
oder Steckwand mit 
Bilderklemmleisten

Angabe von Ausstattung 
mit Schüler-PCs in 
Klassenzimmern nur im 
Kapitel „Elektroinstalla-
tionen“

Fachräume Vorrichtung für feste 
Anbringung von Fernseh-
geräten sowie Film- und 
Diaprojektoren

geeignete Vorrichtung 
für Anbringung von Medi-
en; Projektionsfläche
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Zeitgemäße technische Ausstattung

BW –  
Schulbauempfehlung

BW – 
 Schulbauförderung Bremen

Sachsen –  
Schulbaurichtlinie

Sachsen –  
Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich

Deutsche  
Auslandsschulen

allgemeines neue Entwicklungen bei 
der Planung berück-
sichtigen (Schulstand-
ortplan)

Ausstattung so, dass 
zeitgemäße Technologi-
en im Unterricht ange-
wandt werden können

Bibliothek 
 
Mediothek 
 
Selbstlernzen-
trum 
 
Raum für neue 
Technologien

 
 
Bibliothek / Mediothek 
(5.3.3)

Bibliothek/ 
 
Mediothek 
 
 
 
Raum für neue Techno-
logien mit Selbstlern-
zentrum 
 
(ab Sekundarstufe 1)

Bibliothek/ 
 
Mediothek/ 
 
Selbstlernzentrum mit 
Computerplätzen mit 
Internetanschluss

Primarbereich und 
Sekundarbereich:  
 
 
 
Selbstlernzentrum 
mit Bibliothek und 
Mediothek 
 
Sekundarbereich: Lern- 
und Mehrzweckräume 
mit PC- Arbeitsplätzen

Bilbiothek/ 
Mediothek ab Primarstu-
fe (6m2 pro Klasse)

multimediale Schul-
bibliothek inkl. PCs; 
Medienraum

Bibliothek /  
 
Mediothek 

Computer- und 
Informatikraum

ab Sekundarstufe 1 Informatikraum Informatik-/ Medienraum 
inkl. Medienanschlüssen

Informatik: Sonder-
unterrichtsraum mit 
EDV-Anschlüssen (nur 
im Kapitel „Elektroinstal-
lationen“)

Computerraum

Klassenraum 2 Wandtafeln, davon eine 
Magnettafel; Projekti-
onsfläche; Kork- oder 
Steckwand; Platz für den 
Betrieb von AV-Geräten

Wandtafel; falls 
finanzielle Ressourcen 
zur Verfügung stehen: 
Computerecke mit Inter-
netzugang

PC-Plätze mit Interne-
tanschluss; perspekti-
visch WLAN

PC-Arbeitsplätze Wandtafel; Projekti-
onsfläche, neigbar und 
schwenkbar; Pinnwand 
oder Steckwand mit 
Bilderklemmleisten

Angabe von Ausstattung 
mit Schüler-PCs in 
Klassenzimmern nur im 
Kapitel „Elektroinstalla-
tionen“

Fachräume Vorrichtung für feste 
Anbringung von Fernseh-
geräten sowie Film- und 
Diaprojektoren

geeignete Vorrichtung 
für Anbringung von Medi-
en; Projektionsfläche



54

Förderung in einer inklusiven Schule 
geschieht in leistungsheterogenen 
Gruppen: Von einer selektiven Schu-
le zu einer Schule für alle Kinder.

Inklusive Schulkonzepte respektie-
ren die Einmaligkeit jedes Einzelnen 
und nutzen zugleich die Unterschied-
lichkeit der Menschen zu wechselsei-
tiger Ergänzung und Unterstützung: 
die unterschiedlichen Grade ihrer 
persönlichen Entwicklung, ihrer kör-
perlichen oder geistigen Handicaps, 
ihres Geschlechts, ihres unterschied-
lichen ökonomischen, sozialen und 
migrationsbedingten Hintergrundes. 
Eine inklusive Schule nimmt auch 

körperbehinderte Schüler und Lehrer 
auf. Darum ist Barrierefreiheit zwin-
gend: Verkehrswege mit Rampen, 
Aufzug, behindertengerechte Sani-
täranlage, entsprechende Tür- und 
Flurbreiten etc.
Das besondere Bewegungsbedürf-
nis – insbesondere von emotional 
gestörten Kindern und Jugendlichen 
– fi ndet Berücksichtigung bei der 
Defi nition des dafür notwendigen 
zusätzlichen Flächenbedarfs für den 
Unterrichtsbereich.

In den meisten Schulbaurichtlinien 
und Leitlinien wird auf Normen zur 

Inklusive Schule
Analysefeld 5
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zusätzliche Räume
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Barrierefreiheit verwiesen. Diese 
Normen beziehen sich auf die Kon-
ditionierung von Gebäuden und 
Gebäudeteilen, damit diese von allen 
Menschen jeden Alters mit unter-
schiedlichen Fähigkeiten weitgehend 
gleichberechtigt und ohne Assistenz 
bestimmungsgemäß benutzt werden 
können.1

Die Normen werden allerdings erst 
verbindlich durch Bezugnahme in 
Gesetzen und Verordnungen. Die An-
forderungen in den Normen beziehen 
sich auf Dimensionen und Ausstat-
tungen von Räumlichkeiten. 

Baden-Württemberg
Die Baden-Württembergischen 
Schulbauempfehlungen verweisen 
auf die Landesbauordnung. In der 
wiederum findet sich der Verweis 
auf die „Regeln der Technik“, die der 
DIN 18024-2:1996-12 „Barrierefreies 
Bauen, Teil 2: Öffentlich zugängige 
Gebäude und Arbeitsstätten, Pla-
nungsgrundlagen“ entsprechen.
In den Empfehlungen findet man 
nur eine pauschale Aussage, dass 
bauliche Maßnahmen an Bedürfnisse 
von Körperbehinderten angepasst 
werden sollen.

Die Anlage 1 der Schulbauförde-
rungsrichtlinien beinhaltet separate 
Raumprogramme für Förderschulen 
und Schulen für Geistigbehinderte. 
Weder die Schulbauempfehlungen 
noch die Förderungsrichtlinien gehen 
von einer inklusive Schule aus, in der 
alle Kinder in heterogenen Lerngrup-
pen unterrichtet werden.

Bremen
Die Bremer Empfehlungen basieren 
auf dem Ziel der Entwicklung von 
inklusiven Schul- und Bildungsland-
schaften.

Bezogen auf die Anforderungen an 
die Schulhäuser und deren Räum-
lichkeiten durch Inklusion werden 
keinerlei Aussagen getroffen. Ledig-
lich der zusätzliche Flächenbedarf 
bezogen auf das Klassenzimmer 

und der zusätzliche Raumbedarf 
für die Unterbringung der Zentren 
für unterstützende Pädagogik wird 
dargestellt. Der Zusatzbedarf wird in 
Anzahl von Räumen angegeben. Der 
erhöhte Flächenbedarf der Klassen-
zimmer wird in schulformbezogenen 
Raumzuschlägen festgelegt.

Sachsen
In den Sächsischen Schulbaurichtli-
nien wird auf die Sächsische Bauord-
nung hingewiesen. Anforderungen 
des barrierefreien Bauens sind in die 
Sächsische Bauordnung eingebun-
den.

Über diese im §50 und 39 der Säch-
sischen Bauordnung beschriebe-
nen Anforderungen hinaus sind in 
den Schulbaurichtlinien und in den 
Förderrichtlinien keine zusätzlichen 
Angaben zu finden.

Nordrhein-Westfalen
In der Schulbaurichtlinie NRW wird 
bezogen auf die Barrierefreiheit 
ebenfalls auf die Bauordnung NRW 
verwiesen. Sie beinhaltet Anforde-
rungen an Barrierefreiheit öffentlich 
zugänglicher Anlagen (§55).
Weitere schulspezifische Hinwei-
se bezüglich Inklusion sind in den 
Grundsätzen für die Aufstellung von 
Raumprogrammen für allgemein 
bildende Schulen und Förderschulen 
enthalten. Dort ist der Hinweis zu fin-
den, dass durch den gemeinsamen 
Unterricht für behinderte und nicht 
behinderte Schüler/innen ein Mehr-
bedarf an Flächen bzw. Räumen ent-
steht. Dazu gehören Therapie- und 
Gymnastikräume, Abstellflächen für 
Rollwagen, Sanitär- und Wickelräume 
und Räume zur Durchführung von 
Diagnosemaßnahmen. Allerdings hat 
dieser Mehrbedarf noch keinen Ein-
gang in das Musterraumprogramm 
gefunden.

Köln
Die Kölner Schulbauleitlinie fordert, 
dass die Nutzungen wie Therapie, 
Krankengymnastik, Psychomotorik, 

1    siehe DIN Fachbe-
richt 124, Punkt 2.3
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Logopädie, Ruheraum, Raum für 
Individualförderung, Krisenraum und 
ergänzende Ganztagsangebote bei 
der Entwicklung des Schulkonzepts 
berücksichtigt werden sollen. In den 
Musterraumprogrammen werden pro 
Zug zwei zusätzliche Räume à 72 
m² und Flächen für Pflegebäder (bei 
Schwerpunktschulen) als sogenann-
te Inklusionsflächen vorgesehen.
Des Weiteren fordern die Leitlinien 
die Berücksichtigung von Hörbehin-
derten bei der Ausstattung der Aula 
und die Ausstattung der Behinder-
tentoiletten mit schwellenfreien Du-
schen sowie die Aufstellmöglichkeit 
von Spinden für Hilfsmittel in den 
Behindertentoiletten.
Ebenso werden in den Fluren Be-
reiche gefordert zur Aufbewahrung 
von Rollstühlen, Gehhilfen etc. oder 
sogar eigene Räume in der Nähe der 
Unterrichts- und Fachräume.

Herford
In den Herforder Qualitätskriterien 
wird das Ziel formuliert, Lern- und 
Lebensräume so umzugestalten, 
dass Kinder mit unterschiedlichen 
Lernvoraussetzungen und verschie-
dener Herkunft ihren Entdeckungs-
drang ausleben und ihre Wissbegier-
de befriedigen können.
Auf die baulichen Anforderungen und 
an den entstehenden Zusatzbedarf 
an Flächen, die explizit durch Inklu-
sion entstehen, wird nicht hingewie-
sen.

Zürich
Die Anforderungen an den Schulbau 
in den Züricher Schulbaurichtlini-
en gehen von einer Integration von 
Schüler/innen mit unterschiedlicher 
sozialer und kultureller Herkunft aus. 
Die Anforderungen, die durch die 
Integration von behinderten Schüler/
innen entstehen können, werden 
nicht ausdrücklich berücksichtigt. 
Gefordert wird eine behindertenge-
rechte Erschließung und Ausgestal-
tung der Schulgebäude. Ebenso wird 
auf das Behindertengleichstellungs-

gesetz und die Norm SIA 500:2009/
SN 521 500 „Hindernisfreie Bauten“ 
verwiesen.

Bozen
In Italien und auch in Südtirol wer-
den Kinder bis zum 14. Lebensjahr 
gemeinsam beschult und das schon 
seit den 70er Jahren. Es gibt keine 
Sondereinrichtungen für besondere 
Zielgruppen. Da Bozen, im Gegen-
satz zu beispielsweise Bremen und 
Köln die erst langsam den inklusi-
ven Unterricht ausbauen, schon seit 
langer zeit inklusiven Schulen anbie-
tet, lässt sich Südtirol im Vergleich 
zu anderen Ländern/Städten an der 
Spitze wieder finden.
Bezogen auf barrierefreies Bauen 
verweisen die Bozener Schulbau-
richtlinien einleitend auf die Rechts-
vorschriften des Landesgesetzes 
vom 21. Mai 2002, Nr. 7 – „Bestim-
mungen zur Förderung der Überwin-
dung oder Beseitigung architektoni-
scher Hindernisse“.

Österreich
Die Österreichischen Richtlinien 
gehen nicht spezifisch auf das 
Thema Inklusion ein. Sie weisen auf 
das Behindertengleichstellungsge-
setz sowie auf weitere ÖNORMEN 
wie ÖNORM B 1600 „Barrierefreies 
Bauen – Planungsgrundlagen“ und 
die ÖNORM B 16002 „Barrierefreie 
Schul- und Ausbildungsstätten und 
Begleiteinrichtungen“. 

Deutsche Auslandsschulen
Beim Bau von Deutschen Auslands-
schulen werden unter anderem die 
Schulbaurichtlinien von NRW her-
angezogen, die wiederum auf die 
Landesbauordnung von NRW hinwei-
sen. Diese regelt die Barrierefreiheit 
öffentlich zugänglicher Anlagen.

Analysefeld 5
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Baden-Württemberg

Bremen

Sachsen

Nordrhein-Westfalen

Köln

Zürich

Bozen

Österreich Deutsche Auslandsschulen

Herford

Inklusive Schule
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BW –  
Schulbauempfehlung

BW –  
Schulbauförderung Bremen

Sachsen –  
Schulbaurichtlinie

Sachsen –  
Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich

Deutsche  
Auslandsschulen

allgemein barrierefrei 
(Verweis auf Landes-
bauordnung)

 
 
 
Förderschulen und 
Schulen für Geistigbe-
hinderte verfügen über 
ein eigenes Raumpro-
gramm

 inklusiv 
 
 
Integration von 
behinderten Kindern; 
„Behinderte und nicht 
behinderte Kinder lernen 
gemeinsam“; Integration 
von Schülerinnen und 
Schülern mit sonderpäd-
agogischem Förderbe-
darf; Verbesserung der 
Integration von Kindern 
mit Migrationshinter-
grund

barrierefrei 
 
 
Verweis sächsische 
Bauordnung

barrierefrei 
 
 
Verweis Bauordnung

inklusiv 
 
 
individuelle Förderung nicht nur für 
Schüler mit Behinderungen, sonder-
pädagogischen Förderbedarfen oder 
zum Ausgleich von Sprachdefiziten, 
sondern auch zur individuellen För-
derung besonders begabter Schüler

barrierefrei integrativ  
 
 
Raumprogramm geht 
von Integration von 
Schülern unterschiedli-
cher Voraussetzungen 
sozialer und kultureller 
Art aus   „integrative 
Förderung“; Schule ist 
behindertengerecht

inklusiv 
 
 
geht von inklusiver Be-
schulung aus  es gibt 
keine Förderschulen

barrierefrei 
 
 
Rechtsgrundlagen ba-
sierend auf Behinderten-
gleichstellungsgesetz

barrierefrei 
 
 
Verweis auf Landesbau-
ordnung von NRW

Erschließung Aufzüge bei weniger als 
4 Geschossen nur dann, 
wenn besondere Bedürf-
nisse Körperbehinderter 
im Einzelfall vorliegen

Flurbereichsflächen für die Aufbe-
wahrung von Rollstühlen, Gehhilfen, 
etc., oder eigene Räume in der Nähe 
der Funktionsbereiche

behindertengerecht behindertengerechter 
Aufzug

Barrierefreiheit, auch 
in den Freiräumen; für 
Rollstühle notwendige 
Bewegungsflächen an 
beiden Seiten von Türen 
beachten; einzelne 
Stufen unzulässig und 
Schwellen oder andere 
geringe Niveauunter-
schiede zu vermeiden, 
wenn sie nicht aus funk-
tionellen Gründen (Au-
ßentüren, Akustiktüren 
usw.) notwendig sind

Ausstattung bauliche Maßnahmen an 
Bedürfnisse von Körper-
behinderten anpassen

behinderungsbe-
dingter Mehrbedarf 
entsprechend den in 
der Verordnung über die 
sonderpädagogischen 
Förderschwerpunkte, 
sofern Unterricht für be-
hinderte und nichtbehin-
derte Kinder gemeinsam 
stattfindet

Raumgrößen orientieren sich an 
Berechnungsmaßstäben für weiter-
führende Schulen und berücksich-
tigen den erhöhten Platzbedarf im 
Rahmen eines inklusiven Angebotes 
(S. 8 Schulbaurichtlinie der Stadt 
Köln); Lehrmittelbedarf auf inklusive 
Beschulung ausrichten; Aula auch 
für hörbehinderte Menschen für 
barrierefreie Veranstaltungen 
nutzbar machen; Aula muss mit einer 
Induktionstechnik für Schwerbehin-
derte ausgerüstet werden

Spinde mit Öffnungs-
winkel von 180°, untere 
Ablage min. 40 cm über 
den Boden, Haken in 
einer Höhe von 100 –120 
cm;  Boden: Trittsicher-
heit und Befahrbarkeit 
mit Rollstühlen

Sanitär entsprechende Sanitär- 
und Wickelräume

im Bereich der Behindertentoiletten 
mit schwellenfreier Dusche (bei 
Schwerpunktschulen Pflegebad mit 
50 qm) ist die Aufstellmöglichkeit 
von Spinden zur Aufbewahrung von 
besonderen Hilfsmitteln des Hygie-
nebereichs zu ermöglichen

barrierefreie WC-
Anlagen, wechselseitig 
von links und rechts 
anfahrbar, falls mehrere 
vorhanden

Raumprogramm Auflösung von Förder-
zentren: Unterbringung 
von ZuP (Zentren für un-
terstützende Pädagogik) 
und ReBUZ (regionale 
Beratungs- und Unter-
stützungszentren zur 
Förderung stark verhal-
tensauffälliger Schüler) 
innerhalb der Schule

zum Mehrbedarf 
gehören z.B. Therapie- 
und Gymnastikräume, 
Abstellflächen für 
Rollwagen, Räume zur 
Durchführung von Diag-
nosemaßnahmen

für individuelle Angebote im Rahmen 
eines zukünftigen inklusiven Unter-
richts werden Räume vorgesehen; 
Therapie, Krankengymnastik, Psy-
chomotorik, Logopädie, Ruheraum, 
Raum für Individualförderung, Kri-
senraum, ergänzende Ganztagsan-
gebote  4 x 72 m2 (für Sek. 2 nicht 
vorgesehen)

vergrößerte 
Klassenzimmer 
aufgrund von 
Inklusion

Mindestgröße je Schüler 
1,9 m2 plus Zuschlag je 
Schüler: 
0,7m2 Grundschule
0,5m2 Oberschule
0,3m2 Gymnasium
0,1m2 Oberstufe 

72 m2/ Klassenzimmer
darin sind die zusätzlichen Flächen 
die aufgrund von Inklusion entste-
hen, berücksichtigt. 
Wenn man von einer Klassengröße 
von 24 Kindern ausgeht (wie zuvor 
bei einer Förderschule) ergibt sich 
eine Größe von 3 m2/Kind

da Bozen seit den 70er 
Jahren von inklusivem 
Unterricht ausgeht, be-
ziehen sich die Vorgaben 
zu den Klassenraumgrö-
ßen auf diese Schulart. 
bei 2,7 m2 (Grund-
schule)/ 2,4 m2 
(Mittel-/Oberschule) + 
Gruppenräume von 0,8 
m2/Kind bedarf es in 
Bozen, in dem aktuellen 
Raumprogramm, keiner 
Zuschläge mehr

Analysefeld 5
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Inklusive Schule

BW –  
Schulbauempfehlung

BW –  
Schulbauförderung Bremen

Sachsen –  
Schulbaurichtlinie

Sachsen –  
Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich

Deutsche  
Auslandsschulen

allgemein barrierefrei 
(Verweis auf Landes-
bauordnung)

 
 
 
Förderschulen und 
Schulen für Geistigbe-
hinderte verfügen über 
ein eigenes Raumpro-
gramm

 inklusiv 
 
 
Integration von 
behinderten Kindern; 
„Behinderte und nicht 
behinderte Kinder lernen 
gemeinsam“; Integration 
von Schülerinnen und 
Schülern mit sonderpäd-
agogischem Förderbe-
darf; Verbesserung der 
Integration von Kindern 
mit Migrationshinter-
grund

barrierefrei 
 
 
Verweis sächsische 
Bauordnung

barrierefrei 
 
 
Verweis Bauordnung

inklusiv 
 
 
individuelle Förderung nicht nur für 
Schüler mit Behinderungen, sonder-
pädagogischen Förderbedarfen oder 
zum Ausgleich von Sprachdefiziten, 
sondern auch zur individuellen För-
derung besonders begabter Schüler

barrierefrei integrativ  
 
 
Raumprogramm geht 
von Integration von 
Schülern unterschiedli-
cher Voraussetzungen 
sozialer und kultureller 
Art aus   „integrative 
Förderung“; Schule ist 
behindertengerecht

inklusiv 
 
 
geht von inklusiver Be-
schulung aus  es gibt 
keine Förderschulen

barrierefrei 
 
 
Rechtsgrundlagen ba-
sierend auf Behinderten-
gleichstellungsgesetz

barrierefrei 
 
 
Verweis auf Landesbau-
ordnung von NRW

Erschließung Aufzüge bei weniger als 
4 Geschossen nur dann, 
wenn besondere Bedürf-
nisse Körperbehinderter 
im Einzelfall vorliegen

Flurbereichsflächen für die Aufbe-
wahrung von Rollstühlen, Gehhilfen, 
etc., oder eigene Räume in der Nähe 
der Funktionsbereiche

behindertengerecht behindertengerechter 
Aufzug

Barrierefreiheit, auch 
in den Freiräumen; für 
Rollstühle notwendige 
Bewegungsflächen an 
beiden Seiten von Türen 
beachten; einzelne 
Stufen unzulässig und 
Schwellen oder andere 
geringe Niveauunter-
schiede zu vermeiden, 
wenn sie nicht aus funk-
tionellen Gründen (Au-
ßentüren, Akustiktüren 
usw.) notwendig sind

Ausstattung bauliche Maßnahmen an 
Bedürfnisse von Körper-
behinderten anpassen

behinderungsbe-
dingter Mehrbedarf 
entsprechend den in 
der Verordnung über die 
sonderpädagogischen 
Förderschwerpunkte, 
sofern Unterricht für be-
hinderte und nichtbehin-
derte Kinder gemeinsam 
stattfindet

Raumgrößen orientieren sich an 
Berechnungsmaßstäben für weiter-
führende Schulen und berücksich-
tigen den erhöhten Platzbedarf im 
Rahmen eines inklusiven Angebotes 
(S. 8 Schulbaurichtlinie der Stadt 
Köln); Lehrmittelbedarf auf inklusive 
Beschulung ausrichten; Aula auch 
für hörbehinderte Menschen für 
barrierefreie Veranstaltungen 
nutzbar machen; Aula muss mit einer 
Induktionstechnik für Schwerbehin-
derte ausgerüstet werden

Spinde mit Öffnungs-
winkel von 180°, untere 
Ablage min. 40 cm über 
den Boden, Haken in 
einer Höhe von 100 –120 
cm;  Boden: Trittsicher-
heit und Befahrbarkeit 
mit Rollstühlen

Sanitär entsprechende Sanitär- 
und Wickelräume

im Bereich der Behindertentoiletten 
mit schwellenfreier Dusche (bei 
Schwerpunktschulen Pflegebad mit 
50 qm) ist die Aufstellmöglichkeit 
von Spinden zur Aufbewahrung von 
besonderen Hilfsmitteln des Hygie-
nebereichs zu ermöglichen

barrierefreie WC-
Anlagen, wechselseitig 
von links und rechts 
anfahrbar, falls mehrere 
vorhanden

Raumprogramm Auflösung von Förder-
zentren: Unterbringung 
von ZuP (Zentren für un-
terstützende Pädagogik) 
und ReBUZ (regionale 
Beratungs- und Unter-
stützungszentren zur 
Förderung stark verhal-
tensauffälliger Schüler) 
innerhalb der Schule

zum Mehrbedarf 
gehören z.B. Therapie- 
und Gymnastikräume, 
Abstellflächen für 
Rollwagen, Räume zur 
Durchführung von Diag-
nosemaßnahmen

für individuelle Angebote im Rahmen 
eines zukünftigen inklusiven Unter-
richts werden Räume vorgesehen; 
Therapie, Krankengymnastik, Psy-
chomotorik, Logopädie, Ruheraum, 
Raum für Individualförderung, Kri-
senraum, ergänzende Ganztagsan-
gebote  4 x 72 m2 (für Sek. 2 nicht 
vorgesehen)

vergrößerte 
Klassenzimmer 
aufgrund von 
Inklusion

Mindestgröße je Schüler 
1,9 m2 plus Zuschlag je 
Schüler: 
0,7m2 Grundschule
0,5m2 Oberschule
0,3m2 Gymnasium
0,1m2 Oberstufe 

72 m2/ Klassenzimmer
darin sind die zusätzlichen Flächen 
die aufgrund von Inklusion entste-
hen, berücksichtigt. 
Wenn man von einer Klassengröße 
von 24 Kindern ausgeht (wie zuvor 
bei einer Förderschule) ergibt sich 
eine Größe von 3 m2/Kind

da Bozen seit den 70er 
Jahren von inklusivem 
Unterricht ausgeht, be-
ziehen sich die Vorgaben 
zu den Klassenraumgrö-
ßen auf diese Schulart. 
bei 2,7 m2 (Grund-
schule)/ 2,4 m2 
(Mittel-/Oberschule) + 
Gruppenräume von 0,8 
m2/Kind bedarf es in 
Bozen, in dem aktuellen 
Raumprogramm, keiner 
Zuschläge mehr
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Architektonische
und städtebauliche
Qualität

Analysefeld 6
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Forderung nach architektonischer 
Qualität berücksichtigt

Kunst am Bau

städtebauliche Einbindung

Berücksichtigung der 
Mitgestaltung der Schüler

architektonischer 
Wettbewerb
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Kulturelles Lernen in einer ästhe-
tischen gestalteten Schule muss 
profiliert werden: Von Kunst am Bau 
zur Baukunst.

Das Spiel mit Licht und Farben, die 
sinnlichen Qualitäten der Baumate-
rialien, die Proportionen der räumli-
chen Gliederungen und Formen, die 
Einbindung in die Umgebung haben 
über die Dauer der Schulzeit hinaus 
eine starke bildende Kraft. Für diese 
ästhetische Dimension darf es keine 
Richtlinie geben. Entscheidend ist, 
die ästhetische Gestaltungskraft der 
Architekten vor Ort herauszufordern, 
ohne flüchtigen Modernismen zu 
huldigen.

Der Schulbauarchitekt muss ein 
Spannungsfeld bewältigen: Unter-
richtsflächen müssen geplant wer-
den ähnlich einer „Theaterbühne“ 
– roh, mit vielfältigen Möglichkeiten 
der Inszenierung, atmosphärisch 
neutral, mit nicht sichtbarer, aber 
unterstützender Technik; nur Fläche, 
Licht und Luft. Andere Gebäudeteile 
dagegen brauchen die künstlerische 
Gestaltungskraft des Architekten um 
so mehr: der „Auftritt“ des Gebäudes 
im stadträumlichen Ensemble, die 
Fassade außen wie innen, die Zu-
gangsbereiche außen und innen, die 
Treppen, die gemeinsam zu nutzen-
den „besonderen“ Räume, also Aula, 
Mensa, Bibliothek etc.

Ein Schulbau eröffnet zugleich im-
mer auch Felder und Flächen, die die 
Gestaltungslust der jungen Genera-
tion herausfordern und die Chance 
bieten, eigene „Spuren“ zu hinterlas-
sen.

Aussagen über die Notwendigkeit 
einer hohen Qualität von Architektur 
werden kaum formuliert. In wenigen 
Richtlinien sind Hinweise auf die po-
sitive Ausstrahlung des Schulgebäu-
des auf die „Bewohner“ und auf das 
Wohlfühlen in den Schulgebäuden zu 
finden.

Köln
Ein bewusster architektonischer 
Anspruch an Schulgebäude wird 
ansatzweise in den Kölner Schulbau-
leitlinie formuliert. In den Grundlagen 
zu der Leitlinie wird gefordert, dass 
Schule ein Ort sein müsse, an dem 
sich Lehrer und Schüler wohlfühlen. 
Deshalb sind Licht, Farbe, Luft und 
Raumklima besonders zu beachten.
Bei der Planung der Außenanlagen 
ist die Gestaltung durch Schüler/
innen, Eltern und Lehrer/innen zu 
berücksichtigen.

Herford
Vielfältige Möglichkeiten bei der 
Einbeziehung der Schüler/innen und 
Lehrer/innen sollen bei der Gestal-
tung der Lernräume berücksichtigt 
werden. 

Zürich
Die Feststellung in den Züricher 
Schulbaurichtlinien, dass die Umset-
zung der schulischen Anforderungen 
in eine bauliche Gestaltung eine ar-
chitektonische Aufgabe sei, die über 
Bauausschreibungen gelöst werde, 
deutet darauf hin, dass ein hoher ar-
chitektonischer Anspruch zugrunde 
liegt, da das Verfahren - Auslobung 
von Wettbewerben - eine höhere äs-
thetische Qualität garantieren soll.

Bozen
Aufgrund der positiven Erfahrung 
in den letzten Jahren mit dem Ver-
such, über Planungswettbewerbe die 
Qualität der Architektur zu fördern, 
und angesichts der zahlreichen Rück-
meldungen von Schulen, steht das 
Interesse an einer hohen Qualität der 
Architektur in Bozen im Vordergrund.
Die Bozener Richtlinien sollen die 
Grundlage für die Planung und Ver-
wirklichung eines funktionellen, urba-
nistisch und architektonisch gelun-
genen Bauwerks bilden, das sowohl 
schulischen als auch außerschuli-
schen Bedürfnissen gerecht wird. 
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Damit wird auch die architektonische 
Verantwortung für die Qualität des 
Schulgebäudes bzw. allgemein eines 
öffentlichen Gebäudes deutlich.
Ebenso ist die künstlerische Gestal-
tung des Schulgebäudes als eigener 
Punkt in den Richtlinien enthalten. 
Bei den Entscheidungen, die „Kunst 
am Bau“ betreffen, sind die Nutzer/
innen der Schule mit einzubeziehen. 
Bei der Planung der Außenanlagen 
ist die Gestaltung durch Schüler/
innen, Eltern und Lehrer/innen zu 
berücksichtigen.

Österreich
In den Österreichischen Richtlinien 
für den Schulbau wird in dem einlei-
tenden Kapitel zu den Kriterien der 
Grundstückswahl die städtebauliche 
und gesellschaftliche Einbindung 
gefordert. Schulen können zur Bele-
bung von Stadtteilen beitragen, soll-
ten aber auch selbst in das urbane 
Leben integriert werden. Allerdings 
gibt es keine Formulierungen mit 
Bezug auf den architektonischen 
Anspruch eines Schulhauses.

Die Gestaltung von Außenanlagen 
durch Schüler/innen, Eltern und 
Lehrer/innen ist bei der Planung der 
Freiflächen zu berücksichtigen.

In den Richtlinien und Empfehlun-
gen von Baden-Württemberg, 
Bremen, Sachsen, Nord-
rhein-Westfalen, Herford und 
im Musterraumprogramm für die 
Deutschen Auslandsschu-
len werden keine Aussagen zur 
architektonischen Qualität der Schul-
gebäude getroffen.

Analysefeld 6
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Baden-Württemberg Bremen Sachsen Nordrhein-Westfalen

Köln

Zürich

Bozen

Österreich Deutsche Auslandsschulen

Herford

Architektonische und städtebauliche Qualität
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BW –  
Schulbauempfehlung

BW –  
Schulbauförderung Bremen

Sachsen –  
Schulbaurichtlinie

Sachsen –  
Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich

Deutsche  
Auslandsschulen

Architektoni-
scher, urbanisti-
scher Anspruch

Schule muss ein Ort 
sein, an dem sich Lehrer 
und Schüler wohl fühlen; 
Licht, Farbe, Luft und 
Raumklima sind beson-
ders zu beachten

die Umsetzung der schu-
lischen Anforderungen in 
eine bauliche Gestaltung 
ist eine architektonische 
Aufgabe, die über Bau-
ausschreibungen gelöst 
wird der architektoni-
sche Anspruch spiegelt 
sich auch in der Auslo-
bung von Wettbewerben 
wieder

Schulbaurichtlinien 
bilden die Grundlage 
für die Planung und Ver-
wirklichung eines funk-
tionellen, urbanistisch 
und architektonisch 
gelungenen Bauwerks, 
das sowohl schulischen 
als auch außerschu-
lischen Bedürfnissen 
gerecht wird die Qualität 
der Architektur wird über 
Planungswettbewerbe 
gefördert 

städtebauliche und 
gesellschaftliche Einbin-
dung: Schulen können 
zur Belebung von Stadt-
teilen beitragen, sollten 
aber auch selbst in das 
urbane Leben integriert 
werden

Kunst am Bau auf die künstlerische 
Gestaltung des Schulge-
bäudes wird Wert gelegt; 
bei den Entscheidungen 
betreffend „Kunst am 
Bau“ sind Schüler und 
Lehrpersonen mit einzu-
beziehen

Beteiligung 
von Schüler am 
Gestaltungs-
prozess

Schüler bei der Ge-
staltung des Außenbe-
reiches , auch durch 
Anlegung von Gärten 
und Hochbeeten, etc., 
mit einbeziehen

Umgestaltungsmaßnah-
men der Klassenräume 
bieten Möglichkeit der 
Partizipation von Schü-
ler; Beteiligung stärkt 
Akzeptanz der Umge-
staltungsmaßnahmen 
und stärkt zugleich die 
soziale Verantwortung

Einbindung der Schüler 
bei der Gestaltung der 
Pausenhöfe; Grundaus-
stattung des Spiel- und 
Pausenhofes: u.a. eine 
oder mehrere Flächen 
wo Schüler selbst ge-
stalterisch tätig werden 
können

Nutzerbeteiligung und 
Präsentation sind As-
pekte, die als Prinzipien 
der Freiraumgestaltung 
gelten; Partizipation am 
Gestaltungsprozess

Analysefeld 6
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Architektonische und städtebauliche Qualität

BW –  
Schulbauempfehlung

BW –  
Schulbauförderung Bremen

Sachsen –  
Schulbaurichtlinie

Sachsen –  
Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich

Deutsche  
Auslandsschulen

Architektoni-
scher, urbanisti-
scher Anspruch

Schule muss ein Ort 
sein, an dem sich Lehrer 
und Schüler wohl fühlen; 
Licht, Farbe, Luft und 
Raumklima sind beson-
ders zu beachten

die Umsetzung der schu-
lischen Anforderungen in 
eine bauliche Gestaltung 
ist eine architektonische 
Aufgabe, die über Bau-
ausschreibungen gelöst 
wird der architektoni-
sche Anspruch spiegelt 
sich auch in der Auslo-
bung von Wettbewerben 
wieder

Schulbaurichtlinien 
bilden die Grundlage 
für die Planung und Ver-
wirklichung eines funk-
tionellen, urbanistisch 
und architektonisch 
gelungenen Bauwerks, 
das sowohl schulischen 
als auch außerschu-
lischen Bedürfnissen 
gerecht wird die Qualität 
der Architektur wird über 
Planungswettbewerbe 
gefördert 

städtebauliche und 
gesellschaftliche Einbin-
dung: Schulen können 
zur Belebung von Stadt-
teilen beitragen, sollten 
aber auch selbst in das 
urbane Leben integriert 
werden

Kunst am Bau auf die künstlerische 
Gestaltung des Schulge-
bäudes wird Wert gelegt; 
bei den Entscheidungen 
betreffend „Kunst am 
Bau“ sind Schüler und 
Lehrpersonen mit einzu-
beziehen

Beteiligung 
von Schüler am 
Gestaltungs-
prozess

Schüler bei der Ge-
staltung des Außenbe-
reiches , auch durch 
Anlegung von Gärten 
und Hochbeeten, etc., 
mit einbeziehen

Umgestaltungsmaßnah-
men der Klassenräume 
bieten Möglichkeit der 
Partizipation von Schü-
ler; Beteiligung stärkt 
Akzeptanz der Umge-
staltungsmaßnahmen 
und stärkt zugleich die 
soziale Verantwortung

Einbindung der Schüler 
bei der Gestaltung der 
Pausenhöfe; Grundaus-
stattung des Spiel- und 
Pausenhofes: u.a. eine 
oder mehrere Flächen 
wo Schüler selbst ge-
stalterisch tätig werden 
können

Nutzerbeteiligung und 
Präsentation sind As-
pekte, die als Prinzipien 
der Freiraumgestaltung 
gelten; Partizipation am 
Gestaltungsprozess
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Gesunde
Lernumgebung

Analysefeld 7
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Forderungen an Grundstück

Gestaltung Pausenfl äche

qm Pausenfl äche außen

qm Pausenfl äche innen / gedeckt

zusätzliche Aufenthaltsfl ächen 
/ Bewegungsräume
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Lernen in Gesundheit und Bewegung 
findet in gesunder Lernumgebung 
statt: Vom geteerten Schulhof und 
von ungesunden Räumen zu weiträu-
migen Bewegungsflächen innen und 
außen, zu konsequenter Schallreduk-
tion, zu mehr Licht.

Die Umgebung der Schule ist weit-
gehend emissionsfrei (Rauch, Staub, 
Verkehr, Lärm und Gerüche).
Ausreichend große Bewegungsflä-
chen in der Nähe der Unterrichtsräu-
me, unmittelbare Anbindung an nicht 
betonierte Außenflächen, überdachte 
Zonen im Außenbereich mit Regen-/ 
Sonnenschutz etc. sind vorhanden. 
Der Außenbereich ist in drei Zonen – 
Ruhe-, Spiel- und Sportbereich – ge-
gliedert, mit Sitzgelegenheiten sowie 
vielfältigen Bewegungsanregungen 
(Klettergerüst /Kletterwand, Schau-
keln, Tischtennis, Beachvolleyball, 
Bolzplatz u.ä.).

Baden-Württemberg
Die Baden-Württembergische Schul-
bauempfehlungen fordern für das zu 
bebauende Grundstück eine gerin-
ge Beeinträchtigung durch Rauch, 
Staub, Verkehr und Gerüche. 
Des Weiteren ist eine Lage am Rande 
der Stadt oder eines Wohnviertels zu 
bevorzugen.
Bezogen auf die Größe der zur Verfü-
gung zu stellenden Pausenflächen 
im Außenbereich fordert Baden-
Württemberg eine Fläche von 3-5 m² 
je Schüler/in sowie eine gedeckte 
Pausenfläche von 0,3 m² je Schüler/
in. Zur Gestaltung der Pausenfreiflä-
chen findet man in den BW-Schul-
bauempfehlungen keine Angaben.

Bremen
Zur Gestaltung der Pausenfreiflä-
chen findet man in den Bremer Vor-
gaben keine Angaben.
Im Zuge des Ausbaus der Ganztags-
schule fordert Bremen zusätzliche 
Räume für die Freizeit (Spielen, Ent-
spannen und Begegnen). 

Sachsen
In den Schulbaurichtlinien und in der 
Förderrichtlinie sind weder Angaben 
zur Größe und Gestaltung von Pau-
senfreiflächen noch zu zusätzlichen 
Bewegungsflächen innerhalb des 
Schulgebäudes enthalten.

Nordrhein-Westfalen
NRW fordert eine Pausenfläche von 
mindestens 5 m² je Schüler/in sowie 
zusätzliche Flächen für einen Spiel- 
und Aufenthaltsraum. Zur Gestaltung 
der Pausenfreiflächen findet man 
in den Schulbaurichtlinien von NRW 
keine Angaben.

Köln
Die Vorgabe für die Größe der Pau-
senfläche entspricht den Forderun-
gen der Schulbaurichtlinie NRW. 
Die Kölner Leitlinie berücksichtigt 
die Forderung nach unterschiedli-
chen Bewegungsangeboten, die den 
altersentsprechenden Fähigkeiten 
der Schüler/innen angepasst sind. 
Ebenso fordert sie die Erweiterung 
des Lernraums in den Außenbereich 
durch einen direkten Zugang nach 
außen, falls die Lage und die Archi-
tektur das zulassen.
Bezüglich der Bewegungsräume im 
Schulgebäude formulieren die Kölner 
Leitlinie und die Herforder Quali-
tätskriterien eine pauschale Anfor-
derung: Jedes einzelne Kind findet 
in der Schule einen Lern-, Lebens-, 
Bewegungs- und Entfaltungsraum, 
der seine Persönlichkeitsentwicklung 
fördert.

Herford
Über Eigenschaften eines Grund-
stückes, die zur Förderung der 
Gesundheit der Kinder beiträgt, gibt 
es in den Qualitätskriterien keine 
Angaben. Allerdings wird gefordert, 
dass Arbeitsplätze, Lernräume, 
Bewegungsräume und Spielflächen 
so gestaltet sind, dass sie die Ge-
sundheit der Schüler/innen und des 
Schulpersonals fördern.
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Bezüglich der Bewegungsräume 
im Schulgebäude formulieren die 
Herforder Qualitätskriterien eine 
pauschale Anforderung: Jedes ein-
zelne Kind findet in der Schule einen 
Lern-, Lebens-, Bewegungs- und 
Entfaltungsraum, der seine Persön-
lichkeitsentwicklung fördert. Konkret 
fordert Herford Räume für temporäre 
Nutzungen, wie z.B. einen Toberaum. 

Zürich
Nach den Züricher Richtlinien ist eine 
geringe Lärmbelastung sowie eine 
abgas- und staubarme Umgebung 
anzustreben. 
Zusätzlich zu den vorgegebenen 
Pausenflächen im Außenraum (72 
m² pro Klassenzimmer + Spiel- und 
Sportplätze) verlangt die Züricher 
Schulbaurichtlinie Pausenflächen im 
Innenraum oder außen gedeckt von 
9 m² pro Klassenzimmer (entspricht 
ca. 0,36 m² je Schüler/in), also 
ähnlich wie in der Baden-Württem-
bergischen, die eine gedeckte Pau-
senfläche von 0,3 m² je Schüler/in 
vorsieht. Die Ausstattung der Spiel- 
und Pausenplätze ist dem Alter der 
Schüler/innen anzupassen.
Im Kanton Zürich steht jeder Grund-, 
Mittel- und Oberschule, die mindes-
tens 12 Klassen hat, ein Psycho-
motoriktherapieraum, ein Raum für 
Bewegung, zur Verfügung.

Bozen
Die Bozener Richtlinie empfiehlt die 
Lage des Schulhauses innerhalb 
eines Wohngebietes.
So wie in den anderen Richtlinien 
auch soll das Schulhaus in klima-
tisch günstiger Lage ohne Beein-
trächtigung durch Rauch, Staub, 
Lärm und Gerüche errichtet werden. 
Zusätzlich wird eine ausreichen-
de Besonnung gefordert sowie die 
Vermeidung von windausgesetzten 
Standorten.
Die Pausenfläche außen beträgt 5 
m² je Schüler/in. Zur Gestaltung 
der Pausenflächen werden Angaben 

bis ins Detail gemacht. Sie reichen 
von der zur Verfügung zu stellenden 
Schaukel und Sandkiste bis zum 
Trinkwasserbrunnen und ausreichen-
den Abfallbehältern. Größe, Ausstat-
tung und Umfriedung sollen dem 
Alter der Kinder angepasst werden. 
Als Pausenfläche innen bzw. Be-
wegungsfläche ist eine Gesamtflä-
che von 0,8 – 1 m² je Schüler/in im 
Schulgebäude vorzusehen.

Österreich
Ein Kapitel der österreichischen 
Richtlinien widmet sich der Lage, der 
Situation und dem Bauplatz. Auch 
hier wird eine Lage des Baugrund-
stückes gefordert, die die Gesund-
heit und das Leben der Schüler/
innen nicht gefährdet und den Schul-
betrieb nicht stört. Die Richtlinien 
plädieren für eine gartenmäßige 
Umgebung abseits vom Verkehr. 
Die österreichischen Vorgaben for-
dern wie NRW und Köln eine Pau-
senfläche von 5 m² je Schüler/in, 
empfehlen jedoch 10 m² je Schüler/
in. Bei der Gestaltung der Freiflächen 
sind von der altersgerechten Gestal-
tung über die Ausbildung von vielfäl-
tigen Lernorten bis hin zur Nutzungs-
offenheit der Freiflächen und Nutzung 
für Feste und Ausstellungen vielfälti-
ge Aspekte zu berücksichtigen.
Nur die österreichischen Richtlinien 
weisen – wegen der Bedeutung in-
nerhalb der Gesamtplanung – auf die 
Beteiligung eines Fachplaners hin.

Deutsche Auslandsschulen
Das Musterraumprogramm ent-
hält keine Anmerkungen zu Lage, 
Umgebung und Erschließung des 
Schulgrundstückes. Die Größe des 
Pausenhofes richtet sich nach den 
örtlichen Gegebenheiten. Es wird 
keine Mindestgröße genannt.

Analysefeld 7
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Baden-Württemberg

Bremen Sachsen Nordrhein-Westfalen

Köln

Zürich

Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Herford

Gesunde Lernumgebung



BW –
Schulbauempfehlung

BW –  
Schulbauförderung Bremen

Sachsen -  
Schulbaurichtlinie

Sachsen -  
Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Grundstück klimatisch günstige Lage, ohne Beeinträchtigung 
durch Rauch, Staub, Gerüche, Geräusche; verkehrs-
günstig (Erreichbarkeit zu Fuß und per Rad); günstige 
Ver- und Entsorgung; Randlage eines Stadt- oder 
Wohnviertels; Verkehrslärm, Windbelästigung und 
störende Sonneneinwirkung bei Anordnung der Bau-
körper und Grundrisse berücksichtigen

geringe Lärmbelastung; abgas- und 
staubarme Umgebung

gut besonnt; Nordhänge und schattige Waldränder sind ungeeignet; windaus-
gesetzte Standorte vermeiden; klimatisch günstige Lage; keine Beeinträch-
tigung durch Rauch, Staub, Lärm oder Gerüche; keine Gebiete mit erhöhter 
Radonkonzentration; Schutz vor elektromagnetischen Feldern; Nähe von 
Hochspannungsleitungen oder anderen umweltverseuchten Anlagen vermei-
den, die Lage innerhalb eines Wohngebietes wird empfohlen

Gesundheit und Leben der Schüler dürfen am Bauort nicht gefährdert sein; 
Schultbetrieb darf nicht gestört werden; in gartenmäßiger Umgebung  hygi-
enisch einwandfrei und geschützt; abseits von Verkehr und Gefährdungen; 
windgeschützt; schattige Mulden, Nordhänge, nebelanfällige Gebiete und 
exponierte bzw. freie Kuppen sind zu vermeiden; abseits von Lärmquellen, 
Geruchsbelästigungen, chemischen Belastungen, elektromagnetischen 
Feldern und radonbelasteten Gebieten

Freiflächen offene Pausenflächen 3–5 m2;
offene, überdeckte Pausenflächen 0,3 m2 
(lichte Höhe der Überdachung mind. 2,10 m)

die Pausenfreifläche 
sollte 5 m2/Schüler 
nicht unterschreiten

alle Schulen sollen mit Bewe-
gungsangeboten und -frei-
flächen ausgestattet werden, 
die die altersentsprechenden 
Fähigkeiten berücksichtigen; 
5 m2 / Schüler Pausenfläche; 
wo Lage und bauartbedingte 
Architektur dies zulassen, 
können Klassen einen 
unmittelbaren Zugang in den 
Außenbereich erhalten 

ebenerdige Lernräume verfügen 
nach Möglichkeit über einen direk-
ten Ausgang auf den Schulhof bzw. 
auf eine klasseneigene Terrasse 
(mit Schulgarten); 
der Schulhof und die Außensport-
anlage sind in Bewegungs- und 
Entspannungszonen gegliedert 
und bieten Begegnungsräume und 
Rückzugsnischen mit sonnigen 
wie auch mit schattigen Plätzen; 
Außensportanlage steht außerhalb 
des Sportunterrichtes allgemein 
zur Verfügung; Spiel- und Sport-
möglichkeiten fordern und fördern 
die Motorik und den Gemein-
schaftssinn der Schülerinnen und 
Schüler; die Begrünung hält dem 
Bewegungsdrang der Kinder und 
Jugendlichen stand

Pausenfläche außen 72 qm /  
Klassenzimmer (mind. 600 m2)
 
Für 10 Klassen: 
1 Allwetterplatz 26 x 40 m oder 
30 x 50 m; 1 Rasenspielfeld 45 x 90 m 
(mind. 30 x 60 m); 1 Gerät- / Sprung- 
und evtl. Stossanlage; 1 Schnelllauf-
anlage; evtl. 1 Spielgarten 
/ Kleingeräteplatz;  
bei grossen Schulen: entsprechend 
erweitern; Bei Kleinschulen: 
1 Sport- / Pausenplatz 
20 x 30 m, Gerät- und Sprunganlage, 
evtl. Spielwiese  
 
Spiel- und Pausenplätze sollen 
optisch und fuktionell von Strassen 
abgetrennt und gut besonnt sein.  
Die Ausstattung dieser Plätze ist dem 
Alter der SchülerInnen anzupassen. 
Spiel- und Sportplätze und Anlagen 
im Freien sollen auch außerhalb der 
Schulzeit benutzt werden können.

5 m2/Schüler; in der Oberschule 4 m2/Schüler
 
Größe, Ausstattung und Umfriedung der Pausenflächen sind dem Alter der 
SchülerInnen anzupassen.  
Die Spiel- und Pausenflächen sollen optisch und funktionell von Strassen 
abgetrennt und besonnt sein. Damit die Spiel- und Pausenflächen auch außer-
halb der Schulzeit benutzt werden können, sollen sie gut erschlossen werden. 
Zur Schaffung beschatteter Flächen müssen Laubbäume in genügender Zahl 
gepflanzt werden. 
Jeder Spiel- und Pausenhof soll über folgende Grundausstattung verfügen: 
– befestigter Allwetterplatz 
–  Spielwiese mit geeigneten Geräten für Kindergärten und Grundschule;  

im Kindergarten soll das Gelände modelliert sein, über eine Schaukel und 
eine Sandspielanlage verfügen und naturnah gestaltet sein

– ausreichende Anzahl von Sitzgelegenheiten
– Abfallbehälter in ausreichender Anzahl und Größe
– artenreiche Bepflanzung mit standortgerechten und ungiftigen Gehölzen
– Trinkwasserbrrunnen und Wasserzapfstelle
–  eine oder mehrere Flächen wo die Schüler selbst gestalterisch tätig  

werden können

Nicht verwendet werden dürfen gefährliche Bodenbeläge wie grober Asphalt, 
grobkörniger Kies, Pflastersteine mit scharfen Kanten oder Waschbetonplat-
ten, die bei Feuchtigkeit oder Frost besonders rutschig sind.

Pausenfreiflächen 5 m2 pro Schüler (besser 10 m2)
 
Ausreichend zusammenhängende und nutzbare Flächen sind zu sichern. 
Potenziale innerhalb des Gebäudekomplexes (Terrassen, Dachgärten) sind 
auf ihre Nutzbarkeit zu prüfen. Auf ausreichend Sitzmöglichkeiten für Schü-
lerInnen ist zu achten. Der Freiraum ist in Bewegungs- und Ruhebereiche 
zu gliedern, die einzelnen Bereiche sind auf die jeweiligen Bedürfnisse der 
unterschiedlichen Nutzergruppen abzustimmen. Im Freiraum sind individuelle 
und kollektive Lernorte anzubieten, differenziert nach den Tätigkeiten: beob-
achten, experimentieren, werken, gestalten, studieren etc. 
Im Freiraum sind offene Zonen und Rückzugsbereiche für unterschiedliche 
Kommunikationsformen zu schaffen. Nutzungsoffenheit ist für die gesamte 
Freifläche anzustreben, z.B. durch Mehrzweckspielfelder und multifunktio-
nales Mobiliar für den Außenraum. Der Schulfreiraum soll auch Darstellungs- 
und Ausstellungsraum sein. Er ist so zu gestalten, dass die Durchführung von 
Festen, Ausstellungen, Aufführungen und ähnliche Veranstaltungen möglich 
ist. 
Mobile Geräte sind wesentliche Ausstattungselemente von bewegungsorien-
tierten Schulfreiräumen, entsprechende Lagermöglichkeiten sind sinnvoll und 
bei der Planung zu berücksichtigen.  
Kunstobjekte, Sitzgelegenheiten, Abfallbehälter und dgl. dürfen nicht ver-
kehrsbehindernd aufgestellt werden.

Pausenflächen nach örtlichen Gege-
benheiten und Außensportanlagen in 
Anlehnung an DIN 18035

zusätzliche 
Räume für 
Bewegung

ab Sekundarstufe: Aufenthaltsraum (kann auch als 
Cafeteria ausgestaltet sein)

Durch schulstrukturelle 
Veränderungen und 
durch die Empfehlungen 
zur Schulentwicklung 
ergeben sich Zusatzbe-
darfe: unter anderem 
für die Grundschule: 2 
Räume pro Standort für 
die Freizeit (Spielen, Ent-
spannen und Begegnen), 
für die Sekundarstufe: 3 
Räume pro Standort

Die Baukosten 
für Gemein-
schaftsflächen 
sind nicht 
zuschußfähig

Schüleraufenthalts-
raum ab Sekundar-
stufe II  
 
bei Ganztagsschulen: 
Spiel- und Aufent-
haltsraum

Planungen folgen dabei der 
Prämisse, dass jedes Kind 
einen Lern-, Lebens-, Bewe-
gungs- und Entfaltungsraum 
vorfindet, der seine Persön-
lichkeitsentwicklung fördert 
 
Schüleraufenthaltsraum ab 
Sekundarstufe II

In der Schule findet jedes einzelne 
Kind einen Lern-, Lebens-, Bewe-
gungs- und Entfaltungsraum, der 
seine Persönlichkeitsentwicklung 
fördert; 
Ganztagesschule (Grundschule): 
Räume für temporäre Nutzung: 
unter anderem: ein spezieller 
Toberaum

Pausenfläche innen (oder außen 
gedeckt) 9 m2/Klassenzimmer
 

zusätzliche Pausenfläche innen von 0,8 m2 / Kind Schüleraufenthaltsraum ab  
Sekundarstufe II 40-50 m2

Größe 48 – 84 qm Raumpro-
grammempfeh-
lungen außer 
Kraft getreten

Aufenthaltsraum: je 
nach Zügigkeit 40–80 
qm (jweils +8 m2)
Spiel- und Aufenthalts-
raum im Ganztagesbe-
reich: 0,33 m2/Schüler

Psychomotoriktherpieraum/Raum 
für Bewegung 72 qm 
Therapieraum Grundschule 36 qm

Raumhöhen h=3,2 m (bei natürlicher Belüftung) 3 m 3 m  lichte Raumhöhe: 3,20 m

Akustik Rücksicht auf Außengeräuschpegel (Mittelungspegel: 
30 - 40 dB); genügende Schalldämmung; gute Raum-
akustik muss gewährleistet sein

gute Akustik in den Räumen; 
wirksame Schallisolierung 
 
Aufgrund der Multifunktio-
nalität der Flure, ist für die 
Raumakustik durch Schall-
isolierung Sorge zu tragen.

Akustik entspricht DIN 18041 zur 
Hörsamkeit

gute Akustik in Unterrichtsräumen; 
mittlere Nachhallzeit in Unterrichts-
räumen zwischen 0,6 und max. 1,0 
Sekunden

Transformatorenanlagen nur in Entfernung von 10 m zu Räumen, die für einen 
längeren Aufenthalt von Personen vorgesehen sind; Schallschutz nach Ge-
setz und Dekret; schallschutztechnische und raumakustische Vorrichtungen

gute Raumakustik gemäß ÖNORM; erforderlicher Mindestschallschutz nach 
ÖNORM; Nachhallzeiten gemäß ÖNORM

Belichtung Unterrichtsräume so weit wie möglich mit Tageslicht 
belichten; Beleuchtungsanlagen als Ergänzung des 
Tageslichts

Licht muss zum Wohlfüh-
len beitragen; blendfreie 
Belichtung

maximale Raumtiefe bei einseitiger  
Belichtung für Unterrichtsräume: 
7,5 m  
(einschliesslich Schränke); grössere 
Raumtiefen  zusätzliche natürliche 
Lichtquellen; andernfalls Raumhöhe 
um ¼ der Mehrtiefe vergrössern 
und die Fensterfläche entspre-
chend anpassen; über die Fassade 
vorstehende Gebäudeteile, die den 
Lichteinfall beeinflussen zur Raum-
tiefe zurechnen; Lichteinfall von vorn 
vermeiden;  
Klassenzimmer wenn möglich Haupt-
belichtung von den Ost / Süd / West; 
mittlere Nennbeleuchtungsstärke 
für Klassenzimmer mindestens 300 
bis 400 Lux, bei Spezialräumen (z. B. 
Handarbeit) bis 500 Lux 
  

ausreichende Belichtung gewährleisten (Größe der Glasfläche darf in der 
Regel 1/6 der Grundfläche von Lehr- und Lernäumen nicht unterschreiten);  
zusätzliche Tageslichtbeleuchtung bei einer Tiefe der Räume von mehr als 
7,20 m oder entsprechende ausgelegte künstliche Beleuchtung erforderlich; 
Fenstergröße auf das statisch und funktionell notwendige Maß begrenzen; 
alle von innen sichtbaren Fensterteile sind zur Ausschaltung von störenden 
Lichtdichtekontrasten möglichst hell zu halten; Innenhöfe sind zur Belichtung 
und Belüftung von Lehr- und Lernräumen möglich, wenn die Lichthofbreite 
mindestens der Höhe des gegenüberligenden Baukörpers entspricht; Son-
nenschutz außen und beweglich; als Teilverdunklung verwendbar

größtmögliche Ausnutzung von natürlichem Licht; Gänge natürlich belichten; 
Unterscheidung zwischen Kunstlicht als Ergänzungsbeleuchtung und Kunst-
licht als eigenständige, Tageslicht unabhängige Beleuchtung

Be- und 
Entlüftung

ausreichende natürliche Belüftung; 0,3 m2 voll öffenbare 
Fensterfläche/Schüler; künstliche Belüftungen sollen 
nur in begründeten Fällen eingebaut werden (hoher Lär-
meinfluss, hohe Luftverschmutzung, klimatisch ungüns-
tige Lage, zu große Räume mit einseitiger Belichtung 
und Be-/Entlüftung, Räume mit regelmäßiger Verdunk-
lungszeit, Räume mit hohen Wärmelasten, Räume mit 
nutzungsbedingten Anforderungen, innenliegende oder 
über Nordlichtkuppeln beleuchtete Räume)

gutes Raumklima mechanische Be- und Entlüftung nur in besonderen Fällen notwendig: 
Umgebung mit hohem Verkehrsaufkommen, mit hoher Luftverschmutzung, 
bei innenliegenden Räumen, Räume mit regelmäßigen Verdunkelungszei-
ten, zur Abführung von Wärmebelastung, in Werkstätten und Werkräumen, 
unterirdische Lehr- und Lern-, sowie Aufenthaltsräumen und auf Grund von 
sanitärhygienischen und energietechnischen Vorschriften; Anlagen müssen 
geräuscharm und betriebsfreundlich sein

Gänge natürlich belüften; mechanische Be- und Entlüftungsanlagen können 
sinnvoll sein; konstruktiver Überwärmungsschutz
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Analysefeld 7



BW –
Schulbauempfehlung

BW –  
Schulbauförderung Bremen

Sachsen -  
Schulbaurichtlinie

Sachsen -  
Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Grundstück klimatisch günstige Lage, ohne Beeinträchtigung 
durch Rauch, Staub, Gerüche, Geräusche; verkehrs-
günstig (Erreichbarkeit zu Fuß und per Rad); günstige 
Ver- und Entsorgung; Randlage eines Stadt- oder 
Wohnviertels; Verkehrslärm, Windbelästigung und 
störende Sonneneinwirkung bei Anordnung der Bau-
körper und Grundrisse berücksichtigen

geringe Lärmbelastung; abgas- und 
staubarme Umgebung

gut besonnt; Nordhänge und schattige Waldränder sind ungeeignet; windaus-
gesetzte Standorte vermeiden; klimatisch günstige Lage; keine Beeinträch-
tigung durch Rauch, Staub, Lärm oder Gerüche; keine Gebiete mit erhöhter 
Radonkonzentration; Schutz vor elektromagnetischen Feldern; Nähe von 
Hochspannungsleitungen oder anderen umweltverseuchten Anlagen vermei-
den, die Lage innerhalb eines Wohngebietes wird empfohlen

Gesundheit und Leben der Schüler dürfen am Bauort nicht gefährdert sein; 
Schultbetrieb darf nicht gestört werden; in gartenmäßiger Umgebung  hygi-
enisch einwandfrei und geschützt; abseits von Verkehr und Gefährdungen; 
windgeschützt; schattige Mulden, Nordhänge, nebelanfällige Gebiete und 
exponierte bzw. freie Kuppen sind zu vermeiden; abseits von Lärmquellen, 
Geruchsbelästigungen, chemischen Belastungen, elektromagnetischen 
Feldern und radonbelasteten Gebieten

Freiflächen offene Pausenflächen 3–5 m2;
offene, überdeckte Pausenflächen 0,3 m2 
(lichte Höhe der Überdachung mind. 2,10 m)

die Pausenfreifläche 
sollte 5 m2/Schüler 
nicht unterschreiten

alle Schulen sollen mit Bewe-
gungsangeboten und -frei-
flächen ausgestattet werden, 
die die altersentsprechenden 
Fähigkeiten berücksichtigen; 
5 m2 / Schüler Pausenfläche; 
wo Lage und bauartbedingte 
Architektur dies zulassen, 
können Klassen einen 
unmittelbaren Zugang in den 
Außenbereich erhalten 

ebenerdige Lernräume verfügen 
nach Möglichkeit über einen direk-
ten Ausgang auf den Schulhof bzw. 
auf eine klasseneigene Terrasse 
(mit Schulgarten); 
der Schulhof und die Außensport-
anlage sind in Bewegungs- und 
Entspannungszonen gegliedert 
und bieten Begegnungsräume und 
Rückzugsnischen mit sonnigen 
wie auch mit schattigen Plätzen; 
Außensportanlage steht außerhalb 
des Sportunterrichtes allgemein 
zur Verfügung; Spiel- und Sport-
möglichkeiten fordern und fördern 
die Motorik und den Gemein-
schaftssinn der Schülerinnen und 
Schüler; die Begrünung hält dem 
Bewegungsdrang der Kinder und 
Jugendlichen stand

Pausenfläche außen 72 qm /  
Klassenzimmer (mind. 600 m2)
 
Für 10 Klassen: 
1 Allwetterplatz 26 x 40 m oder 
30 x 50 m; 1 Rasenspielfeld 45 x 90 m 
(mind. 30 x 60 m); 1 Gerät- / Sprung- 
und evtl. Stossanlage; 1 Schnelllauf-
anlage; evtl. 1 Spielgarten 
/ Kleingeräteplatz;  
bei grossen Schulen: entsprechend 
erweitern; Bei Kleinschulen: 
1 Sport- / Pausenplatz 
20 x 30 m, Gerät- und Sprunganlage, 
evtl. Spielwiese  
 
Spiel- und Pausenplätze sollen 
optisch und fuktionell von Strassen 
abgetrennt und gut besonnt sein.  
Die Ausstattung dieser Plätze ist dem 
Alter der SchülerInnen anzupassen. 
Spiel- und Sportplätze und Anlagen 
im Freien sollen auch außerhalb der 
Schulzeit benutzt werden können.

5 m2/Schüler; in der Oberschule 4 m2/Schüler
 
Größe, Ausstattung und Umfriedung der Pausenflächen sind dem Alter der 
SchülerInnen anzupassen.  
Die Spiel- und Pausenflächen sollen optisch und funktionell von Strassen 
abgetrennt und besonnt sein. Damit die Spiel- und Pausenflächen auch außer-
halb der Schulzeit benutzt werden können, sollen sie gut erschlossen werden. 
Zur Schaffung beschatteter Flächen müssen Laubbäume in genügender Zahl 
gepflanzt werden. 
Jeder Spiel- und Pausenhof soll über folgende Grundausstattung verfügen: 
– befestigter Allwetterplatz 
–  Spielwiese mit geeigneten Geräten für Kindergärten und Grundschule;  

im Kindergarten soll das Gelände modelliert sein, über eine Schaukel und 
eine Sandspielanlage verfügen und naturnah gestaltet sein

– ausreichende Anzahl von Sitzgelegenheiten
– Abfallbehälter in ausreichender Anzahl und Größe
– artenreiche Bepflanzung mit standortgerechten und ungiftigen Gehölzen
– Trinkwasserbrrunnen und Wasserzapfstelle
–  eine oder mehrere Flächen wo die Schüler selbst gestalterisch tätig  

werden können

Nicht verwendet werden dürfen gefährliche Bodenbeläge wie grober Asphalt, 
grobkörniger Kies, Pflastersteine mit scharfen Kanten oder Waschbetonplat-
ten, die bei Feuchtigkeit oder Frost besonders rutschig sind.

Pausenfreiflächen 5 m2 pro Schüler (besser 10 m2)
 
Ausreichend zusammenhängende und nutzbare Flächen sind zu sichern. 
Potenziale innerhalb des Gebäudekomplexes (Terrassen, Dachgärten) sind 
auf ihre Nutzbarkeit zu prüfen. Auf ausreichend Sitzmöglichkeiten für Schü-
lerInnen ist zu achten. Der Freiraum ist in Bewegungs- und Ruhebereiche 
zu gliedern, die einzelnen Bereiche sind auf die jeweiligen Bedürfnisse der 
unterschiedlichen Nutzergruppen abzustimmen. Im Freiraum sind individuelle 
und kollektive Lernorte anzubieten, differenziert nach den Tätigkeiten: beob-
achten, experimentieren, werken, gestalten, studieren etc. 
Im Freiraum sind offene Zonen und Rückzugsbereiche für unterschiedliche 
Kommunikationsformen zu schaffen. Nutzungsoffenheit ist für die gesamte 
Freifläche anzustreben, z.B. durch Mehrzweckspielfelder und multifunktio-
nales Mobiliar für den Außenraum. Der Schulfreiraum soll auch Darstellungs- 
und Ausstellungsraum sein. Er ist so zu gestalten, dass die Durchführung von 
Festen, Ausstellungen, Aufführungen und ähnliche Veranstaltungen möglich 
ist. 
Mobile Geräte sind wesentliche Ausstattungselemente von bewegungsorien-
tierten Schulfreiräumen, entsprechende Lagermöglichkeiten sind sinnvoll und 
bei der Planung zu berücksichtigen.  
Kunstobjekte, Sitzgelegenheiten, Abfallbehälter und dgl. dürfen nicht ver-
kehrsbehindernd aufgestellt werden.

Pausenflächen nach örtlichen Gege-
benheiten und Außensportanlagen in 
Anlehnung an DIN 18035

zusätzliche 
Räume für 
Bewegung

ab Sekundarstufe: Aufenthaltsraum (kann auch als 
Cafeteria ausgestaltet sein)

Durch schulstrukturelle 
Veränderungen und 
durch die Empfehlungen 
zur Schulentwicklung 
ergeben sich Zusatzbe-
darfe: unter anderem 
für die Grundschule: 2 
Räume pro Standort für 
die Freizeit (Spielen, Ent-
spannen und Begegnen), 
für die Sekundarstufe: 3 
Räume pro Standort

Die Baukosten 
für Gemein-
schaftsflächen 
sind nicht 
zuschußfähig

Schüleraufenthalts-
raum ab Sekundar-
stufe II  
 
bei Ganztagsschulen: 
Spiel- und Aufent-
haltsraum

Planungen folgen dabei der 
Prämisse, dass jedes Kind 
einen Lern-, Lebens-, Bewe-
gungs- und Entfaltungsraum 
vorfindet, der seine Persön-
lichkeitsentwicklung fördert 
 
Schüleraufenthaltsraum ab 
Sekundarstufe II

In der Schule findet jedes einzelne 
Kind einen Lern-, Lebens-, Bewe-
gungs- und Entfaltungsraum, der 
seine Persönlichkeitsentwicklung 
fördert; 
Ganztagesschule (Grundschule): 
Räume für temporäre Nutzung: 
unter anderem: ein spezieller 
Toberaum

Pausenfläche innen (oder außen 
gedeckt) 9 m2/Klassenzimmer
 

zusätzliche Pausenfläche innen von 0,8 m2 / Kind Schüleraufenthaltsraum ab  
Sekundarstufe II 40-50 m2

Größe 48 – 84 qm Raumpro-
grammempfeh-
lungen außer 
Kraft getreten

Aufenthaltsraum: je 
nach Zügigkeit 40–80 
qm (jweils +8 m2)
Spiel- und Aufenthalts-
raum im Ganztagesbe-
reich: 0,33 m2/Schüler

Psychomotoriktherpieraum/Raum 
für Bewegung 72 qm 
Therapieraum Grundschule 36 qm

Raumhöhen h=3,2 m (bei natürlicher Belüftung) 3 m 3 m  lichte Raumhöhe: 3,20 m

Akustik Rücksicht auf Außengeräuschpegel (Mittelungspegel: 
30 - 40 dB); genügende Schalldämmung; gute Raum-
akustik muss gewährleistet sein

gute Akustik in den Räumen; 
wirksame Schallisolierung 
 
Aufgrund der Multifunktio-
nalität der Flure, ist für die 
Raumakustik durch Schall-
isolierung Sorge zu tragen.

Akustik entspricht DIN 18041 zur 
Hörsamkeit

gute Akustik in Unterrichtsräumen; 
mittlere Nachhallzeit in Unterrichts-
räumen zwischen 0,6 und max. 1,0 
Sekunden

Transformatorenanlagen nur in Entfernung von 10 m zu Räumen, die für einen 
längeren Aufenthalt von Personen vorgesehen sind; Schallschutz nach Ge-
setz und Dekret; schallschutztechnische und raumakustische Vorrichtungen

gute Raumakustik gemäß ÖNORM; erforderlicher Mindestschallschutz nach 
ÖNORM; Nachhallzeiten gemäß ÖNORM

Belichtung Unterrichtsräume so weit wie möglich mit Tageslicht 
belichten; Beleuchtungsanlagen als Ergänzung des 
Tageslichts

Licht muss zum Wohlfüh-
len beitragen; blendfreie 
Belichtung

maximale Raumtiefe bei einseitiger  
Belichtung für Unterrichtsräume: 
7,5 m  
(einschliesslich Schränke); grössere 
Raumtiefen  zusätzliche natürliche 
Lichtquellen; andernfalls Raumhöhe 
um ¼ der Mehrtiefe vergrössern 
und die Fensterfläche entspre-
chend anpassen; über die Fassade 
vorstehende Gebäudeteile, die den 
Lichteinfall beeinflussen zur Raum-
tiefe zurechnen; Lichteinfall von vorn 
vermeiden;  
Klassenzimmer wenn möglich Haupt-
belichtung von den Ost / Süd / West; 
mittlere Nennbeleuchtungsstärke 
für Klassenzimmer mindestens 300 
bis 400 Lux, bei Spezialräumen (z. B. 
Handarbeit) bis 500 Lux 
  

ausreichende Belichtung gewährleisten (Größe der Glasfläche darf in der 
Regel 1/6 der Grundfläche von Lehr- und Lernäumen nicht unterschreiten);  
zusätzliche Tageslichtbeleuchtung bei einer Tiefe der Räume von mehr als 
7,20 m oder entsprechende ausgelegte künstliche Beleuchtung erforderlich; 
Fenstergröße auf das statisch und funktionell notwendige Maß begrenzen; 
alle von innen sichtbaren Fensterteile sind zur Ausschaltung von störenden 
Lichtdichtekontrasten möglichst hell zu halten; Innenhöfe sind zur Belichtung 
und Belüftung von Lehr- und Lernräumen möglich, wenn die Lichthofbreite 
mindestens der Höhe des gegenüberligenden Baukörpers entspricht; Son-
nenschutz außen und beweglich; als Teilverdunklung verwendbar

größtmögliche Ausnutzung von natürlichem Licht; Gänge natürlich belichten; 
Unterscheidung zwischen Kunstlicht als Ergänzungsbeleuchtung und Kunst-
licht als eigenständige, Tageslicht unabhängige Beleuchtung

Be- und 
Entlüftung

ausreichende natürliche Belüftung; 0,3 m2 voll öffenbare 
Fensterfläche/Schüler; künstliche Belüftungen sollen 
nur in begründeten Fällen eingebaut werden (hoher Lär-
meinfluss, hohe Luftverschmutzung, klimatisch ungüns-
tige Lage, zu große Räume mit einseitiger Belichtung 
und Be-/Entlüftung, Räume mit regelmäßiger Verdunk-
lungszeit, Räume mit hohen Wärmelasten, Räume mit 
nutzungsbedingten Anforderungen, innenliegende oder 
über Nordlichtkuppeln beleuchtete Räume)

gutes Raumklima mechanische Be- und Entlüftung nur in besonderen Fällen notwendig: 
Umgebung mit hohem Verkehrsaufkommen, mit hoher Luftverschmutzung, 
bei innenliegenden Räumen, Räume mit regelmäßigen Verdunkelungszei-
ten, zur Abführung von Wärmebelastung, in Werkstätten und Werkräumen, 
unterirdische Lehr- und Lern-, sowie Aufenthaltsräumen und auf Grund von 
sanitärhygienischen und energietechnischen Vorschriften; Anlagen müssen 
geräuscharm und betriebsfreundlich sein

Gänge natürlich belüften; mechanische Be- und Entlüftungsanlagen können 
sinnvoll sein; konstruktiver Überwärmungsschutz

These 7
Tabelle
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Demokratische
Schule

Analysefeld 8
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allgemeine Beteiligung

Beteiligung bei 
Gestaltung von Räumen

Gestaltung von Freiräumen

Aula
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Demokratisches Lernen benötigt 
eine demokratische Schule: Von 
einer Schule ohne Mittelpunkt zu 
einem Forum für die ganze Schulge-
meinde

Das „Schule-Bauen“ ist der erste 
Prüfstein einer „demokratischen 
Schule“. Die Schule wird mit all ihren 
Nutzergruppen - Lehrern, Schülern, 
Hausmeister, Eltern, Nachbarn - in 
die Aushandlungsprozesse während 
der Bauplanung einbezogen.

Basis für die „Demokratie im Klei-
nen“ bietet der Zugang zu den mo-
dernen Kommunikationsmedien, 
u.a. zu einem Intranet. Entscheidend 
ist die Aula (oder ein entsprechend 
nutzbares Foyer o.ä.) als ein Ort, an 
dem sich die ganze Schulgemeinde 
versammeln kann. Darüber hinaus 
sind vorgesehen: SMV-Büro, Streit-
schlichterraum sowie ein Eltern-
sprechzimmer.

Baden Württemberg
Die Richtlinien treffen keinerlei 
Aussagen über die Partizipation von 
Schülern, Lehrern und Eltern bei der 
Gestaltung von Räumen oder Freian-
lagen. 
Zwar fordern die Schulbauempfeh-
lungen einen Gemeinschaftsbereich 
für Schulveranstaltungen bei großen 
Schulen, aber weder für Grundschu-
len noch für weiterführende Schulen 
sind in den Musterraumprogrammen 
Flächen für eine Aula enthalten. 
Die Musterraumprogramme sehen 
jedoch Räume für Schülermitverant-
wortung (ab Sekundarstufe I) und 
Elternsprechzimmer vor.

Bremen
Der Bremer Schulentwicklungsplan 
erklärt die Mitbestimmung von Eltern 
und Schülern an der Schulentwick-
lung und die Beteiligung aller Mitar-
beiter/innen an der Qualitätsentwick-
lung als Merkmal einer guten Schule.
Eine Aula für die Versammlung der 

Schulgemeinschaft wird nicht aus-
drücklich verlangt.

Sachsen
Die Richtlinien treffen keinerlei 
Aussagen über die Partizipation von 
Schülern, Lehrern und Eltern bei der 
Gestaltung von Räumen oder Freian-
lagen. Es liegen den Förderrichtlinien 
keine gültigen Musterraumprogram-
me zugrunde, und somit gibt es auch 
keine Flächen- und Raumangaben.

Nordrhein-Westfalen
Bezüglich der Partizipation von 
Schülern, Lehrern und Eltern bei der 
Gestaltung von Räumen oder Außen-
anlagen sind keine Hinweise in den 
Richtlinien zu finden. 
Die Aula ist für alle Schulformen Teil 
der Grundsätze für die Aufstellung 
von Raumprogrammen.
Die Planung von Räumen für Schü-
lervertretung, Streitschlichter und 
Elterngespräche obliegt dem Schul-
träger.

Köln
Die Kölner Leitlinien fordern, die 
Eltern, Schüler und Lehrer bei der 
Gestaltung mit einzubeziehen, auch 
durch praktische Aktivitäten wie das 
Anlegen von Gärten.
Die Aula ist für alle Schulformen Teil 
des Musterraumprogramms. Des 
Weiteren beinhaltet das Musterraum-
programm Räume für Schülervertre-
tung, Streitschlichtung, Schülerzei-
tung und Elterngespräche.

Herford
Lehrerteams und Schülergruppen 
sollen Räume in Eigenverantwortung 
ausgestalten und pflegen. Gemäß 
den Qualitätskriterien sollen Um-
gestaltungsmaßnahmen unter Ein-
beziehung von Schüler/innen und 
Lehrer/innen erfolgen, da die Beteili-
gung die Akzeptanz der eigentlichen 
Maßnahme erhöht und die soziale 
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Verantwortung stärkt.
Die Herforder Qualitätskriterien 
fordern als einzige Leitlinie unter den 
zu untersuchenden die Eigenverant-
wortung der Lehrer/innen und Schü-
ler/innen bei der Ausgestaltung und 
Pflege der Räume. Ein Forum mit 
Bühne, eine Aula oder vergleichbare 
Räume sollen zur Verfügung stehen.

Zürich
Die Richtlinie macht keine Aussagen 
über die Partizipation von Schülern, 
Lehrern und Eltern bei der Gestal-
tung von Räumen oder Freianlagen. 
Allerdings wird eine grundsätzliche 
Zusammenarbeit mit allen Betei-
ligten – insbesondere Pädagogen, 
Baufachleuten und Behörden – ge-
fordert. Ein Mehrzwecksaal/Singsaal 
steht jeder Schulform zur Verfügung.

Bozen
Die Schulbaurichtlinie Bozen 
schreibt bei der Grundausstattung 
des Spiel- und Pausenhofs eine oder 
mehrere Flächen vor, bei denen die 
Schüler/innen selbst gestalterisch 
tätig werden können. 
Die Richtlinien weisen darauf hin, 
dass nur wenn kein Veranstaltungs-
saal in der Nähe zur Verfügung steht, 
eine Aula vorgesehen werden kann. 
Als Ersatz kann auch die Turnhalle in 
Betracht gezogen werden.

Österreich
Ein Prinzip der Österreichischen 
Schulbaurichtlinien für die Gestal-
tung schulischer Außenanlagen ist 
die Nutzer/innenbeteiligung am 
Gestaltungsprozess. 
Da die Richtlinie kein Musterraum-
programm enthält, gibt es keine Vor-
gaben bezüglich der zu planenden 
Räume. Daher liegt die Entscheidung 
über Anzahl, Art und Größe der Räu-
me bei den Schulträgern. 

Deutsche Auslandsschulen
Das Musterraumprogramm sieht 
folgende Räume für die „Demokratie 
im Kleinen“ vor: eine Aula, ein Raum 
für die Schülervertretung und ein 
Elternsprechzimmer, allerdings erst 
ab Sekundarstufe I. In der Regel um-
fasst eine Deutsche Auslandsschule 
die Jahrgangsstufen 1-12, so dass 
Aula, Schülervertretung und Eltern-
sprechzimmer auch der Grundschule 
zur Verfügung stehen würden.

Köln

Analysefeld 8
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BW –  
Schulbauempfehlung

BW –  
Schulbauförderung Bremen

Sachsen –  
Schulbaurichtlinie

Sachsen –  
Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich

Deutsche  
Auslandsschulen

Partizipation Eltern und Schüler wer-
den über ein Modell der 
erweiterten Mitbestim-
mung eingebunden und  
an der Schulentwick-
lung mit mehr Rechten 
beteiligt; in einer guten 
Schule werden alle 
Mitarbeiter an der Quali-
tätsentwicklung beteiligt 
(Bremer Schulentwick-
lungsplan 2008) 

Eltern, Schüler und Leh-
rer bei der Gestaltung 
des Außenbereiches 
, auch durch Anle-
gung von Gärten und 
Hochbeeten, etc., mit 
einbeziehen
Es soll im Rahmen eines 
partizipativen Prozesses 
mit der jeweiligen Schule 
auf Basis des päda-
gigischen Konzeptes, 
eine Bedarfsermittlung 
durchgeführt werden

Umgestaltungsmaßnah-
men der Klassenräume 
bieten Möglichkeit der 
Partizipation; Beteili-
gung stärkt Akzeptanz 
der Umgestaltungs-
maßnahmen und stärkt 
zugleich die soziale 
Verantwortung 
 
Lehrerteams und 
Schülergruppen sollen 
Räume in Eigenverant-
wortung ausgestalten 
und pflegen

Nutzungen innerhalb des 
Schulgebäudes nicht 
nur für Schüler, sondern 
für gesamte Umgebung 
(Gemeindesaal. etc.)

Einbindung der Schüler, 
Lehrer und Eltern bei 
der Gestaltung der 
Pausenhöfe; Grundaus-
stattung des Spiel- und 
Pausenhofes: u.a. eine 
oder mehrere Flächen 
wo Schüler selbst ge-
stalterisch tätig werden 
können

Kommunikation, Natur 
& Umwelt, Nutzerbetei-
ligung und Präsen-
tation sind Aspekte, 
die als Prinzipien der 
Freiraumgestaltung 
gelten; Partizipation am 
Gestaltungsprozess

Aula Gemeinschaftsbereich 
für Schulveranstaltungen 
bei großen Schulen

keine Aula vorgesehen 
im MRP

Forum 
 
je nach Zügigkeit  
der Schule: 
Primarstufe:  
150–160m2

Sekundarstufe I:  
150–480m2

Sekundarstufe II:  
50–200m2 

Aula 
 
je nach Zügigkeit der 
Schule: 
Primarstufe: 150–160m2

Sekundarstufe I: 
150–480m2

Sekundarstufe II:  
50–200m2

Forum mit Bühne, Aula, 
oder vergleichbarer 
Raum

Mehrzwecksaal 
108–144m2

Aula Magna 
0,8m2/Schüler

Aula (aus der Tabelle der 
Beleuchtungsstärken)

Aula (Forum)  
n.Anm. 
bis zu 1m2/Schüler – inklusive 
80m2 Bühne, Regieraum, 
Requisiten, Stuhllager

Raum für Schü-
lermitverantwor-
tung 
Streitschlichter 
Schülertutoren

Raum für Schülermit-
verantwortung

Schülermitverantwor-
tung ab Sekundarstufe 1

im Ermessen des  
Schulträgers

Streitschlichter ab  
Primarbereich; Schüler-
vertretung ab Sek. 1 

Schülervertretung ab Sek. 1

Ausstellungs-
bereiche

Ausstellungsfläche in 
Klassen

Schulfreiraum soll auch 
Ausstellunsgraum sein

Eltern- 
sprechzimmer
Elternbeirat 
Elterncafé

Elternsprechzimmer im Ermessen des  
Schulträgers

Sprechzimmer Elternsprechzimmer  
ab Sek. 1

Analysefeld 8
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Demokratische Schule

BW –  
Schulbauempfehlung

BW –  
Schulbauförderung Bremen

Sachsen –  
Schulbaurichtlinie

Sachsen –  
Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich

Deutsche  
Auslandsschulen

Partizipation Eltern und Schüler wer-
den über ein Modell der 
erweiterten Mitbestim-
mung eingebunden und  
an der Schulentwick-
lung mit mehr Rechten 
beteiligt; in einer guten 
Schule werden alle 
Mitarbeiter an der Quali-
tätsentwicklung beteiligt 
(Bremer Schulentwick-
lungsplan 2008) 

Eltern, Schüler und Leh-
rer bei der Gestaltung 
des Außenbereiches 
, auch durch Anle-
gung von Gärten und 
Hochbeeten, etc., mit 
einbeziehen
Es soll im Rahmen eines 
partizipativen Prozesses 
mit der jeweiligen Schule 
auf Basis des päda-
gigischen Konzeptes, 
eine Bedarfsermittlung 
durchgeführt werden

Umgestaltungsmaßnah-
men der Klassenräume 
bieten Möglichkeit der 
Partizipation; Beteili-
gung stärkt Akzeptanz 
der Umgestaltungs-
maßnahmen und stärkt 
zugleich die soziale 
Verantwortung 
 
Lehrerteams und 
Schülergruppen sollen 
Räume in Eigenverant-
wortung ausgestalten 
und pflegen

Nutzungen innerhalb des 
Schulgebäudes nicht 
nur für Schüler, sondern 
für gesamte Umgebung 
(Gemeindesaal. etc.)

Einbindung der Schüler, 
Lehrer und Eltern bei 
der Gestaltung der 
Pausenhöfe; Grundaus-
stattung des Spiel- und 
Pausenhofes: u.a. eine 
oder mehrere Flächen 
wo Schüler selbst ge-
stalterisch tätig werden 
können

Kommunikation, Natur 
& Umwelt, Nutzerbetei-
ligung und Präsen-
tation sind Aspekte, 
die als Prinzipien der 
Freiraumgestaltung 
gelten; Partizipation am 
Gestaltungsprozess

Aula Gemeinschaftsbereich 
für Schulveranstaltungen 
bei großen Schulen

keine Aula vorgesehen 
im MRP

Forum 
 
je nach Zügigkeit  
der Schule: 
Primarstufe:  
150–160m2

Sekundarstufe I:  
150–480m2

Sekundarstufe II:  
50–200m2 

Aula 
 
je nach Zügigkeit der 
Schule: 
Primarstufe: 150–160m2

Sekundarstufe I: 
150–480m2

Sekundarstufe II:  
50–200m2

Forum mit Bühne, Aula, 
oder vergleichbarer 
Raum

Mehrzwecksaal 
108–144m2

Aula Magna 
0,8m2/Schüler

Aula (aus der Tabelle der 
Beleuchtungsstärken)

Aula (Forum)  
n.Anm. 
bis zu 1m2/Schüler – inklusive 
80m2 Bühne, Regieraum, 
Requisiten, Stuhllager

Raum für Schü-
lermitverantwor-
tung 
Streitschlichter 
Schülertutoren

Raum für Schülermit-
verantwortung

Schülermitverantwor-
tung ab Sekundarstufe 1

im Ermessen des  
Schulträgers

Streitschlichter ab  
Primarbereich; Schüler-
vertretung ab Sek. 1 

Schülervertretung ab Sek. 1

Ausstellungs-
bereiche

Ausstellungsfläche in 
Klassen

Schulfreiraum soll auch 
Ausstellunsgraum sein

Eltern- 
sprechzimmer
Elternbeirat 
Elterncafé

Elternsprechzimmer im Ermessen des  
Schulträgers

Sprechzimmer Elternsprechzimmer  
ab Sek. 1
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Schule und
Nachhaltigkeit

Analysefeld 9
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direkter Zugang zur Natur

Umnutzbarkeit / Flexibilität

ökologische Materialien

Grundsatz Bestand 
vor Neubau
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Schule ist im Umgang mit Umwelt 
und Technik ein Vorbild: Von kurzfris-
tigen Sparzwängen zu langfristiger 
Nachhaltigkeit.

Die Unterrichtsräume besitzen einen 
unmittelbaren Zugang zu naturnahen 
Außenflächen. Ein Ressourcen scho-
nender Einsatz von Baumaterialien 
und Heizenergien ist vorgeschrieben. 
Die Baustruktur lässt spätere Erwei-
terungen, Veränderungen und Um-
nutzungen unaufwändig zu.

Baden-Württemberg
Bezüglich des unmittelbaren Zu-
gangs der Lernräume zum Freiraum 
sind in den Baden-Württembergi-
schen Richtlinien keine Empfehlun-
gen enthalten. Die Schulbaurichtlinie 
BW fordert die Anpassungsfähigkeit 
der tragenden Konstruktion. Eine 
Flexibilität im Sinne von versetzbaren 
oder teilversetzbaren Wänden wird 
nicht ausdrücklich gefordert.

Bremen
Der Schulstandortplan 2010 be-
schreibt die Verbesserung der Leis-
tungsfähigkeit und der Qualität der 
vorhandenen Schulen. Damit erfüllt 
er per se einen Aspekt der Nach-
haltigkeit, indem er den Grundsatz 
„Bestand geht vor Neubau“ berück-
sichtigt. 

Köln
Die Kölner Schulbauleitlinie emp-
fiehlt, einen direkten Zugang von 
den Klassen in den Außenbereich zu 
realisieren, soweit Lage und bauart-
bedingte Architektur dies zulassen.
Mit dem Ziel der Anpassungsfä-
higkeit fordern die Leitlinien in der 
architektonischen und baulichen 
Umsetzung einen hohen Grad an 
Flexibilität.

Herford
Die Herforder Qualitätskriterien für 

die Primarstufe empfehlen einen 
direkten Zugang zum Schulhof oder 
Schulgarten von den ebenerdigen 
Lernräumen aus. Die Standards für 
die Sekundarstufe sehen die Anpas-
sung an die Qualitätskriterien vor, 
insofern dies aufgrund der baulichen 
Gegebenheiten realisierbar ist. Für 
die Umsetzung der Qualitätskriterien 
gilt der Grundsatz „Bestand geht vor 
Neubau“.

Zürich
Die Züricher Richtlinien fordern eine 
„Baustruktur, die sowohl im eigenen 
Sinne schulisch flexible als auch eine 
über das Schulische hinausgehende 
Mehrfachnutzung erlaubt“.1
Des Weiteren sind laut den Züricher 
Richtlinien Schulhausanlagen so zu 
planen, dass der Energieverbrauch 
minimiert wird. Es sind ökologische 
und kostengünstige Bausysteme, 
Konstruktionen, Materialien und Be-
triebseinrichtungen zu wählen.

Bozen
Die Bozener Richtlinien beziehen 
sich mit der Forderung nach Flexi-
bilität auf die Möglichkeit der Erwei-
terung wie auch auf die mögliche 
Anpassung aufgrund veränderter 
pädagogischer Anforderungen. Als 
einzige Richtlinie weisen die Bozener 
Schulbaurichtlinien auf die Erhaltung 
des gewachsenen Siedlungsbildes 
und alter, wertvoller Bauten hin.

Österreich
Bei der Gestaltung der Freiflächen 
fordern die österreichischen Richt-
linien, dass die Möglichkeit für die 
Nutzer/innen gegeben werden soll, 
Prozesse in der Natur und Umwelt zu 
erleben.
Das Bewusstsein der Schüler und 
Lehrer für nachhaltige Energieversor-
gung soll z.B. durch den Einsatz von 
Solarenergie geschärft werden.
Im Unterschied zu den Baden-Würt-
tembergischen fordern die österrei-

1  Schulbaurichtlinien 
vom 16.März 2009 
Kanton Zürich,  
S. 5 Fazit 
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chischen Richtlinien eine Flexibilität, 
die sich auch auf das Versetzen von 
Wänden bezieht, um Raumgrößen 
anpassen zu können. 
Sie fordern flexible Raumkonzepte, 
die leicht umsetzbare Veränderun-
gen im Schulalltag ermöglichen.
Die Richtlinien gehen in Ihren For-
derungen noch weiter, indem sie 
die geforderte Anpassungsfähigkeit 
auch auf die Haustechnik (Heizung, 
Lüftung, Sanitär) ausweiten. 

Weder zur Beziehung der Lernräu-
me zu den Außenflächen noch zur 
Nachhaltigkeit von Schulgebäuden 
finden sich Empfehlungen oder 
Forderungen in den sächsischen 
und nordrhein-westfälischen 
Richtlinien und in den Erläuterun-
gen zum Musterraumprogramm der 
deutschen Auslandsschu-
len.

Analysefeld 9
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Baden-Württemberg Bremen Sachsen Nordrhein-Westfalen

Köln Zürich

Bozen
Österreich Deutsche Auslandsschulen

Herford

Schule und Nachhaltigkeit
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Analysefeld 9

BW –  
Schulbauempfehlung

BW –  
Schulbauförderung Bremen

Sachsen –  
Schulbaurichtlinie

Sachsen –  
Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich

Deutsche  
Auslandsschulen

Außenbereich Wo Lage und bauart-
bedingte Architektur 
es zulassen, können 
Klassen einen unmit-
telbaren Zugang in den 
Außenbereich erhalten

direkter Bezug durch 
direkten Ausgang von 
ebenerdigen Klas-
senzimmern auf den 
Schulhof/Schulgarten 
erstrebenswert

Natur & Umwelt ist einer der Aspek-
te, der als Prinzip der Freiraum-
gestaltung gilt: Möglichkeit zum 
Erleben von Prozessen in Natur und 
Umwelt; Schulfreiraum soll Darstel-
lungs- und Ausstellungsraum sein

ökologische/
ökonomische 
Nachhaltigkeit

Bremen geht in dem 
Schulstandortplan  
von der Verbesserung 
der bestehenden Schu-
len aus.Damit erfüllt 
Bremen per se einen As-
pekt der Nachhaltigkeit, 
in dem der Grundsatz 
Bestand vor Neubau 
berücksichtigt wird.

Grundsatz: Bestand vor 
Neubau

Schulhausanlagen sind 
so zu planen, dass der 
Energieverbrauch mini-
miert wird; ökologische 
und kostengünstige 
Bausysteme, Konstruk-
tionen, Materialien und 
Betriebseinrichtungen

Bewusstseinsbildung der Schüler 
und Lehrer für nachhaltige Energie-
versorgung durch Benutzung von 
z.B. Solarenergie 
 
ökologische und emissionsarme 
Baustoffe verwenden

kulturelle/sozia-
le Nachhaltigkeit

um nachhaltig den sich 
stetig verändernden 
Methoden, Öffnung und 
Verankerung von Schu-
len in den Sozialraum 
entsprechen zu können, 
ist in der architektoni-
schen und baulichen 
Umsetzung ein hoher 
Grad an Flexibilität zu 
wahren

im Hinblick auf unterschiedliche 
pädagogische und didaktische Prin-
zipien ist möglichst flexiblen Raum-
konzepten der Vorzug zu geben, 
wobei sich die Flexibilität in erster 
Linie auf einfache, im Schulalltag 
leicht umsetzbare Veränderungen 
bezieht

Umnutzung/
Nachnutzung/
Mehrfachnut-
zung

die tragende Konstruktion, die 
wesentlich länger nutzbar ist als 
der Ausbau, soll anpassungsfähig 
sein, so dass spätere Änderungen 
und Umnutzungen ohne Eingriff in 
die Grundstruktur des Gebäudes 
möglich sind;  
kurzfristige Änderungen in der 
Raumaufteilung der Unterrichtsbe-
reiche aus pädagogischen Gründen 
werden nur selten notwendig; eine 
generelle Verwendung von versetz-
baren oder teilversetzbaren Wänden 
ist nicht erforderlich

hoher Grad an Flexibilität 
in der architektonischen 
und baulichen Umset-
zung

Gebäude erfordert eine 
Baustruktur, die sowohl 
im engeren Sinne 
schulisch flexibel ist, als 
auch eine die über das 
Schulische hinausge-
hend Mehrfachnutzun-
gen erlaubt

das Schulgebäude muss 
den ständigen Verände-
rungen, welche die heu-
tige Schule kennzeich-
nen, angepasst werden 
können; Veränderungen 
können sowohl zahlen-
mäßiger (Erhöhung der 
Anzahl der Nutzer) als 
auch inhaltlicher Natur 
(neue Schuleinrichtun-
gen, neue Unterrichtsfä-
cher, neue didaktische 
Methoden) sein; das 
Entwurfskonzept soll 
Veränderungen zulassen 
und flexibel sein; 
Erhaltung des gewach-
senen Siedlungsbildes 
und alter, historisch 
wertvoller Bauten ist 
anzustreben

„Das Grundrisssystem soll Gebäude-
erweiterungen und Veränderungen 
der Größe und der Funktionsberei-
che ermöglichen; sich ändernde 
Schülerzahlen und pädagogische 
sowie schulorganisatorische 
Anforderungen machen flexible 
Grundrisslösungen und Überlegun-
gen für Um- bzw. Nachnutzungen 
sinnvoll; sowohl bezüglich Rohbau 
als auch Ausbau sind Konzepte und 
Ausführungen zu wählen, die spätere 
Erweiterungen bzw. Änderungen der 
Raumnutzungen und der Raumgrö-
ßen mit möglichst geringem Aufwand 
ermöglichen; diese Anforderungen 
der späteren Adaptier- bzw. Verän-
derbarkeit müssen jedoch auch bei 
der Haustechnik- und Detailpla-
nung berücksichtigt werden, um 
wirksam zu werden (siehe Kapitel 
8. Heizungs-, Klima-, Lüftungs- und 
Sanitäranlagen)
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Schule und Nachhaltigkeit

BW –  
Schulbauempfehlung

BW –  
Schulbauförderung Bremen

Sachsen –  
Schulbaurichtlinie

Sachsen –  
Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich

Deutsche  
Auslandsschulen

Außenbereich Wo Lage und bauart-
bedingte Architektur 
es zulassen, können 
Klassen einen unmit-
telbaren Zugang in den 
Außenbereich erhalten

direkter Bezug durch 
direkten Ausgang von 
ebenerdigen Klas-
senzimmern auf den 
Schulhof/Schulgarten 
erstrebenswert

Natur & Umwelt ist einer der Aspek-
te, der als Prinzip der Freiraum-
gestaltung gilt: Möglichkeit zum 
Erleben von Prozessen in Natur und 
Umwelt; Schulfreiraum soll Darstel-
lungs- und Ausstellungsraum sein

ökologische/
ökonomische 
Nachhaltigkeit

Bremen geht in dem 
Schulstandortplan  
von der Verbesserung 
der bestehenden Schu-
len aus.Damit erfüllt 
Bremen per se einen As-
pekt der Nachhaltigkeit, 
in dem der Grundsatz 
Bestand vor Neubau 
berücksichtigt wird.

Grundsatz: Bestand vor 
Neubau

Schulhausanlagen sind 
so zu planen, dass der 
Energieverbrauch mini-
miert wird; ökologische 
und kostengünstige 
Bausysteme, Konstruk-
tionen, Materialien und 
Betriebseinrichtungen

Bewusstseinsbildung der Schüler 
und Lehrer für nachhaltige Energie-
versorgung durch Benutzung von 
z.B. Solarenergie 
 
ökologische und emissionsarme 
Baustoffe verwenden

kulturelle/sozia-
le Nachhaltigkeit

um nachhaltig den sich 
stetig verändernden 
Methoden, Öffnung und 
Verankerung von Schu-
len in den Sozialraum 
entsprechen zu können, 
ist in der architektoni-
schen und baulichen 
Umsetzung ein hoher 
Grad an Flexibilität zu 
wahren

im Hinblick auf unterschiedliche 
pädagogische und didaktische Prin-
zipien ist möglichst flexiblen Raum-
konzepten der Vorzug zu geben, 
wobei sich die Flexibilität in erster 
Linie auf einfache, im Schulalltag 
leicht umsetzbare Veränderungen 
bezieht

Umnutzung/
Nachnutzung/
Mehrfachnut-
zung

die tragende Konstruktion, die 
wesentlich länger nutzbar ist als 
der Ausbau, soll anpassungsfähig 
sein, so dass spätere Änderungen 
und Umnutzungen ohne Eingriff in 
die Grundstruktur des Gebäudes 
möglich sind;  
kurzfristige Änderungen in der 
Raumaufteilung der Unterrichtsbe-
reiche aus pädagogischen Gründen 
werden nur selten notwendig; eine 
generelle Verwendung von versetz-
baren oder teilversetzbaren Wänden 
ist nicht erforderlich

hoher Grad an Flexibilität 
in der architektonischen 
und baulichen Umset-
zung

Gebäude erfordert eine 
Baustruktur, die sowohl 
im engeren Sinne 
schulisch flexibel ist, als 
auch eine die über das 
Schulische hinausge-
hend Mehrfachnutzun-
gen erlaubt

das Schulgebäude muss 
den ständigen Verände-
rungen, welche die heu-
tige Schule kennzeich-
nen, angepasst werden 
können; Veränderungen 
können sowohl zahlen-
mäßiger (Erhöhung der 
Anzahl der Nutzer) als 
auch inhaltlicher Natur 
(neue Schuleinrichtun-
gen, neue Unterrichtsfä-
cher, neue didaktische 
Methoden) sein; das 
Entwurfskonzept soll 
Veränderungen zulassen 
und flexibel sein; 
Erhaltung des gewach-
senen Siedlungsbildes 
und alter, historisch 
wertvoller Bauten ist 
anzustreben

„Das Grundrisssystem soll Gebäude-
erweiterungen und Veränderungen 
der Größe und der Funktionsberei-
che ermöglichen; sich ändernde 
Schülerzahlen und pädagogische 
sowie schulorganisatorische 
Anforderungen machen flexible 
Grundrisslösungen und Überlegun-
gen für Um- bzw. Nachnutzungen 
sinnvoll; sowohl bezüglich Rohbau 
als auch Ausbau sind Konzepte und 
Ausführungen zu wählen, die spätere 
Erweiterungen bzw. Änderungen der 
Raumnutzungen und der Raumgrö-
ßen mit möglichst geringem Aufwand 
ermöglichen; diese Anforderungen 
der späteren Adaptier- bzw. Verän-
derbarkeit müssen jedoch auch bei 
der Haustechnik- und Detailpla-
nung berücksichtigt werden, um 
wirksam zu werden (siehe Kapitel 
8. Heizungs-, Klima-, Lüftungs- und 
Sanitäranlagen)
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Offene Schule
Analysefeld 10
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Die Schule öffnet sich zur Stadt – die 
Stadt öffnet sich zur Schule: Von der 
geschlossenen Schule zur wechsel-
seitigen Nutzung zentraler Funktio-
nen.

Der Standort der Schule ist so ge-
wählt, dass besondere außerschuli-
sche Lernorte in der Nähe (Museum, 
Theater, Schwimmbad u.a.) unauf-
wändig erreichbar sind.
Zentrale Funktionen der Schule sind 
so platziert, dass ihre Lage und ein 
effizientes Orientierungssystem eine 
öffentliche Nutzung erlauben. Dies 
betrifft vor allem: Aula, Bibliothek, 
Spielplatz, Sportanlagen, Cafeteria, 
Parkplatz. Aber auch bestimmte 
ausstattungsintensive Spezialräu-
me – Naturwissenschaften, Technik, 
Computerlabore etc. - bieten für 
Volkshochschulen und andere Part-
ner attraktive Mehrfachnutzungen 
auch am Abend.

Arbeitsergebnisse der Schüler kön-
nen öffentlich präsentiert werden. 
Zugleich sind der Offenheit aber 
auch Grenzen gesetzt, denn die 
Schüler brauchen auch geschützte 
Bereiche, in denen die Ergebnisse 
ihrer Arbeit und die vorbereitete Um-
gebung ihrer Klassen vor Eingriffen 
durch Fremde geschützt sind.
Die Schule bietet ihren Schülerinnen 
und Schülern eine Heimat.

Die Mehrzahl der Richtlinien trifft 
auf unterschiedlichste Art Aussagen 
über die Nutzung der Schulräum-
lichkeiten außerhalb der Schulzeiten 
durch das kommunale Umfeld und 
über die Kombination verschiedener 
Bildungseinrichtungen bzw. auch 
Synergien mit anderen Schulen. 

Baden-Württemberg
Baden-Württemberg überlässt die 
Möglichkeit der Mehrfachnutzung 
dem Schulträger und fordert nur, 
dass dabei eine gute Zugänglichkeit 
gewährleistet werden muss und eine 

Abgrenzung zum Schulbereich gesi-
chert ist. 

Bremen
Da die Bremer Vorgaben sich mehr 
auf die pädagogischen Entwicklun-
gen beziehen, werden in dem Schul-
entwicklungsplan keine baulichen 
Anforderungen gestellt, sondern der 
Ausbau der Kooperationen mit Kin-
dertagesstätten und Horten gefordert.

Sachsen
In den Richtlinien von Sachsen sind 
keinerlei Forderungen oder Empfeh-
lungen im Blick auf eine außerschuli-
sche Nutzung enthalten.

Nordrhein-Westfalen
Obwohl im nordrhein-westfälischen 
Schulgesetz (§5 SchulG NRW) die 
Öffnung und Verankerung von Schu-
le im sozialen Umfeld als Qualitäts-
merkmal gefordert wird, finden sich 
in den Schulbaurichtlinien und in den 
Grundsätzen für die Aufstellung von 
Raumprogrammen keine Aussagen 
oder Anforderungen zur außerschuli-
schen Nutzung.

Köln
Gemäß der Kölner Leitlinie sollen 
im Sinne der Öffnung und Veranke-
rung von Schule in der Kommune 
neben der Aula auch weitere Mehr-
zweckräume, schulformübergreifend 
für eine außerschulische Nutzung 
– insbesondere auch für Jugendein-
richtungen und Jugendzentren im 
Rahmen von Kooperationen – zur 
Verfügung stehen.

Herford
In den Qualitätskriterien für Schul-
räume der Sekundarstufe I wird 
erwähnt, dass Schulen Stadtteilfunk-
tion haben. Schulen sollen zu Lern- 
und Lebensräumen für Kinder und 
Jugendliche werden.



86

Zürich
Die Züricher Schulbaurichtlinie for-
dert die außerschulische Nutzungen 
von Räumlichkeiten wie Aula, Sport-
halle, Mehrzweckräume und Mensa. 
Auch Spiel- und Sportplätze sollen 
außerhalb des Schulbetriebs benutzt 
werden können.
Schulhausanlagen sollen, wenn 
möglich, kombiniert werden mit 
Sport-/Grünanlagen, Gemeindesaal 
(Sporthalle/Mehrzwecksaal), Biblio-
thek (Gemeinde-/Schulbibliothek), 
Bastel-/Freizeiträumen oder anderen 
kompatiblen öffentlichen Einrichtun-
gen.

Bozen
Das Schulgebäude soll grundsätzlich 
auch außerschulischen Bedürfnissen 
gerecht werden.
Eine außerschulische Nutzung von 
Räumlichkeiten wie Aula, Sporthalle, 
Mehrzweckräume, Mensa ist anzu-
streben. Des Weiteren fordern die 
Schulbaurichtlinien eine außerschu-
lische Nutzung der schulischen Frei-
flächen sowie der Parkplätze bzw. 
fordern die Prüfung, ob umgekehrt 
benachbarte Flächen wie Parks von 
der Schule mit zu nutzen wären.
Wie Zürich empfiehlt auch Bozen 
die Kombination von Schulanlagen 
mit Kindergärten, Horten, Räumen 
für Jugendarbeit, für Vereine und für 
Freizeitaktivitäten. 

Österreich
Gemäß der Österreichischen Richt-
linien können Schulen zur Belebung 
von Stadtteilen beitragen, sollen aber 
auch selbst städtebaulich und gesell-
schaftlich eingebunden sein. Auch 
werden Synergien mit anderen Schu-
len – z.B. bezüglich der Nutzung von 
Sportanlagen – empfohlen.
Wie Bozen fordert auch Österreich 
eine außerschulische Nutzung der 
schulischen Freiflächen sowie der 
Parkplätze bzw. fordert die Prüfung, 
ob umgekehrt benachbarte Flächen 
wie Parks von der Schule mit zu nut-
zen wären.

Deutsche Auslandsschulen
Nur die Aula ist für vielfältige Nutzun-
gen – unter anderem auch für öffent-
liche Veranstaltung – zu planen.
Eine Öffnung in die Stadtteile ist in 
den meisten Ländern durch die Ein-
friedung der Schulliegenschaft und 
einem Pförtnerbereich nicht vorhan-
den, da es dort die Gefahrensituation 
oft nicht zulässt.

Analysefeld 10
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Baden-Württemberg Bremen Sachsen Nordrhein-Westfalen

Köln

Zürich

Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Herford

Offene Schule
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BW – 
Schulbauempfehlung

BW –  
Schulbauförderung Bremen

Sachsen –  
Schulbaurichtlinie

Sachsen –  
Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich

Deutsche  
Auslandsschulen

allgemein Ausbau der 
Kooperation/ 
Zusammenar-
beit mit Kita/
Hort

die Öffnung und Verankerung 
von Schule in den jeweiligen 
Sozialraum wird als Qualitäts-
merkmal von Schulen gefordert 
(§5 SchulG NRW); um nachhal-
tig den sich stetig verändernden 
Anforderungen, wie Anzahl der 
Benutzer, neue Unterrichtsfä-
cher, neue didaktische Metho-
den, Öffnung und Verankerung 
von Schulen in den Sozialraum 
entsprechen zu können, ist 
in der architektonischen und 
baulichen Umsetzung ein hoher 
Grad an Flexibilität zu wahren; 
Schulsozialarbeit stellt darüber 
hinaus ihre Bindegliedfunktion 
zwischen Schule und außer-
schulischen Diensten dar, von 
den vielfältigen Beratungsan-
geboten bis hin zur Freizeitge-
staltung 
 

Schulen 
haben auch 
eine Stadtteil-
funktion

Schule ist eine Organisation, 
deren Betrieb insbesondere 
durch die Lehrpersonen und die 
Schulleitung sichergestellt wird, 
deren Organe sind auch für die 
außerschulische Zusammenar-
beit (z.B. für schulnahe Dienste) 
verantwortlich; 
schulische und wirtschaftliche 
Anforderungen an Schulräume 
und -bauten erfordern weniger 
eine Spezifikation der Räume 
als eine Baustruktur, die sowohl 
im engeren Sinne schulisch 
flexible als auch eine, über das 
Schulische hinausgehende 
Mehrfachnutzug erlaubt; 
Schulhausanlagen sollen 
kombiniert werden mit Sport/
Grünanlagen, Gemeindesaal 
(Sporthalle Mehrzwecksaal), 
Bibliothek, Bastel-/Freizeiträu-
men oder anderen kompatiblen 
öffentlichen Einrichtungen

die Schulbaurichtlinien bilden 
die Grundlage für Planung und 
Verwirklichung eines funktio-
nellen, urbanistisch und archi-
tektonisch gelungenen Bau-
werks, das sowohl schulischen 
als auch außerschulischen 
Bedürfnissen gerecht wird; 
Schule soll eine Einrichtung 
sein, die nicht nur den Schülern 
zur Verfügung steht, sondern 
möglichst vielseitig auch als 
Bildungsstätte für die Bevölke-
rung dient; es ist wirtschaftlich 
kaum vertretbar für jede Benut-
zergruppe eigene Bauten zu er-
richten, daher ist es sinnvoll, ein 
Schul- und Bildungszentrum für 
die gesamte Siedlungsgemein-
schaft zu bauen; es soll sowohl 
Kindergarten, Grundschule 
und eventuell Mittelschule als 
auch Kinderhort, Räume für 
die Jugendarbeit, Räume für 
Vereine und für Freizeittätigkeit 
sowie Räume für kulturelle Ver-
anstaltungen und Sportanlagen 
beherbergen; 
alle schulischen Einrichtungen 
auch außerschulisch genutzt, 
soweit den allgemeinen gesetz-
lichen Vorgaben entsprechedn 
und geeignet 

Kriterien zur Grundstücksaus-
wahl: 
–Synergien mit anderen Schu-
len (z.B. gemeinsame Nutzung 
von Sportanlagen) 
–Städtebauliche und gesell-
schaftliche Einbindung: Schu-
len können zur Belebung von 
Stadtteilen beitragen, sollten 
aber auch selbst in das urbane 
Leben integriert werden

Räume mit au-
ßerschulischer 
Nutzung

Bereiche mit Mehrfachnut-
zung für schulischen und 
außerschulischen Betrieb (z.B. 
Sportbereich bzw. Schülerauf-
enthalts- und Gemeinschafts-
bereich) sollen von außen gut 
und möglichst direkt zugänglich 
sein; eine Abgrenzung von den 
übrigen Schulbereichen ist 
wünschenswert

im Sinne der Öffnung und 
Verankerung von Schule in den 
Sozialraum sollten Mehr-
zweckräume, neben der Aula, 
schulformübergreifend für eine 
außerschulische Nutzung, ins-
besondere auch für Jugendein-
richtungen und Jugendzentren 
im Rahmen von Kooperationen, 
zur Verfügung stehen; 
Aula soll eine multifunktionale 
interne und externe Nutzung 
ermöglichen; damit diese Flä-
chen auch für außerschulische 
Zwecke, z.B. für die Bewohner 
im Sozialraum, nutzbar sind, ist 
eine separierte Zugänglichkeit 
vorzusehen

Schule ist eine Organisation, 
deren Betrieb insbesondere 
durch die Lehrpersonen und die 
Schulleitung sichergestellt wird, 
deren Organe sind auch für die 
außerschulische Zusammenar-
beit (z.B. für schulnahe Dienste) 
verantwortlich. Besprechun-
gen und formelle Sitzungen 
wechseln sich ab, um Lernen, 
Betreuung und gemeinsame 
Veranstaltungen koordinieren 
zu können. Darüber hinaus 
werden zunehmend Aktivitäten 
der jeweiligen Bevölkerung des 
schulischen Einzugsgebiets im 
Schulhaus ermöglicht

Bei schulischen Einrichtun-
gen, die auch außerschulisch 
genutzt werden wie Turnhalle, 
Bibliotheken, Aula, Mensa u.ä. 
sind eigene Zugänge von außen 
zu planen; ebenso müssen 
interne Absperrmöglichkeiten 
zu den übrigen Schulräumen 
vorgesehen werden

Aula (Forum) ist Raum 
für vielfältige Nutzung: 
Schulische Veranstaltun-
gen, evtl. auch Öffent-
lichkeit (z.B. Empfang 
zum Tag der Deutschen 
Einheit)

außerschulische 
Nutzung von 
Freiflächen

Spiel- und Sportflächen und 
Anlagen im Freien sollen auch 
ausserhalb der Schulzeiten 
benutzt werden können

im Sinne eines sparsamen 
Umgangs mit dem verfügbaren 
Grund sind Sport-, Spiel- und 
Parkplätze der Schulen in der 
unterrichtsfreien Zeit auch 
öffentlich zu nutzen

Schulfreiräume: 
die Möglichkeiten der Mehr-
fachnutzung des Schulfrei-
raumes sind bereits in der 
Planungsphase zu prüfen 
und ggf. zu berücksichtigen. 
Mehrfachnutzung darf die 
Nutzung durch die Schule nicht 
beeinträchtigen; 
durch eine multifunktionale 
Ausführung der Sportanlagen 
für einen breiten Anwendungs-
bereich ist einem Flächenman-
gel an Standorten zu begegnen

Angebote des 
Umfeldes an die 
Schule

Es werden zunehmend Aktivitä-
ten der jeweiligen Bevölkerung 
des schulischen Einzugsge-
biets im Schulhaus ermöglicht

die Möglichkeit benachbarte 
öffentliche (Parks etc.) und/
oder private (Sportvereinsflä-
chen, Brachen etc) Freiräume 
einzubeziehen ist zu prüfen

Analysefeld 10
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Offene Schule

BW – 
Schulbauempfehlung

BW –  
Schulbauförderung Bremen

Sachsen –  
Schulbaurichtlinie

Sachsen –  
Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich

Deutsche  
Auslandsschulen

allgemein Ausbau der 
Kooperation/ 
Zusammenar-
beit mit Kita/
Hort

die Öffnung und Verankerung 
von Schule in den jeweiligen 
Sozialraum wird als Qualitäts-
merkmal von Schulen gefordert 
(§5 SchulG NRW); um nachhal-
tig den sich stetig verändernden 
Anforderungen, wie Anzahl der 
Benutzer, neue Unterrichtsfä-
cher, neue didaktische Metho-
den, Öffnung und Verankerung 
von Schulen in den Sozialraum 
entsprechen zu können, ist 
in der architektonischen und 
baulichen Umsetzung ein hoher 
Grad an Flexibilität zu wahren; 
Schulsozialarbeit stellt darüber 
hinaus ihre Bindegliedfunktion 
zwischen Schule und außer-
schulischen Diensten dar, von 
den vielfältigen Beratungsan-
geboten bis hin zur Freizeitge-
staltung 
 

Schulen 
haben auch 
eine Stadtteil-
funktion

Schule ist eine Organisation, 
deren Betrieb insbesondere 
durch die Lehrpersonen und die 
Schulleitung sichergestellt wird, 
deren Organe sind auch für die 
außerschulische Zusammenar-
beit (z.B. für schulnahe Dienste) 
verantwortlich; 
schulische und wirtschaftliche 
Anforderungen an Schulräume 
und -bauten erfordern weniger 
eine Spezifikation der Räume 
als eine Baustruktur, die sowohl 
im engeren Sinne schulisch 
flexible als auch eine, über das 
Schulische hinausgehende 
Mehrfachnutzug erlaubt; 
Schulhausanlagen sollen 
kombiniert werden mit Sport/
Grünanlagen, Gemeindesaal 
(Sporthalle Mehrzwecksaal), 
Bibliothek, Bastel-/Freizeiträu-
men oder anderen kompatiblen 
öffentlichen Einrichtungen

die Schulbaurichtlinien bilden 
die Grundlage für Planung und 
Verwirklichung eines funktio-
nellen, urbanistisch und archi-
tektonisch gelungenen Bau-
werks, das sowohl schulischen 
als auch außerschulischen 
Bedürfnissen gerecht wird; 
Schule soll eine Einrichtung 
sein, die nicht nur den Schülern 
zur Verfügung steht, sondern 
möglichst vielseitig auch als 
Bildungsstätte für die Bevölke-
rung dient; es ist wirtschaftlich 
kaum vertretbar für jede Benut-
zergruppe eigene Bauten zu er-
richten, daher ist es sinnvoll, ein 
Schul- und Bildungszentrum für 
die gesamte Siedlungsgemein-
schaft zu bauen; es soll sowohl 
Kindergarten, Grundschule 
und eventuell Mittelschule als 
auch Kinderhort, Räume für 
die Jugendarbeit, Räume für 
Vereine und für Freizeittätigkeit 
sowie Räume für kulturelle Ver-
anstaltungen und Sportanlagen 
beherbergen; 
alle schulischen Einrichtungen 
auch außerschulisch genutzt, 
soweit den allgemeinen gesetz-
lichen Vorgaben entsprechedn 
und geeignet 

Kriterien zur Grundstücksaus-
wahl: 
–Synergien mit anderen Schu-
len (z.B. gemeinsame Nutzung 
von Sportanlagen) 
–Städtebauliche und gesell-
schaftliche Einbindung: Schu-
len können zur Belebung von 
Stadtteilen beitragen, sollten 
aber auch selbst in das urbane 
Leben integriert werden

Räume mit au-
ßerschulischer 
Nutzung

Bereiche mit Mehrfachnut-
zung für schulischen und 
außerschulischen Betrieb (z.B. 
Sportbereich bzw. Schülerauf-
enthalts- und Gemeinschafts-
bereich) sollen von außen gut 
und möglichst direkt zugänglich 
sein; eine Abgrenzung von den 
übrigen Schulbereichen ist 
wünschenswert

im Sinne der Öffnung und 
Verankerung von Schule in den 
Sozialraum sollten Mehr-
zweckräume, neben der Aula, 
schulformübergreifend für eine 
außerschulische Nutzung, ins-
besondere auch für Jugendein-
richtungen und Jugendzentren 
im Rahmen von Kooperationen, 
zur Verfügung stehen; 
Aula soll eine multifunktionale 
interne und externe Nutzung 
ermöglichen; damit diese Flä-
chen auch für außerschulische 
Zwecke, z.B. für die Bewohner 
im Sozialraum, nutzbar sind, ist 
eine separierte Zugänglichkeit 
vorzusehen

Schule ist eine Organisation, 
deren Betrieb insbesondere 
durch die Lehrpersonen und die 
Schulleitung sichergestellt wird, 
deren Organe sind auch für die 
außerschulische Zusammenar-
beit (z.B. für schulnahe Dienste) 
verantwortlich. Besprechun-
gen und formelle Sitzungen 
wechseln sich ab, um Lernen, 
Betreuung und gemeinsame 
Veranstaltungen koordinieren 
zu können. Darüber hinaus 
werden zunehmend Aktivitäten 
der jeweiligen Bevölkerung des 
schulischen Einzugsgebiets im 
Schulhaus ermöglicht

Bei schulischen Einrichtun-
gen, die auch außerschulisch 
genutzt werden wie Turnhalle, 
Bibliotheken, Aula, Mensa u.ä. 
sind eigene Zugänge von außen 
zu planen; ebenso müssen 
interne Absperrmöglichkeiten 
zu den übrigen Schulräumen 
vorgesehen werden

Aula (Forum) ist Raum 
für vielfältige Nutzung: 
Schulische Veranstaltun-
gen, evtl. auch Öffent-
lichkeit (z.B. Empfang 
zum Tag der Deutschen 
Einheit)

außerschulische 
Nutzung von 
Freiflächen

Spiel- und Sportflächen und 
Anlagen im Freien sollen auch 
ausserhalb der Schulzeiten 
benutzt werden können

im Sinne eines sparsamen 
Umgangs mit dem verfügbaren 
Grund sind Sport-, Spiel- und 
Parkplätze der Schulen in der 
unterrichtsfreien Zeit auch 
öffentlich zu nutzen

Schulfreiräume: 
die Möglichkeiten der Mehr-
fachnutzung des Schulfrei-
raumes sind bereits in der 
Planungsphase zu prüfen 
und ggf. zu berücksichtigen. 
Mehrfachnutzung darf die 
Nutzung durch die Schule nicht 
beeinträchtigen; 
durch eine multifunktionale 
Ausführung der Sportanlagen 
für einen breiten Anwendungs-
bereich ist einem Flächenman-
gel an Standorten zu begegnen

Angebote des 
Umfeldes an die 
Schule

Es werden zunehmend Aktivitä-
ten der jeweiligen Bevölkerung 
des schulischen Einzugsge-
biets im Schulhaus ermöglicht

die Möglichkeit benachbarte 
öffentliche (Parks etc.) und/
oder private (Sportvereinsflä-
chen, Brachen etc) Freiräume 
einzubeziehen ist zu prüfen
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Umgang mit 
Bestandsgebäuden

Analysefeld 11
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Berücksichtigung Bestand

Berücksichtigung 
Neu- und Umbau

Abweichungen möglich 
aufgrund Bestand
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Nur die Bozener Schulbaurichtlinien 
enthalten ein eigenes Kapitel zu dem 
Umgang mit Bestandsgebäuden 
und nennen Voraussetzungen, unter 
denen Bestandsgebäude erhalten 
werden können/sollen. 
In den Richtlinien und Empfehlungen 
von Köln, Herford, Zürich und Baden-
württemberg wird eine Ausnahmere-
gelung bei bestehenden Gebäuden 
bezüglich der Flächenvorgaben 
eingeräumt. Die Flächenangaben 
dienen als Leitfaden.

Baden-Württemberg
Die Schulbauempfehlungen enthal-
ten Anforderungen, die sich vorran-
gig auf Schulneubauten beziehen. 
In den Förderrichtlinien werden der 
Umbau und die bauliche Erweite-
rung, der Erwerb von Bestandsge-
bäuden sowie die Generalsanierung 
von Schulgebäuden berücksichtigt.
Bei Neubauten errechnet sich der 
zuschussfähige Bauaufwand aus 
der Programmfläche, die im Mus-
terraumprogramm vorgegeben ist, 
und einem Kostenrichtwert. Bei 
Umbauten richtet sich der zuschuss-
fähige Bauaufwand nach den Kosten 
(Kostenschätzung nach DIN 276) 
der vom Umbau betroffenen Schul-
fläche (Nettogrundfläche nach DIN 
277 + 1/3 der erforderlichen offenen, 
überdachten Pausenfläche) und der 
„Erforderlichkeit“ der Maßnahme. 
Allerdings ist nicht näher erläutert, 
woran die Erforderlichkeit gemessen 
wird.

Bremen
Der Schulstandortplan 2010 be-
schreibt die Verbesserung der 
Leistungsfähigkeit und der Qualität 
bestehender Schulen. Daher bezie-
hen sich die Empfehlungen auf die 
Umgestaltung und den Umbau der 
vorhandenen Schulanlagen.

Sachsen
Die Sächsischen Schulbaurichtlinien 
zielen ebenso wie die Baden-Würt-

tembergischen Schulbauempfeh-
lungen eher auf Neubauten. In den 
Förderrichtlinien wird hinsichtlich des 
Prüfungsmaßstabs auf die Schulbau- 
und Raumprogrammempfehlungen 
des Freistaates Sachsen verwiesen. 
Diese sind jedoch aufgrund der 
Außerkraftsetzung der Allgemeinen 
Schulbauempfehlungen nicht mehr 
gültig.

Nordrhein-Westfalen
Die Anforderungen der Schulbau-
richtlinie sowie die Grundsätze für 
die Aufstellung von Raumprogram-
men gelten vorrangig für Schulneu-
bauten. 

Köln
Die Kölner Leitlinien fordern zwar 
die Berücksichtigung der Muster-
raumprogramme auch bei Umbau-, 
Sanierungs- und Erweiterungs-
maßnahmen, um schulformneutra-
le Schulstandorte im Sinne einer 
Schule für alle zu entwickeln, aber 
konkrete Anforderungen oder Emp-
fehlungen für den Umgang mit 
Bestandgebäuden werden nicht 
formuliert.

Herford
Die Herforder Qualitätsstandards ba-
sieren auf der Umgestaltung vorhan-
dener Schulgebäude. Daher werden 
die Forderungen mit dem Hinweis 
„soweit die baulichen Gegebenhei-
ten dies zulassen“ formuliert. Für die 
Umsetzung der Qualitätskriterien 
und Standards gilt der Grundsatz 
„Bestand vor Neubau“.

Zürich
Die Schulbaurichtlinien enthalten 
Anforderungen, die vor allem auf 
Neubauten abzielen. Es werden 
aber auch Möglichkeiten erwähnt, 
aufgrund von besonderen Verhältnis-
sen wie bei bestehenden Gebäuden 
und bei Umbau von den Richtlinien 
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abzuweichen. Die Richtlinien lassen 
aufgrund von Bestandssituationen 
Abweichungen von den vorgege-
benen Flächenmaßen und von der 
Anzahl der Räume zu, um unverhält-
nismäßige Kosten zu vermeiden. Bei 
der Bemessung der Förderbeträge 
werden unterschiedliche Bemes-
sungsmethoden festgelegt, die auch 
die Sanierung bzw. Erweiterung von 
Bestandsgebäuden einschließen.

Bozen
In den Bozener Schulbaurichtlinien 
ist dem Umgang mit Bestandsge-
bäuden ein eigenes Kapitel gewid-
met. Wie bei den Herforder Quali-
tätskriterien besteht die Forderung 
nach der grundsätzlichen Erhaltung 
von bestehenden Schulbauten. Die 
Richtlinien formulieren klare Bedin-
gungen, die bei Bestandsgebäuden 
erfüllt werden müssen, um sie erhal-
ten zu können. 

Österreich
Die österreichischen Richtlinien für 
den Schulbau beziehen sich auf 
Anforderungen an Schulneubauten. 
Im Kapitel 4 „Bauphysik, Raumklima 
und Energieeffizienz“ wird auf den 
Umgang mit den energetischen An-
forderungen bei Bestandgebäuden 
hingewiesen. Dort wird eine Annähe-
rung an den Neubaustandard als Ziel 
festgelegt.

Deutsche Auslandsschulen
Das Musterraumprogramm für deut-
sche Schulen bezieht sich allein auf 
Schulneubauten. Dient jedoch auch 
bei Erweiterungs- und Umbaumaß-
nahmen als Grundlage. 

Analysefeld 11
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Baden-Württemberg Bremen Sachsen Nordrhein-Westfalen

Köln Zürich

Bozen

Österreich Deutsche Auslandsschulen

Herford

Umgang mit Bestandsgebäuden
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Analysefeld 11

BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

in den Schulbauempfehlungen wird 
nicht unterschieden zwischen Emp-
fehlungen für Schulneubauten und 
Umbau von Bestandschulgebäuden; 
allerdings zielen die Empfehlungen 
eher auf einen Neubau hin; 
in den Förderrichtlinien ist der Um-
bau und die bauliche Erweiterung, 
der Erwerb von Bestandsgebäuden 
sowie die Generalsanierung von 
Schulgebäuden berücksichtigt 

Bremen geht in dem 
Schulstandortplan  
von der Verbesserung 
der bestehenden 
Schulen aus. Es bezieht 
sich somit nur auf den 
Bestand

in den Schulbaurichlinien wird nicht 
unterschieden zwischen Empfeh-
lungen für Schulneubauten und 
Umbau von Bestandschulgebäuden; 
allerdings zielen die Richtlinien eher 
auf einen Neubau hin; 
in den Förderrichtlinien ist der Um-
bau und die bauliche Erweiterung, 
der Erwerb von Bestandgebäuden 
sowie die Generalsanierung von 
Schulgebäuden berücksichtigt 

die Richtlinien gelten vorrangig für 
Schulneubauten; spezielle Anforde-
rungen bei Umbau und Erweiterung 
von Bestandsgebäude werden nicht 
erwähnt

die Musterraumprogramme sollen – 
sofern die örtlichen Gegebenheiten 
es zulassen- bei allen künftigen 
Neubau-, Umbau-, Sanierungs- und 
Erweiterungsmaßnahmen Berück-
sichtigung finden und so sukzessive 
eine zukunftsfähige Ertüchtigung 
aller Schulgebäude/Schulstandorte 
mit dem Ziel der Entwicklung mög-
lichst „schulformneutraler Schuls-
tandorte“ im Sinne „einer Schule für 
alle“ bewirken

Qualitätskriterien und Standards; 
um diese Ziele zu erreichen, sollen 
für weiterführende Schulen  raumbe-
zogene Qualitätskriterien angestrebt 
werden, soweit dies aufgrund der 
baulichen Gegebenheiten unter 
Anwendung der Grundsätze Bestand 
vor Neubau und Vermeidung zusätz-
lichen Mietaufwandes realisierbar 
ist: (…); 
schulindividuelle Möglichkeiten 
ergeben sich aus der Zügigkeit und 
der vorhandenen Bausubstanz. Die 
Modelle sind der Richtwert

von den Vorschriften kann im 
Einzelfall abgewichen werden, wenn 
besondere Verhältnisse vorliegen 
(z.B. bei bestehenden Bauten, Um-
bauten, Spezialräumen), bei denen 
die Durchsetzung der Richtlinien 
unverhältnismäßig erscheint; 
für Neubauten gelten die Flächen als 
Richtmaße; sie sollen nicht mehr als 
um +/-10% unter- oder überschrit-
ten werden; in begründeten Fällen, 
insbesondere bei bestehenden 
Bauten, Liegenschaftserwerb, sind 
Ausnahmen möglich; die Baudirekti-
on entscheidet über die Ausnahme 
 
Bemessung der Förderung:  
bei Neubauten: Berechnung 
aufgrund von Nutzflächenkosten-
pauschalen und Festsetzung einer 
Beitragspauschale; bei kleineren 
Bauvorhaben und Erneuerungen: 
Berechnung auf Grund des Kosten-
voranschlags und Festsetzung einer 
Beitragspauschale 

Abschnitt III: Normen für bestehende 
Schulbauten: 
bestehende Schulbauten sind grund-
sätzlich zu erhalten; der sparsame 
Umgang mit dem verfügbaren Bau-
grund, die Erhaltung des gewachsenen 
Siedlungsbildes und alter, historisch 
wertvoller Bauten ist anzustreben; 
die Vorraussetzungen für die Erhaltung 
von Altbestand sind: 
– Das Gebäude muss den Mindestan-
forderungen zeitgemäßer Schulbauten 
genügen; 
– bei notwendigen Sanierungen und 
Umbauten muss ein vertretbares 
Verhältnis von Aufwand und Nutzen 
gegeben sein; 
beim Bau von Schulzentren soll der 
Altbestand, sofern geeignet und 
anpassbar, in die Neubebauung einge-
gliedert werden 



95

Umgang mit Bestandsgebäuden

BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

in den Schulbauempfehlungen wird 
nicht unterschieden zwischen Emp-
fehlungen für Schulneubauten und 
Umbau von Bestandschulgebäuden; 
allerdings zielen die Empfehlungen 
eher auf einen Neubau hin; 
in den Förderrichtlinien ist der Um-
bau und die bauliche Erweiterung, 
der Erwerb von Bestandsgebäuden 
sowie die Generalsanierung von 
Schulgebäuden berücksichtigt 

Bremen geht in dem 
Schulstandortplan  
von der Verbesserung 
der bestehenden 
Schulen aus. Es bezieht 
sich somit nur auf den 
Bestand

in den Schulbaurichlinien wird nicht 
unterschieden zwischen Empfeh-
lungen für Schulneubauten und 
Umbau von Bestandschulgebäuden; 
allerdings zielen die Richtlinien eher 
auf einen Neubau hin; 
in den Förderrichtlinien ist der Um-
bau und die bauliche Erweiterung, 
der Erwerb von Bestandgebäuden 
sowie die Generalsanierung von 
Schulgebäuden berücksichtigt 

die Richtlinien gelten vorrangig für 
Schulneubauten; spezielle Anforde-
rungen bei Umbau und Erweiterung 
von Bestandsgebäude werden nicht 
erwähnt

die Musterraumprogramme sollen – 
sofern die örtlichen Gegebenheiten 
es zulassen- bei allen künftigen 
Neubau-, Umbau-, Sanierungs- und 
Erweiterungsmaßnahmen Berück-
sichtigung finden und so sukzessive 
eine zukunftsfähige Ertüchtigung 
aller Schulgebäude/Schulstandorte 
mit dem Ziel der Entwicklung mög-
lichst „schulformneutraler Schuls-
tandorte“ im Sinne „einer Schule für 
alle“ bewirken

Qualitätskriterien und Standards; 
um diese Ziele zu erreichen, sollen 
für weiterführende Schulen  raumbe-
zogene Qualitätskriterien angestrebt 
werden, soweit dies aufgrund der 
baulichen Gegebenheiten unter 
Anwendung der Grundsätze Bestand 
vor Neubau und Vermeidung zusätz-
lichen Mietaufwandes realisierbar 
ist: (…); 
schulindividuelle Möglichkeiten 
ergeben sich aus der Zügigkeit und 
der vorhandenen Bausubstanz. Die 
Modelle sind der Richtwert

von den Vorschriften kann im 
Einzelfall abgewichen werden, wenn 
besondere Verhältnisse vorliegen 
(z.B. bei bestehenden Bauten, Um-
bauten, Spezialräumen), bei denen 
die Durchsetzung der Richtlinien 
unverhältnismäßig erscheint; 
für Neubauten gelten die Flächen als 
Richtmaße; sie sollen nicht mehr als 
um +/-10% unter- oder überschrit-
ten werden; in begründeten Fällen, 
insbesondere bei bestehenden 
Bauten, Liegenschaftserwerb, sind 
Ausnahmen möglich; die Baudirekti-
on entscheidet über die Ausnahme 
 
Bemessung der Förderung:  
bei Neubauten: Berechnung 
aufgrund von Nutzflächenkosten-
pauschalen und Festsetzung einer 
Beitragspauschale; bei kleineren 
Bauvorhaben und Erneuerungen: 
Berechnung auf Grund des Kosten-
voranschlags und Festsetzung einer 
Beitragspauschale 

Abschnitt III: Normen für bestehende 
Schulbauten: 
bestehende Schulbauten sind grund-
sätzlich zu erhalten; der sparsame 
Umgang mit dem verfügbaren Bau-
grund, die Erhaltung des gewachsenen 
Siedlungsbildes und alter, historisch 
wertvoller Bauten ist anzustreben; 
die Vorraussetzungen für die Erhaltung 
von Altbestand sind: 
– Das Gebäude muss den Mindestan-
forderungen zeitgemäßer Schulbauten 
genügen; 
– bei notwendigen Sanierungen und 
Umbauten muss ein vertretbares 
Verhältnis von Aufwand und Nutzen 
gegeben sein; 
beim Bau von Schulzentren soll der 
Altbestand, sofern geeignet und 
anpassbar, in die Neubebauung einge-
gliedert werden 



96

Schulbaufi nanzierung 
und -förderung

Analysefeld 12
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MRP nicht alleinige Grundlage 
der Förderung

Schulpauschale
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Die Baden-Württembergische För-
derrichtlinie ist die einzige unter den 
untersuchten Richtlinien, bei der 
die Förderung von der Einhaltung 
zweier Quotienten abhängt. Der eine 
bezeichnet das Verhältnis zwischen 
Programmfläche (Flächenvorgaben, 
die im Musterraumprogramm vorge-
geben sind) zur Restfläche (Flächen, 
die nicht im Musterraumprogramm 
enthalten sind). Der andere bestimmt 
das Verhältnis zwischen umbautem 
Raum und der Programmfläche.
Die Züricher und die Bozener 
Schulbaurichtlinien empfehlen die 
Einhaltung eines Verhältnisses von 
Erschließungsfläche zur Nutzfläche. 
Maßgebend für die Förderung ist in 
BW, Zürich, Bozen und für die deut-
schen Auslandsschulen ein vorge-
gebenes Musterraumprogramm. 
In NRW wird den Gemeinden eine 
Schulpauschale/Bildungspauschale 
zur Unterstützung der kommuna-
len Aufwendungen im Schulbereich 
zugewiesen.

Alle Richtlinien – mit Ausnahme der 
Baden-Württembergischen – schlie-
ßen die Förderung der Errichtung von 
Sporthallen ein.

Baden-Württemberg
Grundlage der Finanzierung bzw. 
Förderung von Schulbauten durch 
das Land bilden das Musterraumpro-
gramm sowie das durch die Förder-
richtlinien festgesetzte Verhältnis 
von Programmfläche1 zur Restfläche2 
von 60 zu 40 und von umbautem 
Raum zur Programmfläche von 7 m3 
zu 1 m². Die beitragsberechtigten 
Kosten werden anhand von Kosten-
richtwerten berechnet, die je nach 
Schulform unterschiedlich hoch 
ausfallen. Der Kostenrichtwert liegt 
für Grundschulen am niedrigsten. 
In Sachsen werden Mittelschulen 
und Gymnasien, bezogen auf die 
Kosten, gleich gewertet. In Baden-
Württemberg wird zwischen dem 
Kostenrichtwert für Hauptschulen, 
Realschulen und Förderschulen und 

dem für Gymnasien unterschieden. 
Hauptschulen, Realschulen und 
Förderschulen werden geringer 
bezuschusst als Gymnasien und 
Sonderschulen, während in Sachsen 
die berufsbildenden Schulen und 
Förderschulen die höchste Anteilsfi-
nanzierung erhalten.

Bremen
Schulträger in Bremen ist die Se-
natsbehörde. Die Grundlage für Um- 
und Ausbauten bilden die Angaben 
zu der notwendigen Fläche je Schü-
ler/in für die Klassenzimmergröße 
und die geforderten sonstigen An-
gaben bezogen auf den Raumbedarf 
aus dem Schulstandortplan.

Sachsen
Die Zuwendungsfähigkeit der ge-
planten Ausgaben wird auf Grund-
lage der Schulbau- und Raumpro-
grammempfehlungen geprüft, die 
Bestandteile der nicht mehr gültigen 
„Regelungen für den Schulhausbau 
im Freistaat Sachsen“ von 1993 sind. 
Die Zuwendung wird als Anteilsfi-
nanzierung mit Hochbetragsgrenzen 
gewährt. Die Höhe der Zuwendung 
hängt von dem jeweiligen Schul-
typ ab. Der Anteil der Finanzierung 
zum Beispiel bei Mittelschulen und 
Gymnasien (60%) liegt höher als bei 
Grundschulen (50%).

Nordrhein-Westfalen
Die Städte bekommen jedes Jahr 
eine Schulpauschale vom Land, die 
von der Schülerzahl der einzelnen 
Gemeinden abhängt. Die Mittel der 
Schulpauschale können für Neu-, 
Um- und Erweiterungsbauten sowie 
für Sanierungsmaßnahmen (Instand-
haltungsmaßnahmen) und Finanz-
kosten verwendet werden.

Zürich
Grundlage für die Förderung bilden 
die in den Schulbaurichtlinien fest-

1    Summe der 
Flächen, die in den 
Raumprogrammen 
mit Größenangaben 
versehen sind, soweit 
sie entsprechend den 
örtlichen Verhält-
nissen der Planung 
zugrunde gelegt 
werden

2   Schulfläche (Netto-
grundfläche im Sinne 
von DIN 277 + 1/3 
der erforderlichen 
offenen, überdachten 
Pausenfläche) minus 
der Programmfläche
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Bremen

geschriebenen Richtraumflächen. 
Beitragsberechtigt sind im Unter-
schied zu den Festlegungen in den 
anderen Richtlinien die Kosten für 
den Liegenschaftserwerb. Die bei-
tragsberechtigten Kosten werden 
anhand von Nutzflächenpauschalen 
berechnet, die je nach Nutzung un-
terschiedlich hoch sind.

Bozen
Vom Land werden nur die Schulge-
bäude finanziert, die den Schulbau-
richtlinien entsprechen.
Die Schulbaurichtlinien geben ein 
Verhältnis von Verkehrsfläche zur 
Nutzfläche von maximal 20% an.

Österreich
Bei den allgemein bildenden Pflicht-
schulen (Volksschulen, Hauptschu-
len, Sonderschulen) fungieren meist 
die Gemeinden oder Gemeinde-
verbände als Schulträger und sind 
damit bezogen auf den Schulbau 
verantwortlich für das Errichten und 
die Instandhaltung einer Schule. Bei 
den Berufsschulen sind die Länder 
verantwortlich. Gemeindeschulen 
werden durch Schulbaufonds der 
Bundesländer gefördert. Die mittle-
ren und höheren Schulen (Sekund-
arbereich II) werden durch den Bund 
finanziert. 

Deutsche Auslandsschulen
Als Grundlage für die Finanzierung 
von Schulneubauten für deutsche 
Auslandsschulen dient das im Januar 
2008 erlassene Musterraumpro-
gramm, in dem auch das Verhältnis 
von Nebennutzfläche (NNF nach 
DIN 277 Teil 2 Stand Juni 1987) zur 
Hauptnutzfläche von 7,5% angege-
ben ist. Kindergärten werden nicht 
gefördert.
Der Eigenanteil der Schule und damit 
der Anteil der Förderung durch den 
Bund wird im Einzelfall festgelegt.  
Da in dem MRP für Deutsche Aus-
landsschulen jedoch größere Flä-
chen vorgeschrieben werden,  

wird dadurch auch mehr, als bei-
spielsweise in Baden-Württemberg, 
finanziert.

Baden-Württemberg

Nordrhein-Westfalen

Bozen

Analysefeld 12



Bremen Sachsen

Köln

Zürich

Österreich Deutsche Auslandsschulen

Herford

Schulbaufinanzierung und -förderung

Bozen



BW –
Schulbauempfehlung

BW –
Schulbauförderung Bremen

Sachsen –  
Schulbaurichtlinie

Sachsen –
Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Verhältnis umbauter 
Raum / Programm-
fläche

7m3 / 1 m3 (dient zur Überprüfung der Wirtschaftlichkeit und ist zu berücksichtigen)

Verhältnis 
Programmfläche/
Restfläche

60/40 (dient zur Überprüfung der Wirtschaftlichkeit und ist zu berücksichtigen; 60/40 
= Obergrenze)

Verhältnis  
Erschließungsfläche 
zur Nutzfläche

30% (empfehlenswert anzustreben) max. 20%

 förderfähig: Übe die Förderung von Schulschutzräume 
durch Zuschüsse des Bundes informieren 
die Oberschulämter und die Schulbautechni-
schen Berater bei der Oberfinanzdirektion

• Neubau und bauliche Erweiterung von Schulgebäuden 
• der Umbau von Schulgebäuden zur Schaffung von Schulraum 
• der Erwerb und Umbau von Gebäuden 
•  die Generalsanierung von Schulgebäuden, die unter denkmalpflegerischen  

Gesichtspunkten erhalten werden sollen 
•  in Schulgebäuden bisher nicht schulisch genutzte Flächen, die für eine erforderliche 

schulische Nutzung hergerichtet werden müssen
•  bei Ganztagesschulen zusätzliche Flächen für Essens-, Betreuungs-, Freizeit-, 

und Lehrerbreich, wenn diese an mind. 3 Tagen ein ganztägiges Angebot haben, 
Mittagessen anbieten, Betreuungsangebote organisieren und ein pädagogisches 
Konzept haben

• Neubau 
• die bauliche Erweiterung und der Umbau von Schulgebäuden, einschließlich Sporthallen 
•  der Erwerb und Umbau von Gebäuden zur Gewinnung von Schulräumen und Schulsport-

hallen
• die Sanierung von Schulgebäuden einschließlich Schulsporthallen 
• die Errichtung und Sanierung von Schul- und Schulsport-Außenanlagen.

• Neubau 
• Modernisierung und Sanierung (Bauunter-
haltungsmaßnahmen) 
• Erwerb, Miete und Leasing von Schulge-
bäuden (Schulsportstätten) 
• Einrichtung und Ausstattung von Schulge-
bäuden (Schulsportstätten) 
• Erweiterungsbau und Umbau 
• Bedienung von Annuitäten 

siehe NRW siehe NRW •  Bauvorhaben infolge eines neuen, zusätzlichen geänderten Raumbedarfs, einschliesslich 
Landerwerb (=Neubau), 

•  Erneuerung (= Erweiterung, Umbau, Anpassung, Eingreifen in die Substanz/Struktur mit 
wesentlicher Veränderung der Nutzung und/oder das ursprünglichen Wertes)

•  Umfassende Gesamsanierungen (=Hauptreparatur, Wiederherstellung, für zeitgemässe 
oder zukünftige Anforderungen ohne wesentliche Eingriffe in die Struktur) Beitragsbe-
rechtigt sind die Kosten für einen einfachen, zweckmässigen und dauerhaften Ausbau- 
und Installationsstandard, Miete sofern dies im Gesetz vorgesehen ist und sie wesentlich 
geringere Kosten als ein Neubau verursacht.

nicht förderfähig • Grunderwerb, Erschließung, Außenanlagen 
•  Turnhallen und Gymnastikräume sowie Lehrschwimmbecken einschließlich der dazu-

gehörigen Nebenräume
• Behelfsbauten 
•  Wohnungen sowie Räume, die nicht überwiegend für schulische Zwecke benötigt 

werden
•  die nicht fest verbundene Inneneinrichtung (insbesondere Schulmöbel,Ausstattungsge

genstände für Werkstätten, Physik-, Biologie- und Chemieräume und Schulküchen),
•  Instandsetzungs- und Verbesserungsarbeiten (mit Ausnahme von Erwerb und Umbau 

im Sinne der Nr. 4.3 sowie von Generalsanierungen im Sinne der Nr. 4.4),
•  Ersatzinvestitionen für fest eingebaute Einrichtungen (ausgenommen schalldämmende 

Maßnahmen, mit denen die Weiterverwendung der im übrigen brauchbaren Räume 
sichergestellt wird),

•  einzelne Baumaßnahmen von Schulbauten mit einem zuschussfähigen Bauaufwand 
von jeweils unter 200 000 Euro,

•  einzelne Baumaßnahmen von Ganztagsschulen mit einem zuschussfähigen Bauauf-
wand von jeweils unter 100 000 Euro; von Ganztagsschulen, für die ein Zuschussantrag 
bis 1. April 2007 gestellt wurde, von jeweils unter 50 000 Euro.

Vorstehendes gilt sinngemäß für den Erwerb und die Nutzungsänderung von Gebäuden.

• Behelfsbauten 
• Wohnungen (z.B. Hausmeisterwohnung) 
• Räume, die nicht überwiegend für schulische Zwecke genutzt werde 
• Vorhabe, deren zuwendungsfähige Ausgaben unter 50.000 Euro liegen 
• Grundstückserwerb 
• KfZ-Stellplätze mit Ausnahme von Stellplätzen für Behinderte 

alles was dem oben genannten nicht 
entspricht

siehe NRW siehe NRW •  Unterhalt bzw. Instandsetzung (Wahren der Funktionstauglichkeit bzw. Wiederherstellung 
der Fuktions- und Gebrauchstauglichkeit)

•  Erneuerungen und Gesamtsanierungen, die auf Vernachlässigung von Instandhaltung 
und Instandsetzung, auf Beschädigung oder auf nicht bewährte Ausführungen oder 
Materialien zurückzuführen sind 

•  Vorzeitige Erneuerungen und Gesamtsanierungen vor Ablauf der üblichen Lebens-/
Nutzungsdauer

•  provisorische Bauten und Analgen die als kurzfristige Übergangslösung (< 10 Jahre) dem 
Schulbetrieb dienen

• Tagesstrukturen/Horte 
• zweckfremde Räume und Anlagenteile generell 
• Dienstwohnungen

Besondere  
Bestimmungen

• Möglichkeit einer Finanzierung durch Öffentlich-Private-Partnerschaft vorhanden Es besteht ein Mieter/Vermieter-Prinzip. D.h. Die Schul-
gebäude sind in einem Sondervermögen zusammen-
gefasst welches von Immobilien Bremen AöR verwaltet 
wird und zum Finanzressort gehört. Dieses ist zugleich 
der Vermieter. Alle Gebäude werden davon saniert und 
instand gehalten und das Bildungsressort bezahlt Miete 
an Immobilien Bremen. 
Veränderungen, innere Umbauten wegen Änderung der 
Schulstruktur, Ausbauten werden aus dem Budget des 
Bildungsressort bezahlt. Finanzierungsvorgaben gibt 
es dabei nicht

Besondere Betsimmungen für eine Förderung im Rahmen des Europäischen Strukturfonds 
EFRE: 
Bau- und Ausstattungsinvestitionen die eine Voraussetzung dafür erstellen, dass innovative 
inhaltliche  Konzepte umgesetzt werden können, Ausstattungsinvestitionen und damit ver-
bundene Umbaumaßnahmen, die zu einer stärkeren Kopplung der Schulausbildung mit dem 
Berufsleben und den Bedürfnissen der regionalen Wirtschaft führen, Infrastrukturmaßnah-
men im Rahmen von partizipativen, integrierten und nachhaltigen Stadtentwicklungskon-
zepten , Vorhaben zur Verbesserung der Energieeffizienz, wenn diese über die gesetzlich 
vorgeschriebenen Standards hinausgehen sowie die Nutzung erneuerbarer Energien 
 
Ausgaben für Schulsporthallen, Schulsportaußenanlagen und Schulaußenanlagen sind 
nicht zuwendungsfähig

die Schulpauschale kann auch zur 
Bedienung von Annuitäten, z.B. eines kre-
ditfinanzierten Erwebs oder Neubaus eines 
Schulgebäudes, eingesetzt werden

siehe NRW siehe NRW Grundlage der Förderung 
sind die vom Auswärtigen 
Amt erlassenen „Richtlinien 
für die finanzielle Förderung 
der Deutschen Schulen im 
Ausland“ (Schulbeihilfe)

Finanzierung gebunden an der Schulbau- und Raumprogrammempfehlungen (mit Anlauf 
des 31.12.2005 außer Kraft getreten).

Bemessung der 
Beiträge

der angemeldete Bauaufwand ist zuschussfähig, soweit er im Rahmen einer 
wirtschaftlichen und zweckmäßigen Planung des erforderlichen anerkannten Schul-
raumbedrafs entsteht. Maßgebend hierfür das Raumprogramm, die Kostenrichtwerte 
und DIN 276 + bei Neubauten und größeren Erweiterungsbauten:  Programmfläche x 
Kostenrichtwert  

bei übrigen Erweiterungsbauten: 
Kosten pro m2 Schulfläche (Nettogrundfläche im Sinne von DIN 276)
bei Umbauten: Kostenschätzung nach DIN 276 
 
Kostenrichtwerte sind bezogen auf den maßgeblichen Index für Wohngebäude 
 
Form und Höhe des Zuschusses: 
•  Schulträger erhalten einen Zuschuss als Festbetrag zu dem zuschussfähigen Bau-

aufwand von 20-45 v.H. (in der Regel 33 v.H.) 
•  bei allgm. bildenden Schulen wird nach Maß der überörtlichen Bedeutung des 

Schulgebäudes ein zusätzlicher Zuschuss von 0,7 x P-10/100 des zuschussfähigen 
Bauaufwandes gewährt (mehr als 10 v.H. außerhalb der Gemeinde wohnen)

Grundlage bilden die Quadratmeterangaben pro Schüle-
rInnen des Schulstandortplans

bei Schulbauvorhaben erfolgt eine Projektförderung, die Zuwendungen werden als Anteilsfi-
nanzierung mit Höchstbetragsbegrenzung gewährt: 
• Grundschule: bis zu 50% 
• Mittelschule/Gymnasien: bis zu 60% 
• berufsbildende Schulen, Förderschulen: bis zu 70% 
• Schulsporthallen: bis zu 50% 
• Schulsportaußenanlagen: bis zu 30% 
der zuwendungsfähigen Ausgaben 
 
Die zuwendungsfähigen Ausgaben sind Bemessungsgrundlage für die Zuwendung, soweit 
diese im Rahmen einer wirtschfatlichen und zweckmäßigen Planung enstehen. 
die Zuwendungsfähigkeit der geplanten Ausgaben werden auf Grundlage der Schulbau- und 
Raumprogrammempfehlungen des Freistaates Sachsen geprüft. (am 31.12.2005 außer Krfat 
getreten) 

Schulpauschale 
 
(die Städte bekommen jedes Jahr einen be-
stimmten Betrag zugewiesen, den sie selber 
auf ihre Schulen verteilen können)

siehe NRW siehe NRW Anrechenbare Kosten x Beitragssatz  
Anrechenbar sind höchstens die Kosten auf der Basis der Richtraumflächen. Beitragssätze 
sind in den Vorschriften festgelegt  und berücksichtigen die finanzielle Leistungsfähigkeit 
der Bauträger 
 
(Pauschalbeträge nach Nutzflächenarten; die Kostenpauschale wird durch das Hoch-
bauamt jeweils auf den 1. April dem Stand des Züricher Indexes der Wohnbaukostem 
angepasst) 
 
Bemessungsmethoden der anrechenbaren Kosten: 
–  Berechnung aufgrund von Nutzflächenkostenpauschalen (Musterraumprogramm x 

Pauschalbeträge)
– Berechnung aufgrund des Kostenvoranschlags 
–  Berechnung aufgrund vorläufiger Ermittlung des Kostenvoranschlages, endgültige 

Berechnung bei der Schlussabrechnung
 
beitragsberechtigt sind die Kosten für einen einfachen, zweckmäßigen und dauerhaften 
Ausbau- und Installationsstandard, dabei ist der Bau so auszugestalten, dass er die Funkti-
onen, für die er erstellt wird, in effizienter und kostengünstiger Art und Weise erfüllen  kann 
 
anrechenbar sind höchstens die Kosten auf Basis der Richtraumflächen

Vom Land werden 
nur die Schulgebäu-
de finanziert, die den 
Schulbaurichtlinien 
entsprechen.

Bei den allgemeinbildenden  
Pflichtschulen (Volksschulen, 
Hauptschulen, Sonderschu-
len) fungieren meist die 
Gemeinden oder Gemein-
deverbände als Schulträger 
und sind damit bezogen auf 
den Schulbau verantwortlich 
für das „Errichten“ und die 
Instandhaltung einer Schule. 
Bei den Berufsschulen sind 
die Länder verantwortlich. 
Gemeindeschulen werden 
durch Schulbaufonds der 
Bundesländer gefördert. 
Die mittleren und höheren 
Schulen (Sekundarbereich 
II) werden durch den Bund 
finanziert. 

die Finanzierung beszieht sich 
auf die nach DIN 276 ermittel-
ten Kosten, was sich aus der 
BHO (§ 24. Abs.1) ergibt 
die Grundlage für die 
Berechnung bietet das Mus-
terraumprogramm, welches 
den Umfang festsetzt. 
 
Die Schulen legen ihre 
Haushaltslage offen und 
werden daraufhin vom Bund 
bezuschusst. 
 
Die finanzielle Förderung 
berücksichtigt darüber hinaus 
Kosten und Einnahmestruk-
turen. Mit Hilfe von betriebs-
wirtschaftlichen Kennzahlen 
werden die Schulen nach 
Schulgrößen und Schultyp 
miteinander verglichen. 
 
Abweichungen von 
Durchschnittswerten sind 
Indikatoren für mögliche 
Einsparpotentiale. 
 
Die Baufinanzierung wird im 
Einzelfall entschieden.

Kostenrichtwerte Grundschulen: 2470 Euro /m2 Programmfläche
Hauptschulen, Realschulen, Förderschule: 2.600 EURO/m2

Gymnasien, Sonderschulen, berufliche Schulen: 2730 EURO/m2

 
Kostenrichtwerte sollen in Anlehnung an die Entwicklung des Baupreisindexes 
angepasst werden

Pauschalbeträge: 
Lager/Einstellräume/gedeckte Pausenfläche aussen: 2000 Fr/m2

 
Aufenthaltszone/Geräteräume (TH)/Sammlung-, Mat- u. Masch.-räume im UG: 2900 Fr/m2

 
Klassenzimmer, Kindergartenräume, Unterrichts-, Gruppen-, Mehrzweck-, Zeichenraum/
Singsaal/Handarbeit/Werken u. direkt zugeordneter Mat.-,Masch.-,Vorbereitungsraum/ Schul-
leitungs- und Lehrkörperbreich: 3800 Fr/m2

 
Bibliothek/Mediothek, Seminar-/Informatikraum, inkl. Medienanschlüsse; Holz-/Metallwerk-
statt (Sek) u. direkt zugeordneter Mat.-/Masch.-/Vorb.-raum: 4600 Fr/m2

 
Naturkunde (Sek), Chemie/Physik/Biologie; Schulküche; Betriebsküche:  
5600 Fr/ m2

 
Sporthalle (ohne Sportlehrpersonen - und Sanitätszimmer, Garderobe, Dusche, Materialraum, 
Foyer): 6800 Fr/ m2

 
Umgebung/bearbeitete Fläche (einschliesslich Spiel- und Pasuenplatzflächen): 150 Fr/ m2

12: Schulbauförderung
Tabelle + Diagramm
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BW –
Schulbauempfehlung

BW –
Schulbauförderung Bremen

Sachsen –  
Schulbaurichtlinie

Sachsen –
Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Verhältnis umbauter 
Raum / Programm-
fläche

7m3 / 1 m3 (dient zur Überprüfung der Wirtschaftlichkeit und ist zu berücksichtigen)

Verhältnis 
Programmfläche/
Restfläche

60/40 (dient zur Überprüfung der Wirtschaftlichkeit und ist zu berücksichtigen; 60/40 
= Obergrenze)

Verhältnis  
Erschließungsfläche 
zur Nutzfläche

30% (empfehlenswert anzustreben) max. 20%

 förderfähig: Übe die Förderung von Schulschutzräume 
durch Zuschüsse des Bundes informieren 
die Oberschulämter und die Schulbautechni-
schen Berater bei der Oberfinanzdirektion

• Neubau und bauliche Erweiterung von Schulgebäuden 
• der Umbau von Schulgebäuden zur Schaffung von Schulraum 
• der Erwerb und Umbau von Gebäuden 
•  die Generalsanierung von Schulgebäuden, die unter denkmalpflegerischen  

Gesichtspunkten erhalten werden sollen 
•  in Schulgebäuden bisher nicht schulisch genutzte Flächen, die für eine erforderliche 
schulische Nutzung hergerichtet werden müssen

•  bei Ganztagesschulen zusätzliche Flächen für Essens-, Betreuungs-, Freizeit-, 
und Lehrerbreich, wenn diese an mind. 3 Tagen ein ganztägiges Angebot haben, 
Mittagessen anbieten, Betreuungsangebote organisieren und ein pädagogisches 
Konzept haben

• Neubau 
• die bauliche Erweiterung und der Umbau von Schulgebäuden, einschließlich Sporthallen 
•  der Erwerb und Umbau von Gebäuden zur Gewinnung von Schulräumen und Schulsport-

hallen
• die Sanierung von Schulgebäuden einschließlich Schulsporthallen 
• die Errichtung und Sanierung von Schul- und Schulsport-Außenanlagen.

• Neubau 
• Modernisierung und Sanierung (Bauunter-
haltungsmaßnahmen) 
• Erwerb, Miete und Leasing von Schulge-
bäuden (Schulsportstätten) 
• Einrichtung und Ausstattung von Schulge-
bäuden (Schulsportstätten) 
• Erweiterungsbau und Umbau 
• Bedienung von Annuitäten 

siehe NRW siehe NRW •  Bauvorhaben infolge eines neuen, zusätzlichen geänderten Raumbedarfs, einschliesslich 
Landerwerb (=Neubau), 

•  Erneuerung (= Erweiterung, Umbau, Anpassung, Eingreifen in die Substanz/Struktur mit 
wesentlicher Veränderung der Nutzung und/oder das ursprünglichen Wertes)

•  Umfassende Gesamsanierungen (=Hauptreparatur, Wiederherstellung, für zeitgemässe 
oder zukünftige Anforderungen ohne wesentliche Eingriffe in die Struktur) Beitragsbe-
rechtigt sind die Kosten für einen einfachen, zweckmässigen und dauerhaften Ausbau- 
und Installationsstandard, Miete sofern dies im Gesetz vorgesehen ist und sie wesentlich 
geringere Kosten als ein Neubau verursacht.

nicht förderfähig • Grunderwerb, Erschließung, Außenanlagen 
•  Turnhallen und Gymnastikräume sowie Lehrschwimmbecken einschließlich der dazu-

gehörigen Nebenräume
• Behelfsbauten 
•  Wohnungen sowie Räume, die nicht überwiegend für schulische Zwecke benötigt 

werden
•  die nicht fest verbundene Inneneinrichtung (insbesondere Schulmöbel,Ausstattungsge

genstände für Werkstätten, Physik-, Biologie- und Chemieräume und Schulküchen),
•  Instandsetzungs- und Verbesserungsarbeiten (mit Ausnahme von Erwerb und Umbau 

im Sinne der Nr. 4.3 sowie von Generalsanierungen im Sinne der Nr. 4.4),
•  Ersatzinvestitionen für fest eingebaute Einrichtungen (ausgenommen schalldämmende 

Maßnahmen, mit denen die Weiterverwendung der im übrigen brauchbaren Räume 
sichergestellt wird),

•  einzelne Baumaßnahmen von Schulbauten mit einem zuschussfähigen Bauaufwand 
von jeweils unter 200 000 Euro,

•  einzelne Baumaßnahmen von Ganztagsschulen mit einem zuschussfähigen Bauauf-
wand von jeweils unter 100 000 Euro; von Ganztagsschulen, für die ein Zuschussantrag 
bis 1. April 2007 gestellt wurde, von jeweils unter 50 000 Euro.

Vorstehendes gilt sinngemäß für den Erwerb und die Nutzungsänderung von Gebäuden.

• Behelfsbauten 
• Wohnungen (z.B. Hausmeisterwohnung) 
• Räume, die nicht überwiegend für schulische Zwecke genutzt werde 
• Vorhabe, deren zuwendungsfähige Ausgaben unter 50.000 Euro liegen 
• Grundstückserwerb 
• KfZ-Stellplätze mit Ausnahme von Stellplätzen für Behinderte 

alles was dem oben genannten nicht 
entspricht

siehe NRW siehe NRW •  Unterhalt bzw. Instandsetzung (Wahren der Funktionstauglichkeit bzw. Wiederherstellung 
der Fuktions- und Gebrauchstauglichkeit)

•  Erneuerungen und Gesamtsanierungen, die auf Vernachlässigung von Instandhaltung 
und Instandsetzung, auf Beschädigung oder auf nicht bewährte Ausführungen oder 
Materialien zurückzuführen sind 

•  Vorzeitige Erneuerungen und Gesamtsanierungen vor Ablauf der üblichen Lebens-/
Nutzungsdauer

•  provisorische Bauten und Anlagen die als kurzfristige Übergangslösung (< 10 Jahre) dem 
Schulbetrieb dienen

• Tagesstrukturen/Horte 
• zweckfremde Räume und Anlagenteile generell 
• Dienstwohnungen

Besondere  
Bestimmungen

• Möglichkeit einer Finanzierung durch Öffentlich-Private-Partnerschaft vorhanden Es besteht ein Mieter/Vermieter-Prinzip. D.h. Die Schul-
gebäude sind in einem Sondervermögen zusammen-
gefasst welches von Immobilien Bremen AöR verwaltet 
wird und zum Finanzressort gehört. Dieses ist zugleich 
der Vermieter. Alle Gebäude werden davon saniert und 
instand gehalten und das Bildungsressort bezahlt Miete 
an Immobilien Bremen. 
Veränderungen, innere Umbauten wegen Änderung der 
Schulstruktur, Ausbauten werden aus dem Budget des 
Bildungsressort bezahlt. Finanzierungsvorgaben gibt 
es dabei nicht

Besondere Betsimmungen für eine Förderung im Rahmen des Europäischen Strukturfonds 
EFRE: 
Bau- und Ausstattungsinvestitionen die eine Voraussetzung dafür erstellen, dass innovative 
inhaltliche  Konzepte umgesetzt werden können, Ausstattungsinvestitionen und damit ver-
bundene Umbaumaßnahmen, die zu einer stärkeren Kopplung der Schulausbildung mit dem 
Berufsleben und den Bedürfnissen der regionalen Wirtschaft führen, Infrastrukturmaßnah-
men im Rahmen von partizipativen, integrierten und nachhaltigen Stadtentwicklungskon-
zepten , Vorhaben zur Verbesserung der Energieeffizienz, wenn diese über die gesetzlich 
vorgeschriebenen Standards hinausgehen sowie die Nutzung erneuerbarer Energien 
 
Ausgaben für Schulsporthallen, Schulsportaußenanlagen und Schulaußenanlagen sind 
nicht zuwendungsfähig

die Schulpauschale kann auch zur 
Bedienung von Annuitäten, z.B. eines kre-
ditfinanzierten Erwebs oder Neubaus eines 
Schulgebäudes

Finanzierung gebunden an die Schulbau- und Raumprogrammempfehlungen (mit Anlauf 
des 31.12.2005 außer Kraft getreten).

Bemessung der 
Beiträge

der angemeldete Bauaufwand ist zuschussfähig, soweit er im Rahmen einer 
wirtschaftlichen und zweckmäßigen Planung des erforderlichen anerkannten Schul-
raumbedrafs entsteht. Maßgebend hierfür das Raumprogramm, die Kostenrichtwerte 
und DIN 276 + bei Neubauten und größeren Erweiterungsbauten:  Programmfläche x 
Kostenrichtwert  

bei übrigen Erweiterungsbauten: 
Kosten pro m2 Schulfläche (Nettogrundfläche im Sinne von DIN 276)
bei Umbauten: Kostenschätzung nach DIN 276 
 
Kostenrichtwerte sind bezogen auf den maßgeblichen Index für Wohngebäude 
 
Form und Höhe des Zuschusses: 
•  Schulträger erhalten einen Zuschuss als Festbetrag zu dem zuschussfähigen Bau-

aufwand von 20-45 v.H. (in der Regel 33 v.H.) 
•  bei allgm. bildenden Schulen wird nach Maß der überörtlichen Bedeutung des 

Schulgebäudes ein zusätzlicher Zuschuss von 0,7 x P-10/100 des zuschussfähigen 
Bauaufwandes gewährt (mehr als 10 v.H. außerhalb der Gemeinde wohnen)

Grundlage bilden die Quadratmeterangaben pro Schüle-
rInnen des Schulstandortplans

bei Schulbauvorhaben erfolgt eine Projektförderung, die Zuwendungen werden als Anteilsfi-
nanzierung mit Höchstbetragsbegrenzung gewährt: 
• Grundschule: bis zu 50% 
• Mittelschule/Gymnasien: bis zu 60% 
• berufsbildende Schulen, Förderschulen: bis zu 70% 
• Schulsporthallen: bis zu 50% 
• Schulsportaußenanlagen: bis zu 30% 
der zuwendungsfähigen Ausgaben 
 
Die zuwendungsfähigen Ausgaben sind Bemessungsgrundlage für die Zuwendung, soweit 
diese im Rahmen einer wirtschfatlichen und zweckmäßigen Planung enstehen. 
die Zuwendungsfähigkeit der geplanten Ausgaben werden auf Grundlage der Schulbau- und 
Raumprogrammempfehlungen des Freistaates Sachsen geprüft. (am 31.12.2005 außer 
Krafvt getreten) 

Schulpauschale 
 
(die Städte bekommen jedes Jahr einen be-
stimmten Betrag zugewiesen, den sie selber 
auf ihre Schulen verteilen können)

siehe NRW siehe NRW Anrechenbare Kosten x Beitragssatz  
Anrechenbar sind höchstens die Kosten auf der Basis der Richtraumflächen. Beitragssätze 
sind in den Vorschriften festgelegt  und berücksichtigen die finanzielle Leistungsfähigkeit 
der Bauträger 
 
(Pauschalbeträge nach Nutzflächenarten; die Kostenpauschale wird durch das Hoch-
bauamt jeweils auf den 1. April dem Stand des Züricher Indexes der Wohnbaukostem 
angepasst) 
 
Bemessungsmethoden der anrechenbaren Kosten: 
–  Berechnung aufgrund von Nutzflächenkostenpauschalen (Musterraumprogramm x 

Pauschalbeträge)
– Berechnung aufgrund des Kostenvoranschlags 
–  Berechnung aufgrund vorläufiger Ermittlung des Kostenvoranschlages, endgültige 

Berechnung bei der Schlussabrechnung
 
beitragsberechtigt sind die Kosten für einen einfachen, zweckmäßigen und dauerhaften 
Ausbau- und Installationsstandard, dabei ist der Bau so auszugestalten, dass er die Funkti-
onen, für die er erstellt wird, in effizienter und kostengünstiger Art und Weise erfüllen  kann 
 
anrechenbar sind höchstens die Kosten auf Basis der Richtraumflächen

Vom Land werden 
nur die Schulgebäu-
de finanziert, die den 
Schulbaurichtlinien 
entsprechen.

Bei den allgemeinbildenden  
Pflichtschulen (Volksschulen, 
Hauptschulen, Sonderschu-
len) fungieren meist die 
Gemeinden oder Gemein-
deverbände als Schulträger 
und sind damit bezogen auf 
den Schulbau verantwortlich 
für das „Errichten“ und die 
Instandhaltung einer Schule. 
Bei den Berufsschulen sind 
die Länder verantwortlich. 
Gemeindeschulen werden 
durch Schulbaufonds der 
Bundesländer gefördert. 
Die mittleren und höheren 
Schulen (Sekundarbereich 
II) werden durch den Bund 
finanziert. 

die Finanzierung beszieht sich 
auf die nach DIN 276 ermittel-
ten Kosten, was sich aus der 
BHO (§ 24. Abs.1) ergibt 
die Grundlage für die 
Berechnung bietet das Mus-
terraumprogramm, welches 
den Umfang festsetzt. 
 
Die Schulen legen ihre 
Haushaltslage offen und 
werden daraufhin vom Bund 
bezuschusst. 
 
Die finanzielle Förderung 
berücksichtigt darüber hinaus 
Kosten und Einnahmestruk-
turen. Mit Hilfe von betriebs-
wirtschaftlichen Kennzahlen 
werden die Schulen nach 
Schulgrößen und Schultyp 
miteinander verglichen. 
 
Abweichungen von 
Durchschnittswerten sind 
Indikatoren für mögliche 
Einsparpotentiale. 
 
Die Baufinanzierung wird im 
Einzelfall entschieden.

Kostenrichtwerte Grundschulen: 2470 Euro /m2 Programmfläche
Hauptschulen, Realschulen, Förderschule: 2.600 EURO/m2

Gymnasien, Sonderschulen, berufliche Schulen: 2730 EURO/m2

 
Kostenrichtwerte sollen in Anlehnung an die Entwicklung des Baupreisindexes 
angepasst werden

Pauschalbeträge: 
Lager/Einstellräume/gedeckte Pausenfläche aussen: 2000 Fr/m2

 
Aufenthaltszone/Geräteräume (TH)/Sammlung-, Mat- u. Masch.-räume im UG: 2900 Fr/m2

 
Klassenzimmer, Kindergartenräume, Unterrichts-, Gruppen-, Mehrzweck-, Zeichenraum/
Singsaal/Handarbeit/Werken u. direkt zugeordneter Mat.-,Masch.-,Vorbereitungsraum/ Schul-
leitungs- und Lehrkörperbreich: 3800 Fr/m2

 
Bibliothek/Mediothek, Seminar-/Informatikraum, inkl. Medienanschlüsse; Holz-/Metallwerk-
statt (Sek) u. direkt zugeordneter Mat.-/Masch.-/Vorb.-raum: 4600 Fr/m2

 
Naturkunde (Sek), Chemie/Physik/Biologie; Schulküche; Betriebsküche:  
5600 Fr/ m2

 
Sporthalle (ohne Sportlehrpersonen - und Sanitätszimmer, Garderobe, Dusche, Materialraum, 
Foyer): 6800 Fr/ m2

 
Umgebung/bearbeitete Fläche (einschliesslich Spiel- und Pasuenplatzflächen): 150 Fr/ m2

NNF/HNF = 7,5 ist anzustreben
NF/HNF = 107,5

12: Schulbauförderung
Tabelle + Diagramm
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Schulbaufinanzierung und -förderung
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Planungsverfahren 
und Beteiligte

Analysefeld 13
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Beteiligung der Schule 
(Pädagogen)

Wettbewerbsverfahren
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Außer in den Schulbaurichtlinien 
von Zürich und Bozen werden über 
das Verfahren bei einem Schulneu-
bau oder einem Schulumbau keine 
Aussagen gemacht. Verglichen mit 
der Züricher Schulbaurichtlinie be-
schreibt Bozen sehr detailliert unter 
Nennung der Beteiligten und des 
Zeitpunkts von deren Einbindung, 
das Verfahren von der Bedarfs- und 
Konzeptklärung über den Bauleitplan 
bis zur Ausführung. Zürich fordert 
generell die frühe Zusammenarbeit 
zwischen dem Bauherrn und den zu-
ständigen kantonalen Stellen sowie 
die Zusammenarbeit aller Beteilig-
ten – insbesondere der Pädagogen, 
Baufachleuten und Behörden – wäh-
rend der Planungsphase, aber ohne 
konkret anzugeben, zu welchem 
Zeitpunkt dies zu erfolgen hat.

Baden-Württemberg
In den Schulbauempfehlungen und 
in den Förderrichtlinien sind keine 
Hinweise zu Prozessen zu finden. 
Die Schulbauempfehlungen weisen 
nur darauf hin, dass die Planung und 
der Bau von Schulgebäuden Aufga-
be der Schulträger (Gemeinden und 
Landkreise) sind. Die Mitwirkung des 
Landes erfolgt durch Hinweise, die in 
den Richtlinien bzw. Empfehlungen 
enthalten sind. Des weiteren wird auf 
die Informationsmöglichkeit bei den 
Oberschulämtern und den Schul-
bautechnischen Beratern der Oberfi-
nanzdirektion hingewiesen.

Bremen
Im Stadtstaat ist die Senatsbehörde 
Schulträger und gleichzeitig für die 
Finanzierung bzw. Förderung zustän-
dig. Zu den Verfahren, bezogen auf 
den Schulbau, sind im Bremer Schul-
entwicklungsplan, im Schulstandort-
plan und in den Empfehlungen für 
die Gestaltung von Klassenräumen 
keinerlei Hinweise zu finden.

Sachsen
In den Schulbaurichtlinien wird ledig-
lich die Kooperation mit der örtlichen 
Brandschutzbehörde bei der Erstel-
lung einer Brandschutzordnung und 
bei der 5-jährigen Brandschutzprü-
fung gefordert. In den Schul-
bauförderrichtlinien wird das An-
tragsverfahren für die Gewährung 
von Zuwendungen für den Schul-
hausbau erläutert.

Nordrhein-Westfalen
In der Schulbaurichtlinie sind keine 
Angaben zu Verfahren und Prozes-
sen enthalten. 

Köln
In der Schulbauleitlinie der Stadt 
Köln ist der Hinweis enthalten, dass 
zunächst eine Bedarfsermittlung auf 
Grundlage des pädagogische Kon-
zepts und des Profils der Schule im 
Rahmen eines partizipativen Prozes-
ses mit der Schule durchgeführt wer-
den soll. Weitere Vorgaben zu den 
Verfahren bei der Schulbauplanung 
sind nicht beschrieben. Es findet sich 
lediglich der Hinweis, dass zukünftig 
ein neues Verfahren zur prozesshaf-
ten Entwicklung von Raumprogram-
men erarbeitet werden soll.

Herford
Die Qualitätskriterien und Standards 
für Schulräume beinhalten keine 
Aussagen zu den Verfahren bei der 
Planung. Sie fordern nur die Beteili-
gung der Lehrenden und Lernenden.

Zürich
Einleitend werden die jeweiligen 
Zuständigkeiten der Verwaltung 
benannt. Darüber hinaus beinhalten 
die Schulbaurichtlinien des Kantons 
Zürich ein Kapitel „Verfahren“, in dem 
zwei Verfahren je nach Größe des 
Bau- bzw. Umbauvorhabens be-
schrieben werden. Sie enthalten die 
Forderung nach der Bedarfsklärung, 
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auf deren Basis das Raumprogramm 
erstellt wird und darauf basierend, 
wiederum der Architekten- bzw. 
Gesamtleistungswettbewerb durch-
geführt werden soll.
Ergänzend zu den Erläuterungen 
zum Verfahren wird bei der Umset-
zung der schulischen Anforderungen 
in eine bauliche Gestaltung eine Zu-
sammenarbeit mit allen Beteiligten – 
insbesondere Pädagogen, Baufach-
leuten und Behörden – gefordert.

Bozen
Die Bozener Schulbaurichtlinien 
widmen der Erläuterung des Verfah-
rens ebenso wie Zürich ein eigenes 
Kapitel, das sehr detailliert den Ab-
lauf und die zu beteiligenden Perso-
nen vorgibt. Bei der Entwicklung des 
Raumprogramms sind der Schul-
leiter, der Direktor der zuständigen 
Abteilung der Landesverwaltung und 
der Direktor der Abteilung Hochbau 
des Landes mit einzubeziehen.
In der Planungs- und Ausführungs-
phase wird eine Beteiligung des 
Schulamts, der zuständigen Lan-
desabteilung sowie der Schulleiter 
gefordert.

Österreich
Lediglich im Vorwort wird auf die 
„komplexe Planungsaufgabe, die den 
Einsatz und die Zusammenarbeit 
entsprechender Fachplaner/innen 
notwendig macht“ 1, hingewiesen. 
Hinweise zu notwendigen Pro-
zessabläufen und zur erforderlichen 
Zusammenarbeit mit allen Beteilig-
ten sind nicht enthalten.

Deutsche Auslandsschulen
In den Anmerkungen zum Muster-
raumprogramm sind keine Hinweise 
zu den Planungsverfahren enthalten.

Baden-
Württemberg

Bremen

Analysefeld 13

1   ÖISS Richtlinien für 
den Schulbau, Stand 
Dezember 2009, S. 2
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Sachsen

Nordrhein-
Westfalen

Köln

Zürich

Bozen

Österreich
Deutsche 
Auslandsschulen

Herford

Planungsverfahren und Beteiligte
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Analysefeld 13

BW –  
Schulbauempfehlung

BW –  
Schulbauförderung Bremen

Sachsen –  
Schulbaurichtlinie

Sachsen –  
Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandssschulen

Berücksich-
tigung in den 
Richtlinien

eigenes Kapitel eigenes Kapitel innerhalb der SBR eigenes Kapitel innerhalb der SBR

Verfahren Kooperation mit Brand-
schutzbehörde (Brand-
schutzordnung und 
5-jährliche Prüfung)

Hinweise zum 
Verfahren der 
Antragstellung 
für Fördermittel

es soll eine 
Bedarfsermittlung 
auf Grundlage des 
pädagogischen 
Konzepts und des 
Profils der Schule 
im Rahmen eines 
partizipativen 
Prozesses mit der 
Schule durchge-
führt werden
Des Weiteren 
soll zukünftig ein 
neues Verfahren 
zur prozesshaften 
Entwicklung von 
Raumprogrammen 
erarbeitet werden.
Schulleitung, 
Lehrerkollegi-
um, Eltern und 
Schüler sollen 
als Akteure durch 
Partizipation am 
Planungsprozess 
teilnehmen  um 
die Identifikation 
mit dem Lern- und 
Lebensort Schule 
zu fördern.

2 unterschiedliche Verfahrensabläufe:  
1 – Genehmigungsverfahren: Neu- und Erweiterungsbau, 
Zweck- und Nutzungsänderung, Bauvorhaben mit Kosten 
mit mehr als 1 000 000 Franken; 
2 – Meldeverfahren: Bauvorhaben untergeordneter 
Bedeutung, Erneuerung; 
 alle Gesuche bei der Bildungsdirektion einreichen
 
 
Ablauf: 
1. Bedarfserklärung (Schule und Bildungsdirektion) 
2. Erstellung Raumprogramm 
3. Architektur- oder Gesamtleistungswettbewerb 
4. Projekteingabe 
5. Projektgenehmigung 
6. Ausführung 
 
Genehmigungsverfahren 
Phase 1 Bedarfsabklärung: Bedarfsanmeldung für zu-
sätzlichen Raumbedarf, Zweck- oder Nutzungsänderung 
vor Beginn der Projektierungsarbeiten (und vor Erwerb, 
Miete oder Verkauf von Liegenschaften) + notwendige 
Unterlagen: Schülerprognosen, Bevölkerungsstatistik, 
Machbarkeitsstudie,...)  bei der Bildungsdirektion 
einreichen; 
bei über 10 Mio. Franken  Standardprozess des 
Immobilienamtes; kleinere Bauvorhaben (unwesentliche 
Raumänderungen, Erneuerung und Gesamtsanierung)  
Verzicht auf Phase 1; 
 Raumbedarfsgenehmigung durch die Bildungsdirek-
tion; 
Phase 2 Projekt: Aufstellung des Raumprogramms 
aufgrund des genehmigten Bedarfs (einschl. des 
bestehenden Raumangebotes) als Grundlage für 
Projektierung oder für einen allfälligen Studienauftrag, 
Architektur- oder Gesamtleistungswettbewerb; Erstellen 
von Vor- und Bauprojekt; bei Vorhaben die keiner 
Raumbedarfsgenehmigung bedürfen, ist spätestens das 
Vorprojekt einzureichen; Projekteingabe rechtzeitig vor 
Baubeginn (i.d.R. 3 Monate) an die Bildungsdirektion zur 
Genehmigung und Zusicherung des Staatsbeitrages; 
 Projektgenehmigung und Zusicherung des Beitrages 
über den Regierungsrat oder die Bildungsdirektion;  
 Baubeginn erst nach Projektgenehmigung (wesentli-
che Änderungen oder Kostenüberschreitungen bedürfen 
ebenfalls einer Genehmigung); 
Phase 3 Ausführung/Abrechnung: Einreichen der 
Schlussabrechnung beim Hochbauamt spätestens 1 
Jahr nach Abnahme der Bauabrechnung; der definitiv 
auszuzahlende Betrag wird nach Prüfung der Bauabrech-
nung und einer allfälligen Abnahme vom Hochbauamt 
festgelegt; 
 Hochbauamt stellt bei der Bildungsdirektion eine 
Antrag auf den auszuzahlenden Betrag; 
 Auszahlung!
 
Meldeverfahren 
Phase 1 und 2 Bedarfserklärung: Projekteingabe, insbe-
sondere für Erneuerungs- und Instandsetzungsarbeiten, 
ohne zusätzlichen Raum oder wesentliche Veränderung 
der Nutzung und bei Baukosten ≤ 1 Mio. Franken;
 bei der Bildungsdirektion einreichen;
wird der Antrag nicht anerkannt  Genehmigungsver-
fahren; 
Genehmigung, wenn innerhalb von 30 Tagen nicht das 
Genehmigungsverfahren verordnet wird; 
Phase 3 Ausführung/Abrechnung: siehe Genehmigungs-
verfahren

vor Beginn der Planung eines Schulbaus: 
 Organisationskonzept mit pädagogischer Ausrichtung 
und mit der vorhersehbaren Entwicklung der Schule zu 
erstellen: die Ausrichtung der Schule und ihre möglichen 
zukünftigen Aufgaben, Entwicklung der Geburten- und 
Schülerzahlen des betreffenden Einzugsgebietes, 
Anzahl der erforderlichen Lehrpersonen, besondere 
Bedürfnisse der Nutzer und außerschulische Nutzung, 
Berechnung der Nutzfläche von Klassenraum (mind.  
16 Schüler);  
es folgen: 
 Bauleitplan
 Raumprogramm
 Bauentwurf
 Machbarkeitsstudie
  Vorprojekt (durch Technischen Landesbeirat überprüft)
 Ausführungsprojekt
 Planungs- und Ausführungsphase

Beteiligte Oberschulamt 
– bei der Ausweisung 
von Gelände von Schulen 
(Bauleitplanung) 
– Ermittlung von Raum-
programm 
 
Ministerium für Kultus 
und Sport 
– bei Planung von 
Sonderbereichen und 
wesentlichen Program-
mänderungen

Pädagogen, Baufachleuten und Behörden (bei der Um-
setzung der schulischen Anforderungen in eine bauliche 
Gestaltung)

Direktor der Schule, Direktor der zuständigen Abteilung 
der Landesverwaltung, Direktor der Abteilung Hochbau 
und technischer Dienst des Landes (Raumprogramm)



107

Planungsverfahren und Beteiligte

BW –  
Schulbauempfehlung

BW –  
Schulbauförderung Bremen

Sachsen –  
Schulbaurichtlinie

Sachsen –  
Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandssschulen

Berücksich-
tigung in den 
Richtlinien

eigenes Kapitel eigenes Kapitel innerhalb der SBR eigenes Kapitel innerhalb der SBR

Verfahren Kooperation mit Brand-
schutzbehörde (Brand-
schutzordnung und 
5-jährliche Prüfung)

Hinweise zum 
Verfahren der 
Antragstellung 
für Fördermittel

es soll eine 
Bedarfsermittlung 
auf Grundlage des 
pädagogischen 
Konzepts und des 
Profils der Schule 
im Rahmen eines 
partizipativen 
Prozesses mit der 
Schule durchge-
führt werden
Des Weiteren 
soll zukünftig ein 
neues Verfahren 
zur prozesshaften 
Entwicklung von 
Raumprogrammen 
erarbeitet werden.
Schulleitung, 
Lehrerkollegi-
um, Eltern und 
Schüler sollen 
als Akteure durch 
Partizipation am 
Planungsprozess 
teilnehmen  um 
die Identifikation 
mit dem Lern- und 
Lebensort Schule 
zu fördern.

2 unterschiedliche Verfahrensabläufe:  
1 – Genehmigungsverfahren: Neu- und Erweiterungsbau, 
Zweck- und Nutzungsänderung, Bauvorhaben mit Kosten 
mit mehr als 1 000 000 Franken; 
2 – Meldeverfahren: Bauvorhaben untergeordneter 
Bedeutung, Erneuerung; 
 alle Gesuche bei der Bildungsdirektion einreichen
 
 
Ablauf: 
1. Bedarfserklärung (Schule und Bildungsdirektion) 
2. Erstellung Raumprogramm 
3. Architektur- oder Gesamtleistungswettbewerb 
4. Projekteingabe 
5. Projektgenehmigung 
6. Ausführung 
 
Genehmigungsverfahren 
Phase 1 Bedarfsabklärung: Bedarfsanmeldung für zu-
sätzlichen Raumbedarf, Zweck- oder Nutzungsänderung 
vor Beginn der Projektierungsarbeiten (und vor Erwerb, 
Miete oder Verkauf von Liegenschaften) + notwendige 
Unterlagen: Schülerprognosen, Bevölkerungsstatistik, 
Machbarkeitsstudie,...)  bei der Bildungsdirektion 
einreichen; 
bei über 10 Mio. Franken  Standardprozess des 
Immobilienamtes; kleinere Bauvorhaben (unwesentliche 
Raumänderungen, Erneuerung und Gesamtsanierung)  
Verzicht auf Phase 1; 
 Raumbedarfsgenehmigung durch die Bildungsdirek-
tion; 
Phase 2 Projekt: Aufstellung des Raumprogramms 
aufgrund des genehmigten Bedarfs (einschl. des 
bestehenden Raumangebotes) als Grundlage für 
Projektierung oder für einen allfälligen Studienauftrag, 
Architektur- oder Gesamtleistungswettbewerb; Erstellen 
von Vor- und Bauprojekt; bei Vorhaben die keiner 
Raumbedarfsgenehmigung bedürfen, ist spätestens das 
Vorprojekt einzureichen; Projekteingabe rechtzeitig vor 
Baubeginn (i.d.R. 3 Monate) an die Bildungsdirektion zur 
Genehmigung und Zusicherung des Staatsbeitrages; 
 Projektgenehmigung und Zusicherung des Beitrages 
über den Regierungsrat oder die Bildungsdirektion;  
 Baubeginn erst nach Projektgenehmigung (wesentli-
che Änderungen oder Kostenüberschreitungen bedürfen 
ebenfalls einer Genehmigung); 
Phase 3 Ausführung/Abrechnung: Einreichen der 
Schlussabrechnung beim Hochbauamt spätestens 1 
Jahr nach Abnahme der Bauabrechnung; der definitiv 
auszuzahlende Betrag wird nach Prüfung der Bauabrech-
nung und einer allfälligen Abnahme vom Hochbauamt 
festgelegt; 
 Hochbauamt stellt bei der Bildungsdirektion eine 
Antrag auf den auszuzahlenden Betrag; 
 Auszahlung!
 
Meldeverfahren 
Phase 1 und 2 Bedarfserklärung: Projekteingabe, insbe-
sondere für Erneuerungs- und Instandsetzungsarbeiten, 
ohne zusätzlichen Raum oder wesentliche Veränderung 
der Nutzung und bei Baukosten ≤ 1 Mio. Franken;
 bei der Bildungsdirektion einreichen;
wird der Antrag nicht anerkannt  Genehmigungsver-
fahren; 
Genehmigung, wenn innerhalb von 30 Tagen nicht das 
Genehmigungsverfahren verordnet wird; 
Phase 3 Ausführung/Abrechnung: siehe Genehmigungs-
verfahren

vor Beginn der Planung eines Schulbaus: 
 Organisationskonzept mit pädagogischer Ausrichtung 
und mit der vorhersehbaren Entwicklung der Schule zu 
erstellen: die Ausrichtung der Schule und ihre möglichen 
zukünftigen Aufgaben, Entwicklung der Geburten- und 
Schülerzahlen des betreffenden Einzugsgebietes, 
Anzahl der erforderlichen Lehrpersonen, besondere 
Bedürfnisse der Nutzer und außerschulische Nutzung, 
Berechnung der Nutzfläche von Klassenraum (mind.  
16 Schüler);  
es folgen: 
 Bauleitplan
 Raumprogramm
 Bauentwurf
 Machbarkeitsstudie
  Vorprojekt (durch Technischen Landesbeirat überprüft)
 Ausführungsprojekt
 Planungs- und Ausführungsphase

Beteiligte Oberschulamt 
– bei der Ausweisung 
von Gelände von Schulen 
(Bauleitplanung) 
– Ermittlung von Raum-
programm 
 
Ministerium für Kultus 
und Sport 
– bei Planung von 
Sonderbereichen und 
wesentlichen Program-
mänderungen

Pädagogen, Baufachleuten und Behörden (bei der Um-
setzung der schulischen Anforderungen in eine bauliche 
Gestaltung)

Direktor der Schule, Direktor der zuständigen Abteilung 
der Landesverwaltung, Direktor der Abteilung Hochbau 
und technischer Dienst des Landes (Raumprogramm)
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Die Musterraumprogramme beruhen 
auf unterschiedlichen Angaben, die 
von Quadratmeterangaben pro Schü-
ler/in, Flächenangaben für einzelne 
Räume, pauschale Flächenangaben 
für einzelne Bereiche, Anzahl von 
Räumen, Angabe von Tischgrößen 
und –abständen bis hin zur Festle-
gung von Verhältnissen bestimmter 
Flächen zueinander variieren. 

Darüber hinaus weichen aufgrund 
des föderalen Systems in Deutsch-
land und der unterschiedlichen 
Schulsysteme in Deutschland, 
Österreich, Südtirol und der Schweiz 
die Definitionen von Primarstufe, 

Sekundarstufe I und II voneinander 
ab. In der Schweiz beinhaltet die 
Primarstufe sechs Jahre, während es 
in Südtirol fünf Jahre und in Öster-
reich und Deutschland in der Regel 
nur vier Jahre sind. Daher ist eine 
Vergleichbarkeit nur mit bestimmten 
Annahmen möglich. 

Um den Vergleich der Flächenvor-
gaben vorzunehmen, wird von einer 
vierjährigen Grundschule (Primarstu-
fe), von einer sechsjährigen Sekun-
darstufe I und einer zweijährigen 
Sekundarstufe II ausgegangen. Da 
die Größe von Räumen – wie z.B. 
der Mensa und der Aula – von der 

Flächenangaben
Analysefeld 14
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Anzahl der Schüler/innen der Schu-
le abhängt, wird als Berechnungs-
grundlage jeweils eine vierzügige 
Schule angenommen. Ferner wird, 
zur Ermittlung der Klassenzimmer-
fläche oder der Flächenangabe pro 
Schüler/in der jeweilige Klassentei-
ler des Bundeslands, Kantons oder 
der Provinz herangezogen. 1

Baden-Württemberg
Die Flächen, die das Musterraum-
programm (MRP) für das Klassen-
zimmer inkl. Differenzierungsflä-
chen in BW vorgeben, liegen weit 
unterhalb den Flächenangaben der 
untersuchten Musterraumprogram-
me (durchschnittlich 2 m²/ Schüler/
in). Das baden-württembergische 
MRP enthält Flächen weder für die 
Essensversorgung noch für den 
Ganztagsbereich noch für die Flä-
chenerfordernisse aufgrund von 
Inklusion. Für die Grundschule 
werden weder Werkstätten noch eine 
Aula für Veranstaltungen vorgese-
hen. Lediglich jeweils ein Raum für 
Lehr- und Lernmittel, für eine Schul-
bücherei und einen Brennofen sowie 
ein „Mehrzweckraum“ sind außer 
den Klassenzimmern Bestandteil des 
Raumprogramms.
Im Vergleich mit den anderen Raum-
programmen enthält das MRP eine 
sehr detaillierte Auflistung der Fach-
räume.

Bremen
Die Bremer Vorgaben enthalten kein 
Musterraumprogramm. Lediglich 
die grundsätzliche Forderung nach 
Räumen und die Angabe der Fläche 
pro Schüler für das Klassenzimmer, 
der sich aufgrund von inklusiver 
Schule und veränderten Lehr- und 
Lernformen in den unterschiedlichen 
Jahrgangsstufen ergibt, ist Teil des 
Schulstandortplans. Zu der Flächen-
vergrößerung des Klassenzimmers 
kommt noch ein Differenzierungs-
raum hinzu, der die Fläche, die den 
Schülern zum Lernen zur Verfügung 

steht, vergrößert. Aufgrund des 
Ausbaus der Ganztagsschulen ist die 
Essensversorgung Bestandteil der 
Vorgaben. Zu Größen der übrigen 
Räume findet man keine Angaben.

Sachsen
Aufgrund des Außer-Kraft-Tretens 
der Allgemeinen Schulbauempfeh-
lungen gibt es kein Musterraumpro-
gramm, das als Grundlage zur Be-
messung der Förderbeiträge und zur 
Planung herangezogen werden kann. 

Nordrhein-Westfalen
Die Flächenvorgaben für Klassen-
zimmer in NRW sind zwar, gemessen 
an den baden-württembergischen 
Vorgaben, höher, aber im Vergleich 
mit den Vorgaben der anderen Richt-
linien niedrig (2-2,5 m² /Schüler/in), 
da auch NRW keine Differenzierungs-
räume (Gruppenräume) vorsieht 
und die Forderung nach Nutzung 
der Verkehrsflächen für Selbst- und 
Gruppenarbeit nicht gestellt wird. 
Durch das Fehlen von Angaben zur 
Größe der Verwaltung inkl. des Leh-
rerzimmers werden dem Schulträger 
Freiheiten in der Bemessung und 
Aufteilung der Flächen eingeräumt. 
Dadurch werden z.B. dezentrale Leh-
rerzimmer ermöglicht.

Köln
Die Kölner Flächenvorgaben beruhen 
auf den Flächenvorgaben von NRW, 
ergänzen diese jedoch um zusätzli-
che Gruppenräume zu den Klassen-
zimmern, um Räume, die durch die 
Inklusion notwendig werden, und um 
Flächen für den Ganztagsbereich. 
Des Weiteren macht das MRP der 
Kölner Schulbauleitlinie konkrete An-
gaben zu den Flächen für die Verwal-
tung und das Lehrerzimmer bzw. die 
Lehrerstationen. Es enthält ebenso 
Flächenangabe zu Räumen für die 
Schülervertretung und für Elternge-
spräche.

1    siehe Vorgaben für 
die Klassenbildung. 
Schuljahr 2010/2011. 
Stand September 
2010. Sekretariat der 
Ständigen Konferenz 
der Kultusminister 
der Länder in der 
Bundesrepublik 
Deutschland 
 
Maximale Klassen-
größen an der 
Volksschule gemäß 
§21 Volksschul-
verordnung. Stand 
01.12.2009.  
Bildungsdirektion 
Kanton Zürich Volks-
schulamt
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Herford
Die Herforder Qualitätskriterien 
geben nur die Fläche je Schüler/in 
für das Klassenzimmer (2,0 /2,5 m²/
Schüler/in) an, die dem Wert von 
NRW entspricht. Die Kriterien fordern 
jedoch mindestens einen Gruppen-
raum für jeweils vier Klassenzimmer. 
Sie unterscheiden sich im Wesent-
lichen von den anderen Richtlinien 
durch die Forderung nach Cluster-
bildung, um übersichtliche soziale 
Einheiten zu bilden. Ebenso fordern 
die Qualitätskriterien ausreichen-
de Bewegungs-, Begegnungs- und 
Entspannungsräume innerhalb der 
Schule.

Zürich
Die Flächenvorgaben für das Klas-
senzimmer der Züricher Schul-
baurichtlinie sind im Vergleich am 
höchsten. Mit der Berücksichtigung 
der Differenzierungsräume steht je 
Schüler/in eine Fläche von 3,6 m² im 
direkten Lernumfeld (Klassenzimmer 
+ Gruppenraum ) zur Verfügung. Die 
Klassenzimmergröße gilt für die Pri-
marstufe und für die Sekundarstufe 
gleichermaßen.
Die Größe der Aula/Mehrzwecksaal 
entspricht den Vorgaben von NRW 
und Köln; sie ist jedoch nur halb so 
groß wie in Bozen. Die Flächenvorga-
ben für Fachräume und die dazuge-
hörigen Nebenräume sind, verglichen 
mit den anderen Richtlinien für den 
Sekundarbereich sehr hoch.
Die Züricher Schulbaurichtlinie emp-
fiehlt ein Verhältnis von Verkehrsflä-
che zur Nutzfläche von 30%.

Bozen
Auch Bozen liegt mit 3,5 m² je 
Schüler/in für das Klassenzimmer 
inklusive Gruppenraum über den 
Flächenvorgaben aus Deutschland 
und Österreich. Im Unterschied zu 
den übrigen untersuchten Richtlinien 
mit Ausnahme der Flächenvorga-
ben für Deutsche Auslandsschulen, 
sehen die Bozener Vorgaben Fach-

räume auch für die Primarstufe vor. 
Die Summe der Verwaltungs- und 
Lehrerräume entspricht den Vorga-
ben von Köln. Gemäß der Richtlinien 
soll die Verkehrsfläche das Ausmaß 
von 20% der Nutzfläche nicht über-
schreiten. Allerdings integrieren die 
Flächenvorgaben (Nutzfläche), eine 
Pausenfläche innen von 0,8- 1 m² pro 
Schüler/in.

Österreich
Österreich trifft außer zu Tischab-
ständen, Tischmaßen und Sichtab-
ständen keine Angaben, weder zu 
notwendigen Räumlichkeiten noch 
zu Flächengrößen. Die Richtlinien 
beinhalten Möblierungsvarianten, 
die sich auf die Möblierung eines 
Klassenraums mit 30 oder 24 Schü-
ler beziehen – allerdings ohne Be-
rücksichtigung von Bewegungs- und 
Abstellflächen sowie Flächen für 
Computer- oder Leseecken (Klas-
sengröße Primar- und Sekundarstufe 
max. 25 Schüler/innen).

Deutsche Auslandsschulen
Die Flächenvorgaben für das Klas-
senzimmer, inklusive Gruppenraum 
des MRPs der Deutschen Auslands-
schulen, liegen im Primarbereich mit 
3,2 m² je Schüler/in zwischen den 
Kölnern und den Bozener Vorgaben. 
Im Sekundarbereich beträgt die 
Fläche 2,8 m² je Schüler/in ähnlich 
dem Wert aus den Bozener und den 
Kölner Richtlinien.
Die Flächenvorgaben für die Aula (ab 
Sekundarstufe I) entsprechen den 
Angaben in den Bozener Richtlini-
en. Im Vergleich zu den Vorgaben in 
NRW ist die Aula dreifach so groß be-
messen, da sie oft als gemeinschaft-
licher Knotenpunkt der Deutschen 
Community im Sitzland dient.

Analysefeld 14
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Baden-Württemberg Bremen Sachsen Nordrhein-Westfalen

Köln

Zürich

Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Herford

Flächenangaben Primarstufe
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Analysefeld 14

 Fortsetzung auf Folgeseite

BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich
Deutsche  
Auslandsschulen

Raumgröße pro Schüler

Klassenteiler 28 24 28 30 30 30 25 (jahrgangs-
übergreifend 21 
bzw. 23)

25 25 25

Schüleranzahl 448 384 448 480 480 480 400 400 400 400

Grundstücksgröße 20 20,0

Klassenzimmer Klassenzimmergröße /Schüler 1,9 – 2,35 2,6 2,5 2,4 2,5 2,9 2,7 2,6

Raumhöhe 3,2 3,0 3,0 3,2

Gruppen(Differenzierungs-)raum x 0,6 x 0,7 0,8 0,6

Klassenzimmer +Gruppenraum 1,9 – 2,35 2,6+ 2,5 3,0 2,5+ 3,6 3,5 3,2

Mehrzweckraum / Kursraum 0,5 x 0,6 0,6 0,18

Nebenraum zum Mehrzweckraum 0,1

Fachräume Textilraum / Handarbeiten x x x

Nebenraum Textilraum / Handarbeiten x x

Musikraum x x

Nebenraum Musik x

Computerraum x

Brennofenraum x

Fachräume gesamt x 0,2 1,0 0,58

Lehr- und Lernräume gesamt 2.4 – 2,85 2,6 + 3,1 3,7 2,5 + 3,8 4,5 4,0

Gemeinschaftsbereiche Aula 0,3 0,3 x 0,29 0,8

Bibliothek 0,21 – 0,27 x 0,15 x 0,24 0,6 0,13

Schüleraufenthaltsraum /
Freizeit,Spiel,Entspannung

x x 0,18 0,8

Therapieraum x 0,09

Psychomotoriktherapieraum x 0,18

Ganztagsbereich Küche
0,7

0,2 0,35

Speiseraum x 0,3 x 0,7 0,66

Ausgabe Pausenverpflegung 0,025

Spiel-, Musik-, Aufenthaltsraum x 0,3 0,6 x

Ganztagsbereich gesamt x 1,0 1,1 x 1,05 0,725

Lehrer / Verwaltung Lehrerzimmer x x x x x x

Lehrerstation x x x

Lehrmittelraum 0,1 x x x

Schulleitung x x x

stellv. Schulleitung x

Sekretariat x x

separater Kopierraum x x

Sitzungsraum x

Sprechzimmer x x x

Arzt x x x

Pforte x

Hausmeister Dienstraum x x x

Direktion Direktion x

Sekretärin

Sekretariat (technische Assistenten) x

Verwaltungsräume gesamt 0,3 x 0,7 x 0,5 0,7 0,14

Sonstiges Schulsozialarbeit /Streitschlichter x

Raum für Server und Geräte x

Garderobe /Aufbewahrung x 0,40

Archivraum 0,4 x x

Sanitär x 0,3 x

Sportbereich Sporthalle 1,7 x 2,2 2,2 3

zusätzlicher Sportraum 0,1 x

Garderoben/Duschen 0,2 0,3
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Flächenangaben—Primarstufe Tabelle 1
4-zügig, 4-jährig; Angaben in m2/Schüler

 Fortsetzung auf Folgeseite

BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich
Deutsche  
Auslandsschulen

Raumgröße pro Schüler

Klassenteiler 28 24 28 30 30 30 25 (jahrgangs-
übergreifend 21 
bzw. 23)

25 25 25

Schüleranzahl 448 384 448 480 480 480 400 400 400 400

Grundstücksgröße 20 20,0

Klassenzimmer Klassenzimmergröße /Schüler 1,9 – 2,35 2,6 2,5 2,4 2,5 2,9 2,7 2,6

Raumhöhe 3,2 3,0 3,0 3,2

Gruppen(Differenzierungs-)raum x 0,6 x 0,7 0,8 0,6

Klassenzimmer +Gruppenraum 1,9 – 2,35 2,6+ 2,5 3,0 2,5+ 3,6 3,5 3,2

Mehrzweckraum / Kursraum 0,5 x 0,6 0,6 0,18

Nebenraum zum Mehrzweckraum 0,1

Fachräume Textilraum / Handarbeiten x x x

Nebenraum Textilraum / Handarbeiten x x

Musikraum x x

Nebenraum Musik x

Computerraum x

Brennofenraum x

Fachräume gesamt x 0,2 1,0 0,58

Lehr- und Lernräume gesamt 2.4 – 2,85 2,6 + 3,1 3,7 2,5 + 3,8 4,5 4,0

Gemeinschaftsbereiche Aula 0,3 0,3 x 0,29 0,8

Bibliothek 0,21 – 0,27 x 0,15 x 0,24 0,6 0,13

Schüleraufenthaltsraum /
Freizeit,Spiel,Entspannung

x x 0,18 0,8

Therapieraum x 0,09

Psychomotoriktherapieraum x 0,18

Ganztagsbereich Küche
0,7

0,2 0,35

Speiseraum x 0,3 x 0,7 0,66

Ausgabe Pausenverpflegung 0,025

Spiel-, Musik-, Aufenthaltsraum x 0,3 0,6 x

Ganztagsbereich gesamt x 1,0 1,1 x 1,05 0,725

Lehrer / Verwaltung Lehrerzimmer x x x x x x

Lehrerstation x x x

Lehrmittelraum 0,1 x x x

Schulleitung x x x

stellv. Schulleitung x

Sekretariat x x

separater Kopierraum x x

Sitzungsraum x

Sprechzimmer x x x

Arzt x x x

Pforte x

Hausmeister Dienstraum x x x

Direktion Direktion x

Sekretärin

Sekretariat (technische Assistenten) x

Verwaltungsräume gesamt 0,3 x 0,7 x 0,5 0,7 0,14

Sonstiges Schulsozialarbeit /Streitschlichter x

Raum für Server und Geräte x

Garderobe /Aufbewahrung x 0,40

Archivraum 0,4 x x

Sanitär x 0,3 x

Sportbereich Sporthalle 1,7 x 2,2 2,2 3

zusätzlicher Sportraum 0,1 x

Garderoben/Duschen 0,2 0,3
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Analysefeld 14

BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich
Deutsche  
Auslandsschulen

Raumgröße pro Schüler

Garderoben / Duschen
0,2

0,3

Sportlehrpersonen- und Sanitätszimmer 0,1

Geräteraum innen 0,4 0,2

Geräteraum außen 0,1

Sporthalle gesamt 2,9 2,8

Außenbereich Pausenfläche überdeckt 0,3 0,4 0,8

Pausenfläche 5 5 5 2,9 5,0 5 (10) x

Sportanlagen außen 12,7 8,0

Stellplätze gesamt (Auto, Rad, Bus, Moped) 3,0

PKW-Stellplätze 0,04

Inklusionsflächen Pflegebad x

Raumflächen für individuelle Angebote x

Inklusionsflächen gesamt 0,7

Verhältnis umbauter Raum  
zur Programmfläche 

7,0

Verhältnis Programmfläche  
zur Restfläche (NNF)

1,5

Verhältnis Erschließungsfläche/
Nutzfläche

0,3 0,2
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Flächenangaben—Primarstufe Tabelle 1, Fortsetzung
4-zügig, 4-jährig; Angaben in m2/Schüler

Bremen:
Die Empfehlungen zur 
Schulentwicklung  er-
höhen den Raumbedarf. 
Diese werden  
in Raumfaktoren   
pro Klasse dargestellt 
und nicht als Flächen-
faktoren und sind somit 
in der Tabelle nur mit x 
und + berücksichtigt.

Baden-Württemberg:
Bibliothek: inkl. Materi-
al-, Lehrmittelraum und 
Brennraum

Zürich:
Aula:  die Fläche steigt 
nicht proportional mit 
der Zunahme der Schü-
ler, deswegen erhält 
man unterschiedliche 
Zahlen bei Primar- und 
Sekundarstufe

BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich
Deutsche  
Auslandsschulen

Raumgröße pro Schüler

Garderoben / Duschen
0,2

0,3

Sportlehrpersonen- und Sanitätszimmer 0,1

Geräteraum innen 0,4 0,2

Geräteraum außen 0,1

Sporthalle gesamt 2,9 2,8

Außenbereich Pausenfläche überdeckt 0,3 0,4 0,8

Pausenfläche 5 5 5 2,9 5,0 5 (10) x

Sportanlagen außen 12,7 8,0

Stellplätze gesamt (Auto, Rad, Bus, Moped) 3,0

PKW-Stellplätze 0,04

Inklusionsflächen Pflegebad x

Raumflächen für individuelle Angebote x

Inklusionsflächen gesamt 0,7

Verhältnis umbauter Raum  
zur Programmfläche 

7,0

Verhältnis Programmfläche  
zur Restfläche (NNF)

1,5

Verhältnis Erschließungsfläche/
Nutzfläche

0,3 0,2
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Analysefeld 14

 Fortsetzung auf Folgeseite

BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Raumgröße pro Schüler

Klassenteiler 31 25 30 29 29 29 25 25 25 25

Schüleranzahl 744 600 720 696 696 696 600 600 600 600,0

Grundstücksgröße 20 20

Klassenzimmer Klassenzimmergröße /Schüler 1,7 – 2,1 2,4 (1,9+ 0,5) 2,0 2,3 mind. 2,0 2,9 2,4 2,4

Raumhöhe 3,2 3,0 3,0 3,2

Gruppen(Differenzierungs-)raum x 0,6 0,7 0,3 0,4

Klassenzimmer  
+ Gruppenraum

1,7 – 2,1 2,4 + 2,0 2,9 2,0 3,6 2,7 2,8

Mehrzweckraum x 0,1 x 0,12

Raum für neue Technologien /Selbstlernzentrum x 0,13 x

Fachräume Chemie x x x x x

Vorbereitung Chemie x

Physik x x x x x x

Vorbereitung Physik x

Biologie x x x

Vorbereitung Biologie x

Vorbereitung NWR x x x

Hauswirtschaft (Mensch und Umwelt) x x x x x

Textilraum x x x x

Holzwerkstatt
x

x
x

x

Metallwerkstatt x x

Werkraum x x

Nebenraum Werkraum x x

Kunstraum x x x x x

Nebenraum Kunstraum x x

Brennofenraum x x x

Fotolabor x

Musikraum x x x x x

Universal mus.-techn. Bereich x x

Nebenraum Musikraum x x

Informatik und Computerraum x x x x

Nebenräume gesamt x x x

Fachräume gesamt 1,3 – 1,4 x 2,0 1,9 2,2 1,80 1,9

Lehr- und Lernräume gesamt 3 – 3,5 4,13 4,9 5,8 4,50 4,82

Gemeinschaftsbereiche Aula 0,34 0,34 x 0,24 0,8 1,00

Medienraum x 0,17 0,14

Bibliothek 0,08 x 0,27 0,27 x 0,24 0,6 0,32

Schüleraufenthaltsraum x x 0,24 0,8

Therapieraum x

Psychomotoriktherapieraum x 0,12

Ganztagsbereich Küche

1,0

0,19 0,35 x

Speiseraum 0,34 0,2 0,7 0,66

Spiel-, Musik-, Aufenthaltsraum x 0,41

Ganztagsbereich gesamt 1,0 0,95 1,05 0,66 +

Lehrer/sonstige Verwaltung Lehrerzimmer x x x x x x

Lehrerstation x x x

Lehrmittelraum (Lernmittel) x x x x x x

Schulleitung x x x x x

stellv. Schulleitung x x x

Verwaltungsleiter x

Sekretariat Schulleiter x
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Flächenangaben—Sekundarstufe I, Tabelle 1
4-zügig, 6-jährig; Angaben in m2/Schüler

 Fortsetzung auf Folgeseite

BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Raumgröße pro Schüler

Klassenteiler 31 25 30 29 29 29 25 25 25 25

Schüleranzahl 744 600 720 696 696 696 600 600 600 600,0

Grundstücksgröße 20 20

Klassenzimmer Klassenzimmergröße /Schüler 1,7 – 2,1 2,4 (1,9+ 0,5) 2,0 2,3 mind. 2,0 2,9 2,4 2,4

Raumhöhe 3,2 3,0 3,0 3,2

Gruppen(Differenzierungs-)raum x 0,6 0,7 0,3 0,4

Klassenzimmer  
+ Gruppenraum

1,7 – 2,1 2,4 + 2,0 2,9 2,0 3,6 2,7 2,8

Mehrzweckraum x 0,1 x 0,12

Raum für neue Technologien /Selbstlernzentrum x 0,13 x

Fachräume Chemie x x x x x

Vorbereitung Chemie x

Physik x x x x x x

Vorbereitung Physik x

Biologie x x x

Vorbereitung Biologie x

Vorbereitung NWR x x x

Hauswirtschaft (Mensch und Umwelt) x x x x x

Textilraum x x x x

Holzwerkstatt
x

x
x

x

Metallwerkstatt x x

Werkraum x x

Nebenraum Werkraum x x

Kunstraum x x x x x

Nebenraum Kunstraum x x

Brennofenraum x x x

Fotolabor x

Musikraum x x x x x

Universal mus.-techn. Bereich x x

Nebenraum Musikraum x x

Informatik und Computerraum x x x x

Nebenräume gesamt x x x

Fachräume gesamt 1,3 – 1,4 x 2,0 1,9 2,2 1,80 1,9

Lehr- und Lernräume gesamt 3 – 3,5 4,13 4,9 5,8 4,50 4,82

Gemeinschaftsbereiche Aula 0,34 0,34 x 0,24 0,8 1,00

Medienraum x 0,17 0,14

Bibliothek 0,08 x 0,27 0,27 x 0,24 0,6 0,32

Schüleraufenthaltsraum x x 0,24 0,8

Therapieraum x

Psychomotoriktherapieraum x 0,12

Ganztagsbereich Küche

1,0

0,19 0,35 x

Speiseraum 0,34 0,2 0,7 0,66

Spiel-, Musik-, Aufenthaltsraum x 0,41

Ganztagsbereich gesamt 1,0 0,95 1,05 0,66 +

Lehrer/sonstige Verwaltung Lehrerzimmer x x x x x x

Lehrerstation x x x

Lehrmittelraum (Lernmittel) x x x x x x

Schulleitung x x x x x

stellv. Schulleitung x x x

Verwaltungsleiter x

Sekretariat Schulleiter x
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Analysefeld 14

BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Raumgröße pro Schüler

Sekretariat x x x

Buchhaltung x

Teeküche x

separater Kopierraum x x x

Stundenplan x

Sitzungsraum x

Sprechzimmer
x

x x

Arzt x x

Sitzungsraum x

Pforte x

Hausmeister Dienstraum x x x x

Direktion Direktion x

Sekretärin x

Sekretariat (technische Assistenten) x

Verwaltungsräume gesamt 0,46 0,74 0,5 0,7 0,30

Sonstiges Schülervertretung x x

Schülerzeitung x

Schulsozialarbeit /Streitschlichter x

Raum für Server und Geräte x x x

Garderobe /Aufbewahrung 0,5

Archivraum 0,6 x x

Sanitär x x

Sportbereich Sporthalle 1,7 x x x

zusätzlicher Sportraum x x

Garderoben / Duschen x x x

Sportlehrpersonen- und Sanitätszimmer x x x

Geräteraum innen x x x

Geräteraum außen x x

Sporthalle gesamt 2,8 1,7 – 1,85 2,0

Außenbereich Pausenfläche überdeckt 0,3 5,0 5,0 5,0 5 (10)

Pausenfläche 3 – 5 x

Sportanlage außen 8,48 8,0

Stellplätze gesamt (Auto, Rad, Bus, Moped) 3,0

PKW-Stellplätze 0,08

Inklusionsflächen Pflegebad x

Raumflächen für individuelle Angebote x

Inklusionsflächen  gesamt 0,6

Verhältnis umbauter Raum zur 
Programmfläche 

7,0

Verhältnis Programmfläche zur 
Restfläche

1,5

Verhältnis Erschließungsfläche  
zur Nutzfläche

0,3 max. 0,2
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Flächenangaben—Sekundarstufe I, Tabelle 1, Fortsetzung
4-zügig, 6-jährig; Angaben in m2/Schüler

BW:
Grundlage: Raumbedarf 
für Realschulen

Bozen:
In dem textlichen Teil 
wird ein Medienraum von 
60 – 100 m2 für große 
Schulen gefordert, in 
den Tabellen wird dieser 
nicht aufgelistet.

Berechnung des Spei-
sesaals und der Küche 
mit Nebenräumen mit 
der Annahme, dass in 2 
Turnusen gegessen wird 
(siehe Text Schulbau-
richtlinien)

Herford:
Für jeden Essplatz steht 
durchschnittlich 1 m2 
(0,66 – max. 1,32 m2) zur 
Verfügung.

Annahme: Schule mit 
gebundener Ganz-
tagsangebot: 40% der 
Schüler in 2 Schichten

BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Raumgröße pro Schüler

Sekretariat x x x

Buchhaltung x

Teeküche x

separater Kopierraum x x x

Stundenplan x

Sitzungsraum x

Sprechzimmer
x

x x

Arzt x x

Sitzungsraum x

Pforte x

Hausmeister Dienstraum x x x x

Direktion Direktion x

Sekretärin x

Sekretariat (technische Assistenten) x

Verwaltungsräume gesamt 0,46 0,74 0,5 0,7 0,30

Sonstiges Schülervertretung x x

Schülerzeitung x

Schulsozialarbeit /Streitschlichter x

Raum für Server und Geräte x x x

Garderobe /Aufbewahrung 0,5

Archivraum 0,6 x x

Sanitär x x

Sportbereich Sporthalle 1,7 x x x

zusätzlicher Sportraum x x

Garderoben / Duschen x x x

Sportlehrpersonen- und Sanitätszimmer x x x

Geräteraum innen x x x

Geräteraum außen x x

Sporthalle gesamt 2,8 1,7 – 1,85 2,0

Außenbereich Pausenfläche überdeckt 0,3 5,0 5,0 5,0 5 (10)

Pausenfläche 3 – 5 x

Sportanlage außen 8,48 8,0

Stellplätze gesamt (Auto, Rad, Bus, Moped) 3,0

PKW-Stellplätze 0,08

Inklusionsflächen Pflegebad x

Raumflächen für individuelle Angebote x

Inklusionsflächen  gesamt 0,6

Verhältnis umbauter Raum zur 
Programmfläche 

7,0

Verhältnis Programmfläche zur 
Restfläche

1,5

Verhältnis Erschließungsfläche  
zur Nutzfläche

0,3 max. 0,2



120

Analysefeld 14

 Fortsetzung auf Folgeseite

BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Raumgröße pro Schüler

Klassenteiler 31 25 25-26 29 29 30 25 25

Schüleranzahl 248 200 200-208 232 232 240 200 200,0

Grundstücksgröße 20 20 20,0

Klassenzimmer Klassenzimmergröße /Schüler 1,7 – 2,1 2,0 (1,9+ 0,1) 2,3 1,7 – 2,2 2,4 2,4

Raumhöhe 3,2 3,0 3,2

Gruppen(Differenzierungs-)raum x 0,3 0,45

Klassenzimmer+Gruppenraum 1,7 – 2,1 2,0 + 2,3 1,7 – 2,2 2,7 2,85

Mehrzweckraum x 0,24 0,12

Raum für neue Technologien /Selbstlernzentrum 0,38

Fachräume Chemie x xx x x

Vorbereitung Chemie x

Physik x x x x

Biologie x x x x

Vorbereitung Biologie

Vorbereitung Chemie / Physik / Biologie x x x x

Werkraum x

Nebenraum Werkraum x

Kunstraum x x x x

Nebenraum Kunstraum x x

Brennofenraum x

Fotolabor x

Musikraum x x x x

Nebenraum Musikraum x x

Universalraum (musisch. - techn. Bereich) x x

zusätzliche Nebenräume x

Informatik und Computerraum x x x

Fachräume gesamt 1,55 – 1,64 x 3,0 1,9 1,90 0,93

Lehr- und Lernräume gesamt 3,25 – 3,74 5,7 3,8 – 4,3 4,60 3,90

Gemeinschaftsbereiche Aula 0,43 0,43 0,8 0,25

Medienraum x 0,1

Schülerarbeitsraum 0,3 x

Bibliothek 0,16 0,43 0,43 0,6 0,25

Therapieraum x

Psychomotoriktherapieraum x

Ganztagsbereich Küche 0,35

Speiseraum x 0,66 0,7  0,66

Ausgabestelle Pausenverpflegung 0,01

Spiel-, Musik-, Aufenthaltsraum x x 0,33

Ganztagsbereich gesamt 1,0 1,05 0,67

Lehrer/sonstige Verwaltung Lehrerzimmer x x x x

Lehrerstation x

Lehrmittelraum (Lernmittel) x x x x

Schulleitung x x x

Sekretariat Schulleitung x

stellv. Schulleitung x x

Verwaltungsleiter x

Sekretariat x x x

Teeküche x

Buchhaltung x

separater Kopierraum x x

Stundenplan
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Flächenangaben—Sekundarstufe II, Tabelle 1
4-zügig, 2-jährig; Angaben in m2/Schüler

 Fortsetzung auf Folgeseite

BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Raumgröße pro Schüler

Klassenteiler 31 25 25-26 29 29 30 25 25

Schüleranzahl 248 200 200-208 232 232 240 200 200,0

Grundstücksgröße 20 20 20,0

Klassenzimmer Klassenzimmergröße /Schüler 1,7 – 2,1 2,0 (1,9+ 0,1) 2,3 1,7 – 2,2 2,4 2,4

Raumhöhe 3,2 3,0 3,2

Gruppen(Differenzierungs-)raum x 0,3 0,45

Klassenzimmer+Gruppenraum 1,7 – 2,1 2,0 + 2,3 1,7 – 2,2 2,7 2,85

Mehrzweckraum x 0,24 0,12

Raum für neue Technologien /Selbstlernzentrum 0,38

Fachräume Chemie x xx x x

Vorbereitung Chemie x

Physik x x x x

Biologie x x x x

Vorbereitung Biologie

Vorbereitung Chemie / Physik / Biologie x x x x

Werkraum x

Nebenraum Werkraum x

Kunstraum x x x x

Nebenraum Kunstraum x x

Brennofenraum x

Fotolabor x

Musikraum x x x x

Nebenraum Musikraum x x

Universalraum (musisch. - techn. Bereich) x x

zusätzliche Nebenräume x

Informatik und Computerraum x x x

Fachräume gesamt 1,55 – 1,64 x 3,0 1,9 1,90 0,93

Lehr- und Lernräume gesamt 3,25 – 3,74 5,7 3,8 – 4,3 4,60 3,90

Gemeinschaftsbereiche Aula 0,43 0,43 0,8 0,25

Medienraum x 0,1

Schülerarbeitsraum 0,3 x

Bibliothek 0,16 0,43 0,43 0,6 0,25

Therapieraum x

Psychomotoriktherapieraum x

Ganztagsbereich Küche 0,35

Speiseraum x 0,66 0,7  0,66

Ausgabestelle Pausenverpflegung 0,01

Spiel-, Musik-, Aufenthaltsraum x x 0,33

Ganztagsbereich gesamt 1,0 1,05 0,67

Lehrer/sonstige Verwaltung Lehrerzimmer x x x x

Lehrerstation x

Lehrmittelraum (Lernmittel) x x x x

Schulleitung x x x

Sekretariat Schulleitung x

stellv. Schulleitung x x

Verwaltungsleiter x

Sekretariat x x x

Teeküche x

Buchhaltung x

separater Kopierraum x x

Stundenplan
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Analysefeld 14

BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Raumgröße pro Schüler

Sitzungsraum x

Sprechzimmer
x

x x

Arzt x

Pforte x

Werkstatt x

Hausmeister Dienstraum x x x

Direktion Direktion x

Sekretärin x

Sekretariat (technische Assistenten) x

Verwaltungsräume gesamt 0,46 0,44 0,7 0,22

Sonstiges Schülervertretung x x

Schülerzeitung

Schulsozialarbeit /Streitschlichter

Schüleraufenthaltsraum x x x

Raum für Server und Geräte x x x

Garderobe /Aufbewahrung x 0,5

Archivraum x x

Sanitär x x x

Sportbereich Sporthalle 1,7 x 1,5

zusätzlicher Sportraum

Garderoben / Duschen x

Sportlehrpersonen- und Sanitätszimmer x x

Geräteraum innen x x

Geräteraum außen x

Sporthalle gesamt 1,7

Außenbereich Pausenfläche überdeckt 0,2

Pausenfläche 2,25 – 3,75 5,0 5,0 5,0 x

Sportanlagen außen 10,0

Stellplätze gesamt (Auto, Rad, Bus, Moped)

Inklusionsflächen Pflegebad

Raumflächen für individuelle Angebote

Inklusionsflächen  gesamt

Verhältnis umbauter Raum zur 
Programmfläche 

7,0

Verhältnis Programmfläche zur 
Restfläche

1,5

Verhältnis Erschließungsfläche  
zur Nutzfläche

max. 0,2



Flächenangaben—Sekundarstufe II, Tabelle 1, Fortsetzung
4-zügig, 2-jährig; Angaben in m2/Schüler

BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Raumgröße pro Schüler

Sitzungsraum x

Sprechzimmer
x

x x

Arzt x

Pforte x

Werkstatt x

Hausmeister Dienstraum x x x

Direktion Direktion x

Sekretärin x

Sekretariat (technische Assistenten) x

Verwaltungsräume gesamt 0,46 0,44 0,7 0,22

Sonstiges Schülervertretung x x

Schülerzeitung

Schulsozialarbeit /Streitschlichter

Schüleraufenthaltsraum x x x

Raum für Server und Geräte x x x

Garderobe /Aufbewahrung x 0,5

Archivraum x x

Sanitär x x x

Sportbereich Sporthalle 1,7 x 1,5

zusätzlicher Sportraum

Garderoben / Duschen x

Sportlehrpersonen- und Sanitätszimmer x x

Geräteraum innen x x

Geräteraum außen x

Sporthalle gesamt 1,7

Außenbereich Pausenfläche überdeckt 0,2

Pausenfläche 2,25 – 3,75 5,0 5,0 5,0 x

Sportanlagen außen 10,0

Stellplätze gesamt (Auto, Rad, Bus, Moped)

Inklusionsflächen Pflegebad

Raumflächen für individuelle Angebote

Inklusionsflächen  gesamt

Verhältnis umbauter Raum zur 
Programmfläche 

7,0

Verhältnis Programmfläche zur 
Restfläche

1,5

Verhältnis Erschließungsfläche  
zur Nutzfläche

max. 0,2

BW :
Grundlage: Raumbedarf 
für Realschulen

Bozen:
In dem textlichen Teil 
wird ein Medienraum 
von 60 –100 m2 für große 
Schulen gefordert, in 
den Tabellen wird dieser 
nicht aufgelistet.

Berechnung des Spei-
sesaals und der Küche 
mit Nebenräumen mit 
der Annahme, dass in 2 
Turnusen gegessen wird 
(siehe Text Schulbau-
richtlinien)

Herford:
Für jeden Essplatz steht 
durchschnittlich 1 m2 
(0,66 –max. 1,32 m2) 
zur Verfügung.

Annahme: Schule  
mit gebundener Ganz-
tagsangebot: 40% der 
Schüler in 2 Schichten

Bei den deutschen 
Auslandsschule gilt das 
Gleiche wie für BW. Die 
Zahlen wurden in dieser 
Tabelle runtergerechnet 
(Gesamtanzahl Schüler 
800, hier 200 angenom-
men)

Die unterschiedlichen 
Werte zwischen NRW 
und Köln, kommen daher 
das NRW zusätzliche Ne-
benräume vorschreibt, 
mehr m2 pro Schüler 
vorgibt, und einen NWR 
mehr hat.

Grundlage von BW be-
zieht sich auf das ganze 
Gymnasium. In der 
vorangehende Tabelle 
sind die Zahlen noch auf 
8 Jahre bezogen (992 
Schüler, Fachräume 
1542–1626 m2), hier sind 
sie auf die 2 Oberstufen-
jahre runtergerechnet, 
womit eine Schülerzahl 
von 248 angenommen 
wird und die darauf 
bezogenen Fachräume 
385,5 m2 betragen.
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BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe

Klassenteiler 28 24 28 30 30 30 25 (jahrgangsübergreifend 21 bzw. 23) 25 25 25

Schüleranzahl 448 384 448 480 480 480 400 400 400 400

Grundstücksgröße 448 20 8960 400 20,00 8000

Klassenzimmer Klassenzimmergröße / Schüler 28 1,9 –2,35 54 – 66 24 2,6 62,4 30 2,50 75,0 30 2,40 72,0 30 2,50 75,0 25 2,50 62,5 25 2,70 67,5 Raumgrößen leiten sich von Orga- 
nisation der Möbel ab (Tischgrößen:  
65x50 cm; Tischabstand seitlich:  
55 –100 cm; Tischabstand hinter- 
einander: 70 – 80 cm)

25 2,6 65

Gesamtfläche Klassenzimmer 16 864 –1056 16 62,4 998,4 16 75 1200 16 72 1152 16 75 1200 16 72 1152 16 67,50 1080 16 65 1040

Raumhöhe 3,2 m, 3,00 bei künstlicher Be- und Entfüftung Rauminhalt 6,0 m3 / Schüler, Raumhöhe: 3 m  3 m 3,20 m

Gruppen(Differenzierungs-)raum 4 x 8 36 288 1+ 16 18 288 400 0,80 320 8 30 240

Mehrzweckraum / Kursraum 5 216 –240 1 x 4 75 300 4 72 288 1 70 70

Nebenraum zum Mehrzweckraum 4 15 60

Fachräume Textilraum / Handarbeiten x 72 1 70 70

Nebenraum Textilraum / Handarbeiten 18 1 20 20

Brennofenraum 10 10

Musikraum x 1 65 65

Nebenraum Musik 1 20 20

Computerraum 1 55 55

Fachräume gesamt 4 x 400 1,00 400 230

Lehr- und Lernräume gesamt 1296 998 1500 1798 1200 1530 400 4,50 1800 1580

Gemeinschaftsbereiche Aula 160 160 x 126 400 0,80 320

Bibliothek 96 –120  
(inkl. Lehrmittel, 
Material-und 
Brennraum)

1 x 72 x 96 400 0,60 240 1 1 50

Schüleraufenthaltsraum/ 
Freizeit, Spielen, Entspannen

2 x 2 x 400 0,80 320

Therapieraum 36

Psychomotoriktherapieraum 6
x

72

Ganztagsbereich Küche 85 200 0,70 140 n. Erf.

Speiseraum x 320 160 0,66  
(in den Lernräu-
men möglich)

320 200 1,40 280 400 0,66 264

Ausgabe Pausenverpflegung 1 10,00 10

Spiel-, Musik-, Aufenthaltsraum 2 x 160 4 72 288 x 72

Lehrer / Verwaltung Lehrerzimmer 108 1,0 –2,0 115 x 16 6 96 0 –130

Lehrerstation 50 x 16 6 96

Lehrmittelraum 50 50 16 9 144 0 – 60

Schulleitung 20 18 12–15

stellv. Schulleitung 16

Sekretariat 32 1 14 14

separater Kopierraum 8 12–25

Sitzungsraum 60

Sprechzimmer 12 15 – 45 

Arzt
18

16 1 18 18

Pforte 1 8 8

Hausmeister Dienstraum 12 16 12–15

Direktion Direktion 2 20 40

Sekretärin 20

Sekretariat (technische Assistenten) 3 15 45

Verwaltungsräume gesamt 0,70 280

Sonstiges Schulsozialarbeit/Streitschlichter 16

Raum für Server und Geräte 5 –10

Garderobe /Aufbewahrung 20 –100 400 0,40 160

Archivraum 16 9 144 20 1 15 15

Sanitär 400 0,30 120 400 0,30 120 16 1 16

Flächenbedarf
pos01_grundschule_1

TITEL:
Flächenangaben Primarstufe Tabelle II

OBEN

124

Analysefeld 14

 Fortsetzung auf Folgeseite



BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe

Klassenteiler 28 24 28 30 30 30 25 (jahrgangsübergreifend 21 bzw. 23) 25 25 25

Schüleranzahl 448 384 448 480 480 480 400 400 400 400

Grundstücksgröße 448 20 8960 400 20,00 8000

Klassenzimmer Klassenzimmergröße / Schüler 28 1,9 –2,35 54 – 66 24 2,6 62,4 30 2,50 75,0 30 2,40 72,0 30 2,50 75,0 25 2,50 62,5 25 2,70 67,5 Raumgrößen leiten sich von Orga- 
nisation der Möbel ab (Tischgrößen:  
65x50 cm; Tischabstand seitlich:  
55 –100 cm; Tischabstand hinter- 
einander: 70 – 80 cm)

25 2,6 65

Gesamtfläche Klassenzimmer 16 864 –1056 16 62,4 998,4 16 75 1200 16 72 1152 16 75 1200 16 72 1152 16 67,50 1080 16 65 1040

Raumhöhe 3,2 m, 3,00 bei künstlicher Be- und Entfüftung Rauminhalt 6,0 m3 / Schüler, Raumhöhe: 3 m  3 m 3,20 m

Gruppen(Differenzierungs-)raum 4 x 8 36 288 1+ 16 18 288 400 0,80 320 8 30 240

Mehrzweckraum / Kursraum 5 216 –240 1 x 4 75 300 4 72 288 1 70 70

Nebenraum zum Mehrzweckraum 4 15 60

Fachräume Textilraum / Handarbeiten x 72 1 70 70

Nebenraum Textilraum / Handarbeiten 18 1 20 20

Brennofenraum 10 10

Musikraum x 1 65 65

Nebenraum Musik 1 20 20

Computerraum 1 55 55

Fachräume gesamt 4 x 400 1,00 400 230

Lehr- und Lernräume gesamt 1296 998 1500 1798 1200 1530 400 4,50 1800 1580

Gemeinschaftsbereiche Aula 160 160 x 126 400 0,80 320

Bibliothek 96 –120  
(inkl. Lehrmittel, 
Material-und 
Brennraum)

1 x 72 x 96 400 0,60 240 1 1 50

Schüleraufenthaltsraum/ 
Freizeit, Spielen, Entspannen

2 x 2 x 400 0,80 320

Therapieraum 36

Psychomotoriktherapieraum 6
x

72

Ganztagsbereich Küche 85 200 0,70 140 n. Erf.

Speiseraum x 320 160 0,66  
(in den Lernräu-
men möglich)

320 200 1,40 280 400 0,66 264

Ausgabe Pausenverpflegung 1 10,00 10

Spiel-, Musik-, Aufenthaltsraum 2 x 160 4 72 288 x 72

Lehrer / Verwaltung Lehrerzimmer 108 1,0 –2,0 115 x 16 6 96 0 –130

Lehrerstation 50 x 16 6 96

Lehrmittelraum 50 50 16 9 144 0 – 60

Schulleitung 20 18 12–15

stellv. Schulleitung 16

Sekretariat 32 1 14 14

separater Kopierraum 8 12–25

Sitzungsraum 60

Sprechzimmer 12 15 – 45 

Arzt
18

16 1 18 18

Pforte 1 8 8

Hausmeister Dienstraum 12 16 12–15

Direktion Direktion 2 20 40

Sekretärin 20

Sekretariat (technische Assistenten) 3 15 45

Verwaltungsräume gesamt 0,70 280

Sonstiges Schulsozialarbeit/Streitschlichter 16

Raum für Server und Geräte 5 –10

Garderobe /Aufbewahrung 20 –100 400 0,40 160

Archivraum 16 9 144 20 1 15 15

Sanitär 400 0,30 120 400 0,30 120 16 1 16

Flächenbedarf
pos01_grundschule_1

TITEL:
Flächenangaben Primarstufe Tabelle II

OBEN

 Fortsetzung auf Folgeseite125

Flächenangaben—Primarstufe, Tabelle 2
4-zügig, 4-jährig



Zürich  
(6-jährige Primarstufe):
Annahme: 4-jährige 
Grundschule

Größe Mehrzwecksaal 
gemittelt für 16 Kl.= 126 
qm (für 12 Kl. = 108 m2/
für 24 Kl.=144 m2)

Pausenfläche überdeckt 
außen oder innen

Aufenthaltsraum:  
für 12 Kl. = 72,  
für 6 Kl.= 36

Bibliothek für  
12 Kl. =72, für 6 Kl.=36, 
für 18 Kl.=108

Bozen  
(5-jährige Primarstufe):
Annahme: 4-jährige 
Grundschule

In dem textlichen Teil 
wird ein Medienraum 
von 60-100 m2 für große 
Schulen gefordert, in 
den Tabellen wird dieser 
nicht aufgelistet.

Berechnung des Speise-
saals und der Küche 
mit Nebenräumen mit 
der Annahme, dass in 2 
Turnusen gegessen  
wird (siehe Text Schul-
baurichtlinien)

BW:
Die Forderungen der 
Schulbauförderrichtli-
nien beziehen sich auf 
eine veraltete DIN 277. 
Die Unterteilung der 
Nutzfläche in Haupt- und 
Nebennutzfläche ist in 
der DIN 277 von 2005 
entfallen.

BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe

Sportbereich Sporthalle 2 405 810 x 2 448 896 864 1 1215 1215

zusätzlicher Sportraum 30 – 40 2 144 +x 144 +x

Garderoben / Duschen 80 2 40-60 80 –120

Sportlehrpersonen- und Sanitätszimmer 15 2 10-15 20 –30 x

Geräteraum innen 2 80 160 50 – 60 x

Geräteraum außen 25

Sportanlagen außen 1 x 1040 + 1 x 4050 5090 400 8,00 3200

Außenbereich Pausenfläche überdeckt 134
2400 2400

16 9 144 400 5 (10) 2000 (4000)

Pausenfläche 1344 –2240 16 72 1152 400 5,00 2000 nach örtl. Gegebenheiten

Stellplätze gesamt (Auto, Rad, Bus, Moped) 400 3,00 1200

PKW-Stellplätze 16 1,00 16

Inklusionsflächen Pfegebad 50

Raumflächen für individuelle Angebote 4 72 288

Verhältnis umbauter Raum  
zur Programmfläche 

7,0

Verhältnis Programmfläche  
zur Restfläche (NNF)

1,50

Verhältnis Erschließungsfläche  
zur Nutzfläche

0,30 0,20

Flächenbedarf
pos01_grundschule_1

TITEL:
Flächenangaben Primarstufe Tabelle II

UNTEN
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Analysefeld 14



Zürich  
(6-jährige Primarstufe):
Annahme: 4-jährige 
Grundschule

Größe Mehrzwecksaal 
gemittelt für 16 Kl.= 126 
qm (für 12 Kl. = 108 m2/
für 24 Kl.=144 m2)

Pausenfläche überdeckt 
außen oder innen

Aufenthaltsraum:  
für 12 Kl. = 72,  
für 6 Kl.= 36

Bibliothek für  
12 Kl. =72, für 6 Kl.=36, 
für 18 Kl.=108

Bozen  
(5-jährige Primarstufe):
Annahme: 4-jährige 
Grundschule

In dem textlichen Teil 
wird ein Medienraum 
von 60-100 m2 für große 
Schulen gefordert, in 
den Tabellen wird dieser 
nicht aufgelistet.

Berechnung des Speise-
saals und der Küche 
mit Nebenräumen mit 
der Annahme, dass in 2 
Turnusen gegessen  
wird (siehe Text Schul-
baurichtlinien)

BW:
Die Forderungen der 
Schulbauförderrichtli-
nien beziehen sich auf 
eine veraltete DIN 277. 
Die Unterteilung der 
Nutzfläche in Haupt- und 
Nebennutzfläche ist in 
der DIN 277 von 2005 
entfallen.

BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe

Sportbereich Sporthalle 2 405 810 x 2 448 896 864 1 1215 1215

zusätzlicher Sportraum 30 – 40 2 144 +x 144 +x

Garderoben / Duschen 80 2 40-60 80 –120

Sportlehrpersonen- und Sanitätszimmer 15 2 10-15 20 –30 x

Geräteraum innen 2 80 160 50 – 60 x

Geräteraum außen 25

Sportanlagen außen 1 x 1040 + 1 x 4050 5090 400 8,00 3200

Außenbereich Pausenfläche überdeckt 134
2400 2400

16 9 144 400 5 (10) 2000 (4000)

Pausenfläche 1344 –2240 16 72 1152 400 5,00 2000 nach örtl. Gegebenheiten

Stellplätze gesamt (Auto, Rad, Bus, Moped) 400 3,00 1200

PKW-Stellplätze 16 1,00 16

Inklusionsflächen Pfegebad 50

Raumflächen für individuelle Angebote 4 72 288

Verhältnis umbauter Raum  
zur Programmfläche 

7,0

Verhältnis Programmfläche  
zur Restfläche (NNF)

1,50

Verhältnis Erschließungsfläche  
zur Nutzfläche

0,30 0,20

Flächenbedarf
pos01_grundschule_1
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Flächenangaben—Primarstufe, Tabelle 2, Fortsetzung
4-zügig, 4-jährig



128

Analysefeld 14

BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe

Klassenteiler 31 25 30 29 29 29 25 25 25 25,0

Schüleranzahl 744 600 720 696 696 696 600 600 600 600,0

Grundstücksgröße 744 20 14880 600 20 12000

Klassenzimmer Klassenzimmergröße / Schüler 31 1,7 - 2,1 54 - 66 25 2,4 (1,9+ 0,5) 60 29 2,0 58 29 2,5 72 29 mind. 2,0 58 25 2,9 72 25 2,4 60 Raumgrößen leiten sich von Organisation der Möbel 
ab (Tischgrößen: 75x60 cm; Tischabstand seitlich:  
55 - 100 cm; Tischabstand hintereinander: 8 0- 85 cm); 
Schüler ab 10 J.

25 2,4 60,0

Gesamtfläche Klassenzimmer 24 54-66 1296-1584 24 60 1440 24 58 1392 8 72 576 24 58 1392 24 72 1728 24 60,0 1440 24 60,0 1440

16 64 1024

Raumhöhe 3,2;  bei künstlicher Be- und Entlüftung 3,0 3,0 3,0 3,2

Gruppen(Differenzierungs-)raum 4 x 12 36 432 24 18 432 600 0,3 180 7 30 210

Mehrzweckraum 1 x 1 72 72 1+ x 1 70 70

Nebenraum Mehrzweckraum

Raum für neue Technologien/Selbstlernzentrum 6,0 x 1 87 87 x

Fachräume Chemie 1,0 72-84 1,0 87 87 1 96 96 x 2 70 140

Vorbereitung Chemie 1,0 30,0 30,0

Physik 1,0 72-84 4 72,5 290 3 72 216 x

1,0 108 108

1 70 216

Vorbereitung Physik 1,0 30,0 30,0

Biologie 1,0 72-84 1,0 70,0 70,0

Vorbereitung Biologie 1,0 24,0 24,0

Vorbereitung NWR 200,0 2,0 70,0 140,0

Hauswirtschaft (Mensch und Umwelt) 168,0 1 150 150 1 150 150 x 1,0 108,0 108,0

Textilraum 1 87 87 1 84 84 x 3 72 216

Holzwerkstatt
2 87 174

1 84 84
x

3 72 216

Metallwerkstatt 1 84 84 2 72 144

Werkraum 3 72 216 1,0 70,0 70,0

Nebenraum Werkraum 3 18 54 1,0 35,0 35,0

Kunstraum 1,0 66-78 72,5 72,5 1 72 72 x 2 70 140

Nebenraum Kunstraum 1,0 18-24 2,0 20,0 40,0

Brennofenraum 1 10 10 1,0 18,0 18,0 2 20 40

Fotolabor 1,0 24,0 24,0

Musikraum 1,0 72,0 72,0 72,5 72,5 1 72 72 x 2 70 140

Nebenraum Musikraum 1,0 18,0 18,0 2,0 35,0 70,0

Universalraum mus.-techn. Bereich 246,0 1,0 108,0 108,0

Informatik und Computerraum 1,0 66-72 1 84 84 2 72 144 2 75 150

Nebenräume gesamt 440 440 10 376 x

Fachräume gesamt 978 -1020 15 x 2,0 1373 2,2 1528 2,2 1332 600 1,80 1080 1251,0

Lehr- und Lernräume gesamt 2274 - 2604 4,1 2852 5,2 3632 5,8 3492 600 4,50 2700 2971,0

Gemeinschaftsbereiche Aula 240 240 1 240 240 x 144 600 0,8 500 600 1 600

Medienraum 1,0 24-30 24-30 x 600,0 0,17 100,0 1,0 85,0 85,0

Bibliothek 1,0 60,0 60,0 1,0-2,0 x 190 190 1 190 190 x 108 600 0,6 360 1 190 190

Schüleraufenthaltsraum 1,0 48-84 48-84 3,0 x 600 0,8 500

Therapieraum 2 x

Psychomotoriktherapieraum 4 x 2,0 72 144,0

Ganztagsbereich Küche

720 720

1 130 130 3 108 324 300 0,7 210 n.Erf.

Speiseraum x 1 240 240 139 0,66-1,32 92 - 184 300 1,4 420 600 2/3m2 je S. 396

Spiel-, Musik-, Aufenthaltsraum 3 x 4 72 288 2 72 144

Ganztagsbereich gesamt 720 658 0,8 468 1,05 630 396

Lehrer/sonstige Verwaltung Lehrerzimmer 1,0 162,0 162,0 1,0 x 1 185 185 24 6 144 130 130,0 3m2/L.

Lehrerstation 3 x 1 50 50

Lehrmittelraum (Lernmittel) 2,0 54+30 84,0 2 x 60 60 1 60 60 x 38,0 9,0 342,0 30 30,0

Schulleitung 1,0 24,0 24,0 1 24 24 18 18 15 15,0 1 24 24

stellv. Schulleitung 1,0 18,0 18,0 2 20 40 1 18 18

Verwaltungsleiter 1 18 18

Flächenbedarf
pos01_sek1_1
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 Fortsetzung auf Folgeseite
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Flächenangaben-Sekundarstufe I, Tabelle 2
4-zügig, 6-jährig

BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe

Klassenteiler 31 25 30 29 29 29 25 25 25 25,0

Schüleranzahl 744 600 720 696 696 696 600 600 600 600,0

Grundstücksgröße 744 20 14880 600 20 12000

Klassenzimmer Klassenzimmergröße / Schüler 31 1,7 - 2,1 54 - 66 25 2,4 (1,9+ 0,5) 60 29 2,0 58 29 2,5 72 29 mind. 2,0 58 25 2,9 72 25 2,4 60 Raumgrößen leiten sich von Organisation der Möbel 
ab (Tischgrößen: 75x60 cm; Tischabstand seitlich:  
55 - 100 cm; Tischabstand hintereinander: 8 0- 85 cm); 
Schüler ab 10 J.

25 2,4 60,0

Gesamtfläche Klassenzimmer 24 54-66 1296-1584 24 60 1440 24 58 1392 8 72 576 24 58 1392 24 72 1728 24 60,0 1440 24 60,0 1440

16 64 1024

Raumhöhe 3,2;  bei künstlicher Be- und Entlüftung 3,0 3,0 3,0 3,2

Gruppen(Differenzierungs-)raum 4 x 12 36 432 24 18 432 600 0,3 180 7 30 210

Mehrzweckraum 1 x 1 72 72 1+ x 1 70 70

Nebenraum Mehrzweckraum

Raum für neue Technologien/Selbstlernzentrum 6,0 x 1 87 87 x

Fachräume Chemie 1,0 72-84 1,0 87 87 1 96 96 x 2 70 140

Vorbereitung Chemie 1,0 30,0 30,0

Physik 1,0 72-84 4 72,5 290 3 72 216 x

1,0 108 108

1 70 216

Vorbereitung Physik 1,0 30,0 30,0

Biologie 1,0 72-84 1,0 70,0 70,0

Vorbereitung Biologie 1,0 24,0 24,0

Vorbereitung NWR 200,0 2,0 70,0 140,0

Hauswirtschaft (Mensch und Umwelt) 168,0 1 150 150 1 150 150 x 1,0 108,0 108,0

Textilraum 1 87 87 1 84 84 x 3 72 216

Holzwerkstatt
2 87 174

1 84 84
x

3 72 216

Metallwerkstatt 1 84 84 2 72 144

Werkraum 3 72 216 1,0 70,0 70,0

Nebenraum Werkraum 3 18 54 1,0 35,0 35,0

Kunstraum 1,0 66-78 72,5 72,5 1 72 72 x 2 70 140

Nebenraum Kunstraum 1,0 18-24 2,0 20,0 40,0

Brennofenraum 1 10 10 1,0 18,0 18,0 2 20 40

Fotolabor 1,0 24,0 24,0

Musikraum 1,0 72,0 72,0 72,5 72,5 1 72 72 x 2 70 140

Nebenraum Musikraum 1,0 18,0 18,0 2,0 35,0 70,0

Universalraum mus.-techn. Bereich 246,0 1,0 108,0 108,0

Informatik und Computerraum 1,0 66-72 1 84 84 2 72 144 2 75 150

Nebenräume gesamt 440 440 10 376 x

Fachräume gesamt 978 -1020 15 x 2,0 1373 2,2 1528 2,2 1332 600 1,80 1080 1251,0

Lehr- und Lernräume gesamt 2274 - 2604 4,1 2852 5,2 3632 5,8 3492 600 4,50 2700 2971,0

Gemeinschaftsbereiche Aula 240 240 1 240 240 x 144 600 0,8 500 600 1 600

Medienraum 1,0 24-30 24-30 x 600,0 0,17 100,0 1,0 85,0 85,0

Bibliothek 1,0 60,0 60,0 1,0-2,0 x 190 190 1 190 190 x 108 600 0,6 360 1 190 190

Schüleraufenthaltsraum 1,0 48-84 48-84 3,0 x 600 0,8 500

Therapieraum 2 x

Psychomotoriktherapieraum 4 x 2,0 72 144,0

Ganztagsbereich Küche

720 720

1 130 130 3 108 324 300 0,7 210 n.Erf.

Speiseraum x 1 240 240 139 0,66-1,32 92 - 184 300 1,4 420 600 2/3m2 je S. 396

Spiel-, Musik-, Aufenthaltsraum 3 x 4 72 288 2 72 144

Ganztagsbereich gesamt 720 658 0,8 468 1,05 630 396

Lehrer/sonstige Verwaltung Lehrerzimmer 1,0 162,0 162,0 1,0 x 1 185 185 24 6 144 130 130,0 3m2/L.

Lehrerstation 3 x 1 50 50

Lehrmittelraum (Lernmittel) 2,0 54+30 84,0 2 x 60 60 1 60 60 x 38,0 9,0 342,0 30 30,0

Schulleitung 1,0 24,0 24,0 1 24 24 18 18 15 15,0 1 24 24

stellv. Schulleitung 1,0 18,0 18,0 2 20 40 1 18 18

Verwaltungsleiter 1 18 18

Flächenbedarf
pos01_sek1_1
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Analysefeld 14

BW:
Grundlage: Raumbedarf 
für Realschulen

Bozen:
In dem textlichen Teil 
wird ein Medienraum 
von 60 –100 m2 für große 
Schulen gefordert, in 
den Tabellen wird dieser 
nicht aufgelistet.

BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe

Sekretariat Schulleiter 1 24 24

Sekretariat 1,0 24,0 24,0 1 64 64 1 15 15

Buchhaltung 1 12 12

Teeküche n.B.

separater Kopierraum 1 8 8 25 25,0 1 12 12

Stundenplan 1 20 20

Sprechzimmer 18,0 18,0 2 12 24 45,0 45,0 2 12 24

Arzt 1 20 20 1 18 18

Sitzungsraum 60 60,0

Pforte 1 8 8

Hausmeister Dienstraum 12,0 12,0 1 20 20 15 15,0 1 12 12

Direktion Direktion 1 40 40

Sekretärin 1 20 20

Sekretariat (technische Assistenten) 3 15 45

Verwaltungsräume gesamt 342,0 0,74 515 0,8 504 600 0,7 420 185,0

Sonstiges Schülervertretung x 1 12 12 1 15 15

Schülerzeitung 1 12 12

Schulsozialarbeit/Streitschlichter 2 16 32

Schüleraufenthaltsraum

Raum für Server und Geräte 6-12 1 10 10 n.B.

Garderobe / Aufbewahrung 100,0 600 0,5 300

Archivraum 38 9 342 20 20 1,0 30,0 30,0

Sanitär 0,3 600 0,3 180 24 1,0 24,0 n.Erf.

Sportbereich Sporthalle 3 405 1215 3 448 1344 864 864 1,0 1215,0 1215,0

zusätzlicher Sportraum 30 - 40 30 - 40 2,0 144 + x 144 + x

Garderoben / Duschen 80 2 40 - 60 80 - 120 n.Erf.

Sportlehrpersonen- und Sanitätszimmer 15 2 10 - 15 20 - 30 n.Erf.

Geräteraum innen 3 80 240 50 - 60 n.Erf.

Geräteraum außen 25 n.Bed.

Sportanlagen außen x 1x1040+1x4050 5090 600 8,0 4800

Sporthalle gesamt 2,8 1679 1,7   -  1,85 1044 -  
1114

1215,0

Außenbereich Pausenfläche überdeckt 744,0 0,3 223,2
696 5,0 3480

696 5,0 3480 24,0 9,0 216,0
600 5,0 3000

600 5 (10) 3000 (6000)

Pausenfläche 744,0 3,0-5,0 2232 - 3720 24,0 72,0 1728,0 nach örtl. Gegebenheiten

Stellplätze gesamt (Auto, Rad, Bus, Moped) 600 3,0 1800

PKW-Stellplätze 24 2 48,0

Inklusionsflächen Pflegebad 1 50 50

Raumflächen für individuelle Angebote 4 72 288

Inklusionsflächen insgesamt 338

Verhältnis umbauter Raum  
zur Programmfläche 

7,0

Verhältnis Programmfläche  
zur Restfläche

1,5

Verhältnis Erschließungsflä-
che zur Nutzfläche

0,3 max. 0,2

Flächenbedarf
pos01_sek1_1

TITEL:
Flächenangaben Sekundarstufe I Tabelle 2
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BW:
Grundlage: Raumbedarf 
für Realschulen

Bozen:
In dem textlichen Teil 
wird ein Medienraum 
von 60 –100 m2 für große 
Schulen gefordert, in 
den Tabellen wird dieser 
nicht aufgelistet.

BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe

Sekretaiat Schulleiter 1 24 24

Sekretariat 1,0 24,0 24,0 1 64 64 1 15 15

Buchhaltung 1 12 12

Teeküche n.B.

separater Kopierraum 1 8 8 25 25,0 1 12 12

Stundenplan 1 20 20

Sprechzimmer 18,0 18,0 2 12 24 45,0 45,0 2 12 24

Arzt 1 20 20 1 18 18

Sitzungsraum 60 60,0

Pforte 1 8 8

Hausmeister Dienstraum 12,0 12,0 1 20 20 15 15,0 1 12 12

Direktion Direktion 1 40 40

Sekretärin 1 20 20

Sekretariat (technische Assistenten) 3 15 45

Verwaltungsräume gesamt 342,0 0,74 515 0,8 504 600 0,7 420 185,0

Sonstiges Schülervertretung x 1 12 12 1 15 15

Schülerzeitung 1 12 12

Schulsozialarbeit/Streitschlichter 2 16 32

Schüleraufenthaltsraum

Raum für Server und Geräte 6-12 1 10 10 n.B.

Garderobe / Aufbewahrung 100,0 600 0,5 300

Archivraum 38 9 342 20 20 1,0 30,0 30,0

Sanitär 0,3 600 0,3 180 24 1,0 24,0 n.Erf.

Sportbereich Sporthalle 3 405 1215 3 448 1344 864 864 1,0 1215,0 1215,0

zusätzlicher Sportraum 30 - 40 30 - 40 2,0 144 + x 144 + x

Garderoben / Duschen 80 2 40 - 60 80 - 120 n.Erf.

Sportlehrpersonen- und Sanitätszimmer 15 2 10 - 15 20 - 30 n.Erf.

Geräteraum innen 3 80 240 50 - 60 n.Erf.

Geräteraum außen 25 n.Bed.

Sportanlagen außen x 1x1040+1x4050 5090 600 8,0 4800

Sporthalle gesamt 2,8 1679 1,7   -  1,85 1044 -  
1114

1215,0

Außenbereich Pausenfläche überdeckt 744,0 0,3 223,2
696 5,0 3480

696 5,0 3480 24,0 9,0 216,0
600 5,0 3000

600 5 (10) 3000 (6000)

Pausenfläche 744,0 3,0-5,0 2232 - 3720 24,0 72,0 1728,0 nach örtl. Gegebenheiten

Stellplätze gesamt (Auto, Rad, Bus, Moped) 600 3,0 1800

PKW-Stellplätze 24 2 48,0

Inklusionsflächen Pflegebad 1 50 50

Raumflächen für individuelle Angebote 4 72 288

Inklusionsflächen insgesamt 338

Verhältnis umbauter Raum  
zur Programmfläche 

7,0

Verhältnis Programmfläche  
zur Restfläche

1,5

Verhältnis Erschließungsflä-
che zur Nutzfläche

0,3 max. 0,2

Flächenbedarf
pos01_sek1_1

TITEL:
Flächenangaben Sekundarstufe I Tabelle 2
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Flächenangaben-Sekundarstufe I, Tabelle 2, Fortsetzung
4-zügig, 6-jährig



BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe

Klassenteiler 31 25 25-26 29 29 30 25 25,0

Schüleranzahl 248 200 200-208 232 232 240 200 200,0

Grundstücksgröße 248 20 4960 200 20,0 4000,0

Klassenzimmer Klassenzimmergröße / Schüler 31 1,7 - 2,1 54 - 66 25 2,0 (1,9+ 0,1) 50 29 2,25 65 29 1,7 - 2,2 48/56/64 Keine Daten vorhanden keine Differenzierung in Sek II voranden 30 2,4 72 Raumgrößen leiten sich von Organisation der 
Möbel ab (Tischgrößen: 75x60 cm; Tischabstand 
seitlich: 55 - 100 cm; Tischabstand hintereinander: 
80- 85 cm); Schüler ab 10 J.

25 2,4 60,0

Gesamtfläche Klassenzimmer 8 54-66 432-528 8 50 400 8 65 522 4 48 192 8 72,0 576 8 60,0 480

4 56 224

4 64 256

Raumhöhe 3,2; bei künstlicher Be- und Entlüftung 3,0 3,0 3,2

Gruppen(Differenzierungs-)raum 2 x 240 0,3 72 3 30 90

Mehrzweckraum 1 x 1 56 56 1 85 85

Nebenraum Mehrzweckraum

Raum für neue Technologien/Selbstlernzentrum 1 87 87

Fachräume Chemie 2,0 84-90 168 - 180 4,0 87 348 3 64 192 1 70 70

Vorbereitung Chemie 1,0 84,0 84,0

Physik 2,0 84-90 168 - 180 x 1 70 70

Praxis Physik 1,0 66,0 66,0

Vorbereitung Physik 1,0 84,0 84,0

Biologie 3,0 84-90 252-270 x 1,0 70,0 70,0

Praxis Biologie 1,0 60,0 60,0

Vorbereitung Biologie 1,0 120,0 120,0

Vorbereitung Chemie/Physik/Biologie x 1,0 80,0 80,0 2,0 70,0 140,0

Textilraum

Holzwerkstatt

Metallwerkstatt

Werkraum 1,0 70,0 70,0

Nebenraum Werkraum 1,0 35,0 35,0

Kunstraum 2,0 66-78 132-156 1,0 72,5 72,5 1 56 56 1 70 70

Nebenraum Kunstraum 1,0 18-24 1,0 20,0 20,0

Brennofenraum 1 20 20

Fotolabor 1,0 24,0 24,0

Musikraum 2,0 72,0 144,0 1,0 72,5 72,5 1 56 56 1 70 70

Nebenraum Musikraum 1,0 18,0 18,0 1,0 35,0 35,0

Universalraum (musisch-techn. Bereich) 1,0 72,0 72,0 1,0 65,25 65,25

Informatik und Computerraum 2,0 66-72 132-144 1 64 64 1 75 75

Nebenräume gesamt 140 140 1,9 456,0

Fachräume gesamt 1542-1626 6 x 698,25 448 456 745,0

Lehr- und Lernräume gesamt 1974-2154 1307,25 1176 1104 1400,0

Gemeinschaftsbereiche Aula 100 100 1 100 100 240 0,8 192 1 200 200

Medienraum 36-54 60,0

Schülerarb. Raum (Oberstufe) 2,0 36,0 72,0

Bibliothek/Mediothek 1,0 158,0 158,0 100 100 1 100 100 240 0,6 145 1 200 200

Schüleraufenthaltsraum 56 56 1 56 56 1 40 40

Therapieraum
8 (ZuP (SP W+E))

Psychomotoriktherapieraum

Ganztagsbereich Küche 120 0,35 42 x

Speiseraum x 232,0 0,66 154 120 0,7 84 200 2/3m2 je S. 132

Ausgabestelle Pausenverpflegung 1 10 10

Spiel-, Musik-, Aufenthaltsraum 1,0 48-84 48-84 3 x 232,0 0,33 77

Ganztagsbereich gesamt 126 142

Lehrer/sonstige Verwaltung Lehrerzimmer 1,0 216,0 216,0 2,0 x 77 77 60 60,0 3m2 /L.

Lehrerstation

Lehrmittelraum/Lernmittel/Kartenraum 3,0 48+48+30 126,0 30 30 30 30 30 30,0

Flächenbedarf
pos01_sek2_1

TITEL:
Flächenangaben Sekundarstufe II Tabelle 2
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Analysefeld 14



BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe

Klassenteiler 31 25 25-26 29 29 30 25 25,0

Schüleranzahl 248 200 200-208 232 232 240 200 200,0

Grundstücksgröße 248 20 4960 200 20,0 4000,0

Klassenzimmer Klassenzimmergröße / Schüler 31 1,7 - 2,1 54 - 66 25 2,0 (1,9+ 0,1) 50 29 2,25 65 29 1,7 - 2,2 48/56/64 Keine Daten vorhanden keine Differenzierung in Sek II voranden 30 2,4 72 Raumgrößen leiten sich von Organisation der 
Möbel ab (Tischgrößen: 75x60 cm; Tischabstand 
seitlich: 55 - 100 cm; Tischabstand hintereinander: 
80- 85 cm); Schüler ab 10 J.

25 2,4 60,0

Gesamtfläche Klassenzimmer 8 54-66 432-528 8 50 400 8 65 522 4 48 192 8 72,0 576 8 60,0 480

4 56 224

4 64 256

Raumhöhe 3,2; bei künstlicher Be- und Entlüftung 3,0 3,0 3,2

Gruppen(Differenzierungs-)raum 2 x 240 0,3 72 3 30 90

Mehrzweckraum 1 x 1 56 56 1 85 85

Nebenraum Mehrzweckraum

Raum für neue Technologien/Selbstlernzentrum 1 87 87

Fachräume Chemie 2,0 84-90 168 - 180 4,0 87 348 3 64 192 1 70 70

Vorbereitung Chemie 1,0 84,0 84,0

Physik 2,0 84-90 168 - 180 x 1 70 70

Praxis Physik 1,0 66,0 66,0

Vorbereitung Physik 1,0 84,0 84,0

Biologie 3,0 84-90 252-270 x 1,0 70,0 70,0

Praxis Biologie 1,0 60,0 60,0

Vorbereitung Biologie 1,0 120,0 120,0

Vorbereitung Chemie/Physik/Biologie x 1,0 80,0 80,0 2,0 70,0 140,0

Textilraum

Holzwerkstatt

Metallwerkstatt

Werkraum 1,0 70,0 70,0

Nebenraum Werkraum 1,0 35,0 35,0

Kunstraum 2,0 66-78 132-156 1,0 72,5 72,5 1 56 56 1 70 70

Nebenraum Kunstraum 1,0 18-24 1,0 20,0 20,0

Brennofenraum 1 20 20

Fotolabor 1,0 24,0 24,0

Musikraum 2,0 72,0 144,0 1,0 72,5 72,5 1 56 56 1 70 70

Nebenraum Musikraum 1,0 18,0 18,0 1,0 35,0 35,0

Universalraum (musisch-techn. Bereich) 1,0 72,0 72,0 1,0 65,25 65,25

Informatik und Computerraum 2,0 66-72 132-144 1 64 64 1 75 75

Nebenräume gesamt 140 140 1,9 456,0

Fachräume gesamt 1542-1626 6 x 698,25 448 456 745,0

Lehr- und Lernräume gesamt 1974-2154 1307,25 1176 1104 1400,0

Gemeinschaftsbereiche Aula 100 100 1 100 100 240 0,8 192 1 200 200

Medienraum 36-54 60,0

Schülerarb. Raum (Oberstufe) 2,0 36,0 72,0

Bibliothek/Mediothek 1,0 158,0 158,0 100 100 1 100 100 240 0,6 145 1 200 200

Schüleraufenthaltsraum 56 56 1 56 56 1 40 40

Therapieraum
8 (ZuP (SP W+E))

Psychomotoriktherapieraum

Ganztagsbereich Küche 120 0,35 42 x

Speiseraum x 232,0 0,66 154 120 0,7 84 200 2/3m2 je S. 132

Ausgabestelle Pausenverpflegung 1 10 10

Spiel-, Musik-, Aufenthaltsraum 1,0 48-84 48-84 3 x 232,0 0,33 77

Ganztagsbereich gesamt 126 142

Lehrer/sonstige Verwaltung Lehrerzimmer 1,0 216,0 216,0 2,0 x 77 77 60 60,0 3m2 /L.

Lehrerstation

Lehrmittelraum/Lernmittel/Kartenraum 3,0 48+48+30 126,0 30 30 30 30 30 30,0

Flächenbedarf
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Flächenangaben-Sekundarstufe II, Tabelle 2
4-zügig, 2-jährig

 Fortsetzung auf Folgeseite



BW:
Grundlage: Raumbedarf 
für Gymnasien

Bozen:
In dem textlichen Teil 
wird ein Medienraum  
von 60 –100 m2 für große 
Schulen gefordert, in 
den Tabellen wird dieser 
nicht aufgelistet. 
Raumprgramm von 
mittel großen Schulen 
genommen, da bis 5 
Klassen als klein gilt und 
in diesem Fall 8 Klassen 
bestehen

Bremen Grundlage: 
Gymnasiale Oberstufe 
ZuP (SP W+E) = 
Wahrnehmung und 
Entwicklung

NRW und Köln:  
Chemieraum oder gr. 
Naturwissenschaftlicher 
Raum

Deutsche Auslands-
schulen: Aula: bis zu  
1 m2/Schüler

BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe

Schulleitung 1,0 24,0 24,0 15 15,0 1 24 24

Sekretariat Schulleitung 1 24 24

stellv. Schulleitung 1,0 18,0 18,0 1 18 18

Verwaltungsleiter 1 18 18

Sekretariat 1,0 42,0 42,0 2 12 24 1 15 15

Teeküche n.B. n.B. n.B.

Buchhaltung 1 12 12

separater Kopierraum 20 1 8 8

Stundenplan

Sitzungsraum 60

Sprechzimmer
18,0 18,0

30,0 1 12 12

Arzt 1 18 18

Pforte 1 8 8

Werkstatt 1 12 12

Hausmeister Dienstraum 12,0 12,0 15 1 12 12

Direktion Direktion 40

Sekretärin 20

Sekretariat (technische Assistenten) 45

Verwaltungsräume gesamt 456,0 0,19 131 240 0,7 168 181,0

Sonstiges Schülervertretung 1,0 18,0 18,0 1 15 15

Schülerzeitung

Schulsozialarbeit/Streitschlichter

Schüleraufenthaltsraum 1 40 40

Raum für Server und Geräte 1,0 6-12 10 n.B. n.B. n.B.

Garderobe / Aufbewahrung 60,0 0,5 4000

Archivraum 24+20 44 1,0 20,0 20,0

Sanitär 240 0,3 72 8 n. Erf. n. Erf. n. Erf.

Sportbereich Sporthalle 1 405 405 405 1,0 1215,0 1215,0

zusätzlicher Sportraum

Garderoben / Duschen 2 40-60 80-120

Sportlehrpersonen- und Sanitätszimmer 2 10-15 20-30 n.Erf.. n.Erf. n. Erf.

Geräteraum innen 50-60 n.Erf. n.Erf. n.Erf.

Geräteraum außen n.B. n.B. n.B.

Sportanlagen außen 10,0

Sporthalle gesamt

Außenbereich Pausenfläche überdeckt 223,2
232 5,0 1160

232 5,0 1160

Pausenfläche 2232 - 3720 240 1,0 240 5,0 1000,0 nach örtl. Gegebenheiten

Stellplätze gesamt (Auto, Rad, Bus, Moped)

PKW-Stellplätze 2/Raum

Inklusionsflächen Pflegebad 1 50 50

Raumflächen für individuelle Angebote 4 72 288

Inklusionsflächen insgesamt

Verhältnis umbauter Raum  
zur Programmfläche 

7,0

Verhältnis Programmfläche  
zur Restfläche

1,5

Verhältnis Erschließungsfläche 
zur Nutzfläche

max. 0,2

Flächenbedarf
pos01_sek2_1
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Analysefeld 14



BW:
Grundlage: Raumbedarf 
für Gymnasien

Bozen:
In dem textlichen Teil 
wird ein Medienraum  
von 60 –100 m2 für große 
Schulen gefordert, in 
den Tabellen wird dieser 
nicht aufgelistet. 
Raumprgramm von 
mittel großen Schulen 
genommen, da bis 5 
Klassen als klein gilt und 
in diesem Fall 8 Klassen 
bestehen

Bremen Grundlage: 
Gymnasiale Oberstufe 
ZuP (SP W+E) = 
Wahrnehmung und 
Entwicklung

NRW und Köln:  
Chemieraum oder gr. 
Naturwissenschaftlicher 
Raum

Deutsche Auslands-
schulen: Aula: bis zu  
1 m2/Schüler

BW Bremen Sachsen NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe Anzahl Raumgröße Summe

Schulleitung 1,0 24,0 24,0 15 15,0 1 24 24

Sekretariat Schulleitung 1 24 24

stellv. Schulleitung 1,0 18,0 18,0 1 18 18

Verwaltungsleiter 1 18 18

Sekretariat 1,0 42,0 42,0 2 12 24 1 15 15

Teeküche n.B. n.B. n.B.

Buchhaltung 1 12 12

separater Kopierraum 20 1 8 8

Stundenplan

Sitzungsraum 60

Sprechzimmer
18,0 18,0

30,0 1 12 12

Arzt 1 18 18

Pforte 1 8 8

Werkstatt 1 12 12

Hausmeister Dienstraum 12,0 12,0 15 1 12 12

Direktion Direktion 40

Sekretärin 20

Sekretariat (technische Assistenten) 45

Verwaltungsräume gesamt 456,0 0,19 131 240 0,7 168 181,0

Sonstiges Schülervertretung 1,0 18,0 18,0 1 15 15

Schülerzeitung

Schulsozialarbeit/Streitschlichter

Schüleraufenthaltsraum 1 40 40

Raum für Server und Geräte 1,0 6-12 10 n.B. n.B. n.B.

Garderobe / Aufbewahrung 60,0 0,5 4000

Archivraum 24+20 44 1,0 20,0 20,0

Sanitär 240 0,3 72 8 n. Erf. n. Erf. n. Erf.

Sportbereich Sporthalle 1 405 405 405 1,0 1215,0 1215,0

zusätzlicher Sportraum

Garderoben / Duschen 2 40-60 80-120

Sportlehrpersonen- und Sanitätszimmer 2 10-15 20-30 n.Erf.. n.Erf. n. Erf.

Geräteraum innen 50-60 n.Erf. n.Erf. n.Erf.

Geräteraum außen n.B. n.B. n.B.

Sportanlagen außen 10,0

Sporthalle gesamt

Außenbereich Pausenfläche überdeckt 223,2
232 5,0 1160

232 5,0 1160

Pausenfläche 2232 - 3720 240 1,0 240 5,0 1000,0 nach örtl. Gegebenheiten

Stellplätze gesamt (Auto, Rad, Bus, Moped)

PKW-Stellplätze 2/Raum

Inklusionsflächen Pflegebad 1 50 50

Raumflächen für individuelle Angebote 4 72 288

Inklusionsflächen insgesamt

Verhältnis umbauter Raum  
zur Programmfläche 

7,0

Verhältnis Programmfläche  
zur Restfläche

1,5

Verhältnis Erschließungsfläche 
zur Nutzfläche

max. 0,2

Flächenbedarf
pos01_sek2_1
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Flächenangaben-Sekundarstufe II, Tabelle 2, Fortsetzung
4-zügig, 2-jährig



BW – Schulbauempfehlungenlungen BW – Schulbauförderung Bremen Sachsen - Schulbaurichtlinie Sachsen - Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Primar-
bereich

Sekundar-
bereich I

Sekundar-
bereich II

Primarbereich Sekundar- 
bereich I

Sekundar- 
bereich II

Primarbereich Sekundar-
bereich I

Gymnasium Sekundar-
bereich II

Primar-
bereich

Sekundar-
bereich I

Sekundar-
bereich II

Primar-
bereich

Sekundar-
bereich I

Sekundar-
bereich II

Primarbe-
reich

Sekundarbe-
reich I

Sekundarbe-
reich II

Primarbereich Sekundarbe-
reich I (6 jährig)

Sekundarbe-
reich II

Primarbereich Sekundar-bereich I Sekundar-
bereich II

Primarbereich Sekundarbereich I 
keine Unterteilung in SekI und SekII

Primarbereich Sekundarbe-
reich I

Sekundarbereich II Primarbereich Sekundarbereich I Sekundarbereich II Primarbereich Sekundarbereich I 
(5 jährig) 

Sekundarbereich II

Klassenteiler 28 31 24 25 30 25 28 30 30/29 (bis drei-/ ab vierzügig) 25 25 25

allgemein Grundstücksgröße 20 m2 / Schüler 20 m2 /Schüler

Fläche /Schüler Klassenzimmer-größe Rechteck, dem Quadrat angenähert,  
h = 3,2 (bei natürlicher Belüftung);  
b = 7,20 - 8,40; Abstand Schülerplatz 
zur Tafel <  9 m (gilt auch für die 
Schulbau-förderrichtilinien)

54 – 66 m2 
Raumtiefe soll in der Regel 
7,20m– 8,40m betragen

54, 60, 66 m2

Raumtiefe soll in der Regel  
7,20m – 8,40 m betragen

2,6 (1,9 + 0,7) m2 2,4 (1,9+ 0,5) m2 2,2 (1,9 + 
0,3) m2

2,0 (1,9 + 
0,1) m2

2,5 m2 / 
Schüler

2 m2 / Schüler 2,25 m2 / 
Schüler

72 m2 64 +72 m2 48, 56+  
64 m2

jede soziale Einheit verfügt über  
4 Lernräume von jeweils 2,5 m2/Kind

mind. 2,0 m2 / Kind + einen oder 
mehrere flexible nutzbare Mehrzweck-
räume (Übermittagsbetreuung: 1 für 6 
Lernräume, Ganztagsbetreuung: 1 für 
3 Lernräume)

72 m2, Bodenfläche 2.5 m2 / Schüler, Rauminhalt 6,0 m3 / Schüler, Raumhöhe: 3 m Raumhöhe: 3 m; 2,70 m2 / 
Schüler je Klassenraum

Raumhöhe: 
3 m;  2,40 m2 
/ Schüler je 
Klassenraum

Raumhöhe 3 m; 
2,40 m2/Schüler je 
Klassenraum

Raumgrößen leiten sich von Organisation der Möbel 
ab (Tischgrößen: 65x50 cm; Tischabstand seitlich: 
55–100 cm; Tischabstand hintereinander: 70–80 
cm); lichte Raumhöhe: 3,20 m; Schüler bis 10 J.

Raumgrößen leiten sich von Organisation der 
Möbel ab (Tischgrößen: 75x60 cm; Tisch-
abstand seitlich: 55–100 cm; Tischabstand 
hintereinander: 80–85 cm); lichte Raumhöhe: 
3,20 m; Schüler ab 10 J.

2,6 m2/Schüler
65 m2

2,4 m2/Schüler
60 m2

2,4 m2/Schüler
60 m2

Raumhöhe 3,2m bei natürl. Belüftung 
3,0 bei künstl. Belüftung

Gruppen(Differenzierungs-)raum kleinerer Differen- 

zierungsräume er- 

forderlich 1–2 

Räume pro Jahr- 

gang 1- 4 (1-4 zügig)

1 Raum/  
Jahrgang 7–10 
 
4 Räume  
(3 – 6 zügig)

2 Räume pro 
Standort 
 
2 Räume  
(3 – 6 zügig)

4 x 36 –  
10 x 36 m2

6 x 36 –  
24 x 36 m2

einen bis mehrere flexibel nutzbare  
Nebenräume pro soziale Einheit von  
4 Klassen

1 à 18 m2 / Klasse 1 á 36 m2/2 Klassen  1 à 18 m2 / Klasse                                                                                         
1 à 36 m2 / 2 Klassen

0,80 m2 /Schüler 0,30 m2/Schüler 2 Räume a 30 
m2/Zug

2–7 Räume a 30 m2 2–7 Räume a 30 m2

Mehrzweckraum 90, 126 –138 m2; 180 –204 m2; 
216 –240 m2 (je nach Zügigkeit) 
zusammen mit Kursraum

0 –1 (je nach 
Zügigkeit)

1 Raum 1–2 (je nach 
Zügigkeit)

1– 4 Räume 
a 2,5 m2 / 
Schüler

2 x 72 – 5 x 
72 m2

1 x 72 –  
3 x 72 m2

1x56 –  
2x 56 m2

einen bis mehrere 
flexibel nutzbare 
Mehrzweckräume 
pro soziale Einheit 
von 4 Klassen

                    1 a 70 m2 1 a 85 m2 1 a 85 m2

Nebenraum Mehrzweckraum 2 x 15 – 5 15 m2

Selbstlernzentrum / Raum für neue 
Technologien /Lernfeldzonen

1 Raum/
Jahrgang

1–2 Räume a  
3 m2/Schüler

2– 8 Räume a 
3 m2 /Schüler

Fachräume Chemie /gr. NW-Raum 72– 84 m2 84 –90 m2 3 m2 / Schüler 1x96 –2x96 m2 1x64 – 7x64 m2 x  400 m2 Nutzfläche / 
15 Klassen für Fach-
unterrichtsräume (alle 
Sekundarbereiche)  
 1,00 m2 / Schüler

1,80 m2 / 
Schüler

1,90 m2/Schüler 1– 4 a 70 m2 2– 5 a 70 m2 + naturwissenschaftl. Hörsaal 1/80 m2

NW (Physik/Biologie) 72 – 84 m2 /
72 – 84 m2

84 –90 m2/
84 –90 m2

2,5 m2 / 
Schüler

zusammen mit 
Chemie

2 x 72 – 7x 72 m2 zusammen mit 
Chemie

x 108 m2 inkl. Sammlung und Vorbereitung

Vorbereitung /Sammlung NW Sammlung Physik: 24–30 
m2; Sammlung Biologie: 
24 m2; Sammlung 
Chemie 24–30 m2

Sammlung Physik: 
60–84 m2; Sammlung 
Biologie: 84–90 m2; 
Sammlung Chemie: 
84–90 m2; Prakt. Physik: 
48–66 m2; Prakt. Biolo-
gie: 48–66 m2

128 – 424 m2 72–144 m2 1–2 a 70 m2 2 a 70 m2

Hauswirtschaft 168 m2 150 m2 150 m2 
(6-jährig)

x 108 m2 1 bis 9 Klassen

Textilraum 3 m2 / Schüler 84 m2 x 72 m2 + 18 m2 (Nebenraum) / 6 Klassen 72 m2 + 18 m2 (Nebenraum)  / 9 Klassen

Holzwerkstatt 84 m2 72 m2 / 9 Klassen + 18 m2 Materialraum / Werkraum

Metallwerkstatt 84 m2 72 m2 + 18 qm Materialraum + 18 m2 Spritzraum

Werkraum 3 m2 / Schüler x x 72 m2/1 pro 6 Klassen 1/70 m2 1/70 m2 1/70 m2

Nebenraum Werkraum 18 m2 pro Werkraum 1/20 m2 1/35 m2 1/35 m2

Kunstraum 66 –78 m2 2,5 m2 / Schüler 1 x 72–2 x 72 m2 1 x 56 –  
2 x 56 m2

x 1–2 / 70 m2 1–2 / 70 m2

Nebenraum Kunstraum 18 –24 m2 1–2 /20 m2 1–2 / 20 m2

Brennofenraum 10 m2 10 m2 18 m2 1–2 / 20 m2 1–2/20 m2

Fotolabor 24 m2

Musikraum 72 m2 2,5 m2 / Schüler 1 x 72 – 2 x 72 m2 56 m2 x x 1/65 m2 1–2 / 70 m2 1–2 / 70 m2

Nebenraum Musikraum 18 m2 12–24 m2 1/20 m2 1–2 / 35 m2 1–2 / 35 m2

Universalraum mus.-techn. Bereich 204 –246 m2 72 m2 108 m2 1/12 Klassen + 18 m2 Materialraum

Informatik/Computerraum 66 –72 m2 3 m2 / Schüler 1 x 84 – 2 x 84 m2 64 m2 x 72 m2 1/12 Klassen 1/55 m2 1–2 / 75 m2 1–2 / 25 m2

Nebenräume

Nebenräume gesamt 4 Räume 15 Räume 13 Räume 6 Räume 220 – 880 m2 70 –280 m2 x

Gemeinschaftsbereiche Aula 150 –160 m2 150 – 480 m2 50 –200 m2 150 –160 m2 150 – 480 m2 50 —200 m2 x x  108 –144 m2 100 – 500 m2  (je nach 
Größe der Schule)

120 – 500 m2 300 – 55 m2 n.Anm. n.Anm.

Medienraum / Lernmittel 24 –30 m2 36 – 54 m2 x

Bibliothek 60–120 m2 (inkl. Lehrmittelraum u. 
Materialräume) (je nach Zügigkeit)

48 – 60 m2 96 –186 m2 1 Raum /
Standort

1–2 Räume/
Standort

150 –300 m2 100 –140 m2 72 m2 150 –300 m2 100–140 m2 x x 36 –108 m2 0,60 m2/Schüler 130 –190 m2 150 –270 m2

Schülerarbeitraum (Oberstufe) 36 – 60 m2

Schüleraufenthaltsraum/  
Freizeit, Spielen, Entpannen

2 Räume /
Standort

3 Räume/
Standort

3 Räume/
Standort

40 – 80 m2 40 – 80 m2 2 0,8 m2/Schüler 0,8 m2/
Schüler

1,0 m2/Schüler 1/ 40 – 50 m2 1/ 40 – 50 m2

Therapieraum 1,5 Räume /  
Zug

1,5 Räume/  
Zug

1  Raum/  
Zug

36 m2 ab 6 PS-Klassen

Psychomotoriktherapieraum 72 m2 ab 12 Klassen

Ganztagsbereich Küche 60 –100 m2 100 –190 m2 108 m2 0,70 m2/Schüler in 2 Turnussen n. Erf.

Speiseraum Räume zum gemeinsamen  
Mittagessen sollen vorgesehen  
werden

2/3 m2 / Schüler 80 –200 m2 120 – 480 m2 0,66 m2/ Kind (auch in den Lernräu-
men möglich, dadurch Erweiterung 
des Lern- und Lebensraums)

1 m2/Kind (mind. 
0,66 m2/ max 
1,32 m2)

1,40 m2/Schüler in 2 Turnussen 2/3 m2 / Schüler

Ausgabe Pausenverpflegung 10 m2

Spiel-, Musik-, Aufenthaltsraum 1/3 m2 /Schüler
Ganztagesbereich insg. 720 m2

2 x 72 – 5 x 
72 m2

2 x 72 – 8 x 72 m2 0,66 m2/Kind (zusammen mit 
Speiseraum)

36 –72 m2

Flächenbedarf
pos01_flächen
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Analysefeld 14



BW – Schulbauempfehlungenlungen BW – Schulbauförderung Bremen Sachsen - Schulbaurichtlinie Sachsen - Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Primar-
bereich

Sekundar-
bereich I

Sekundar-
bereich II

Primarbereich Sekundar- 
bereich I

Sekundar- 
bereich II

Primarbereich Sekundar-
bereich I

Gymnasium Sekundar-
bereich II

Primar-
bereich

Sekundar-
bereich I

Sekundar-
bereich II

Primar-
bereich

Sekundar-
bereich I

Sekundar-
bereich II

Primarbe-
reich

Sekundarbe-
reich I

Sekundarbe-
reich II

Primarbereich Sekundarbe-
reich I (6 jährig)

Sekundarbe-
reich II

Primarbereich Sekundarbereich I Sekundar-
bereich II

Primarbereich Sekundarbereich I 
keine Unterteilung in SekI und SekII

Primarbereich Sekundarbe-
reich I

Sekundarbereich II Primarbereich Sekundarbereich I Sekundarbereich II Primarbereich Sekundarbereich I 
(5 jährig) 

Sekundarbereich II

Klassenteiler 28 31 24 25 30 25 28 30 30/29 (bis drei-/ ab vierzügig) 25 25 25

allgemein Grundstücksgröße 20 m2 / Schüler 20 m2 /Schüler

Fläche /Schüler Klassenzimmer-größe Rechteck, dem Quadrat angenähert,  
h = 3,2 (bei natürlicher Belüftung);  
b = 7,20 - 8,40; Abstand Schülerplatz 
zur Tafel <  9 m (gilt auch für die 
Schulbau-förderrichtilinien)

54 – 66 m2 
Raumtiefe soll in der Regel 
7,20m– 8,40m betragen

54, 60, 66 m2

Raumtiefe soll in der Regel  
7,20m – 8,40 m betragen

2,6 (1,9 + 0,7) m2 2,4 (1,9+ 0,5) m2 2,2 (1,9 + 
0,3) m2

2,0 (1,9 + 
0,1) m2

2,5 m2 / 
Schüler

2 m2 / Schüler 2,25 m2 / 
Schüler

72 m2 64 +72 m2 48, 56+  
64 m2

jede soziale Einheit verfügt über  
4 Lernräume von jeweils 2,5 m2/Kind

mind. 2,0 m2 / Kind + einen oder 
mehrere flexible nutzbare Mehrzweck-
räume (Übermittagsbetreuung: 1 für 6 
Lernräume, Ganztagsbetreuung: 1 für 
3 Lernräume)

72 m2, Bodenfläche 2.5 m2 / Schüler, Rauminhalt 6,0 m3 / Schüler, Raumhöhe: 3 m Raumhöhe: 3 m; 2,70 m2 / 
Schüler je Klassenraum

Raumhöhe: 
3 m;  2,40 m2 
/ Schüler je 
Klassenraum

Raumhöhe 3 m; 
2,40 m2/Schüler je 
Klassenraum

Raumgrößen leiten sich von Organisation der Möbel 
ab (Tischgrößen: 65x50 cm; Tischabstand seitlich: 
55–100 cm; Tischabstand hintereinander: 70–80 
cm); lichte Raumhöhe: 3,20 m; Schüler bis 10 J.

Raumgrößen leiten sich von Organisation der 
Möbel ab (Tischgrößen: 75x60 cm; Tisch-
abstand seitlich: 55–100 cm; Tischabstand 
hintereinander: 80–85 cm); lichte Raumhöhe: 
3,20 m; Schüler ab 10 J.

2,6 m2/Schüler
65 m2

2,4 m2/Schüler
60 m2

2,4 m2/Schüler
60 m2

Raumhöhe 3,2m bei natürl. Belüftung 
3,0 bei künstl. Belüftung

Gruppen(Differenzierungs-)raum kleinerer Differen- 

zierungsräume er- 

forderlich 1–2 

Räume pro Jahr- 

gang 1- 4 (1-4 zügig)

1 Raum/  
Jahrgang 7–10 
 
4 Räume  
(3 – 6 zügig)

2 Räume pro 
Standort 
 
2 Räume  
(3 – 6 zügig)

4 x 36 –  
10 x 36 m2

6 x 36 –  
24 x 36 m2

einen bis mehrere flexibel nutzbare  
Nebenräume pro soziale Einheit von  
4 Klassen

1 à 18 m2 / Klasse 1 á 36 m2/2 Klassen  1 à 18 m2 / Klasse                                                                                         
1 à 36 m2 / 2 Klassen

0,80 m2 /Schüler 0,30 m2/Schüler 2 Räume a 30 
m2/Zug

2–7 Räume a 30 m2 2–7 Räume a 30 m2

Mehrzweckraum 90, 126 –138 m2; 180 –204 m2; 
216 –240 m2 (je nach Zügigkeit) 
zusammen mit Kursraum

0 –1 (je nach 
Zügigkeit)

1 Raum 1–2 (je nach 
Zügigkeit)

1– 4 Räume 
a 2,5 m2 / 
Schüler

2 x 72 – 5 x 
72 m2

1 x 72 –  
3 x 72 m2

1x56 –  
2x 56 m2

einen bis mehrere 
flexibel nutzbare 
Mehrzweckräume 
pro soziale Einheit 
von 4 Klassen

                    1 a 70 m2 1 a 85 m2 1 a 85 m2

Nebenraum Mehrzweckraum 2 x 15 – 5 15 m2

Selbstlernzentrum / Raum für neue 
Technologien /Lernfeldzonen

1 Raum/
Jahrgang

1–2 Räume a  
3 m2/Schüler

2– 8 Räume a 
3 m2 /Schüler

Fachräume Chemie /gr. NW-Raum 72– 84 m2 84 –90 m2 3 m2 / Schüler 1x96 –2x96 m2 1x64 – 7x64 m2 x  400 m2 Nutzfläche / 
15 Klassen für Fach-
unterrichtsräume (alle 
Sekundarbereiche)  
 1,00 m2 / Schüler

1,80 m2 / 
Schüler

1,90 m2/Schüler 1– 4 a 70 m2 2– 5 a 70 m2 + naturwissenschaftl. Hörsaal 1/80 m2

NW (Physik/Biologie) 72 – 84 m2 /
72 – 84 m2

84 –90 m2/
84 –90 m2

2,5 m2 / 
Schüler

zusammen mit 
Chemie

2 x 72 – 7x 72 m2 zusammen mit 
Chemie

x 108 m2 inkl. Sammlung und Vorbereitung

Vorbereitung /Sammlung NW Sammlung Physik: 24–30 
m2; Sammlung Biologie: 
24 m2; Sammlung 
Chemie 24–30 m2

Sammlung Physik: 
60–84 m2; Sammlung 
Biologie: 84–90 m2; 
Sammlung Chemie: 
84–90 m2; Prakt. Physik: 
48–66 m2; Prakt. Biolo-
gie: 48–66 m2

128 – 424 m2 72–144 m2 1–2 a 70 m2 2 a 70 m2

Hauswirtschaft 168 m2 150 m2 150 m2 
(6-jährig)

x 108 m2 1 bis 9 Klassen

Textilraum 3 m2 / Schüler 84 m2 x 72 m2 + 18 m2 (Nebenraum) / 6 Klassen 72 m2 + 18 m2 (Nebenraum)  / 9 Klassen

Holzwerkstatt 84 m2 72 m2 / 9 Klassen + 18 m2 Materialraum / Werkraum

Metallwerkstatt 84 m2 72 m2 + 18 qm Materialraum + 18 m2 Spritzraum

Werkraum 3 m2 / Schüler x x 72 m2/1 pro 6 Klassen 1/70 m2 1/70 m2 1/70 m2

Nebenraum Werkraum 18 m2 pro Werkraum 1/20 m2 1/35 m2 1/35 m2

Kunstraum 66 –78 m2 2,5 m2 / Schüler 1 x 72–2 x 72 m2 1 x 56 –  
2 x 56 m2

x 1–2 / 70 m2 1–2 / 70 m2

Nebenraum Kunstraum 18 –24 m2 1–2 /20 m2 1–2 / 20 m2

Brennofenraum 10 m2 10 m2 18 m2 1–2 / 20 m2 1–2/20 m2

Fotolabor 24 m2

Musikraum 72 m2 2,5 m2 / Schüler 1 x 72 – 2 x 72 m2 56 m2 x x 1/65 m2 1–2 / 70 m2 1–2 / 70 m2

Nebenraum Musikraum 18 m2 12–24 m2 1/20 m2 1–2 / 35 m2 1–2 / 35 m2

Universalraum mus.-techn. Bereich 204 –246 m2 72 m2 108 m2 1/12 Klassen + 18 m2 Materialraum

Informatik/Computerraum 66 –72 m2 3 m2 / Schüler 1 x 84 – 2 x 84 m2 64 m2 x 72 m2 1/12 Klassen 1/55 m2 1–2 / 75 m2 1–2 / 25 m2

Nebenräume

Nebenräume gesamt 4 Räume 15 Räume 13 Räume 6 Räume 220 – 880 m2 70 –280 m2 x

Gemeinschaftsbereiche Aula 150 –160 m2 150 – 480 m2 50 –200 m2 150 –160 m2 150 – 480 m2 50 —200 m2 x x  108 –144 m2 100 – 500 m2  (je nach 
Größe der Schule)

120 – 500 m2 300 – 55 m2 n.Anm. n.Anm.

Medienraum / Lernmittel 24 –30 m2 36 – 54 m2 x

Bibliothek 60–120 m2 (inkl. Lehrmittelraum u. 
Materialräume) (je nach Zügigkeit)

48 – 60 m2 96 –186 m2 1 Raum /
Standort

1–2 Räume/
Standort

150 –300 m2 100 –140 m2 72 m2 150 –300 m2 100–140 m2 x x 36 –108 m2 0,60 m2/Schüler 130 –190 m2 150 –270 m2

Schülerarbeitraum (Oberstufe) 36 – 60 m2

Schüleraufenthaltsraum/  
Freizeit, Spielen, Entpannen

2 Räume /
Standort

3 Räume/
Standort

3 Räume/
Standort

40 – 80 m2 40 – 80 m2 2 0,8 m2/Schüler 0,8 m2/
Schüler

1,0 m2/Schüler 1/ 40 – 50 m2 1/ 40 – 50 m2

Therapieraum 1,5 Räume /  
Zug

1,5 Räume/  
Zug

1  Raum/  
Zug

36 m2 ab 6 PS-Klassen

Psychomotoriktherapieraum 72 m2 ab 12 Klassen

Ganztagsbereich Küche 60 –100 m2 100 –190 m2 108 m2 0,70 m2/Schüler in 2 Turnussen n. Erf.

Speiseraum Räume zum gemeinsamen  
Mittagessen sollen vorgesehen  
werden

2/3 m2 / Schüler 80 –200 m2 120 – 480 m2 0,66 m2/ Kind (auch in den Lernräu-
men möglich, dadurch Erweiterung 
des Lern- und Lebensraums)

1 m2/Kind (mind. 
0,66 m2/ max 
1,32 m2)

1,40 m2/Schüler in 2 Turnussen 2/3 m2 / Schüler

Ausgabe Pausenverpflegung 10 m2

Spiel-, Musik-, Aufenthaltsraum 1/3 m2 /Schüler
Ganztagesbereich insg. 720 m2

2 x 72 – 5 x 
72 m2

2 x 72 – 8 x 72 m2 0,66 m2/Kind (zusammen mit 
Speiseraum)

36 –72 m2

Flächenbedarf
pos01_flächen
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BW – Schulbauempfehlungenlungen BW – Schulbauförderung Bremen Sachsen - Schulbaurichtlinie Sachsen - Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Primar-
bereich

Sekundar-
bereich I

Sekundar-
bereich II

Primarbereich Sekundar- 
bereich I

Sekundar- 
bereich II

Primarbereich Sekundar-
bereich I

Gymnasium Sekundar-
bereich II

Primar-
bereich

Sekundar-
bereich I

Sekundar-
bereich II

Primar-
bereich

Sekundar-
bereich I

Sekundar-
bereich II

Primarbe-
reich

Sekundarbe-
reich I

Sekundarbe-
reich II

Primarbereich Sekundarbe-
reich I (6 jährig)

Sekundarbe-
reich II

Primarbereich Sekundar-bereich I Sekundar-
bereich II

Primarbereich Sekundarbereich I 
keine Unterteilung in SekI und SekII

Primarbereich Sekundarbe-
reich I

Sekundarbereich II Primarbereich Sekundarbereich I Sekundarbereich II Primarbereich Sekundarbereich I 
(5 jährig) 

Sekundarbereich II

Lehrer  / 
sonstige Verwaltung

Lehrerzimmer 30 –108 m2 (inkl. Verwaltung) 
(je nach Zügigkeit)

90 –162 m2 132–258 m2 1–2 Räume / 
Standort

1 Raum / 
Jahrgang

1 Raum/ 
Jahrgang

84 58 –144 m2 115 –370 m2 38 –154 m2

6 qm / Klasse

60 –130 m2 (je nach Größe der Schule) 3 m2/ Lehrer

Lehrerstation 30 – 60 m2 30 –90 m2

Stundenplan 20 m2

Direktion 40 m2

Schulleitung 24 m2 20 m2 24 m2 18 m2 12–15 m2 (je nach Größe der Schule) 24 m2 24 m2

stellv. Schulleitung 18 m2 16 m2 20 m2 18 m2 18 m2

Sekretariat Schulleitung 24 m2 24 m2

Buchhaltung 12 m2 12 m2

Teeküche n.B. n.B

Sekretariat 18 –24 m2 30 – 48 m2 20 –32 m2 56 – 80 m2 20 m2 + 2 - 3 x 15 m2/ Personalstelle 14 m2 15 m2 15 m2

separater Kopierraum 8 m2 1x 8 – 2x8 m2 12–15 m2  (je nach Größe der Schule) 8 –12 m2 8 –12 m2

sonstige Verwaltung 2 x 12 – 
3 x 12 m2

0,7 m2/Schüler 18 m2 18 m2

Lehrmittelraum 48 – 54 m2 36 – 54 m2 30 – 50 m2 60 –100 m2 20 – 40 m2 35 – 60 m2 60 –100 m2 20 – 40 m2 9 m2 / Unterrichtsraum, im Keller oder Estrich 0 – 60 m2 (je nach Größe der Schule)

Raum für Server und Geräte 6 –12 m2 5 –10 m2 (je nach Größe der Schule)

Sprechzimmer 18 m2 (inkl. Arztzimmer) 12 m2 12 m2 15 – 45 m2 1–2 / 12 m2 1–2 / 12 m2

Arzt 16 m2 16 –20 m2 18 m2 18 m2 18 m2

Sitzungsraum 60 m2

Pforte 8 m2 8 m2 8 m2

Werkstatt 12 m2 12 m2

Hausmeister Dienstraum 12 m2 12 m2 16 m2 20 m2 12–15 m2 (je nach Größe der Schule) 12 m2 12 m2

Sonstiges Schülervertretung zusammen mit Bibliothek 18 m2 12 m2 15 m2 15 m2

Schülerzeitung 12 m2

Schulsozialarbeit /Streitschlichter 16 m2 2 x 16 m2

Sanitär 0,3 m2 / Schüler 0,30 m2 /Schüler                                            1 WC / 25 Schüler

Aufbewahrung/Garderobe 20 –100 m2 0,4 m2/Schüler bis 10 J.                  0,5 m2/Schüler ab 10 J.

Serverraum 6 –12 m2 n.B. n.B.

Archivraum 9 m2 pro Unterrichtsraum 20 m2 15 m2 20 –30 m2 20 –30 m2

Kartenraum 30 m2

Nebenräume außerunterrichtlicher Bereich

Magazinraum

Sportbereich Sporthalle 15 x 27 m / angefangene 10 Klassen x 1/10 Klassen 1/10 Klassen 300 – 800 m2 800 –900 m2 1-Zug: 1 Einfachsporthalle 
2-Zug: 1 Doppelhalle 
3-Zug: 1 Dreifachhalle+ Gymnastikraum 
4-Zug: 1 Dreifachhalle, Gymnastik, Kraftraum

1-Zug: 1 Doppelhalle 
2-Zug: 1 Dreifachhalle 
3-Zug: 1 Dreifachhalle+Gymnastik 
4-Zug: 1 Einfachhale, 1 Dreifachhalle, 1 Gymnastik, Kraftraum

Garderobe / Duschen 80 m2 (mind. Je 2) 40 – 60 m2

Sportlehrpersonen- und Sanitätszimmer 15 m2 10 –15 m2 + 6 m2 n.Erf.

Geräteraum innen: 80 m2/Sporthalle
aussen: 25 m2/Aussenanlage

n. Erf.

Sportanlagen außen x Allwetterplatz 26x40 m oder 30x50 m 
Rasenspielfeld 45x90 m (mind. 30x60 m) 
Sprung- und Laufbahn bei großen Schulen entsprechend erweitert

8 m2/Schüler 10 m2/Schüler

Außenbereich Pausenfläche 0,3 m2 / Schüler (offen Überdeckt) + 
3–5 m2 (offen) / Schüler

5 m2 / Schüler 5 m2 / Schüler aussen: 72 m2/ Klassenzimmer (mind. 600 m2) 
innen oder gedeckt: 9 m2/ Klassenzimmer

5 m2/Schüler 4 m2/Schüler                                    5 m2/Schüler (besser 10 m2) nach örtlichen Gegebenheiten

Stellplätze gesamt (Auto, Rad, Bus, 
Moped)

3 m2/Schüler

PKW-Stellplätze 1 Stellplatz/Klassenraum 2 Stellplätze / Klassenraum

Inklusionsflächen Pflegebad 25 – 50 m2 25 –75 m2

Raumflächen für individuelle Angebote 2 x 72– 5x72 m2 2x72 – 8x72 m2

Verhältnis umbauter Raum  
zur Programmfläche 

7 m3 / 1 m2

Verhältnis Programmfläche 
zur Restfläche

60 / 40

Verhältnis Erschließungs-
fläche zu Nutzfläche

Erschließungsfläche 30 % der 
Nutzfläche

Verkehrsfläche soll 20% der Nutzfläche nicht überschreiten NF zu HNF ca. 107,5

Zügigkeiten 1 – 4 2 – 4 3 – 6 4 – 6 Profile 2 – 5

Schüler/Schule max. 1.000

Schüler/ Klasse 24 (22) 25 (22) 30 (24) 28 (Eingangsphase) 
25 (Qualifizierungsphase)

UNTERER TEILTITEL: Flächenangaben GesamtFlächenbedarf
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BW – Schulbauempfehlungenlungen BW – Schulbauförderung Bremen Sachsen - Schulbaurichtlinie Sachsen - Förderrichtlinie NRW Köln Herford Zürich Bozen Österreich Deutsche Auslandsschulen

Primar-
bereich

Sekundar-
bereich I

Sekundar-
bereich II

Primarbereich Sekundar- 
bereich I

Sekundar- 
bereich II

Primarbereich Sekundar-
bereich I

Gymnasium Sekundar-
bereich II

Primar-
bereich

Sekundar-
bereich I

Sekundar-
bereich II

Primar-
bereich

Sekundar-
bereich I

Sekundar-
bereich II

Primarbe-
reich

Sekundarbe-
reich I

Sekundarbe-
reich II

Primarbereich Sekundarbe-
reich I (6 jährig)

Sekundarbe-
reich II

Primarbereich Sekundar-bereich I Sekundar-
bereich II

Primarbereich Sekundarbereich I 
keine Unterteilung in SekI und SekII

Primarbereich Sekundarbe-
reich I

Sekundarbereich II Primarbereich Sekundarbereich I Sekundarbereich II Primarbereich Sekundarbereich I 
(5 jährig) 

Sekundarbereich II

Lehrer  / 
sonstige Verwaltung

Lehrerzimmer 30 –108 m2 (inkl. Verwaltung) 
(je nach Zügigkeit)

90 –162 m2 132–258 m2 1–2 Räume / 
Standort

1 Raum / 
Jahrgang

1 Raum/ 
Jahrgang

84 58 –144 m2 115 –370 m2 38 –154 m2

6 qm / Klasse

60 –130 m2 (je nach Größe der Schule) 3 m2/ Lehrer

Lehrerstation 30 – 60 m2 30 –90 m2

Stundenplan 20 m2

Direktion 40 m2

Schulleitung 24 m2 20 m2 24 m2 18 m2 12–15 m2 (je nach Größe der Schule) 24 m2 24 m2

stellv. Schulleitung 18 m2 16 m2 20 m2 18 m2 18 m2

Sekretariat Schulleitung 24 m2 24 m2

Buchhaltung 12 m2 12 m2

Teeküche n.B. n.B

Sekretariat 18 –24 m2 30 – 48 m2 20 –32 m2 56 – 80 m2 20 m2 + 2 - 3 x 15 m2/ Personalstelle 14 m2 15 m2 15 m2

separater Kopierraum 8 m2 1x 8 – 2x8 m2 12–15 m2  (je nach Größe der Schule) 8 –12 m2 8 –12 m2

sonstige Verwaltung 2 x 12 – 
3 x 12 m2

0,7 m2/Schüler 18 m2 18 m2

Lehrmittelraum 48 – 54 m2 36 – 54 m2 30 – 50 m2 60 –100 m2 20 – 40 m2 35 – 60 m2 60 –100 m2 20 – 40 m2 9 m2 / Unterrichtsraum, im Keller oder Estrich 0 – 60 m2 (je nach Größe der Schule)

Raum für Server und Geräte 6 –12 m2 5 –10 m2 (je nach Größe der Schule)

Sprechzimmer 18 m2 (inkl. Arztzimmer) 12 m2 12 m2 15 – 45 m2 1–2 / 12 m2 1–2 / 12 m2

Arzt 16 m2 16 –20 m2 18 m2 18 m2 18 m2

Sitzungsraum 60 m2

Pforte 8 m2 8 m2 8 m2

Werkstatt 12 m2 12 m2

Hausmeister Dienstraum 12 m2 12 m2 16 m2 20 m2 12–15 m2 (je nach Größe der Schule) 12 m2 12 m2

Sonstiges Schülervertretung zusammen mit Bibliothek 18 m2 12 m2 15 m2 15 m2

Schülerzeitung 12 m2

Schulsozialarbeit /Streitschlichter 16 m2 2 x 16 m2

Sanitär 0,3 m2 / Schüler 0,30 m2 /Schüler                                            1 WC / 25 Schüler

Aufbewahrung/Garderobe 20 –100 m2 0,4 m2/Schüler bis 10 J.                  0,5 m2/Schüler ab 10 J.

Serverraum 6 –12 m2 n.B. n.B.

Archivraum 9 m2 pro Unterrichtsraum 20 m2 15 m2 20 –30 m2 20 –30 m2

Kartenraum 30 m2

Nebenräume außerunterrichtlicher Bereich

Magazinraum

Sportbereich Sporthalle 15 x 27 m / angefangene 10 Klassen x 1/10 Klassen 1/10 Klassen 300 – 800 m2 800 –900 m2 1-Zug: 1 Einfachsporthalle 
2-Zug: 1 Doppelhalle 
3-Zug: 1 Dreifachhalle+ Gymnastikraum 
4-Zug: 1 Dreifachhalle, Gymnastik, Kraftraum

1-Zug: 1 Doppelhalle 
2-Zug: 1 Dreifachhalle 
3-Zug: 1 Dreifachhalle+Gymnastik 
4-Zug: 1 Einfachhale, 1 Dreifachhalle, 1 Gymnastik, Kraftraum

Garderobe / Duschen 80 m2 (mind. Je 2) 40 – 60 m2

Sportlehrpersonen- und Sanitätszimmer 15 m2 10 –15 m2 + 6 m2 n.Erf.

Geräteraum innen: 80 m2/Sporthalle
aussen: 25 m2/Aussenanlage

n. Erf.

Sportanlagen außen x Allwetterplatz 26x40 m oder 30x50 m 
Rasenspielfeld 45x90 m (mind. 30x60 m) 
Sprung- und Laufbahn bei großen Schulen entsprechend erweitert

8 m2/Schüler 10 m2/Schüler

Außenbereich Pausenfläche 0,3 m2 / Schüler (offen Überdeckt) + 
3–5 m2 (offen) / Schüler

5 m2 / Schüler 5 m2 / Schüler aussen: 72 m2/ Klassenzimmer (mind. 600 m2) 
innen oder gedeckt: 9 m2/ Klassenzimmer

5 m2/Schüler 4 m2/Schüler                                    5 m2/Schüler (besser 10 m2) nach örtlichen Gegebenheiten

Stellplätze gesamt (Auto, Rad, Bus, 
Moped)

3 m2/Schüler

PKW-Stellplätze 1 Stellplatz/Klassenraum 2 Stellplätze / Klassenraum

Inklusionsflächen Pflegebad 25 – 50 m2 25 –75 m2

Raumflächen für individuelle Angebote 2 x 72– 5x72 m2 2x72 – 8x72 m2

Verhältnis umbauter Raum  
zur Programmfläche 

7 m3 / 1 m2

Verhältnis Programmfläche 
zur Restfläche

60 / 40

Verhältnis Erschließungs-
fläche zu Nutzfläche

Erschließungsfläche 30 % der 
Nutzfläche

Verkehrsfläche soll 20% der Nutzfläche nicht überschreiten NF zu HNF ca. 107,5

Zügigkeiten 1 – 4 2 – 4 3 – 6 4 – 6 Profile 2 – 5

Schüler/Schule max. 1.000

Schüler/ Klasse 24 (22) 25 (22) 30 (24) 28 (Eingangsphase) 
25 (Qualifizierungsphase)

UNTERER TEILTITEL: Flächenangaben GesamtFlächenbedarf
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Bei einer vergleichenden Darstel-
lung von Schulbauempfehlungen 
oder Richtlinien darf nicht übersehen 
werden, dass es eine Vielzahl wei-
terer Vorschriften, Empfehlungen 
und Verordnungen gibt, die einen 
entscheidenden Einfluss auf das 
Gebäude haben und damit auch den 
pädagogischen Nutzwert beeinträch-
tigen können.  Wer in der Praxis an 
den Entwurf von Schulgebäuden 
geht, wird zudem feststellen, dass 
sich die einzelnen Vorschriften und 
Empfehlungen in der Regel nicht in 
Deckung bringen lassen. Die Archi-
tekten sehen sich in diesem Falle 
einer nahezu unlösbaren Problema-
tik gegenüber, die nur durch lange 
Koordinationen, mit dem Ziel, Befrei-
ungen zu erhalten, zu erreichen sind. 

Nachfolgend  vier Beispiele, stell-
vertretend für eine Vielzahl von 
Widersprüchlichkeiten, die, je nach 
Bundesland, auch in den einzelnen 

Städten und Gemeinden unter-
schiedlich sind. Insbesondere bei der 
Auslegung der Brandschutzvorschrif-
ten bestehen erhebliche Unterschie-
de zwischen den jeweils zuständigen 
Baurechtsbehörden. 

Im Anschluss an diesen Text sind in 
einer Tabelle die Unterschiede und 
Widersprüchlichkeiten anhand einem 
Auszug der wichtigsten geltenden 
Verordnungen und Empfehlungen 
für Baden-Württemberg detailliert 
dargestellt. Auch diese Tabelle kann 
dem Anspruch auf Vollständigkeit 
nicht gerecht werden, da die Liste 
der zu betrachtenden Regelungen 
fast unendlich ist (siehe Auflistung 
der Richtlinien, Normen und Vor-
schriften zum Schulbau in BW).

(1)  Ein „klassisches“ Beispiel ent-
steht bei der Planung von Gardero-
ben. In der Mehrzahl der Empfehlun-
gen und Richtlinien fehlen Angaben 

Schnittstellen

Analysefeld 15
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zusätzlich dagegen sprechen, da 
bei entsprechender Witterung die 
Luftfeuchtigkeit wie auch der Geruch  
das Raumklima nachteilig beeinflus-
sen. Richtig wäre ein ausreichend 
bemessener Garderobenraum. Die-
ser ist jedoch in den Musterraumpro-
grammen nicht enthalten und wegen 
der finanztechnischen Vorgaben in 
der Regel auch nicht realisierbar. 

(2) Für die Lüftung von Klassenräu-
me gibt es häufig Widersprüche: In 
den meisten Empfehlungen ist zu 
lesen, dass Unterrichts- und Ver-
waltungsräume mit Luft natürlich zu 
versorgen sind, also über eine aus-
reichend bemessene  Fensterlüftung 
verfügen müssen. Die Einrichtung 
lüftungstechnischer Anlagen ist nur 
in begründeten Fällen (z.B. bei kli-
matisch ungünstiger Lage) gestattet. 
Diesem verständlichen Grundsatz 
widersprechen die Vorgaben der 
Energieeinsparverordnung oder gar 
dem in vielen Städten und Gemein-
den  geforderten Passivhausstan-
dard. Zu diesem Problemkreis gehört 
auch der Widerspruch zwischen der 
Forderung, dass bei der gewünsch-
ten Lüftung über Fensterflügel, wie 
sie z.B. in der Schulbauempfehlung 
des Landes Baden Württemberg ver-
ankert ist, und der Unfallverhütungs-
vorschrift der Gesetzlichen Unfall-
versicherung (GUV). Danach dürfen 
Fenster nur so weit geöffnet werden, 
dass die Flügel nicht in den Raum 
ragen (Verletzungsgefahr, Brand-
schutz). Die Schulbauempfehlung 
spricht jedoch von einem Wert von 
0,3 m2 Fensterfläche je  Schüler/in, 
die voll zu öffnen sein müsse. In die-
sem Falle müsste also die Tiefe des 
Klassenraums vergrößert werden, 
was aber wiederum durch die vorge-
gebenen Raumgrößen  je Schüler/in 
nicht zu finanzieren ist. 

(3) Hinsichtlich der Fenster gibt 
es noch eine weitere Unstimmig-
keit: Die Baden-Württembergischen 
Schulbauempfehlungen favorisieren 
einen dem Quadrat angenäherten 

Klassenraum. Zugleich fordern die 
Empfehlungen einen Glasflächenan-
teil der Fenster von 1/5 der Grund-
fläche. Diese beiden Vorgaben sind 
aus geometrischen Gründen nicht 
miteinander zu vereinbaren. Zudem 
ist, bezogen auf den Umgang mit 
Altbausubstanz, die Erfüllung der 
geforderten Flächenwerte für die 
Glasfläche in vielen Fällen gar nicht 
möglich. Die Landesbauordnung von 
Baden-Württemberg sieht für Auf-
enthaltsräume ein Rohbaumaß der 
Fensteröffnungen von mind. 1/10 der 
Grundfläche vor.

(4) Möchte man Treppenstufen auch 
als Aufenthaltsmöglichkeit nutzen 
(z.B. in Verbindung mit der Aula oder 
Eingangshalle), fordert die GUV bei 
Sitzstufen eine Umwehrung ab 30 
cm, die DIN ab 20 cm. Außerdem 
müssen Zwischenhandläufe bei 
Treppen über 2,40 m eingebaut wer-
den, was der gewünschten Nutzung 
widerspricht. 

Es wäre deshalb dringend geboten, 
die unterschiedlichen und einander 
widersprechenden Parameter über-
greifend zu betrachten und zu einer 
abgestimmten und praxistauglichen 
Regelung zu gelangen. Dies ist auf 
den ersten Blick ein mühsames Un-
terfangen, dessen Gelingen  in Frage 
gestellt werden kann. Da jedoch die 
Nachteile der divergierenden Vor-
schriften für die Planung und die 
spätere Nutzung ökonomisch und 
pädagogisch eine erhebliche Beein-
trächtigung bedeuten, ist es an der 
Zeit, diese wichtige Aufgabe einzu-
fordern.

Analysefeld 15



ASE Förderrichtlinien MSchulbauR DIN 58125 Schulbau GUV-V S1 ArbStättV ASR (Arbeitsstättenrichtlinien) VStättVO (BW von 2004) 
für Versammlungsstätten (Aula) für mehr als 200 Personen

LBO für BW 
+ Allgemeine Ausführungsverordnung des Wirtschaftsministeriums zur Landesbauordnung (LBOAVO)

DIN 18040-1 Barrierefreies Bauen _ Planungsgrundlagen - Teil 1: Öffentlich zugäg-
liche Gebäude

Anmerkungen Stand: 8. Juli 1983 
länderspezifisch

Stand: 3. Februar 2006 Stand: April 2009 
in BW nicht gültig, aber „Richtlinien über die baurechtlinie Behandlung von Schulen“ BSR 
1978

Stand: Juli 2002 
sie ist in Baden-Württemberg bauaufsichtlich nicht eingeführt. 
Sie ist nicht Bestandteil der Liste der technischen Baubestim-
mungen (LTB) vom 07.12.2010.

Stand: Mai 2001 Stand: 12. August 2004 
Bundesrechtsverordnung

Die Arbeitsstättenrichtlinien sind „Allgemeine Verwal-
tungsvorschriften“, das heißt, hierbei handelt es sich nicht 
um „Rechtsnormen“ die – wie Gesetze und Verordnungen 
– für den außerhalb der Verwaltung stehenden Bürger 
(zum Beispiel Arbeitgeber) unmittelbar Rechte und Pflich-
ten begründen. Es handelt sich vielmehr um verwaltungs-
interne Vorschriften, die dazu dienen, eine einheitliche und 
zweckmäßige Ausübung der Richtlinien sicherzustellen.

Stand:  28. April 2004 
länderspezifische Verordnung 
 
es gibt eine MVStättV von 2005

LBO: Stand:17. Dezember 2009 
LBOAVO: Stand: 5.Februar 2010 
länderspezifische Verordnung

Stand: Oktober 2010 
Ersatz für DIN 18024-2:1996-11 
In BW ist diese neue DIN 18040-1 noch nicht in der Liste der technischen Baubestim-
mungen aufgenommen)

Umwehrungen Geländer und Umwehrungen bei notw. Treppen müssen mind. 1,1m hoch sein Umwehrungen sind sicher gestaltet wenn z.B. deren Öffnungen 
mind. in einer Richtung nicht breiter als 12cm sind und die 
Abstände zwischen den Umwehrungen und den zu sichernden 
Flächen nicht größer als 4cm sind. 
 

Umwehrungen müssen entsprechend schulischer Nutzung 
sicher gestaltet werden. Umwehrungen sind sicher gestaltet 
wenn z.B. deren Öffnungen mind. in einer Richtung nicht breiter 
als 12cm sind und die Abstände zw. den Umwehrungen und den 
zu sichernden Flächen nicht größer als 4cm sind. 
 
Aufenthaltsbereiche, die 0,30m bis 1,0m über einer anderen 
Fläche liegen oder oberhalb von Sitzstufenanlagen liegen bei 
denen Absturzgefahr besteht, müssen gesichert sein

Die Unterkante der Fenster bzw. der durchsichtigen 
Flächen in Türen soll zwischen 0,85 und 1,25m über dem 
Raumfußboden liegen (Planungshilfe da ASR 7/1 nicht 
mehr angewendet werden muss, in der ArbStättV von 2004 
wird keine Sichtbeziehung ins Freie gefordert). 
 
Bei Umwehrungen mit senkrechten Zwischenstäben darf 
deren lichter Abstand nicht mehr als 0,18m betragen (bei 
Gebäuden in denen mit dauernder oder häufiger Anwe-
senheit von Kindern gerechnet werden muss, können nach 
dem Baurecht der Länder geringere Abstände erforderlich 
werden). 
Umwehrungen müssen mind. 1,00m hoch sein, bei einer 
Absturzhöhe von mehr als 12m muss die Höhe mind. 
1,20m betragen.

Flächen die im Allgemeinen zu begehen sind  und unmittelbar an mehr als 20cm 
tiefer liegende Flächen angrenzen, sind mit Abschrankungen zu umwehren. Umweh-
rungen müssen mind. 1,10m hoch sein. 
Vor Sitzplatzreihen genügen Umwehrungen von 0,90m Höhe; bei mind. 0,20m Brüs-
tungsbreite genügen 0,80m; bei mind. 0,50m Brüstungsbreite genügen 0,70m

Flächen die an mehr als 1m tiefer liegende Flächen angrenzen. 
Diese müssen mind. 0,9m hoch sein. Die Höhe darf auf 0,8m verringert werden,  
wenn die Tiefe des oberen Abschlusses der Umwehrung mind. 0,2m beträgt. 
 
Öffnungen in Umwehrungen dürfen bei Flächen, auf denen in der Regeln mit  
Anwesenheit von Kindern bis zu 6 Jahren zu rechnen ist: 
- bei horizontaler Anordnung der Brüstungselemente bis zu einer Höhe der Umwehrung  
von 0,6m nicht höher als 2cm, darüber hinaus nicht breiter als 12cm sein

- bei vertikaler Anordnung der Brüstungselemente nicht breiter als 12cm sein 
- bei unregelmäßigen Öffnungen das Überklettern nicht erleichtern und in keiner Richtung größer als 12cm sein

Treppen die nutzbare Breite notw. Treppen darf 2,40m nicht überschreiten 
 
die nutzbare Breite der notw. Flure und Treppen darf nicht durch offenstehende Türen, 
Einbauten oder Einrichtungen eingeengt werden 
 
Ausgänge aus notw. Treppen müssen mind. so breit sein wie die notw. Treppen. 
Notw. Treppen müssen mind. 1,20m breit sein. 
 
Eine mehrgeschossige Schule mit nicht mehr als 60m Länge muss mind. 2 notw. Treppen-
häuser haben. Einer notw. Treppe mit 2,4m dürfen max. 400 Personen zugewiesen wer-
den. Wird die nutzbare Breite der beiden notw. Treppen dieser Schule voll ausgeschöpft, 
so können die Treppen max. 800 Personen aufnehmen, bei einer Klassenstärke von ca. 
33 Schülern ergeben sich 24 Schulklassen. Werden drei Geschosse über diese Treppe 
erschlossen, wären in jedem Geschoss max. 8 Klassen zulässig.

Treppen müssen entsprechend der schulischen Nutzung sicher 
ausgeführt werden. Das Steigungsverhältnis mit dem Schritt-
maß 59 - 65cm muss eingehalten werde, wobei die Steigung 
von Treppen nicht mehr als 17cm und der Auftritt nicht weniger 
als 28cm betragen darf. 
Für Treppenstufen sind die Hinweise zu Schulen in GUV 26.18 
zu berücksichtigen. 
 
an Treppen sind an beiden Seiten Handläufe anzubringen, die 
im gesamten Verlauf sicheren Halt geben und an denen ein 
Hängenbleiben ausgeschlossen ist.

Treppen müssen entsprechend der schulischen Nutzung sicher 
ausgeführt werden. Das Steigungsverhältnis mit dem Schritt-
maß 59-65 cm muss eingehalten werden, wobei die Steigung 
von Treppen nicht mehr als 17 und der Auftritt nicht weniger als 
28cm betragen darf. 
 
an Treppen sind an beiden Seiten Handläufe anzubringen, die 
im gesamten Verlauf sicheren Halt geben und an denen ein 
Hängenbleiben ausgeschlossen ist.

Die Führung der jeweils anderen Geschossen zugeordneten notw. Treppen in einem 
gemeinsamen notw. Treppenraum ist zulässig.  Notw. Treppen müssen feuerbestän-
dig sein. Die lichte Breite notw. Treppen darf nicht mehr als 2,40m betragen.

notw. Treppen sind in einem Zuge zu allen angeschlossenen Geschossen zu führen,  
sie müssen mit den Treppen zum Dachraum unmittelbar verbunden sein. 
Die nutzbare Breite notw. Treppen muss mind. 1m betragen. 
Treppenstufen dürfen nicht unmittelbar hinter einer Tür beginnen, die in Richtung der Treppe aufschlägt. 
Zwischen Treppen und Tür ist in den Fällen ein Treppenabsatz anzuordnen, der mind. so tief sein muss, wie die Tür breit ist. 
 
Von jeder Stelle eines Aufenthaltsraumes sowie eines Kellergeschosses muss mind. ein Ausgang in einen notw. Treppenraum oder ins Freie in  
höchstens 35m Entfernung erreichbar sein. Sind mehrere notw. Treppenräume erforderlich, müssen sie so verteilt sein, dass sie möglichst  
entgegengesetzt liegen und das die Rettungswege möglichst kurz sind. 
 
Jeder notw. Treppenraum muss an einer Außenwand liegen und einen unmittelbaren Ausgang ins Freie haben. Innenliegende Treppenräume  
sind zulässig wenn ihre Nutzung ausreichend lang nicht durch Raucheintritt gefährdet ist. Sofern der Ausgang nicht direkt ins Freie führt,  
muss der Raum zwischen dem notw. Treppenraum und dem Ausgang ins Freie mind. so breit sein wie die dazugehörige Treppenläufe. 

Treppen müssen gerade Läufe haben. Die Treppenlinie muss rechtwinklig zu den 
Treppenstufenkanten verlaufen. Ab einem Innendruchmesser des Treppenauges 
von 200cm sind auch gebogene Treppenläufe möglich. Treppen müssen Setzstufen 
haben, Trittstufen dürfen über die Setzstufen nicht vorkragen. Eine Unterschneidung 
bis 2cm ist bei schrägen Setzstufen zulässig. Setzstufen mit sich verringender Höhe 
oder Trittstufen mit sich verjüngender Tiefe, z.B. aus topografischen oder gestalteri-
schen Gründen um Außenbereich, sind nicht geeignet.

Lehrerarbeits-
plätze

2-zügige Grundschule: 60m2 
2-zügige Realschule: 90m2 
2-zügiges Gymnasium: 132m2 
 
Annahme: 1,5 Lehrer pro Klasse 
 
daraus folgt:  
einem Lehrer stehen 5m2 Fläche 
(Pausenfläche/Arbeitsfläche) 
zur Verfügung

Arbeitsräume müssen eine ausreichende Grundfläche und eine, in Abhängigkeit von 
der Größe der Grundfläche der Räume, ausreichende lichte Höhe aufweisen, so dass 
die Beschäftigten ohne Beeinträchtigung ihrer Sicherheit, ihrer Gesundheit oder 
ihres Wohlbefindens ihre Arbeit verrichten können.  
(Verweis auf BGI 650 Bildschirm und Büroarbeitsplätze in der Richtwerte enthalten 
sind für Mindestgrößen von Arbeitsplätzen, diese Richtwerte sind gesicherte 
arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse die bei der Gestaltung von Arbeitsbedingun-
gen nach §4 Arbeitsschutzgesetz zu beachten sind, sie stellen die Konkretisierung 
der geltenden verpflichtenden Schutzziele der Arbeitsstättenverordnung und 
Bildschirmarbeitsverordnung dar; herausgegeben von: VBG) 
(Richtwerte Flächen aus der BGI 650: Mindestgröße Bildschirmarbeitsplatz: 8m2; 
Zellenbüros 1-2 Personen 8 - 10m2; Gruppenbüros ab 3 Personen: 10-12m2; Groß-
raumbüros ab 400m2 Gesamtfläche: 12-15m2)

Pausenräume sind Räume, die der Erholung der Arbeitneh-
mer während der Pausenzeit dienen.  
Der Pausenraum soll so gelegen sein, dass er von den 
Arbeitsnehmern möglichst innerhalb von 5 min zu errei-
chen ist. Sitzgelegenheiten sind Stühle oder Bänke. In 
Pausenräumen muss für die Arbeitnehmer, die den Raum 
gleichzeitig nutzen wollen, jeweils mind. 1m2 Grundfläche 
zur Verfügung stehen.

Flure für jeden Unterrichtsraum müssen in demselben Geschoss mind. 2 voneinander getrenn-
te bauliche Rettungswege zu Ausgängen ins Freie oder notwendigen Treppenräumen 
vorhanden sein. Anstelle einer dieser Rettungswege darf ein Rettungsweg über Außen-
treppen oder Treppenräume, Rettungsbalkone, Terrassen und begehbare Dächer auf das 
Grundstück führen, wenn dieser Rettungsweg im Brandfall nicht gefährdet ist; dieser 
Rettungsweg gilt als Ausgang ins Freie. Unter dieser Vorraussetzung kann der zweite 
Rettungsweg auch ohne notw. Treppenraum errichtet werden. 
Einer dieser Rettungswege darf durch einer Halle führen; diese Halle darf nicht als Raum 
zwischen einem notw. Treppenraum und dem Ausgang ins Freie dienen. Rettungswege 
aus Treppenräumen dürfen nicht durch die Halle geführt werden. 
 
notwendige Flure mit nur einer Fluchtrichtung dürfen nicht länger als 10m sein 
die Begrenzung der Rettungsweglänge liegt bei max. 35m 
 
notw. Flure mind. 1,50m breit (entspricht dem barrierefreien Bauen nach DIN 18024 - Teil 
2, Ausgabe Nov 1996) 
 
Ausgänge zu notw. Fluren dürfen nicht breiter sein als der notw. Flur 
 
die nutzbare Breite der notw. Flure und Treppen darf nicht durch offenstehende Türen, 
Einbauten oder Einrichtungen eingeengt werden 
 
Eine mehrgeschossige Schule mit nicht mehr als 60m Länge und daher nur einem 
Brandabschnitt muss mind. 2 notw. Treppen haben.

Türen zu Räumen müssen so angeordnet sein, dass Schüler/
Innen durch nach außen aufschlagende Türen nicht gefährdet 
werden. 
Wenn Türen zurückversetzt in Nischen angeordnet sind, dürfen 
nach außen aufschlagende Türen einschließlich Türgriff max. 
20cm in den Fluchtweg hineinragen. 
(die notw. Fluchtwegbreite darf nicht eingeengt werden)

Türen zu Räumen müssen so angeordnet sein, dass Schüler/
Innen durch nach außen aufschlagende Türen nicht gefährdet 
werden. Wenn Türen zurückversetzt in Nischen angeordnet sind, 
dürfen nach außen aufschlagende Türen einschließlich Türgriff 
max. 20cm in den Fluchtweg hineinragen. 

Verkehrswege, Fluchtwege und Notausgänge müssen ständig freigehalten werden. 
 
Verkehrswege, einschließlich Treppen, müssen so angelegt und bemessen sein, 
dass sie je nach ihrem Bestimmungszweck leicht und sicher begangen werden 
können und in der Nähe Beschäftigte nicht gefährdet werden. 
Die Bemessung der Verkehrswege, die dem Personenverkehr, Güterverkehr dienen, 
muss sich nach der Anzahl der möglichen Benutzer und der Art des Betriebes 
richten. 
Fluchtwege und Notausgänge müssen sich in Anzahl, Anordnung und Abmessung 
der Arbeitsstätte sowie nach der höchstmöglichen Anzahl der dort anwesenden Per-
sonen richten und auf möglichst kurzem Weg ins Freie oder, falls dies nicht möglich 
ist, in einen gesicherten Bereich führen. 
Türen im Verlauf von Fluchtwegen oder Türen von Notausgängen müssen sich 
von innen ohne besondere Hilfsmittel jederzeit leicht öffnen lassen solange sich 
die Beschäftigten in der Arbeitsstätte befinden und in angemessener Form und 
dauerhaft gekennzeichnet sein. Türen von Notausgängen müssen sich nach außen 
öffnen lassen.

Rettungswege müssen ins Freie führen. Zu den Rettungswegen von Versamm-
lungsräumen gehören insbesondere die frei zu haltenden Gänge und Stufengänge, 
die Ausgänge aus Versammlungsräumen, die notw. Fluren und notw. Treppen, die 
Ausgänge ins Freie, die als Rettungsweg dienende Balkone, Dachterrassen und 
Außentreppen sowie Rettungswege im Freien auf dem Grundstück. 
Versammlungsstätten müssen in jedem Geschoss mit Aufenthaltsräumen mind. 
2 voneinander unabhängige bauliche Rettungswege haben. Die Führung beider 
Rettungswege innerhalb eines Geschosses durch einen gemeinsamen notw. Flur ist 
zulässig.  
Versammlungsräume mit mehr als 100m2 Grundfläche müssen jeweils 2 möglichst 
weit auseinander und entgegengesetzt liegende Ausgänge ins Freie oder zu Ret-
tungswegen haben. 
Die Entfernung von jedem Besucherplatz bis zum nächsten Ausgang aus dem 
Versammlungsraum darf nicht läner asl 30m sein. Die Entfernung von jeder Stelle 
eines notw. Flures oder eines Foyers bis zum Ausgang ins Freie oder zu einem notw. 
Treppenhaus darf nicht länger als 30m sein.  
Die Breite der Rettunsgwege ist nach der größtmöglichen Personenzahl zu bemes-
sen. Die lichte Breite einen Rettungsweges muss mind. 1,20m betragen. Bei Ausgän-
gen aus Aufenthaltsräumen von nicht mehr als 200m2 oder 200 Besucherplätzen 
genügt eine lichte Breiten von 0,90m.  
Türen in Rettungswege müssen in Fluchtrichtung aufschlagen. Während des Aufent-
halts in der Versammlungsstätte müssen die Türen jederzeit von innen leicht und in 
voller Breite geöffnet werden können.

Jede Nutzungseinheit muss in jedem Geschoss mit Aufenthaltsräumen über mind. 2 voneinander getrennte Rettungswege erreichbar sein,  
beide Rettungswege dürfen jedoch innerhalb eines Geschosses über denselben notw. Flur führen. 
Der erste Rettungsweg muss über eine notw. Treppe führen, der zweite Rettungsweg kann eine weitere notw. Treppe oder  
eine mit Rettungsgeräten der Feuerwehr erreichbare Stelle sein. 
 
Jede notw. Treppe muss zur Sicherstellung der Rettungswege aus den Geschossen ins Freie in einem eigenen, durchgehenden Treppenraum liegen.  
Der Ausgang muss mind. so breit sein wie die zugehörigen notw. Treppen. Notw. Treppen müssen so angeordnet und ausgebildet sein,  
das die Nutzung der notwendigen Treppen im Brandfall ausreichend lang möglich ist.  
 
notw. Flure müssen so breit sein, dass sie für den größten zu erwarteten Verkehr ausreichen, mind. jedoch 1,25m.  
Notw. Flure sind durch nichtabschließbare, rauchdichte und selbstschließende Abschlüße in Rauchabschnitte zu unterteilen.  
Die Rauchabschnitte sollen nicht länger als 30m sein. 
Fenster sind in den Außenwänden ab einer Brüstungshöhe von 1,20m zulässig. 
Notw. Flure mit nur einer Fluchtrichtung, die zu einem Sicherheitstreppenraum führen, dürfen nicht länger als 15m sein. 
 
Innerhalb von Nutzungseinheiten, die einer Büro- oder Verwaltungsnutzung dienen, mit nicht mehr als 400m2;  
das gilt auch für Teile größerer Nutzungseinheiten, wenn diese Teile nicht größer aös 400m2 sind,  
Trennwände nach §6 Abs. 1 Nr.1 haben und jeden Teil unabhängig von anderen Teilen Rettungswege nach §15 Abs. 3 LBO hat.

Flure und sonstige Verkehrsflächen dürfen nicht stärker als 3% geneigt sein, andern-
falls sind Rampen oder Aufzüge vorzusehen. Bei einer Länge des Flures bzw. der 
Verkehrsflächen bis zu 10m ist auch eine Längsneigung bis zu 4% möglich. 
Die Bewegungsfläche muss ausreichend groß für die geradlinige Fortbewegung,  
den Begegnungsfall sowie den Richtungswechsel sein. 
Ausreichend groß ist eine Fläche von 
_180cm Breite für die Begegnung zweier Rollstuhlnutzer 
_150cm Breite für die Begegnung eines Rollstuhlnutzers mit anderen Personen 
_150cm Breite für Richtungswechsel und Rangiervorgänge 
_120cm Breite un geringere Länge, wenn eine Richtungsänderung und Begegnung 
mit anderen Personen nicht zu erwarten ist, z.B. Flurabschnitte und Rampenab-
schnitte 
90cm Breite für Türöffnungen und Durchgänge 
Flure und sonstige Verkehrsflächen müssen ausreichend breit für die Nutzung mit 
dem Rollstuhl oder mit Gehhilfen, auch im Begegnungsfall, sein. Ausreichend ist 
eine nutzbare Breite: 
_von mind. 150cm 
_in Durchgängen von mind. 90cm 
_von mind. 180cm und mind. 180cm Länge nach höchstens 15m Flurlänge zur 
Begegnung von Personen mit Rollstühlen oder Gehhilfen 
von mind. 120cm und höchstens 6m Länge, wenn keine Richtungsänderung  
erforderlich ist und davor und danach eine Wendemöglichkeit gegeben ist

Verglasungen/
Fenster

die Größe der wirksamen 
senkrechten Fensterflä-
chen (reine Glasfläche) soll 
1/5 der Raumgrundfläche 
nicht unterschreiten 
die Hauptfenster sollen 
nach Möglichkeit von der 
Deckenunterkante bis zur 
zulässigen Brüstungshöhe 
reichen

Fenster müssen so gestaltet sein, dass sie beim Öffnen und 
Schließen sowie in geöffnetem Zustand Schüler/innen nicht 
gefährden. 
In Aufenthaltsbereichen von SchülerInnen müssen Vergla-
sungen bis zu einer Höhe von 2,0m ab Oberkante Standfläche 
aus bruchsicheren Werkstoffen bestehen oder ausreichend 
abgeschirmt werden. 
_mind. 1,0m hohe Umwehrungen mind. 20cm vor der Vergla-
sung angebracht 
_bei Fenstern müssen die Fensterbrüstungen mind. 80cm hoch 
und die Fensterbänke mind. 20cm tief sein 
 
Verglasungen und sonstige lichtdurchlässige Flächen müssen 
leicht erkennbar sein

Fenster müssen so gestaltet sein, dass sie beim Öffnen und 
Schließen sowie im geöffneten Zustand Schüler/Innen nicht 
gefährden. 
In Aufenthaltsbereichen müssen Verglasungen und sonstige 
lichtdurchlässige Flächen bis zu einer Höhe von 2,0m ab Ober-
kante Standfläche aus bruchsicheren Werkstoffen bestehen 
oder ausreichend abgeschirmt werden. 
_mind. 1,0m hohe Umwehrungen mind. 20cm vor der Vergla-
sung angebracht 
_bei Fenstern müssen die Fensterbrüstungen mind. 80cm hoch 
und die Fensterbänke mind. 20cm tief sein 
 
Verglasungen und sonstige lichtdurchlässige Flächen müssen 
leicht erkennbar sein

Fenster, Oberlichter und Lüftunsgvorrichtungen müssen sich von den Beschäftig-
ten sicher öffnen, schließen, verstellen und arretieren lassen. Sie dürfen nicht so 
angeordnet sein, dass sie im geöffneten Zustand eine Gefahr für die Beschäftigten 
darstellen. 
Sie müssen so ausgewählt werden, dass sie ohne Gefährdung der Ausführenden 
gereinigt werden können. 
 
Die Arbeitsstätten müssen möglichst ausreichend Tageslicht erhalten.

Glastüren und Glasflächen, die bis zum Fußboden allgm. zugäglicher Verkehrsflächen herabreichen, sind so zu kennzeichnen,  
dass sie leicht erkannt werden können. Fenster die als Rettungsweg dienen, müssen im Lichten mind. 0,90m breit und 1,20m hoch sein  
und nicht höher als 1,20m über der Fußbodenoberkante liegen 
 
Aufenthaltsräume müssen ausreichend belüftet werden können, sie müssen unmittelbar ins Freie führende Fenster in solcher Zahl,  
Lage, Größe, Beschaffenheit haben, dass die Räume ausreichend mit Tageslicht beleuchtet werden können.  
Das Rohbaumaß der Fensteröffnugen muss mind. ein Zehntel der Grundfläche des Raumes betragen.

Brandschutz innere Brandwände sind in Abständen mit nicht mehr als 60m anzuordnen 
(abweichend von §30 Abs. 1 Nr. 2 MBO, der einen Abstand für innere Brandwände im 
Gebäude von max. 40m vorschreibt) 
 
Geschosse die nicht mehr als 400m2 haben oder in Bereiche mit nicht mehr als 400m2 
unterteilen 
 
Bei Schulen der Gebäudeklasse 1 müssen die tragenden und aussteifenden Bauteile die 
Anforderungen der Gebäudeklasse 3 (feuerhemmend) erfüllen. 

 Brandwände müssen als raumabschließende Bauteile zum Abschluss von Gebäuden (Gebäudeabschlusswand) oder zur  
Unterteilung von Gebäuden in Brandabschnitte (innere Brandwand) ausreichend lang die Brandausbreitung auf andere Gebäude oder Brandabschnitte verhindert. 
Brandwände sind erforderlich: 
_ als Gebäudeabschlusswand, wenn diese Abschlusswand an oder mit einem Abstand von weniger als 2,5m gegenüber  
der Nachbargrenze oder mit einem Abstand von weniger als 5m zu bestehenden baurechtlichen zulässigen Gebäuden auf demselben Grundstück errichtet werden 
_als innere Brandwand zur Unterteilung ausgedehnter Gebäude in Abständen von nicht mehr als 40m 
_als innere Brandwand zur Unterteilung landwirtschaftlich genutzer Gebäude in Brandabschnitte von nicht mehr als 10000m3 BRI,  
wobei größere Brandabschnitte mit Brandwandabständen bis 60m möglich sind, wenn die Nutzung des Gebäudes dies erfordert 
 
Tragende und aussteifende Wände und Stützen müssen in Gebäuden  
der Gebäudeklasse 5 (sonstige Gebäude einschließlich unterirdische Gebäude) feuerbeständig 
der Gebäudeklasse 4 (Gebäude mit einer Höhe bis zu 13m und Nutzungseinheiten mit jeweils nicht mehr als 400m2) hochfeuerhemmend 
der Gebäudeklasse 2 (Gebäude mit einer Höhe bis zu 7m und nicht mehr als 2 Nutzungseinheiten von insgesamt nicht mehr als 400 m2)  
und 3 (sonstige Gebäude mit einer Höhe bis 7m) feuerhemmend sein.
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ASE Förderrichtlinien MSchulbauR DIN 58125 Schulbau GUV-V S1 ArbStättV ASR (Arbeitsstättenrichtlinien) VStättVO (BW von 2004) 
für Versammlungsstätten (Aula) für mehr als 200 Personen

LBO für BW 
+ Allgemeine Ausführungsverordnung des Wirtschaftsministeriums zur Landesbauordnung (LBOAVO)

DIN 18040-1 Barrierefreies Bauen _ Planungsgrundlagen - Teil 1: Öffentlich zugäg-
liche Gebäude

Anmerkungen Stand: 8. Juli 1983 
länderspezifisch

Stand: 3. Februar 2006 Stand: April 2009 
in BW nicht gültig, aber „Richtlinien über die baurechtlinie Behandlung von Schulen“ BSR 
1978

Stand: Juli 2002 
sie ist in Baden-Württemberg bauaufsichtlich nicht eingeführt. 
Sie ist nicht Bestandteil der Liste der technischen Baubestim-
mungen (LTB) vom 07.12.2010.

Stand: Mai 2001 Stand: 12. August 2004 
Bundesrechtsverordnung

Die Arbeitsstättenrichtlinien sind „Allgemeine Verwal-
tungsvorschriften“, das heißt, hierbei handelt es sich nicht 
um „Rechtsnormen“ die – wie Gesetze und Verordnungen 
– für den außerhalb der Verwaltung stehenden Bürger 
(zum Beispiel Arbeitgeber) unmittelbar Rechte und Pflich-
ten begründen. Es handelt sich vielmehr um verwaltungs-
interne Vorschriften, die dazu dienen, eine einheitliche und 
zweckmäßige Ausübung der Richtlinien sicherzustellen.

Stand:  28. April 2004 
länderspezifische Verordnung 
 
es gibt eine MVStättV von 2005

LBO: Stand:17. Dezember 2009 
LBOAVO: Stand: 5.Februar 2010 
länderspezifische Verordnung

Stand: Oktober 2010 
Ersatz für DIN 18024-2:1996-11 
In BW ist diese neue DIN 18040-1 noch nicht in der Liste der technischen Baubestim-
mungen aufgenommen)

Umwehrungen Geländer und Umwehrungen bei notw. Treppen müssen mind. 1,1m hoch sein Umwehrungen sind sicher gestaltet wenn z.B. deren Öffnungen 
mind. in einer Richtung nicht breiter als 12cm sind und die 
Abstände zwischen den Umwehrungen und den zu sichernden 
Flächen nicht größer als 4cm sind. 
 

Umwehrungen müssen entsprechend schulischer Nutzung 
sicher gestaltet werden. Umwehrungen sind sicher gestaltet 
wenn z.B. deren Öffnungen mind. in einer Richtung nicht breiter 
als 12cm sind und die Abstände zw. den Umwehrungen und den 
zu sichernden Flächen nicht größer als 4cm sind. 
 
Aufenthaltsbereiche, die 0,30m bis 1,0m über einer anderen 
Fläche liegen oder oberhalb von Sitzstufenanlagen liegen bei 
denen Absturzgefahr besteht, müssen gesichert sein

Die Unterkante der Fenster bzw. der durchsichtigen 
Flächen in Türen soll zwischen 0,85 und 1,25m über dem 
Raumfußboden liegen (Planungshilfe da ASR 7/1 nicht 
mehr angewendet werden muss, in der ArbStättV von 2004 
wird keine Sichtbeziehung ins Freie gefordert). 
 
Bei Umwehrungen mit senkrechten Zwischenstäben darf 
deren lichter Abstand nicht mehr als 0,18m betragen (bei 
Gebäuden in denen mit dauernder oder häufiger Anwe-
senheit von Kindern gerechnet werden muss, können nach 
dem Baurecht der Länder geringere Abstände erforderlich 
werden). 
Umwehrungen müssen mind. 1,00m hoch sein, bei einer 
Absturzhöhe von mehr als 12m muss die Höhe mind. 
1,20m betragen.

Flächen die im Allgemeinen zu begehen sind  und unmittelbar an mehr als 20cm 
tiefer liegende Flächen angrenzen, sind mit Abschrankungen zu umwehren. Umweh-
rungen müssen mind. 1,10m hoch sein. 
Vor Sitzplatzreihen genügen Umwehrungen von 0,90m Höhe; bei mind. 0,20m Brüs-
tungsbreite genügen 0,80m; bei mind. 0,50m Brüstungsbreite genügen 0,70m

Flächen die an mehr als 1m tiefer liegende Flächen angrenzen. 
Diese müssen mind. 0,9m hoch sein. Die Höhe darf auf 0,8m verringert werden,  
wenn die Tiefe des oberen Abschlusses der Umwehrung mind. 0,2m beträgt. 
 
Öffnungen in Umwehrungen dürfen bei Flächen, auf denen in der Regeln mit  
Anwesenheit von Kindern bis zu 6 Jahren zu rechnen ist: 
- bei horizontaler Anordnung der Brüstungselemente bis zu einer Höhe der Umwehrung  
von 0,6m nicht höher als 2cm, darüber hinaus nicht breiter als 12cm sein

- bei vertikaler Anordnung der Brüstungselemente nicht breiter als 12cm sein 
- bei unregelmäßigen Öffnungen das Überklettern nicht erleichtern und in keiner Richtung größer als 12cm sein

Treppen die nutzbare Breite notw. Treppen darf 2,40m nicht überschreiten 
 
die nutzbare Breite der notw. Flure und Treppen darf nicht durch offenstehende Türen, 
Einbauten oder Einrichtungen eingeengt werden 
 
Ausgänge aus notw. Treppen müssen mind. so breit sein wie die notw. Treppen. 
Notw. Treppen müssen mind. 1,20m breit sein. 
 
Eine mehrgeschossige Schule mit nicht mehr als 60m Länge muss mind. 2 notw. Treppen-
häuser haben. Einer notw. Treppe mit 2,4m dürfen max. 400 Personen zugewiesen wer-
den. Wird die nutzbare Breite der beiden notw. Treppen dieser Schule voll ausgeschöpft, 
so können die Treppen max. 800 Personen aufnehmen, bei einer Klassenstärke von ca. 
33 Schülern ergeben sich 24 Schulklassen. Werden drei Geschosse über diese Treppe 
erschlossen, wären in jedem Geschoss max. 8 Klassen zulässig.

Treppen müssen entsprechend der schulischen Nutzung sicher 
ausgeführt werden. Das Steigungsverhältnis mit dem Schritt-
maß 59 - 65cm muss eingehalten werde, wobei die Steigung 
von Treppen nicht mehr als 17cm und der Auftritt nicht weniger 
als 28cm betragen darf. 
Für Treppenstufen sind die Hinweise zu Schulen in GUV 26.18 
zu berücksichtigen. 
 
an Treppen sind an beiden Seiten Handläufe anzubringen, die 
im gesamten Verlauf sicheren Halt geben und an denen ein 
Hängenbleiben ausgeschlossen ist.

Treppen müssen entsprechend der schulischen Nutzung sicher 
ausgeführt werden. Das Steigungsverhältnis mit dem Schritt-
maß 59-65 cm muss eingehalten werden, wobei die Steigung 
von Treppen nicht mehr als 17 und der Auftritt nicht weniger als 
28cm betragen darf. 
 
an Treppen sind an beiden Seiten Handläufe anzubringen, die 
im gesamten Verlauf sicheren Halt geben und an denen ein 
Hängenbleiben ausgeschlossen ist.

Die Führung der jeweils anderen Geschossen zugeordneten notw. Treppen in einem 
gemeinsamen notw. Treppenraum ist zulässig.  Notw. Treppen müssen feuerbestän-
dig sein. Die lichte Breite notw. Treppen darf nicht mehr als 2,40m betragen.

notw. Treppen sind in einem Zuge zu allen angeschlossenen Geschossen zu führen,  
sie müssen mit den Treppen zum Dachraum unmittelbar verbunden sein. 
Die nutzbare Breite notw. Treppen muss mind. 1m betragen. 
Treppenstufen dürfen nicht unmittelbar hinter einer Tür beginnen, die in Richtung der Treppe aufschlägt. 
Zwischen Treppen und Tür ist in den Fällen ein Treppenabsatz anzuordnen, der mind. so tief sein muss, wie die Tür breit ist. 
 
Von jeder Stelle eines Aufenthaltsraumes sowie eines Kellergeschosses muss mind. ein Ausgang in einen notw. Treppenraum oder ins Freie in  
höchstens 35m Entfernung erreichbar sein. Sind mehrere notw. Treppenräume erforderlich, müssen sie so verteilt sein, dass sie möglichst  
entgegengesetzt liegen und das die Rettungswege möglichst kurz sind. 
 
Jeder notw. Treppenraum muss an einer Außenwand liegen und einen unmittelbaren Ausgang ins Freie haben. Innenliegende Treppenräume  
sind zulässig wenn ihre Nutzung ausreichend lang nicht durch Raucheintritt gefährdet ist. Sofern der Ausgang nicht direkt ins Freie führt,  
muss der Raum zwischen dem notw. Treppenraum und dem Ausgang ins Freie mind. so breit sein wie die dazugehörige Treppenläufe. 

Treppen müssen gerade Läufe haben. Die Treppenlinie muss rechtwinklig zu den 
Treppenstufenkanten verlaufen. Ab einem Innendruchmesser des Treppenauges 
von 200cm sind auch gebogene Treppenläufe möglich. Treppen müssen Setzstufen 
haben, Trittstufen dürfen über die Setzstufen nicht vorkragen. Eine Unterschneidung 
bis 2cm ist bei schrägen Setzstufen zulässig. Setzstufen mit sich verringender Höhe 
oder Trittstufen mit sich verjüngender Tiefe, z.B. aus topografischen oder gestalteri-
schen Gründen um Außenbereich, sind nicht geeignet.

Lehrerarbeits-
plätze

2-zügige Grundschule: 60m2 
2-zügige Realschule: 90m2 
2-zügiges Gymnasium: 132m2 
 
Annahme: 1,5 Lehrer pro Klasse 
 
daraus folgt:  
einem Lehrer stehen 5m2 Fläche 
(Pausenfläche/Arbeitsfläche) 
zur Verfügung

Arbeitsräume müssen eine ausreichende Grundfläche und eine, in Abhängigkeit von 
der Größe der Grundfläche der Räume, ausreichende lichte Höhe aufweisen, so dass 
die Beschäftigten ohne Beeinträchtigung ihrer Sicherheit, ihrer Gesundheit oder 
ihres Wohlbefindens ihre Arbeit verrichten können.  
(Verweis auf BGI 650 Bildschirm und Büroarbeitsplätze in der Richtwerte enthalten 
sind für Mindestgrößen von Arbeitsplätzen, diese Richtwerte sind gesicherte 
arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse die bei der Gestaltung von Arbeitsbedingun-
gen nach §4 Arbeitsschutzgesetz zu beachten sind, sie stellen die Konkretisierung 
der geltenden verpflichtenden Schutzziele der Arbeitsstättenverordnung und 
Bildschirmarbeitsverordnung dar; herausgegeben von: VBG) 
(Richtwerte Flächen aus der BGI 650: Mindestgröße Bildschirmarbeitsplatz: 8m2; 
Zellenbüros 1-2 Personen 8 - 10m2; Gruppenbüros ab 3 Personen: 10-12m2; Groß-
raumbüros ab 400m2 Gesamtfläche: 12-15m2)

Pausenräume sind Räume, die der Erholung der Arbeitneh-
mer während der Pausenzeit dienen.  
Der Pausenraum soll so gelegen sein, dass er von den 
Arbeitsnehmern möglichst innerhalb von 5 min zu errei-
chen ist. Sitzgelegenheiten sind Stühle oder Bänke. In 
Pausenräumen muss für die Arbeitnehmer, die den Raum 
gleichzeitig nutzen wollen, jeweils mind. 1m2 Grundfläche 
zur Verfügung stehen.

Flure für jeden Unterrichtsraum müssen in demselben Geschoss mind. 2 voneinander getrenn-
te bauliche Rettungswege zu Ausgängen ins Freie oder notwendigen Treppenräumen 
vorhanden sein. Anstelle einer dieser Rettungswege darf ein Rettungsweg über Außen-
treppen oder Treppenräume, Rettungsbalkone, Terrassen und begehbare Dächer auf das 
Grundstück führen, wenn dieser Rettungsweg im Brandfall nicht gefährdet ist; dieser 
Rettungsweg gilt als Ausgang ins Freie. Unter dieser Vorraussetzung kann der zweite 
Rettungsweg auch ohne notw. Treppenraum errichtet werden. 
Einer dieser Rettungswege darf durch einer Halle führen; diese Halle darf nicht als Raum 
zwischen einem notw. Treppenraum und dem Ausgang ins Freie dienen. Rettungswege 
aus Treppenräumen dürfen nicht durch die Halle geführt werden. 
 
notwendige Flure mit nur einer Fluchtrichtung dürfen nicht länger als 10m sein 
die Begrenzung der Rettungsweglänge liegt bei max. 35m 
 
notw. Flure mind. 1,50m breit (entspricht dem barrierefreien Bauen nach DIN 18024 - Teil 
2, Ausgabe Nov 1996) 
 
Ausgänge zu notw. Fluren dürfen nicht breiter sein als der notw. Flur 
 
die nutzbare Breite der notw. Flure und Treppen darf nicht durch offenstehende Türen, 
Einbauten oder Einrichtungen eingeengt werden 
 
Eine mehrgeschossige Schule mit nicht mehr als 60m Länge und daher nur einem 
Brandabschnitt muss mind. 2 notw. Treppen haben.

Türen zu Räumen müssen so angeordnet sein, dass Schüler/
Innen durch nach außen aufschlagende Türen nicht gefährdet 
werden. 
Wenn Türen zurückversetzt in Nischen angeordnet sind, dürfen 
nach außen aufschlagende Türen einschließlich Türgriff max. 
20cm in den Fluchtweg hineinragen. 
(die notw. Fluchtwegbreite darf nicht eingeengt werden)

Türen zu Räumen müssen so angeordnet sein, dass Schüler/
Innen durch nach außen aufschlagende Türen nicht gefährdet 
werden. Wenn Türen zurückversetzt in Nischen angeordnet sind, 
dürfen nach außen aufschlagende Türen einschließlich Türgriff 
max. 20cm in den Fluchtweg hineinragen. 

Verkehrswege, Fluchtwege und Notausgänge müssen ständig freigehalten werden. 
 
Verkehrswege, einschließlich Treppen, müssen so angelegt und bemessen sein, 
dass sie je nach ihrem Bestimmungszweck leicht und sicher begangen werden 
können und in der Nähe Beschäftigte nicht gefährdet werden. 
Die Bemessung der Verkehrswege, die dem Personenverkehr, Güterverkehr dienen, 
muss sich nach der Anzahl der möglichen Benutzer und der Art des Betriebes 
richten. 
Fluchtwege und Notausgänge müssen sich in Anzahl, Anordnung und Abmessung 
der Arbeitsstätte sowie nach der höchstmöglichen Anzahl der dort anwesenden Per-
sonen richten und auf möglichst kurzem Weg ins Freie oder, falls dies nicht möglich 
ist, in einen gesicherten Bereich führen. 
Türen im Verlauf von Fluchtwegen oder Türen von Notausgängen müssen sich 
von innen ohne besondere Hilfsmittel jederzeit leicht öffnen lassen solange sich 
die Beschäftigten in der Arbeitsstätte befinden und in angemessener Form und 
dauerhaft gekennzeichnet sein. Türen von Notausgängen müssen sich nach außen 
öffnen lassen.

Rettungswege müssen ins Freie führen. Zu den Rettungswegen von Versamm-
lungsräumen gehören insbesondere die frei zu haltenden Gänge und Stufengänge, 
die Ausgänge aus Versammlungsräumen, die notw. Fluren und notw. Treppen, die 
Ausgänge ins Freie, die als Rettungsweg dienende Balkone, Dachterrassen und 
Außentreppen sowie Rettungswege im Freien auf dem Grundstück. 
Versammlungsstätten müssen in jedem Geschoss mit Aufenthaltsräumen mind. 
2 voneinander unabhängige bauliche Rettungswege haben. Die Führung beider 
Rettungswege innerhalb eines Geschosses durch einen gemeinsamen notw. Flur ist 
zulässig.  
Versammlungsräume mit mehr als 100m2 Grundfläche müssen jeweils 2 möglichst 
weit auseinander und entgegengesetzt liegende Ausgänge ins Freie oder zu Ret-
tungswegen haben. 
Die Entfernung von jedem Besucherplatz bis zum nächsten Ausgang aus dem 
Versammlungsraum darf nicht läner asl 30m sein. Die Entfernung von jeder Stelle 
eines notw. Flures oder eines Foyers bis zum Ausgang ins Freie oder zu einem notw. 
Treppenhaus darf nicht länger als 30m sein.  
Die Breite der Rettunsgwege ist nach der größtmöglichen Personenzahl zu bemes-
sen. Die lichte Breite einen Rettungsweges muss mind. 1,20m betragen. Bei Ausgän-
gen aus Aufenthaltsräumen von nicht mehr als 200m2 oder 200 Besucherplätzen 
genügt eine lichte Breiten von 0,90m.  
Türen in Rettungswege müssen in Fluchtrichtung aufschlagen. Während des Aufent-
halts in der Versammlungsstätte müssen die Türen jederzeit von innen leicht und in 
voller Breite geöffnet werden können.

Jede Nutzungseinheit muss in jedem Geschoss mit Aufenthaltsräumen über mind. 2 voneinander getrennte Rettungswege erreichbar sein,  
beide Rettungswege dürfen jedoch innerhalb eines Geschosses über denselben notw. Flur führen. 
Der erste Rettungsweg muss über eine notw. Treppe führen, der zweite Rettungsweg kann eine weitere notw. Treppe oder  
eine mit Rettungsgeräten der Feuerwehr erreichbare Stelle sein. 
 
Jede notw. Treppe muss zur Sicherstellung der Rettungswege aus den Geschossen ins Freie in einem eigenen, durchgehenden Treppenraum liegen.  
Der Ausgang muss mind. so breit sein wie die zugehörigen notw. Treppen. Notw. Treppen müssen so angeordnet und ausgebildet sein,  
das die Nutzung der notwendigen Treppen im Brandfall ausreichend lang möglich ist.  
 
notw. Flure müssen so breit sein, dass sie für den größten zu erwarteten Verkehr ausreichen, mind. jedoch 1,25m.  
Notw. Flure sind durch nichtabschließbare, rauchdichte und selbstschließende Abschlüße in Rauchabschnitte zu unterteilen.  
Die Rauchabschnitte sollen nicht länger als 30m sein. 
Fenster sind in den Außenwänden ab einer Brüstungshöhe von 1,20m zulässig. 
Notw. Flure mit nur einer Fluchtrichtung, die zu einem Sicherheitstreppenraum führen, dürfen nicht länger als 15m sein. 
 
Innerhalb von Nutzungseinheiten, die einer Büro- oder Verwaltungsnutzung dienen, mit nicht mehr als 400m2;  
das gilt auch für Teile größerer Nutzungseinheiten, wenn diese Teile nicht größer aös 400m2 sind,  
Trennwände nach §6 Abs. 1 Nr.1 haben und jeden Teil unabhängig von anderen Teilen Rettungswege nach §15 Abs. 3 LBO hat.

Flure und sonstige Verkehrsflächen dürfen nicht stärker als 3% geneigt sein, andern-
falls sind Rampen oder Aufzüge vorzusehen. Bei einer Länge des Flures bzw. der 
Verkehrsflächen bis zu 10m ist auch eine Längsneigung bis zu 4% möglich. 
Die Bewegungsfläche muss ausreichend groß für die geradlinige Fortbewegung,  
den Begegnungsfall sowie den Richtungswechsel sein. 
Ausreichend groß ist eine Fläche von 
_180cm Breite für die Begegnung zweier Rollstuhlnutzer 
_150cm Breite für die Begegnung eines Rollstuhlnutzers mit anderen Personen 
_150cm Breite für Richtungswechsel und Rangiervorgänge 
_120cm Breite un geringere Länge, wenn eine Richtungsänderung und Begegnung 
mit anderen Personen nicht zu erwarten ist, z.B. Flurabschnitte und Rampenab-
schnitte 
90cm Breite für Türöffnungen und Durchgänge 
Flure und sonstige Verkehrsflächen müssen ausreichend breit für die Nutzung mit 
dem Rollstuhl oder mit Gehhilfen, auch im Begegnungsfall, sein. Ausreichend ist 
eine nutzbare Breite: 
_von mind. 150cm 
_in Durchgängen von mind. 90cm 
_von mind. 180cm und mind. 180cm Länge nach höchstens 15m Flurlänge zur 
Begegnung von Personen mit Rollstühlen oder Gehhilfen 
von mind. 120cm und höchstens 6m Länge, wenn keine Richtungsänderung  
erforderlich ist und davor und danach eine Wendemöglichkeit gegeben ist

Verglasungen/
Fenster

die Größe der wirksamen 
senkrechten Fensterflä-
chen (reine Glasfläche) soll 
1/5 der Raumgrundfläche 
nicht unterschreiten 
die Hauptfenster sollen 
nach Möglichkeit von der 
Deckenunterkante bis zur 
zulässigen Brüstungshöhe 
reichen

Fenster müssen so gestaltet sein, dass sie beim Öffnen und 
Schließen sowie in geöffnetem Zustand Schüler/innen nicht 
gefährden. 
In Aufenthaltsbereichen von SchülerInnen müssen Vergla-
sungen bis zu einer Höhe von 2,0m ab Oberkante Standfläche 
aus bruchsicheren Werkstoffen bestehen oder ausreichend 
abgeschirmt werden. 
_mind. 1,0m hohe Umwehrungen mind. 20cm vor der Vergla-
sung angebracht 
_bei Fenstern müssen die Fensterbrüstungen mind. 80cm hoch 
und die Fensterbänke mind. 20cm tief sein 
 
Verglasungen und sonstige lichtdurchlässige Flächen müssen 
leicht erkennbar sein

Fenster müssen so gestaltet sein, dass sie beim Öffnen und 
Schließen sowie im geöffneten Zustand Schüler/Innen nicht 
gefährden. 
In Aufenthaltsbereichen müssen Verglasungen und sonstige 
lichtdurchlässige Flächen bis zu einer Höhe von 2,0m ab Ober-
kante Standfläche aus bruchsicheren Werkstoffen bestehen 
oder ausreichend abgeschirmt werden. 
_mind. 1,0m hohe Umwehrungen mind. 20cm vor der Vergla-
sung angebracht 
_bei Fenstern müssen die Fensterbrüstungen mind. 80cm hoch 
und die Fensterbänke mind. 20cm tief sein 
 
Verglasungen und sonstige lichtdurchlässige Flächen müssen 
leicht erkennbar sein

Fenster, Oberlichter und Lüftunsgvorrichtungen müssen sich von den Beschäftig-
ten sicher öffnen, schließen, verstellen und arretieren lassen. Sie dürfen nicht so 
angeordnet sein, dass sie im geöffneten Zustand eine Gefahr für die Beschäftigten 
darstellen. 
Sie müssen so ausgewählt werden, dass sie ohne Gefährdung der Ausführenden 
gereinigt werden können. 
 
Die Arbeitsstätten müssen möglichst ausreichend Tageslicht erhalten.

Glastüren und Glasflächen, die bis zum Fußboden allgm. zugäglicher Verkehrsflächen herabreichen, sind so zu kennzeichnen,  
dass sie leicht erkannt werden können. Fenster die als Rettungsweg dienen, müssen im Lichten mind. 0,90m breit und 1,20m hoch sein  
und nicht höher als 1,20m über der Fußbodenoberkante liegen 
 
Aufenthaltsräume müssen ausreichend belüftet werden können, sie müssen unmittelbar ins Freie führende Fenster in solcher Zahl,  
Lage, Größe, Beschaffenheit haben, dass die Räume ausreichend mit Tageslicht beleuchtet werden können.  
Das Rohbaumaß der Fensteröffnugen muss mind. ein Zehntel der Grundfläche des Raumes betragen.

Brandschutz innere Brandwände sind in Abständen mit nicht mehr als 60m anzuordnen 
(abweichend von §30 Abs. 1 Nr. 2 MBO, der einen Abstand für innere Brandwände im 
Gebäude von max. 40m vorschreibt) 
 
Geschosse die nicht mehr als 400m2 haben oder in Bereiche mit nicht mehr als 400m2 
unterteilen 
 
Bei Schulen der Gebäudeklasse 1 müssen die tragenden und aussteifenden Bauteile die 
Anforderungen der Gebäudeklasse 3 (feuerhemmend) erfüllen. 

 Brandwände müssen als raumabschließende Bauteile zum Abschluss von Gebäuden (Gebäudeabschlusswand) oder zur  
Unterteilung von Gebäuden in Brandabschnitte (innere Brandwand) ausreichend lang die Brandausbreitung auf andere Gebäude oder Brandabschnitte verhindert. 
Brandwände sind erforderlich: 
_ als Gebäudeabschlusswand, wenn diese Abschlusswand an oder mit einem Abstand von weniger als 2,5m gegenüber  
der Nachbargrenze oder mit einem Abstand von weniger als 5m zu bestehenden baurechtlichen zulässigen Gebäuden auf demselben Grundstück errichtet werden 
_als innere Brandwand zur Unterteilung ausgedehnter Gebäude in Abständen von nicht mehr als 40m 
_als innere Brandwand zur Unterteilung landwirtschaftlich genutzer Gebäude in Brandabschnitte von nicht mehr als 10000m3 BRI,  
wobei größere Brandabschnitte mit Brandwandabständen bis 60m möglich sind, wenn die Nutzung des Gebäudes dies erfordert 
 
Tragende und aussteifende Wände und Stützen müssen in Gebäuden  
der Gebäudeklasse 5 (sonstige Gebäude einschließlich unterirdische Gebäude) feuerbeständig 
der Gebäudeklasse 4 (Gebäude mit einer Höhe bis zu 13m und Nutzungseinheiten mit jeweils nicht mehr als 400m2) hochfeuerhemmend 
der Gebäudeklasse 2 (Gebäude mit einer Höhe bis zu 7m und nicht mehr als 2 Nutzungseinheiten von insgesamt nicht mehr als 400 m2)  
und 3 (sonstige Gebäude mit einer Höhe bis 7m) feuerhemmend sein.
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Allgemein

Allgemeine Schulbauempfehlungen 
für Baden-Württemberg (ASE)
8.7.1983

Richtlinien für die Gewährung von 
Zuschüssen zur Förderung des 
Schulhasubaus kommunaler Schul-
träger (Schulbauförderungsrichtlini-
en-SchBauFR)
3.2.2006

Verordnung über die Förderung 
des Schulbaus bei Schulen in freier 
Trägerschaft (Privatschulbauverord-
nung-VOSchulBau)
28.1.1997

Richtlinien für die Förderung des 
Baues von kommunalen Sporthallen 
und Sportfreianlagen (kommunale 
Sportstättenförderungsrichtlinien)
5.11.2005

Richtlinien für die Förderung des 
Baues von Sporthallen und Sport-
freianlagen von Privatschulen (Sport-
stättenbauförderungsrichtlinie)
6.11.2001

Kindergartengesetz
9.4.2003

Arbeitsstättenverordnung (ArbSättV)
12.8.2004

Arbeitsstättenrichtlinien (ASR)
(es handelt sich um allgemeine Ver-
waltungsvorschriften, dabei handelt 
es sich nicht um Rechtsnormen, 
sondern vielmehr um verwaltungsin-
terne Vorschriften, die dazu dienen, 
eine einheitliche und zweckmäßige 
Ausübung der Richtlinien sicherzu-
stellen)

ENEV (Energieeinsparverordnung)
2009

LBO (Landesbauordnung für Baden-
Württemberg)
17.12.2009
Allgemeine Ausführungsverordnung 

des Wirtschaftsministeriums zur 
Landsbauordnung (LBOAVO)
5.2.2010

Muster-Richtlinie über bauaufsicht-
liche Anforderungen an Schulen 
(Muster-Schulbau-Richtlinie-MSchul-
bauR)
04.2009

DIN 4543-1
Büroarbeitsplätze Teil 1: Flächen für 
die Aufstellung und Benutzung von 
Büromöbeln; Sicherheitstechnische 
Anforderungen, Prüfung
9.1994

Unfallverhütung/Sicherheit/Gesund-
heit:

DIN 58125 Schulbau. Bautechnische 
Anforderungen zur Verhütung von 
Unfällen
2002-07

GUV-V S1 Unfallverhütungsvorschrift 
(UVV) Schulen mit Durchführungsan-
weisungen
2002-06

GUV-R A1 Grundsätze der Prävention
2006-05

GUV-SI 8065 Erste Hilfe in Schulen 
2003-06

GUV-I 512 Erste Hilfe Material 
2006-03

GUV-I 561 Treppen 
2005-03

GUV-SI 8027 Mehr Sicherheit bei 
Glasbruch 
2005-03

GUVV-R 181 Fußböden in Arbeits-
räumen und Arbeitsbereichen mit 
Rutschgefahr
2003-10
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GUV-I 8527 Bodenbeläge für nass-
belastete Barfußbereiche 
2004-08

GUV-SI 8070 Richtlinien zur Sicher-
heit im Unterricht, Naturwissenschaf-
ten, Technik/Arbeitslehre, Haus-
wirtschaft, Kunst, Empfehlung der 
Kultusministerkonferenz, Anlagen zu 
Richtlinien zur Sicherheit im Unter-
richt, Naturwissenschaften, Technik/
Arbeitslehre, Hauswirtschaft, Kunst 
(RISU)
2003-03

GUV-SR 2003 Umgang mit Gefahr-
stoffen im Unterricht 
2004-06

Verordnung über Versammlungs-
stätten (Versammlungsstättenver-
ordnung – VStättVO) Landesverord-
nungen; Musterverordnung MVStättV 
2002-05

Brandschutz

DIN 14096-1 Brandschutzordnung – 
Teil 1: Allgemeines und Teil A (Aus-
hang); Regeln für das Erstellen und 
das Aushängen
2000-01

DIN 14096-2 Brandschutzordnung 
– Teil 2: Teil B (für Personen ohne 
besondere Brandschutzaufgaben); 
Regeln für das Erstellen
2000-01

DIN 14096-3 Brandschutzordnung 
– Teil 3: Teil C (für Personen mit 
besonderen Brandschutzaufgaben); 
Regeln für das Erstellen
2000-01

DIN 4102-1 bis 19 Brandverhalten 
von Baustoffen und Bauteilen – Teil 
1-19

Schallschutz/Akustik

BImSchV 18 Achtzehnte Verordnung 
zur Durchführung des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes (Sportanla-
genlärmschutzverordnung),
1991-07

DIN 18041 Hörsamkeit in kleinen bis 
mittelgroßen Räumen 
2004-05

DIN 4109-1 Schallschutz im Hochbau 
– Teil 1: Anforderungen 
2006-10

DIN 4109 Schallschutz im Hochbau; 
Anforderungen und Nachweise
1989-11

DIN 4109 Beiblatt 1 Schallschutz im 
Hochbau; Ausführungsbeispiele und 
Rechenverfahren
1989-11

DIN 4109 Beiblatt 1/A1 Schallschutz 
im Hochbau; Ausführungsbeispiele 
und Rechenverfahren; Änderung A1
2003-09

DIN 4109 Beiblatt 2 Schallschutz im 
Hochbau; Hinweise für die Planung 
und Ausführung, Vorschläge für 
einen erhöhten Schallschutz; Emp-
fehlungen für den Schallschutz im 
eigenen Wohn- und Arbeitsbereich
1989-11

DIN 4109 Berichtigung 1 Berichti-
gungen zu DIN 4109/11.89, DIN 4109 
Bbl 1/11.89 und DIN DIN 4109 Bbl 
2/11.89
1992-08

DIN 4109/A1 Schallschutz im Hoch-
bau; Anforderungen und Nachweise; 
Änderung A1
2001-01
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Wärmeschutz

DIN V 4108-4 Wärmeschutz und 
Energie-Einsparung in Gebäuden 
–Teil 4: Wärme- und feuchteschutz-
technische Bemessungswerte
2004-07

DIN 4108-1 Wärmeschutz im Hoch-
bau; Größen und Einheiten 
1981-08

DIN 4108-2 Wärmeschutz und Ener-
gie- Einsparung in Gebäuden – Teil 
2: Mindestanforderungen an den 
Wärmeschutz
2003-07

DIN 4108-3 Wärmeschutz und Ener-
gie- Einsparung in Gebäuden – Teil 
3: Klimabedingter Feuchteschutz; 
Anforderungen, Berechnungsver-
fahren und Hinweise für die Planung 
und Ausführung
2001-07

DIN 4108-3 Berichtigung 1 Berichti-
gungen zu DIN 4108-3: 2001-07 
2002-04

DIN 4108-7 Wärmeschutz und Ener-
gie-Einsparung in Gebäuden – Teil 7: 
Luftdichtheit von Gebäuden, Anfor-
derungen, Planungs- und Ausfüh-
rungsempfehlungen sowie Beispiele
2001-08

Heizung

DIN V 4701-10 Energetische Bewer-
tung heiz- und raumlufttechnischer 
Anlagen – Teil 10: Heizung, Trinkwas-
sererwärmung, Lüftung
2003-08
DIN V 4701-10 Beiblatt 1 Energe-
tische Bewertung heiz- und raum-
lufttechnischer Anlagen – Teil 10: 
Diagramme und Planungshilfen für 
ausgewählte Anlagensysteme mit 
Standardkomponenten
2002-02

DIN V 4701-12 Energetische Bewer-
tung heiz- und raumlufttechnischer 
Anlagen im Bestand – Teil 12: Wär-
meerzeuger und Trinkwassererwär-
mung
2004-02

AMEV Heizbetrieb 2001 Hinweise 
für das Bedienen und Betreiben von 
heiztechnischen Anlagen in öffentli-
chen Gebäuden
2001

AMEV RLT Anlagenbau-2004 Hinwei-
se zur Planung und Ausführung von 
Raumlufttechnischen
Anlagen für öffentliche Gebäude
2004

Lüftung

DIN 1946-2 Raumlufttechnik; Ge-
sundheitstechnische Anforderungen 
(VDI-Lüftungsregeln)
1994-01

DIN 1946-7 Raumlufttechnik; Raum-
lufttechnische Anlagen in Laboratori-
en (VDI-Lüftungsregeln)
1992-06

DIN EN 12792 Lüftung von Gebäuden 
– Symbole, Terminologie und grafi-
sche Symbole
2004-01

Elektrische Anlagen:

DIN VDE 0100-723 Errichten von Nie-
derspannungsanlagen – Anforderun-
gen für Betriebsstätten, Räume und 
Anlagen besonderer Art – Teil 723: 
Unterrichtsräume und Experimentier-
einrichtungen
2003-02

AMEV Elt. Anlagen 2000 Hinweise zu 
Planung und Bau von Elektroanlagen 
in öffentlichen Gebäuden
2000

Übersicht der Richtlinien
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DIN VDE 0100-732 Errichten von 
Starkstromanlagen mit Nennspan-
nungen bis 1000 V; Unterrichtsräume 
mit Experimentierständen
1990-11

DIN VDE 0105-12 Betrieb von Stark-
stromanlagen; Besondere Festle-
gungen für das Experimentieren mit 
elektrischer Energie in Unterrichts-
räumen (VDE-Bestimmung)
1983-07

DIN VDE 0108-2 Starkstromanlagen 
und Sicherheitsstromversorgung in 
baulichen Anlagen für Menschenan-
sammlungen; Versammlungsstätten
1989-10

DIN VDE 0701-1 Instandsetzung, 
Änderung und Prüfung elektrischer 
Geräte – Teil 1: Allgemeine Anforde-
rungen
2000-09

DIN VDE 0789-100 Unterrichtsräume 
und Laboratorien; Einrichtungsge-
genstände; Sicherheitsbestimmun-
gen für energieversorgte Baueinhei-
ten (VDE-Bestimmung)
1984-05

GUV-V A3 Unfallverhütungsvorschrift 
(UVV) Elektrische Anlagen und 
Betriebsmittel mit Durchführungsan-
weisungen
1997-01

GUV-I 8524 Prüfung ortsveränderli-
cher elektrischer Betriebsmittel 
1999-02

Sanitäranlagen/Gas/Ab-
wasser/Wasser

AMEV Sanitärbau 2003 Planung und 
Ausführung von Sanitäranlagen in 
öffentlichen Gebäuden
2003

AMEV TGM 2001 Technisches Ge-
bäudemanagement als Teilaufgabe 
des Facility Managements, Schwer-

punkt: Technische Gebäudeausrüs-
tung TGA
2001

DIN 1986-3 Entwässerungsanlagen 
für Gebäude und Grundstücke – Teil 
3: Regeln für Betrieb und Wartung
2004-11

DIN 1986-30 Entwässerungsanlagen 
für Gebäude und Grundstücke – Teil 
30: Instandhaltung
2003-02

DIN 1988-1 bis 8 Technische Re-
geln für Trinkwasser-Installationen 
(TRWI); Allgemeines, Planung und 
Ausführung; Bauteile, Apparate, 
Werkstoffe; Technische Regeln des 
DVGW
1988-12

GUV-R 1/111 Sicherheitsregeln für 
Bäder 
2005-05

GUV-V D 5 Chlorung von Wasser 
mit Durchführungsanweisungen von 
1979-04
1997-01

DRGW G 621 Gasanlagen in Labo-
ratorien und naturwissenschaftlich 
– technischen Unterrichtsräumen; 
Installation und Betrieb
1989-08

DVGW G 600 Technische Regeln 
für Gas-Installationen – DVGWTRGI 
1986/1996
1996-08

DVGW G 601 Gasanlagen in Labo-
ratorien und naturwissenschaftlich- 
technischen Unterrichtsräumen; 
Installation und Betrieb
1989-08

TRG 280 Allgemeine Anforderungen 
an Druckgasbehälter – Betreiben von 
Druckgasbehältern
1995-10
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TRG 280 Allgemeine Anforderungen 
an Druckgasbehälter – Betreiben von 
Druckgasbehältern
1995-10

VDI Richtlinie 6000, Blatt 3: Ausstat-
tung von und mit Sanitärräumen. 
Versammlungsstätten und Versamm-
lungsräume
11.2007

VDI Richtlinie 6000, Blatt 6: Ausstat-
tung von und mit Sanitärräumen. 
Kindergärten, Kindertagesstätten, 
Schulen
11.2006

Beleuchtung

DIN 5035-3 Beleuchtung mit künst-
lichem Licht; Teil 3: Beleuchtung im 
Gesundheitswesen
2004-04

DIN EN 12464-2 Licht und Beleuch-
tung – Beleuchtung von Arbeitsstät-
ten – Teil 2: Arbeitsplätze im Freien; 
Deutsche Fassung prEN 12464-
2:2003
2003-04

AMEV BelBildschirm 2002 Hinweise 
für die Beleuchtung von Arbeitsplät-
zen mit Bildschirmgeräten in öffentli-
chen Gebäuden
2002

AMEV Beleuchtung 2006 Hinweise 
für die Innenraumbeleuchtung mit 
künstlichem Licht in öffentlichen 
Gebäuden
2006

DIN 5034-1 Tageslicht in Innenräu-
men – Teil 1: Allgemeine Anforderun-
gen
1999-10

DIN 5034-2 Tageslicht in Innenräu-
men; Grundlagen 
1985-02

DIN 5034-3 Tageslicht in Innenräu-
men – Teil 3: Berechnung 
2007-02

DIN 5034-5 Tageslicht in Innenräu-
men; Messung 
1993-01

DIN 5034-6 Tageslicht in Innenräu-
men – Teil 6: Vereinfachte Bestim-
mung zweckmäßiger Abmessungen 
von Oberlichtöffnungen in Dachflä-
chen
2007-02

DIN 5035-2 Beleuchtung mit künst-
lichem Licht; Richtwerte für Ar-
beitsstätten in Innenräumen und im 
Freien
1990-09

DIN 5035-4 Innenraumbeleuchtung 
mit künstlichem Licht; Spezielle 
Empfehlungen für die Beleuchtung 
von Unterrichtsräumen
1983-02

DIN 5035-6 Beleuchtung mit künstli-
chem Licht; Messung und Bewertung
2006-11

DIN 5035-7 Beleuchtung mit künstli-
chem Licht; Teil 7: Beleuchtung von 
Räumen mit Bildschirmarbeitsplät-
zen
2004-08

DIN 67526-3 Sportstättenbeleuch-
tung; Richtlinien für die Beleuchtung 
mit Tageslicht
1976-08

DIN EN 12193 Licht und Beleuchtung 
– Sportstättenbeleuchtung
2007-08

DIN EN 12464-1 Licht und Beleuch-
tung – Beleuchtung von Arbeitsstät-
ten – Teil 1: Arbeitsstätten in Innen-
räumen
2003-03

Übersicht der Richtlinien
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Einrichtungen Spiel und 
Sport:

DIN V 18032-2 Sporthallen – Hallen 
für Turnen, Spiele und Mehrzweck-
nutzung – Teil 2: Sportböden; Anfor-
derungen, Prüfungen
2001-04

DIN 18032-1 Sporthallen – Hallen 
und Räume für Sport und Mehr-
zwecknutzung – Teil 1: Grundsätze 
für die Planung
2003-09

DIN 18032-3 Sporthallen – Hallen für 
Turnen und Spielen und Mehrzweck-
nutzung – Teil 3: Prüfung der Ball-
wurfsicherheit
1997-04

DIN 18032-4 Sporthallen – Hallen für 
Turnen, Spiele und Mehrzwecknut-
zung – Teil 4: Doppelschalige Trenn-
vorhänge
2002-08

DIN 18032-5 Sporthallen – Hallen für 
Turnen, Spiele und Mehrzwecknut-
zung – Teil 5: Ausziehbare Tribünen
2002-08

DIN 18032-6 Sporthallen – Hallen für 
Turnen und Spiele; Bauliche Maß-
nahmen für Einbau und Verankerung 
von Sportgeräten
1982-04

DIN 18034 Spielplätze und Freiräu-
me zum Spielen – Anforderungen 
und Hinweise für die Planung und 
den Betrieb
1999-12

DIN 18035-1 Sportplätze – Teil 1: 
Freianlagen für Spiele und Leichtath-
letik, Planung und Maße
2003-02

DIN 18035-2 Sportplätze – Teil 2: 
Bewässerung 
2003-07

DIN 18035-3 Sportplätze – Teil 3: 
Entwässerung 
2006-09

DIN 18035-4 Sportplätze; Rasenflä-
chen 
1991-07

DIN 18035-5 Sportplätze; Tennenflä-
chen 2007-08

DIN 18035-5 Sportplätze – Teil 5: 
Tennenflächen 
2006-01

DIN 18035-6 Sportplätze; Kunst-
stoffflächen 
1992-07

DIN V 18035-6 Sportplätze – Teil 6; 
Kunststoffflächen 
2004-10

DIN V 18035-7 Sportplätze – Teil 6; 
Kunststoffrasenflächen 
2002-06

DIN EN 15330 Sportböden – Über-
wiegend für den Außenbereich 
hergestellte Kunststoffrasenflächen 
– Anforderungen
2005-10

DIN EN 14904 Sportböden – Mehr-
zweck-Sporthallenböden – Anfor-
derungen; Deutsche Fassung EN 
14904:2006
2006-07

DIN EN 14877 Kunststoffflächen auf 
Sportanlagen im Freien – Anforde-
rungen
2004-04

DIN EN 13200-1 Zuschaueranlagen 
– Teil 1: Kriterien für die räumliche 
Anordnung von Zuschauerplätzen – 
Anforderungen
2004-05

DIN EN 13200-3 Zuschaueranlagen 
– Teil 3: Abschrankungen – Anforde-
rungen
2006-03
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DIN EN 13200-4 Zuschaueranlagen – 
Teil 4: Sitze, Produktmerkmale 
2004-11

DIN EN 13200-5 Zuschaueranlagen 
– Teil 5: Ausfahrbare (ausziehbare) 
Tribünen
2006-10

DIN EN 13200-6 Zuschaueranlagen – 
Teil 6: Demontierbare (provisorische) 
Tribünen
2006-10

DIN EN 15288-1 Schwimmbäder – 
Teil 1: Sicherheitstechnische Anfor-
derungen an die Konstruktion
2005-08

DIN EN 15288-2 Schwimmbäder – 
Teil 2: Sicherheitstechnische Anfor-
derungen an den Betrieb
2005.10

DIN EN 1176 Beiblatt 1 Spielplatzge-
räte – Sicherheitstechnische Anfor-
derungen und Prüfverfahren; Erläu-
terungen
2003-06

DIN EN 1176-1 Spielplatzgeräte – Teil 
1: Allgemeine sicherheitstechnische 
Anforderungen und Prüfverfahren
2003-07

DIN EN 1176-2 Spielplatzgeräte – Teil 
2: Zusätzliche besondere sicher-
heitstechnische Anforderungen und 
Prüfverfahren für Schaukeln
2003-07

DIN EN 1176-3 Spielplatzgeräte – Teil 
3: Zusätzliche besondere sicher-
heitstechnische Anforderungen und 
Prüfverfahren für Rutschen
2003-07

DIN EN 1176-4 Spielplatzgeräte – Teil 
4: Zusätzliche besondere sicher-
heitstechnische Anforderungen und 
Prüfverfahren für Seilbahnen
2003-07

DIN EN 1176-5 Spielplatzgeräte – Teil 
5: Zusätzliche besondere sicher-
heitstechnische Anforderungen und 
Prüfverfahren für Karussells
2003-07

DIN EN 1176-6 Spielplatzgeräte – Teil 
6: Zusätzliche besondere sicher-
heitstechnische
Anforderungen und Prüfverfahren für 
Wippgeräte
2003-07

DIN EN 1176-7 Spielplatzgeräte – Teil 
7: Anleitung für Installation, Inspekti-
on, Wartung und Betrieb
1997-11

GUV-SI 8073 Schulhöfe – planen – 
gestalten - nutzen 
2005-06

GUV-SI 8014 Naturnahe Spielräume 
2006-01

GUV-SI 8017 Außenspielflächen und 
Spielplatzgeräte 
2005-05

GUV-SI 8013 Sicher nach oben...
Klettern in der Schule 
1999-08

GUV-SI 8018 Giftpflanzen – Be-
schauen, nicht kauen 
2006-11

Barrierefreiheit

DIN 18030 Barrierefreies Bauen - 
Planungsgrundlagen 
2006-01

AMEV Aufzug 2002 Hinweise für 
die Planung von Aufzugsanlagen in 
öffentlichen Gebäuden
2002

DIN 18024-1 Barrierefreies Bauen 
–Teil1: Straßen, Plätze Wege, öffent-
liche Verkehrs- und Grünanlagen so-
wie Spielplätze; Planungsgrundlagen 
( in Bearbeitung: DIN 18070 „Barri-

Übersicht der Richtlinien
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erefreies Bauen – Planungsgrund-
lagen – Öffentlicher Verkehrs- und 
Freiraum“ welche die DIN 18024-1 
ersetzen wird)
1998-01

DIN 18024-2 Barrierefreies Bauen 
–Teil 2: Öffentlich zugängige Gebäu-
de und Arbeitsstätten; Planungs-
grundlagen (wurde zurück gezogen 
und durch die DIN 18040-1 „Barrie-
refreies Bauen-Planungsgrundlagen 
– Teil 1: Öffentlich zugängliche 
Gebäude“ ersetzt; Oktober 2010; ist 
in Baden-Württemberg jedoch noch 
nicht in der Liste der technische Bau-
bestimmungen aufgenommen)
1996-11

DIN 33942 Barrierefreie Spielplatz-
geräte – Sicherheitstechnische An-
forderungen und Prüfverfahren
2002-08

Ausstattung/Mobiliar

DIN EN 1271 Spielfeldgeräte – Vol-
leyballgeräte – Funktionelle und si-
cherheitstechnische Anforderungen, 
Prüfverfahren
2002-12

DIN EN 748 Spielfeldgeräte – Fuß-
balltore – Funktionelle und sicher-
heitstechnische Anforderungen, 
Prüfverfahren;
2002-12

DIN EN 749 Spielfeldgeräte – Hand-
balltore – Funktionelle und sicher-
heitstechnische Anforderungen, 
Prüfverfahren
2002-12

DIN EN 750 Spielfeldgeräte – Ho-
ckeytore – Funktionelle und sicher-
heitstechnische Anforderungen, 
Prüfverfahren
2002-12

DIN EN 1729-1 Möbel – Stühle und 
Tische für Bildungseinrichtungen, 
Teil 1: Funktionsmaße
2006-09

DIN EN 1729-2 Möbel – Stühle und 
Tische für Bildungseinrichtungen, 
Teil 2: Sicherheitstechnische Anfor-
derungen und Prüfungen
2006-09

DIN ISO 5970 Stühle und Tische für 
Bildungseinrichtungen, Funktions-
maße
1981-01

DIN EN 14434 Wandtafeln für Bil-
dungseinrichtungen - Ergonomische, 
technische und sicherheitstechni-
sche Anforderungen und Prüfverfah-
ren
2005-03

GUV-SI 8016 Sichere Schultafeln 
1990-04

DIN 7899 Spielfeldgeräte – Bas-
ketballgeräte – Anforderungen und 
Prüfverfahren
1999-10

DIN 7910 Turn- und Gymnastikgeräte 
– Sprossenwände – Anforderungen 
und Prüfverfahren
1999-08

DIN 7911-1 Turn- und Gymnastik-
geräte – Klettereinrichtungen – Teil 
1: Gitterleitern; Anforderungen und 
Prüfverfahren
1999-08

DIN EN 12197 Turngeräte – Reck – 
Sicherheitstechnische Anforderun-
gen und Prüfverfahren;
1997-08

DIN EN 12346 Turngeräte – Spros-
senwände, Gitterleitern und Klet-
terrahmen – Sicherheitstechnische 
Anforderungen und Prüfverfahren
1998-08

Analysefeld 15
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DIN EN 12655 Turngeräte – Ringeein-
richtungen – Funktionelle und si-
cherheitstechnische Anforderungen, 
Prüfverfahren
1998-10

DIN EN 1270 Spielfeldgeräte – Bas-
ketballgeräte – Funktionelle und si-
cherheitstechnische Anforderungen, 
Prüfverfahren
2000-12

DIN EN 1271 Spielfeldgeräte – Vol-
leyballgeräte – Funktionelle und si-
cherheitstechnische Anforderungen, 
Prüfverfahren Deutsche Fassung EN 
1271: 1998 + A1: 2000
2000-12

DIN EN 748 Spielfeldgeräte – Fuß-
balltore – Funktionelle und sicher-
heitstechnische Anforderungen, 
Prüfverfahren
1999-02

DIN EN 749 Spielfeldgeräte – Hand-
balltore – Funktionelle und sicher-
heitstechnische Anforderungen, 
Prüfverfahren
1999-02

DIN EN 750 Spielfeldgeräte – Ho-
ckeytore – Funktionelle und sicher-
heitstechnische Anforderungen, 
Prüfverfahren
1999-02

GUV-SI 8009 Sicher und fit am PC in 
der Schule; Mindestanforderungen 
an Bildschirmarbeitsplätze in Fach-
räumen für Informatik
2002-06

GUV-SI 8011 Richtig sitzen in der 
Schule; Mindestanforderungen an 
Tische und Stühle in allgemeinbil-
denden Schulen
1999-04

AMEV Energie 2000 Hinweise zur 
Sicherstellung einer wirtschaftlichen 
und umweltverträglichen und spar-
samen Verwendung von Energie und 
Wasser, insbesondere bei Betrieb 

und Nutzung öffentlicher Gebäude
2000

AMEV Wartung 2002 Wartung, Ins-
pektion und damit verbundene kleine 
Instandsetzungsarbeiten von techni-
schen Anlagen und Einrichtungen in 
öffentlichen Gebäuden Vertragsmus-
ter, Bestandsliste, Leistungskatalog
2002

Kosten/Flächen/ 
Rauminhalte

DIN 18960 Nutzungskosten im Hoch-
bau 
2008-02

DIN 276-1 Kosten im Bauwesen – 
Teil 1 Hochbau 
2006-11

DIN 277-1 Grundflächen und Raum-
inhalte von Bauwerken im Hochbau 
- Teil 1: Begriffe, Ermittlungsgrund-
lagen
2005-02

DIN 277-2 Grundflächen und Raum-
inhalte von Bauwerken im Hochbau 
- Teil 2:Gliederung der Netto-Grund-
fläche (Nutzflächen, Technische 
Funktionsflächen und Verkehrsflä-
chen)
2005-02

DIN 277-3 Grundflächen und Raum-
inhalte von Bauwerken im Hochbau – 
Teil 3: Mengen und Bezugseinheiten
2005-04

DIN 77400 Reinigungsdienstleistun-
gen Schulgebäude, Anforderungen 
an die Reinigung
2003-09

Übersicht der Richtlinien
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Rahmen und Richtlinien  
für einen leistungsfähigen
Schulbau in Deutschland
— Fazit

Fazit
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Die untersuchten Richtlinien, Leitlinien und Empfehlungen  
unterscheiden sich nicht nur in ihren Flächenangaben  
und ihren Anforderungen an Schulräume, sondern auch  
in ihrer Verbindlichkeit, in ihrer grundsätzlichen Struktur 
und in ihrer pädagogischen und schulorganisatorischen 
Ausrichtung. 

I  Zusammenfassende Charakterisierung der Richtlinien

Die Schulbaurichtlinien in Deutschland beinhalten bauauf-
sichtliche Anforderungen, die neben den Landesbauord-
nungen speziell für Schulbauten gelten. Grundlage ist die 
Musterschulbaurichtlinie der Fachkommission „Bauauf-
sicht“ der ARGEBAU-Ministerkonferenz.
Bei den untersuchten Bundesländern gibt es in Nord-
rhein-Westfalen und in Sachsen Schulbaurichtlinien.  
Des Weiteren gibt es in Baden-Württemberg und Sachsen 
Förderrichtlinien, die die Finanzierung bzw. Förderung 
beim Schulbau durch die beiden Bundesländer regelt.

In Baden-Württemberg gibt es zu den Förderrichtlinien 
noch Schulbauempfehlungen, die Anforderungen an 
Lage, Grundstücksmerkmale und unterschiedliche Räume 
sowie an den Ausbau und an die technische Ausstattung 
neu zu errichtender Schulen formulieren.

Bremen verzichtet auf Förder- oder Schulbaurichtlinien 
und hat stattdessen einen Schulstandortplan entwickelt. 
Außer der Flächenvorgabe für das Klassenzimmer, den 
Empfehlungen für die Gestaltung des Klassenzimmers 
und der Festlegung von Räumen, die durch die Inklusion 
und die Ganztagesangebot notwendig werden, trifft Bre-
men keine weiteren Aussagen zu Flächen und zur Aus-
stattung und Gestaltung von Schulgebäuden.

Die Schulbauempfehlungen von Sachsen sind außer 
Kraft getreten.
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Die Bereinigte Sammlung der Schulvorschriften in Nord-
rhein-Westfalen (BASS) enthält ein Musterraumprogramm 
für alle Schulformen und Zügigkeiten.

Die Schulbauleitlinie der Stadt Köln ergänzt die Flächen-
vorgaben der BASS um Differenzierungsräume, um  
Flächen für individuelle Angebote im Rahmen eines  
zukünftigen inklusiven Unterrichts und um Forderungen  
zur Ausstattung aller Schulen für den Ganztagsbereich. 
Ferner werden die im Musterraumprogramm aufgelisteten 
Räume und deren pädagogische Anforderungen  
beschrieben.

Die Qualitätskriterien der Stadt Herford ergänzen die 
Richtlinien von Nordrhein-Westfalen um Qualitätsbe-
schreibungen der Lehr- und Lernräume, die ganztägig 
und für Kinder mit unterschiedlichen Lernvoraus- 
setzungen und verschiedener sozialer Herkunft genutzt 
werden können.

Die Schulbaurichtlinien des Kantons Zürich enthalten An-
forderungen aus baulicher Sicht und eine Beschreibung 
der pädagogischen und schulorganisatorischen Bedürf-
nisse, geben Mindeststandards und Flächenrichtwerte  
vor und zeigen die Verfahren auf. Sie bilden damit die 
Grundlage für die Förderung durch den Kanton. 

Ähnlich umfassend sind die Schulbaurichtlinien für  
Bozen aufgebaut. Sie sind umfangreicher, da sie detail-
lierter die Anforderungen an die einzelnen Räume be-
schreiben, bauaufsichtliche Anforderungen integrieren, 
Anforderungen zur technischen Ausstattung enthalten, 
Flächenrichtwerte vorgeben, Verfahren und Prozesse  
beschreiben und Beispiele zur Anregung enthalten.

Die Richtlinien in Österreich beinhalten weder Anforde-
rungen zur Gestaltung der Räume noch Flächenrichtwerte 
oder Angaben zu notwendigen Verfahren und Prozessen. 
Sie enthalten sehr detaillierte technische und bauauf-
sichtliche Vorgaben, die teilweise durch pädagogische  
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Anforderungen ergänzt werden. Wegen der jeweils für 
sich stehenden einzelnen Kapitel sind die als Sammelord-
ner angelegten Richtlinien sehr umfangreich.

Für die Planung von Deutschen Auslandsschulen gilt ein 
Musterraumprogramm, das minimale Erläuterungen  
enthält. Des Weiteren werden die Schulbaurichtlinien von 
NRW und verschiedene deutsche Vorschriften für die  
Planung herangezogen.

II  Inhaltliche Bewertung der Richtlinien

Bei der vergleichenden Analyse der Richtlinien wird deut-
lich, dass die Schulbaurichtlinien für Bozen viele Anfor-
derungen der in der Einleitung erwähnten „10 Thesen für 
eine zukunftsfähige Schule“ bereits enthalten. Vor allem 
bei der Forderung nach mehr Fläche für die Klassenzim-
mer bzw. den allgemeinen Lern- und Lehrbereich geben 
die Richtlinien Richtwerte an, die z.B. um 40 % höher lie-
gen als in Baden-Württemberg.

Auch in Bozen wird der Umgang mit Bestandsgebäuden, 
der aufgrund des hohen Sanierungsstaus an Schulen 
einerseits und des demografischen Wandels andererseits 
an Wichtigkeit gewinnt, in den Richtlinien behandelt.
Ebenso ist die Forderung nach der Festlegung von Ver-
fahren und der Einbindung aller am Bau Beteiligten (Pla-
nern, Behörden, Pädagogen) in den Schulbaurichtlinien 
berücksichtigt. Auch heute immer wichtig werdende The-
men wie Nachhaltigkeit und Dauerhaftigkeit von Gebäu-
den im Blick auf spätere Umnutzungen werden in den Bo-
zener Richtlinien thematisiert. Aufgrund der Überzeugung, 
dass ein architektonisch gut gestaltetes Gebäude bilden-
de Wirkungen auf die Entwicklung der Schüler/innen hat, 
fordern die Richtlinien für die Planung der Schulen den 
Architekturwettbewerb als wichtiges Mittel, qualitätsvolle 
Architektur zu generieren.
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Auch die Richtlinien des Kantons Zürich berücksichtigen 
viele Anforderungen an eine zukunftsfähige Schule. Auch 
dort wird von einem höheren Flächenbedarf für den Un-
terrichtsraum ausgegangen, so dass ansatzweise Platz 
für unterschiedliche Lernarrangements vorhanden ist. Da 
der Bedarf an neuen Schulen in den letzten 10 Jahren 
im Kanton Zürich sehr hoch war und folglich viele neue 
Schulgebäude entstanden sind, beziehen sich die Richtli-
nien vornehmlich auf die Errichtung von Neubauten.

In den ausgewählten Richtlinien in Deutschland (Baden-
Württemberg, Sachsen, Nordrhein-Westfalen, Deutsche 
Auslandschulen) findet man nur wenige oder auch gar 
keine Anforderungen, die dem zugrunde gelegten Bild 
einer zukunftsfähigen Schule entsprechen, da der Schul-
träger die Kommune und nicht das Land ist. Aufgrund 
dieser Tatsache haben die Städte Köln und Herford die 
Initiative ergriffen und eigene Empfehlungen entwickelt. 
Diese berücksichtigen die geänderten pädagogischen 
Anforderungen an die Lernräume, den Ausbau zur Ganz-
tagsschule und - zumindest Köln – ansatzweise auch die 
Anforderungen durch die inklusive Schule. Aspekte wie 
die Forderung nach hochwertiger Architektur und Ver-
fahrensfestlegungen sowie die Beteiligung der Schulen 
an Planungsprozessen werden, wenn überhaupt, nur am 
Rande behandelt.

Die Richtlinien für Österreich sparen bewusst die Be-
schreibung von Schulbauqualitäten und die Vorgabe von 
Flächenrichtwerten aus, um den Planern einen kreati-
ven Freiraum zu gewährleisten. Daher finden sich in den 
Richtlinien nur allgemeine und knappe Aussagen zu den 
Anforderungen an Lernräume und Schulgebäude. Aller-
dings enthalten die Richtlinien eine Vielzahl von techni-
schen Anforderungen, die an Schulgebäude und deren 
Räumlichkeiten gestellt werden.

Bremen nimmt eine Sonderstellung ein, da der Schulent-
wicklungs- und Standortplan sowie die Anmerkungen zur 
Gestaltung von Klassenzimmern nur wenige Aussagen 
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zur Gestaltung von Schulräumen und zu Flächenvorgaben 
enthalten. Aufgrund der pädagogischen Anforderungen 
des Schulentwicklungsplans werden zusätzliche Räume 
und ein vergrößertes Klassenzimmer, für die jeweiligen 
Alterstufen unterschiedlich, notwendig. Dadurch werden 
dem Planer und den Behörden große Freiheiten in der 
Planung von Schulen eingeräumt. Die Frage ist nur, ob 
diese Freiheiten kreativ ausgeschöpft werden oder eher 
zur Ratlosigkeit führen.

Grundsätzlich lässt sich zu allen Richtlinien feststellen, 
dass sie für die Einrichtung und Gestaltung von Lehrer-
arbeitsplätzen keine wirklich zukunftsweisende Lösung 
aufzeigen. 

III  Anwendungspraxis und Wirksamkeit

Um die Forschungsfragen abschließend zu beantworten 
und um zu klären, ob sich das durch die Vergleichsstudie 
entstandene Bild auch in der Praxis so darstellt, bedarf es 
einer zweiten Phase, in der die Anwendungspraxis und 
Wirkungsweise der Richtlinien untersucht wird. Aus unse-
rer Sicht sind folgende Fragestellungen für diese Phase 
wichtig:

—  Wie wird über die Finanzierung und Förderung 
entschieden, wenn es kein Musterraumprogramm 
als Bezugsrahmen gibt?

–  Greifen die Behörden auf veraltete und nicht mehr 
gültige Planungshinweise zurück, wenn keine  
aktuellen Vorgaben und Empfehlungen bestehen?

–  Entspricht der Umfang und Inhalt der Richtlinien 
den Bedürfnissen nach Hilfestellungen für alle  
an der Planung Beteiligten (Planer, Behörden,  
Pädagogen)?

–  Werden die gezeigten Beispiele wie im Fall  
der Bozener Richtlinien als hilfreich für Planer,  
Behörden und Pädagogen gesehen?
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–  Wenn in den Richtlinien keine Angaben über das 
Verfahren beim Neu-, An- und Umbau von  
Schulen gemacht werden, wie laufen dann die 
Prozesse in den verschiedenen Städten, Ländern, 
Provinzen und Kantonen ab, und welche  
Personenkreise werden einbezogen?

IV   Vorschläge zur Ausgestaltung neuer Rahmenvorga-
ben für den Schulbau

Als Ergebnis der vorliegenden Vergleichstudie und vor 
dem Hintergrund praktischer Erfahrungen im Schulbau 
ziehen wir Schlussfolgerungen und formulieren damit 
erste Vorschläge für den Inhalt neuer Rahmenvorgaben, 
die in den bevorstehenden Werkstattgesprächen zur  
Anwendungspraxis und Wirksamkeit der Richtlinien über-
prüft werden und gegebenenfalls in den weiteren  
Erarbeitungsprozess einfließen sollten.

1. Die föderalismusbedingte Streubreite unterschiedli-
cher Vorgaben der verschiedenen Bundesländer ist  
inhaltlich nicht nachvollziehbar. Es muss bundesweit  
einen gemeinsamen Rahmen geben, der so offen formu-
liert wird, dass er ortsspezifische Variationen nicht nur 
 ermöglicht, sondern ausdrücklich herausfordert.

2. Es müssen ausreichende Flächenvorgaben für Unter-
richts- und Differenzierungsflächen festgelegt werden,  
die differenzierte Lern- und Lehrformen zulassen und  
insbesondere auch eine inklusive und eine über den  
ganzen Tag verteilte Schule berücksichtigen.

Die Vergleichsstudie zeigt, dass es bei den Flächenvor-
gaben enorme Differenzen zwischen den einzelnen Bun-
desländern gibt. Vor allem weichen die Vorgaben für den 
allgemeinen Unterrichtsbereich – Klassenzimmer und 
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Gruppen- bzw. Differenzierungsraum – stark voneinander 
ab. Einem baden-württembergischen Grundschüler wer-
den nur 1,9 – 2,35 m2 zugestanden, während einem Köl-
ner Grundschüler 3 m2 und einem Grundschüler in Zürich 
3,6 m2 Unterrichtsfläche im erweiterten Klassenzimmer 
zur Verfügung stehen.

Daher sehen wir an dieser Stelle einen dringenden For-
schungsbedarf: Wie viel Fläche ist zwingend notwendig, 
um differenzierte und differenzierende Lernformen zu 
zulassen? In eine solche Erhebung wären nicht nur die 
Klassenräume einzubeziehen, sondern auch angrenzende 
multifunktional nutzbare Erschließungsflächen und Klein-
gruppenräume. Empirische Basis für eine solche Studie 
könnten gründliche Unterrichtsbeobachtungen an Schu-
len liefern, die den Ansprüchen der Schulinspektionen 
oder den Kriterien des Deutschen Schulpreises beispiel-
gebend entsprechen. Diese Unterrichtsbeobachtungen 
müssten gemeinsam von Schulbauarchitekten und Päda-
gogen durchgeführt werden.

Auffallend ist, dass in Richtlinien, in denen die Vorgaben 
großzügiger bemessen sind (z.B. Bozen), die Nutzung  
der Verkehrsflächen nicht zwingend vorgeschrieben wird,  
da Unterrichts- und Differenzierungsflächen für ausrei-
chend gehalten werden. 

3. Das veränderte Verständnis von Lehren und Lernen in 
der Schule, das sich mit Stichworten wie Individualisie-
rung und Differenzierung, schüleraktive Methoden, Rolle 
der neuen Medien, Inklusive Schule, Ganztagsschule, 
längeres gemeinsames Lernen, Vernetzung in regionale 
Bildungslandschaften u.ä. kennzeichnen lässt, erfordert 
auch eine neue Definition der Lehrerarbeitsplätze.

Ein Vorschlag könnte sein, die Größenfestlegung und Ge-
staltung dem jeweiligen Schulträger zu überlassen (siehe 
Nordrhein-Westfalen). Allerdings würden Empfehlungen 
zur Bemessung und Gestaltung des Lehrerbereichs eher 
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zur Verbesserung und angemessenen Gestaltung der 
Lehrerarbeitsplätze und -aufenthaltsbereiche führen. Der 
Ausbau der Ganztagsschulen hat nur in Ausnahmefällen 
dazu geführt, dass ausreichende Arbeitsplätze für die 
Lehrer geschaffen wurden. Arbeitsstättenrichtlinien oder 
sonstige Vorgaben für die Gestaltung von Arbeitsplätzen 
werden bei der Planung bisher nicht herangezogen.

4. Der mit diesen Stichworten angedeutete Verände-
rungsprozess darf nicht mit neuen normativen und klein-
teiligen quantitativen Vorgaben für Einzelräume beantwor-
tet werden. Es muss vielmehr qualitative Empfehlungen 
und eine pauschale Flächenfestlegung je Schüler/in für 
einzelne Bereiche geben, ergänzt durch Beispiele, wie  
bestimmte Funktionseinheiten zusammengefasst oder 
aber auch bewusst getrennt werden können, etwa bei der 
Koppelung von Unterrichtsflächen, Differenzierungsräu-
men und multifunktionalen Verkehrsflächen. Oder auch 
bei der Koppelung von Aula, Foyer und Mensa. Oder  
bei der Zusammenschaltung von naturwissenschaftlichen 
Laborplätzen.

Die Flächenvorgaben und die Empfehlungen/Richtlinien 
sollen die Schule und die Architekten bei der Planung 
unterstützen und sie nicht durch starre Festlegungen 
einschränken. Je nach Konzeption der Schule besteht die 
allgemeine Unterrichtsfläche aus einem Klassenzimmer 
mit Gruppenraum und Leseecken sowie Arbeitsplätzen 
auf dem Flur oder aus einer offenen Großraumfläche oder 
aus großzügig dimensionierten Klassenzimmern. Daher 
empfiehlt es sich nicht, feste Größen für einzelne Räume 
(Klassenzimmer, Gruppenraum) festzulegen. Vielmehr 
sollte eine allgemeine Unterrichtsfläche je Schüler/in 
festgesetzt werden. 
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5. Da das Schulgebäude als der „dritte Pädagoge“ fun-
giert, ist es unabdingbar, dass die Sicherstellung von 
hoher architektonischer Qualität Bestandteil neuer Rah-
menvorgaben für den Schulbau wird.

Die Situation in Zürich und Bozen zeigt, dass durch die 
Verankerung der Forderung nach hoher architektonischer 
und städtebaulicher Qualität in den Schulbaurichtlinien 
und die Vorgabe, dass Planungswettbewerbe durchge-
führt werden sollen, sehr gute Ergebnisse ermöglicht 
werden. In Bozen scheint man erkannt zu haben, dass die 
positive Erfahrung mit architektonischer Qualität und die 
Tatsache, dass das Schulgebäude den Dialog zwischen 
Lehrenden und Lernenden unterstützt und fördert, sich 
günstig auf die kulturelle Entwicklung der Kinder und 
Jugendlichen auswirken kann. Auch im Kanton Zürich 
zeigen die zahlreich entstandenen Schulneubauten, dass 
Planungswettbewerbe und die Auffassung, dass gute 
Schulbauten eine wichtige Investition in die Zukunft sind, 
zu hochwertigen Schulgebäuden führen. 

6. Die Bemessung von Fördermitteln muss z. B. durch 
eine Schulpauschale wesentlich vereinfacht werden. Da-
bei geht es um eine pauschale Zuweisung des Landes 
zur Unterstützung der kommunalen Aufwendungen im 
Schulbereich: für den Bau, die Modernisierung und Sanie-
rung, für den Erwerb, für Miete und Leasing, Einrichtung 
und Ausstattung von Schulgebäuden/Schulsportstätten.

Um den Schulträger mehr Freiheit bei der Konzeption und 
Planung einer Schule zu geben, bedarf es einer Anpas-
sung der zum Teil noch gültigen Förderrichtlinien. Eine 
alleinige Bindung an ein festes Musterraumprogramm, 
das auf einem veralteten Verständnis von Schule beruht, 
und an ein Verhältnis von Programm- und Verkehrsfläche, 
das von einer Schule ausgeht, wie sie vor hundert Jahren 
gedacht und geplant wurde, ist nicht mehr angemessen 
und sinnvoll. 
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7. Als Teil einer gewachsenen Stadtkultur ist ästhetisch 
und funktional mit bestehenden Gebäuden sensibel  
umzugehen.

Aufgrund des demographischen Wandels und des daraus 
resultierenden Verzichts auf den Neubau von Schulen 
sowie des Sanierungsstaus stehen Schulen und Archi-
tekten vor der Aufgabe, sich mit dem Um- und Anbau 
von bestehenden Schulgebäuden auseinanderzusetzen 
und gute Lösungen innerhalb der vorhandenen Gebäu-
destrukturen zu erarbeiten. Daher gilt es, in Schulbauvor-
gaben bzw. -empfehlungen explizit auf den Umgang mit 
Bestandsgebäuden einzugehen. Am Beispiel der Bremer 
Vorgaben zeigt sich, dass man mit wenigen Vorgaben und 
ausführlichen pädagogischen Zielsetzungen überzeugen-
de Lösungen entwickeln kann. Die Erfahrungen mit den 
Minimalvorgaben gilt es in den erwähnten Werkstattge-
sprächen zu überprüfen.

8. Im Blick auf die Ressourcensicherung ist neben der 
energetischen Optimierung vor allem die Anpassungs-
fähigkeit und Dauerhaftigkeit von neu zu erstellenden 
Schulgebäuden ein besonderes Gewicht zu geben.

Oft führt die Kostenminimierung zu Einsparungen bei den 
verwendeten Materialien und Einbauten. Das führt wie-
derum dazu, dass Gebäude entstehen, die nicht die für 
eine Schule erforderliche Robustheit aufweisen und nur 
eingeschränkt dauerhaft sind. Nachhaltige Schulgebäude 
zeichnen sich vor allem dadurch aus, dass sie über einen 
langen Zeitraum vielfältig zu nutzen sind. Ihre Gebäu-
destruktur lässt Maßnahmen zur Erweiterung sowie zur 
Verkleinerung oder Umnutzung der Schule zu. 

9. Intensive Einbeziehung des pädagogischen Sach-
verstands bereits vor den Planungswettbewerben sowie 
produktive Konsultationen während der Planungsphase 
müssen sicherstellen, dass ein hoher Standard der päda-
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gogischen wie der architektonischen Qualität gewähr- 
leistet ist. 

In den meisten Richtlinien finden sich keine Angaben zu 
Planungsverfahren und Nutzerbeteiligungsprozessen. Sie 
werden höchstens erwähnt, aber es wird zum Beispiel 
nicht beschrieben, in welchem Umfang bzw. zu welchem 
Zeitpunkt sie erfolgen sollten. Wenn Schulbauempfehlun-
gen und -leitlinien Pädagogen, Behörden und Architekten 
bei der Neu- und Umplanung von Schulen unterstützen 
sollen, dann sollten sie auch Empfehlungen für Planungs-
verfahren und Nutzerbeteiligungsprozesse beinhalten. 
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